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Protokoll

über die 62. Sitzung vom 9. Mai 2018

Beginn: 10:02 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren! Ich 
bitte Sie, Ihre Plätze einzunehmen und die Gespräche einzu-
stellen bzw. nach außerhalb des Plenarsaals zu verlagern, soll-
ten sie ganz wichtig sein. – Vielen Dank.

Einen wunderschönen guten Morgen! Ich eröffne die 62. Sit-
zung des 16. Landtags von Baden-Württemberg.

Von der Teilnahmepflicht befreit sind Herr Abg. Hinderer, 
Herr Abg. Kopp sowie Herr Abg. Palka.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich ganztägig 
Herr Minister Untersteller und ab dem Nachmittag Frau 
Staatssekretärin Gurr-Hirsch. Außerdem ist Frau Staatsrätin 
Erler ganztägig entschuldigt.

Auf Ihren Tischen finden Sie einen Vorschlag der Fraktion der 
CDU für Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen (An-
lage). – Ich stelle fest, dass Sie den vorgeschlagenen Umbe-
setzungen zustimmen. Vielen Dank.

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tagesordnung 
möchte ich auf den heutigen Europatag hinweisen. Der Euro-
patag erinnert uns an die Erklärung des französischen Außen-
ministers Schuman vom 9. Mai 1950. Er sagte: 

Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne 
schöpferische Anstrengungen, die der Größe der Bedro-
hung entsprechen.

Die Bedrohung durch Krieg scheint heute gebannt, auch dank 
des Friedensprojekts der europäischen Einigung. Aber auch 
heute brauchen wir schöpferische Anstrengungen, um die eu-
ropäische Idee gegen den Rückfall in alten Nationalismus zu 
stärken. Dabei bin ich optimistisch.

Am Montag diskutierten hier im Plenarsaal rund 400 Jugend-
liche über Europa. Auch alle Fraktionen waren vertreten. Wir 
haben erlebt, dass diese jungen Menschen Europa leben. Bei 
aller Kritik, die ebenfalls zur Sprache kam, sind sie überzeug-
te Europäerinnen und Europäer. Von ihren Ideen und ihrem 
Schwung dürfen wir uns gern inspirieren lassen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, verweise ich auf 
den Antrag der Fraktion der FDP/DVP – Die Lage in der Lan-
deserstaufnahmeeinrichtung (LEA) Ellwangen nach der Ge-
walt gegen die Polizei bei einer versuchten Abschiebung und 
den Polizeieinsätzen in der LEA Ellwangen im April/Mai 2018 
– Herausforderung der Politik –, Drucksache 16/4024.

Für diesen Antrag hat die FDP/DVP-Fraktion nach § 57 Ab-
satz 3 der Geschäftsordnung die Dringlicherklärung beantragt. 

Bevor wir in die Geschäftsordnungsdebatte eintreten – Herr 
Dr. Rülke, der Fraktionsvorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, 
hat sich zur Geschäftsordnung schon gemeldet –, gebe ich fol-
genden Hinweis: Im Rahmen der Geschäftsordnungsdebatte 
darf nur zur Dringlichkeit Stellung genommen werden. Ich 
bitte Sie, die inhaltliche Debatte später zu führen. 

Nun erteile ich das Wort für die FDP/DVP-Fraktion Herrn 
Fraktionsvorsitzenden Dr. Rülke.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie haben, Frau Präsidentin, 
dankenswerterweise auf den vorliegenden Dringlichkeitsan-
trag hingewiesen. Gern begründe ich kurz die Dringlichkeit 
dieses Antrags. 

Es ist uns aber auch dringlich, bereits an dieser Stelle deutlich 
zu machen, dass die Aufklärung, die, glaube ich, die Bevöl-
kerung und auch der Landtag von Baden-Württemberg erwar-
ten, eine Aufklärung ist, die Aufklärung durch die Politik be-
gehrt und die sich nicht gegen die Arbeit der Polizei in die-
sem Land richtet und schon gar nicht gegen die Polizisten, die 
man nach Ellwangen geschickt hat. Dies in aller Deutlichkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD)

Dennoch sind die Ereignisse in der vergangenen Woche in der 
Landeserstaufnahmestelle in Ellwangen verstörend, verstö-
rend für die Bevölkerung. In der Nacht zum 30. April hat es 
dort offensichtlich eine Zusammenrottung gegeben, die dazu 
geführt hat, dass die Polizei, die dorthin geschickt wurde, um 
einen Flüchtling abzuschieben, einen rechtskräftigen Be-
schluss zu vollziehen, sich zurückziehen musste. Erst am 
3. Mai konnte dann diese Abschiebung durchgesetzt werden.

Es stellt sich die Frage, ob wir in Baden-Württemberg rechts-
freie Räume haben. Ich sage das in aller Deutlichkeit. Herr 
Ministerpräsident, weil Sie gestern kritisiert haben, was da 
aus der Opposition kam: Der Begriff „Staatsversagen“ kam 
nicht von uns, er kam von anderen. Wenn Sie kritisieren, dass 
man vor rechtsfreien Räumen warnt, dann müssen Sie das, 
was Sie auf Ihrem eigenen Parteitag gesagt haben, auch kriti-
sieren, denn Sie haben diesen Begriff selbst verwandt, Herr 
Ministerpräsident.

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Hermann Katzen-
stein GRÜNE: Zur Dringlichkeit! – Abg. Thomas 
Blenke CDU: Jetzt sprechen Sie also doch zur Sache, 

oder?)

– Nein, nicht zur Sache, sondern zur Dringlichkeit.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Das ist bei Ihnen nicht 
immer ganz erkennbar!)
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Ich will deutlich machen, warum die Bevölkerung dringend 
Aufklärung braucht. Denn es muss deutlich werden, dass es 
keine rechtsfreien Räume gibt. Wenn mittlerweile bekannt ist, 
dass im Jahr 2017 von 145 Abschiebungen in Ellwangen nur 
30 durchgesetzt werden konnten, dann wird deutlich, dass es 
dringend ist, die Bevölkerung aufzuklären. 

Es ist auch dringend, die Bevölkerung darüber aufzuklären, 
wie die Zeitläufe waren. Der Innenminister hat erklärt: Am 
Montag durfte man die Bevölkerung noch nicht informieren. 
Das hätte die Zusammenrotter in Ellwangen gewarnt. – Aber 
am Mittwoch kann man sie dann informieren. – Es ist nicht 
plausibel, warum diese Vorlaufzeit gebraucht wird.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Denn wenn die am Mittwoch wissen, dass die Polizei mögli-
cherweise am Donnerstag kommt, dann ist das auch nicht bes-
ser, als wenn sie es am Montag schon erfahren.

Wir möchten auch wissen, wie die Informationswege waren 
und warum der Ministerpräsident nicht informiert wurde. 
Oder wurde er informiert? Wie waren diese Abläufe? Es ist 
dringend, dass die Bevölkerung erfährt, ob der Ministerpräsi-
dent über solch verstörende Ereignisse informiert wird oder 
nicht. Denn offensichtlich, Herr Minister Strobl, ist ja auch 
der Ministerpräsident mit diesen Entwicklungen nicht zufrie-
den. Der Ministerpräsident hat bei seiner gestrigen Regie-
rungspressekonferenz gesagt – –

(Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Rülke!

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ich komme gleich 
zum Ende.

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie vor allem zur 
Dringlichkeit, bitte.

(Heiterkeit – Beifall des Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP)

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Es ist dringend, zu 
erfahren, ob der Ministerpräsident – das vermuten wir – sei-
nen Innenminister gemeint hat, als er gestern sagte, es sei nicht 
einfach, von der Bundes- zur Landespolitik zu kommen. – Da 
können Sie eigentlich nur Ihren Innenminister gemeint haben.

Meine Damen und Herren, wir begehren Aufklärung. Deshalb 
beantragen wir, dass wir unter Tagesordnungspunkt 6 über 
diesen dringlichen Antrag diskutieren.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir werden die Dringlichkeit beja-
hen. Das Thema wäre sowieso – ich schaue den Kollegen 
Wolfgang Reinhart an – heute auf die Tagesordnung gekom-
men. Dafür hätte unser Koalitionspartner, der das Vorschlags-
recht für die Aktuelle Debatte hat, gesorgt. Es gibt gar keinen 

Anlass, Herr Rülke, für diese Kraftmeierei, die Sie jetzt bei 
der Dringlichkeit an den Tag legen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Wir haben in Deutschland und in Baden-Württemberg einen 
funktionierenden Rechtsstaat,

(Beifall des Abg. Karl Rombach CDU)

und die Regeln des Rechtsstaats sind von jedem und jeder ein-
zuhalten, ohne Wenn und Aber. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Andreas 
Stoch SPD: Was hat das mit Dringlichkeit zu tun?)

Wir verurteilen die Angriffe auf die Polizei. Die an den Über-
griffen beteiligten Personen müssen hierfür zur Rechenschaft 
gezogen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Wolfgang 
Drexler SPD: Zur Dringlichkeit!)

Jede Person, die sich bei uns aufhält, muss sich an Recht und 
Gesetz halten.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU – Glocke der Präsi-
dentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Schwarz, ich muss 
auch Sie an dieser Stelle darauf hinweisen, zur Dringlichkeit 
zu reden. – Danke.

(Beifall des Abg. Daniel Rottmann AfD)

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ich trete ja der Argumen-
tation des Kollegen Rülke entgegen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein! Das tun Sie ge-
rade nicht! – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 

Also ist es nicht dringlich?)

Deswegen ist es mir wichtig, noch mal klar zum Ausdruck zu 
bringen, dass wir den Polizistinnen und Polizisten für den um-
sichtigen und konsequenten Einsatz danken.

Weil Herr Rülke den Ministerpräsidenten und das Innenmi-
nisterium angesprochen hat, kann ich ganz klar sagen: Es war 
absolut richtig, konsequent und umsichtig, wie die Polizei und 
das Innenministerium vorgegangen sind, und auch die Öffent-
lichkeitsarbeit war korrekt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Reinhart. 

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch wir wissen und ma-
chen heute unmissverständlich klar: Für Gewalt gegen Poli-
zisten gibt es in unserem Land keine Rechtfertigung. 

(Beifall bei der CDU, Abgeordneten der Grünen und 
der SPD sowie der Abg. Carola Wolle AfD)

Deswegen haben wir auch der Dringlichkeit zugestimmt, da-
mit nicht ein falscher Eindruck entsteht. Denn schon für die 
Sitzung des Innenausschusses in der nächsten Woche war ei-
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ne Beratung terminiert, sodass die Dringlichkeit damit eigent-
lich bereits beantwortet gewesen wäre. – Der Kollege Binder 
nickt, zu Recht.

Aber ich will hier schon sagen, wenn die Beratung nun auf 
heute vorgezogen wird: Es ist klar, dass die Polizei besonnen 
und der Rechtsstaat durchsetzungsstark gehandelt haben und 
dass der Minister richtig entschieden hat. Das werden wir auch 
nachher unter Punkt 6 deutlich machen. Aber wir werden jetzt 
keine vorgezogene Debatte führen. 

Beide Koalitionsfraktionen haben beschlossen – das wissen 
alle –, dass wir die Dringlichkeit entgegenkommenderweise 
nicht ablehnen werden, obwohl die Beratung im Innenaus-
schuss schon terminiert ist. Vielmehr stimmen wir einer Dis-
kussion über das Thema schon heute unter Punkt 6 der Tages-
ordnung zu. Da hat auch der Minister Gelegenheit, Stellung 
zu nehmen. 

Es geht um das Vertrauen in die Durchsetzungskraft des Staa-
tes. Dahinter stehen wir. Hier liegt kein Staatsversagen vor. 
Ganz im Gegenteil: Der Staat hat hier klare Regeln durchge-
setzt, und das war richtig so.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Gögel. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Die FDP/DVP hat einen Eilantrag zu Ellwangen am 
3. Mai eingereicht, die AfD bereits einen Tag davor einen nor-
malen Antrag.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Am 2. Mai? 
Da war es noch gar nicht bekannt!)

– Einen Tag vor Ihnen. Ich weiß jetzt nicht, ob es der 3. oder 
der 2. Mai war. 

Einen Eilantrag, um hier im Parlament polemisch über die 
Vorgänge in Ellwangen zu diskutieren, halten wir von der AfD 
für völlig verfehlt. 

(Beifall bei der AfD)

Wir haben eine Sondersitzung des Innenausschusses verlangt. 
Wir haben auch mit Ihrer Fraktion darüber gesprochen, ob Sie 
sich diesem Wunsch anschließen können. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wir haben 
eine bessere Idee gehabt!)

– Das behaupten Sie, dass Ihre Idee hier besser war. – Ich den-
ke, Ellwangen ist sicher sehr dringlich. Die Aufklärung über 
die Vorgänge in und um Ellwangen ist sehr dringlich, insbe-
sondere in Bezug auf den Zeitraum zwischen der Tat in der 
Nacht zum Montag und der Information des Innenministers; 
bis dahin waren mehr als 60 Stunden vergangen. Der Minis-
terpräsident konnte gestern noch keine klare Auskunft darü-
ber geben, wann und von wem er eigentlich von dieser Tat un-
terrichtet wurde. 

Ob wir das aber hier am späten Nachmittag in einer Fünf-Mi-
nuten-Debatte miteinander – polemisch – austauschen kön-
nen, 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Das hängt ganz 
von Ihnen ab!) 

das wird die Frage sein. Ob der Innenminister bereit ist, de-
tailliert auf diese Fragen einzugehen, vor allem, ob er über-
haupt schon über die Informationen verfügt, bleibt abzuwar-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Vereinzelt Hei-
terkeit – Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/

DVP) 

Meine Damen und Herren, es handelt sich hier in Ellwangen 
um ein klares Staatsversagen, und daran gibt es nichts zu rüt-
teln.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

In der gesamten Nachkriegsgeschichte gab es noch nie die Si-
tuation, dass ein Gefangener in Polizeigewahrsam von einem 
Mob freigepresst werden konnte.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Jetzt sind wir schon wie-
der bei der Polemik! – Weitere Zurufe)

Das war einmalig. 

(Glocke der Präsidentin) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Denken Sie an die RAF-Zeiten zu-
rück. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. An-
dreas Schwarz GRÜNE – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Gögel! 

(Glocke der Präsidentin) 

Abg. Bernd Gögel AfD: Ich komme zum Schluss. 

Präsidentin Muhterem Aras: Reden Sie vor allem zur Dring-
lichkeit. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Sie haben hier die Polizei, Sie ha-
ben Leib und Leben von Polizisten gefährdet. Das kann und 
darf sich in diesem Land auf keinen Fall wiederholen.

Danke.

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke 

FDP/DVP: Das war jetzt polemikfrei!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Stoch.

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Wir werden als SPD-Fraktion ebenfalls 
der Dringlichkeit zustimmen. Wir sind hier in einer Geschäfts-
ordnungsdebatte. Deswegen möchte ich etwas zur Dringlich-
keit sagen.

Wir sehen im Hinblick auf die Vorfälle von Ellwangen die 
Dringlichkeit nicht ernsthaft als gegeben. Wir glauben näm-
lich, dass der Rechtsstaat in diesem Fall gezeigt hat, dass er 
handlungsfähig ist, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU)
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Was jedoch an dieser Sache dringlich ist, sind die absurden 
Vorwürfe wie z. B. das Wort „Staatsversagen“. Der Staat hat 
in diesem Fall durch seine Polizei gezeigt, dass er Recht und 
Gesetz durchsetzt. Es war richtig, was die Polizei in Ellwan-
gen gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU – 
Abg. Bernd Gögel AfD: Deshalb demonstrieren sie 

heute! – Zuruf des Abg. Udo Stein AfD) 

Deswegen ist dieser Antrag auch für dringlich zu erklären: Es 
geht darum, diese absurden Vorwürfe gegen die Polizei aus 
der Welt zu schaffen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU – 
Abg. Karl Zimmermann CDU: Die beste Rede in die-

ser Legislaturperiode!)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren – 
ich darf um etwas Ruhe bitten –, nachdem die Argumente aus-
getauscht sind und ich keine weiteren Wortmeldungen habe, 
kommen wir zur Abstimmung über den Antrag, den Antrag 
der Fraktion der FDP/DVP, Drucksache 16/4024, für dring-
lich zu erklären. Wer der Dringlicherklärung dieses Antrags 
zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. –

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Geht doch! 
– Gegenruf des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Das 

hättet ihr doch viel einfacher haben können!)

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Der Dringlicherklärung 
des Antrags wurde damit einstimmig zugestimmt. Vielen 
Dank.

Nachdem der Antrag nun für dringlich erklärt worden ist, müs-
sen wir noch über die Platzierung auf der Tagesordnung ab-
stimmen. Es ist vorgeschlagen worden, den dringlichen An-
trag als Tagesordnungspunkt 6 neu mit folgenden Redezeiten 
aufzunehmen: Begründung fünf Minuten, Aussprache fünf 
Minuten je Fraktion bei gestaffelten Redezeiten. Wer diesem 
Vorschlag zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist diesem Vor-
schlag mehrheitlich zugestimmt. Vielen Dank.

Der dringliche Antrag wird damit heute Nachmittag als neu-
er Punkt 6 aufgerufen. Die nachfolgenden Tagesordnungs-
punkte verschieben sich entsprechend.

Wir treten nun in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Für eine starke und einige EU: Klare 
Prioritäten für Europas Zukunft – beantragt von der 
Fraktion der CDU

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung. Ich darf die Landesregierung bitten, 
sich ebenfalls an den vorgegebenen Redezeitrahmen zu hal-
ten.

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 unserer Geschäftsord-
nung verweisen, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte 
die Aussprache in freier Rede zu führen ist.

Für die Fraktion der CDU erteile ich Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Dr. Reinhart das Wort.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute Morgen beginnt in 
Münster der Katholikentag mit dem Appell und Leitmotiv 
„Suche Frieden“. Die Präsidentin hat eben in ihrem Eingangs-
wort Robert Schuman mit dem Satz zitiert: „Der Friede der 
Welt kann nicht gewahrt werden ohne europäische Einigung.“ 
Heute begehen wir in ganz Europa den Europatag, und wir er-
innern damit an diese berühmte Pariser Rede von Robert 
Schuman. 

Ein weiteres Zitat:

Europa lässt sich nicht mit einem Schlage herstellen ... 
Es wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst 
eine Solidarität der Tat schaffen.

So hat Schuman damals die Idee eines wachsenden Europas 
beschrieben. Und heute, 70 Jahre später, steht fest: Der Plan, 
den er damals skizziert hat, ist aufgegangen. Die europäische 
Einigung ist eine welthistorische Erfolgsgeschichte, ein bei-
spielloses zivilisatorisches Projekt und ein epochales Frie-
denswerk. Darauf können wir stolz sein, und das dürfen wir 
niemals preisgeben.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der FDP/DVP)

Europa entstand nämlich ganz im Sinne von Schuman im 
Konkreten. Es wurde immer wieder verändert, gestaltet, neu 
justiert. Ein berühmter Satz lautet ja: „Europa ist wie ein Fahr-
rad: Entweder es bewegt sich vorwärts, oder es fällt um.“ 
Manchmal muss man vielleicht auch einmal langsamer fah-
ren oder den Ständer herunterklappen, innehalten, damit es 
stabil bleibt. Aber Europa hat immer Rückschläge verarbei-
tet, es hat dazugelernt, und gerade das ist seine Stärke. 

An einem solchen Punkt stehen wir aber auch heute wieder. 
Niemand hat je gesagt, dieses Europa sei ohne Fehler. Der 
größte Fehler wäre es aber, Europa deshalb abzuschreiben, 
aufs Spiel zu setzen oder gar zu bekämpfen. 

Europa hat gerade jetzt, in diesem Jahr 2018, eine veränderte 
Bedeutung, andere Aufgaben als 1950. Es muss mehr Verant-
wortung in der Welt übernehmen. Es muss Antworten geben 
auf die heutigen großen Weltprobleme wie Migration, Terro-
rismus und Umweltschutz sowie auch auf die Gestaltung der 
Digitalisierung. 

Nur gemeinsam werden wir künftig noch im Konzert der Gro-
ßen mitspielen können. Die Frage wird immer sein: Entwi-
ckelt sich die zukünftige Welt bipolar – nämlich Amerika und 
Asien – oder tripolar, eben mit Europa zusammen? 

Nur gemeinsam können wir unsere politischen und wirtschaft-
lichen Interessen wahren, aber auch unsere Werte – siehe Ka-
tholikentag heute – in der Welt vertreten und damit Sicherheit 
gewährleisten. Nur ein einiges Europa wird in einer zukünf-
tigen Weltordnung noch eine gewichtige Rolle spielen kön-
nen – eben zwischen Amerika und Asien.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der FDP/DVP)
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Mit 450 Millionen Menschen ist Europa immer noch die größ-
te Handelsmacht der Erde und bleibt ein globaler Faktor. 27 
Nationalstaaten sind ansonsten oft Kleinstaaterei, und gerade 
Baden-Württemberg als Exportland Nummer 1 profitiert von 
Europa besonders – auch heute. 

Wir brauchen aber Europa auch für den Schutz unserer Gren-
zen. Deshalb müssen wir Frontex stärken. Wir brauchen Eu-
ropa für unsere Verteidigung. Wir brauchen es darüber hinaus 
für den Kampf für den Freihandel. Heute Morgen haben wir 
gehört: wieder kritische Entscheidungen auch der amerikani-
schen Regierung. Gerade deshalb muss Europa zusammen-
stehen.

Daher: Nationale Egoismen sind keine Lösung. Bei uns in der 
Union hieß es immer: Unsere Zukunft heißt Europa.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der FDP/DVP)

Keine Frage: Europa ist Work in Progress, eine ständige Bau-
stelle, eine laufende Evolutionsgeschichte. Am „Haus Euro-
pa“, wie es Helmut Kohl immer genannt hat, muss man stän-
dig arbeiten. Das heißt, wir müssen auch die Webfehler der 
Währungsunion beheben und die Eurozone und den europäi-
schen Wirtschaftsraum weiter stabilisieren. Wir brauchen ei-
nen schlagkräftigen europäischen Währungsfonds, damit Eu-
ropa handlungsfähiger und krisenfester wird. Das hat auch die 
Kanzlerin dieser Tage betont. Was wir aber nicht brauchen, ist 
die Vergemeinschaftung von Schulden. Klar muss sein: Haf-
tung und Risiko gehören zusammen – auch in Europa. 

(Abg. Anton Baron AfD: Sie wissen doch selbst, dass 
sie kommt, die Einlagensicherung!)

– Nein, Herr Kollege. Wir wollen ein Europa der klaren Ver-
antwortlichkeiten und nicht die Auflösung von Verantwortung. 
Sie sind ja gegen Europa. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Das stimmt doch nicht! – Abg. Bernd Gö-

gel AfD: Ein absoluter Quatsch!)

Das ist das Problem, und das ist nicht in unserem Interesse. 
Wir wollen ein Europa, das die regionalen und nationalen Be-
sonderheiten respektiert. Wir haben immer gesagt: ein Euro-
pa der Regionen, ein Europa der Subsidiarität. Deshalb weh-
ren wir uns auch, wenn Brüssel unsere Volksbanken oder 
Sparkassen in ein einheitliches Haftungssystem zwingen will. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Auch der neue Mehrjährige Finanzrahmen muss die Prioritä-
ten für eine starke, einige, handlungsfähige und zeitgemäße 
Europäische Union klar abbilden. Dazu wird der Kollege Köß-
ler nachher noch Stellung nehmen. 

Ich will hier für unsere Fraktion klar sagen: Wir bekennen uns 
zu einem aufgewerteten EU-Haushalt, der Wettbewerbsfähig-
keit, Wachstum und Beschäftigung in ganz Europa fördert 

(Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

und Europa die Ressourcen gibt, die es für seine künftigen 
Aufgaben braucht. 

Wir haben mit Günther Oettinger, dem Kommissar, erst vor 
wenigen Wochen hier eine Veranstaltung gemacht. 

(Lachen bei der AfD)

Ich will schon deutlich sagen: Uns liegt am Herzen, was Ade-
nauer begonnen und Helmut Kohl fortgeführt hat und was 
heute Angela Merkel vertritt.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Uns ist wichtig, auch in Erinnerung an unsere Gründer: Zwei 
Erzengel standen am Tor von Europa, nämlich der Erzengel 
der Freiheit – „Nie wieder Knechtschaft!“ – und der Erzengel 
des Friedens – „Nie wieder Krieg!“.

Darum muss es gerade an einem Tag wie heute gehen. Dafür 
werden wir immer kämpfen.

(Beifall bei der CDU, den Grünen und der SPD – Zu-
ruf von der AfD: Halleluja!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Herrn Fraktionsvorsitzenden Schwarz das Wort.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Erhalten, was unser höchstes gemein-
sames Gut ist: 

(Zuruf von der AfD: Freiheit!)

der Friede. Sichern, was uns ausmacht: Freiheit, Demokratie 
und Menschenrechte. Stärken, was uns zusammenhält: Fair-
ness und Solidarität. Voranbringen, was wir nur gemeinsam 
erreichen können: Klimaschutz. Garantieren, was wir alle 
brauchen: Sicherheit. Fördern, was vor Ort am besten gelingt: 
der Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern. Finanzieren, 
was es uns wert ist: Europa. 

Meiner Fraktion liegt die Zukunft der Europäischen Union am 
Herzen. Ich kann nahtlos an das anschließen, was Kollege 
Reinhart gesagt hat: Europa, die Europäische Union, ist un-
sere Zukunft.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Andreas Kenner SPD – Vereinzelt 

Beifall bei der FDP/DVP)

Seit über 70 Jahren leben wir in Deutschland in Frieden und 
Freiheit. Kaum ein anderes Land innerhalb der Europäischen 
Union hat in den letzten Jahrzehnten wirtschaftlich und finan-
ziell so stark von der europäischen Einigung profitiert wie 
Deutschland.

(Abg. Anton Baron AfD: Das ist ein Gerücht!)

Wir in Baden-Württemberg wissen, was wir an der Europäi-
schen Union haben, an der Partnerschaft mit unseren europä-
ischen Nachbarn und ganz besonders an der Partnerschaft mit 
Frankreich. Wir leben in einer der stärksten Regionen Euro-
pas. Als Grenzregion haben wir unseren Wohlstand ganz maß-
geblich der Europäischen Union zu verdanken: dem Binnen-
markt ohne Schlagbäume, EU-weit geltenden Regelungen, die 
den Export unserer Produkte vereinfachen und den Import aus 
den Nachbarländern, den Partnerländern erleichtern.

(Zuruf des Abg. Stefan Herre AfD) 



3662

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 62. Sitzung – Mittwoch, 9. Mai 2018
(Andreas Schwarz) 

Wir verdanken der EU die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit entlang unserer Außengrenzen und letztendlich die Frei-
heit, in anderen Ländern ohne große Probleme leben, arbei-
ten, studieren oder lernen zu können. Es ist daher richtig: Eu-
ropa gehört in Baden-Württemberg zur Staatsräson. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Baden-Württemberg ist innerhalb der Europäischen Union die 
Region mit der höchsten Innovationskraft. In keiner anderen 
europäischen Region wird ein so hoher Anteil an der Wirt-
schaftsleistung in Forschung und Entwicklung investiert. Nir-
gendwo ist der Anteil der Erwerbstätigen in forschungsinten-
siven Industriezweigen höher. Nirgendwo werden mehr Pa-
tente angemeldet als hierzulande. 

Als Exportland Nummer 1 profitiert Baden-Württemberg wie 
kaum eine andere Region von der Einbindung in die europä-
ische Gemeinschaft. In der laufenden EU-Förderperiode er-
hält unser Land knapp 5 Milliarden € aus den Förderprogram-
men des EU-Haushalts – 

(Zurufe von der AfD, u. a.: Wir zahlen doch ein! – 
Unruhe) 

Mittel, die wir einsetzen für die regionale Strukturentwick-
lung, für grenzübergreifende Mobilität, für Forschung und 
Entwicklung und für Integrationsmaßnahmen wie beispiels-
weise die Welcome Center in Baden-Württemberg. 

Der Mehrjährige Finanzrahmen für die nächsten Jahre liegt 
nun vor. Ich finde, Günther Oettinger hat hier einen weitsich-
tigen, einen ambitionierten Vorschlag gemacht – hierfür an 
dieser Stelle mein ganz ausdrücklicher Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Die Zukunft der Europäischen Union muss uns viel wert sein 
– gerade uns Deutschen. Daher muss die Bundesregierung 
Verantwortung übernehmen, um die Europäische Union zu 
stärken. Sie muss dafür sorgen, dass die Bundesrepublik in 
fairer Lastenverteilung ihren Beitrag zum künftigen Finanz-
rahmen leistet. 

Wir begrüßen, dass die Europäische Union mehr Mittel für 
Sicherheit, für den Schutz der Außengrenzen, für Migration 
zur Verfügung stellen möchte. Das ist geradezu eine europä-
ische Aufgabe. 

Für Investitionen und für das Forschungsrahmenprogramm 
Horizon 2020 sollen 60 % mehr Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

Gut so, Herr Oettinger! Auch die Mittel für das Umweltpro-
gramm LIFE und das Austauschprogramm Erasmus+ sollen 
verdoppelt werden. Davon werden wir in Baden-Württemberg 
in hohem Maß profitieren: unsere Universitäten und Hoch-
schulen, die Studentinnen und Studenten ebenso wie die Schü-
lerinnen und Schüler in unserem Land, das Klima, die Um-
welt und die Landwirtschaft. 

Der viel beschworene europäische Mehrwert wird dadurch 
unmittelbar für alle sichtbar und erlebbar; er bekommt ein Ge-
sicht. Das ist Politik für die Zukunft. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Der französische Präsident Macron hat Vorschläge für eine 
demokratischere, nachhaltige, solidarische Europäische Uni-
on vorgelegt. Er hat Wege aus der Eurokrise aufgezeigt, und 
diese Vorschläge müssen wir aufgreifen. Wir unterstützen die 
Idee Macrons, weil ein Eurobudget Investitionen für gemein-
same Innovationen ermöglichen kann. Die Bundesregierung 
muss dem Vordenker Macron die ausgestreckte Hand reichen. 

(Lachen des Abg. Stefan Räpple AfD)

Sie muss seine Ideen aufgreifen; wir müssen sie umsetzen. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Wir müssen gar nichts!)

Die Erwartungshaltung an die Bundesrepublik Deutschland 
ist groß. Die Bundesregierung muss eigene Vorschläge zu den 
großen europäischen Fragen in die Debatte einbringen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Wir brauchen jetzt einen entschlossenen Schritt nach vorn. 
Wir müssen Wege finden, die heute beschritten werden kön-
nen und nicht erst in zehn Jahren: Wege zu einer Bankenuni-
on, 

(Zurufe von der AfD: Aha! – Hört, hört!)

zu einem europäischen Währungsfonds, zu einer Einlagensi-
cherung. Wir brauchen im Finanzbereich endlich krisenfeste 
Regeln für die Banken, für die Finanzmärkte, für eine gemein-
same Steuerpolitik. Auch im Kampf gegen die Finanzkrise 
nützt uns nur die europäische Zusammenarbeit. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Greifen wir heute die Vorschläge von Jean-Claude Juncker 
und Emmanuel Macron auf, entwickeln wir sie gemeinsam 
weiter, im Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern hier im 
Land! Das ist Zukunft, und davon profitieren dann die Bürge-
rinnen und Bürger in Baden-Württemberg. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Merz. 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
werte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Zuallererst: Unser Ministerpräsident in spe kann, wie an-
dere Redner auch, nicht unterscheiden zwischen dem Konti-
nent Europa und dem politischen Konstrukt EU, das sich in 
Europa breitgemacht hat. 

(Beifall bei der AfD)

Großbritannien ist aus der EU ausgetreten. Nicht umsonst 
wird England als das Mutterland der modernen Demokratie 
bezeichnet – die Mehrheit der Briten hat, wie wir nun gese-
hen haben, immer noch ein feines Gespür dafür, von welchen 
Entwicklungen man besser Abstand nimmt. 

(Beifall bei der AfD)
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Doch Frankreichs Präsident Macron sagte im Januar, dass 
auch die Franzosen beschließen würden, die EU zu verlassen, 
wenn sie nur die Möglichkeit hätten, darüber abzustimmen.

(Zuruf der AfD: Hört, hört!)

Interessant an dieser Aussage ist insbesondere der Zusatz: 
Wenn sie nur die Möglichkeit hätten, darüber abzustimmen. 
Doch dies wird den Franzosen so wenig zugestanden wie uns 
Deutschen. Nicht ein einziger EU-Vertrag wurde uns zur 
Volksabstimmung vorgelegt. Dabei ist ganz klar: Über die 
Verfasstheit eines Volkes darf einzig und allein der Souverän, 
nämlich das Volk selbst, bestimmen.

Die Folge daraus, die allein die Altparteien zu verantworten 
haben: Die EU ist illegitim, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

nicht nur in ihren zahlreichen Auswüchsen, sondern auch als 
Ganzes. Großbritannien ist ausgetreten, weil es sich nicht wei-
ter dem Brüsseler Zentralstaatswahnsinn unterwerfen möch-
te – ein antidemokratischer, zerstörerischer EU-Zentralismus, 
der von vielen in Europa heute – falsch – gar als ein von 
Deutschland dominierter Zentralismus gesehen wird. Wir dür-
fen uns daher nicht über so manche Feindseligkeiten anderer 
Völker wundern, die unter diesem EU-Zentralismus ebenso 
leiden wie wir. 

Wie freundschaftlich, wie freundlich und kooperativ waren 
europäische Staaten früher, vor diesem Spaltpilz Euro und vor 
den heutigen Umverteilungskämpfen! Reihenweise wenden 
sich Bürger – inzwischen sind es Abermillionen – in der gan-
zen EU vom politischen Wahnsinn ab, für den die Altpartei-
en – auch in anderen Ländern – stehen und verantwortlich 
sind. In Italien verfügen „Fünf Sterne“ und Lega Nord nun 
über die Mehrheit im Parlament. In Frankreich konnte Le Pen 
nur verhindert werden durch eine Auslöschung der dortigen 
Altparteien und den vom EU-Establishment als Heiligen ver-
klärten Schulz – sorry: Macron. Die Liste ließe sich lange fort-
setzen – in Finnland, in Österreich, in den Niederlanden usw.

Es stellen sich zwei Fragen: Warum wenden sich immer mehr 
Menschen vom EU-Wahnsinn ab? Wie kann eine bessere EU-
Politik aussehen?

Zur ersten Frage: Das politische Konzept der EU ist geschei-
tert –

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Was?)

sozial, wirtschaftlich, währungspolitisch und ebenso in prak-
tisch allen anderen Bereichen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Dr. Timm 
Kern FDP/DVP: Das ist doch Unsinn!)

Wo immer Aufgaben oder Rechte von Deutschland weg auf die 
EU übertragen wurden, da war ein Niedergang für Deutschland 
die Folge. 

(Lachen – Zuruf der Abg. Sabine Wölfle SPD)

Ich rede nun nicht nur von Kohls Verrat an der einstmals so-
lidesten und härtesten Währung der Nachkriegsgeschichte, der 
D-Mark, sondern ich rede auch von heutigen EU-Bestrebun-
gen wie der Einlagensicherung oder der Arbeitslosenversiche-

rung usw. Das alles hat in Deutschland optimal funktioniert, 
und alles wird nun bestenfalls Mittelmaß und wird zum Vehi-
kel einer weiteren EU-Umverteilung. 

Wirtschaftlich ist Europa ein Trümmerfeld. Griechenland ver-
sinkt in Armut, die Industrieproduktion Italiens liegt auf dem 
Niveau der Achtzigerjahre. Alle EU-Nationen haben im welt-
weiten Vergleich relativ an Wohlstand verloren, während an-
dere Länder mit vergleichbarer Ausgangslage, Japan oder die 
USA, sich positiv entwickelt haben – von Ostasien insgesamt 
ganz zu schweigen. Die EU selbst sagt voraus, dass bis 2050 
keine einzige europäische Nation mehr zu den sieben führen-
den Wirtschaftsmächten der Welt zählen wird.

(Zuruf der AfD: Hört, hört!)

Nur, dass genau sie daran schuld ist, das wird geflissentlich 
verschwiegen. Die Währung, die Europa-Lire, genannt Euro, 
ist ein unfassbares Fiasko. Mit der unvorstellbaren Summe 
von fast 1 000 Milliarden € finanzieren die Bürger und Bür-
gerinnen Deutschlands an allen Parlamenten vorbei die EU 
derzeit per TARGET2. 

1 000 Milliarden € schulden in TARGET2 andere EU-Länder 
Deutschland. Was nützt Deutschland ein Wirtschafts- und Ex-
portboom der vergangenen Jahre, wenn die hieraus resultie-
renden offenen Rechnungen der anderen für Deutschland nie-
mals ausgeglichen werden? Dann haben wir nämlich die letz-
ten Jahre alles Exportierte verschenkt, alles umsonst erarbei-
tet.

(Beifall bei der AfD)

Jede Frau, jeder Mann, jedes – auch neugeborene – Kind ist 
in Deutschland bei TARGET2 mit 12 500 € pro Kopf dabei, 
um diese wirtschaftliche Währungsabsurdität namens Euro 
aufrechtzuerhalten. 

Hinzu kommt das Risiko für die von der EZB aufgekauften 
Staatsanleihen von über 2 000 Milliarden €, für die am Ende, 
wenn die Staatsbankrotte in der EU kommen, Deutschland 
mithaftet – und wenn kein anderer Mithafter da sein wird, 
dann wohl Deutschland allein. 

Sie, die Altparteien, haben den sicheren Wohlstand und die 
Zukunft Deutschlands auf dem Altar Ihres nahezu wahnhaft 
pseudoreligiösen EU- und Eurofanatismus geopfert. 

(Beifall bei der AfD)

Zur eingangs gestellten zweiten Frage: Wie kann eine besse-
re EU-Politik aussehen? Wir, die AfD, wollen ein demokrati-
sches, selbstbewusstes, friedliches und prosperierendes Euro-
pa. Wir wollen ein Deutschland in Europa, in dem die Bürger 
selbst über ihre Verhältnisse entscheiden. 

(Zuruf des Abg. Raimund Haser CDU) 

Wir lehnen die fortgesetzte Auspressung der deutschen Steu-
erzahler für irgendwelche EU-Umverteilungen 

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU) 

und EU-Umtriebe, welche meist nur der Eigenrechtfertigung 
dieses Bürokratiemolochs EU dienen, ab. 

(Unruhe)
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Wir kämpfen dagegen – Stichwort TTIP –, dass Bürger sich 
gegen internationale Abkommen und Konzerne nicht mehr 
wirksam wehren können. 

Wir wollen, dass Entscheidungsmacht und Mittelverwendung 
so nah wie möglich bei den betroffenen Bürgern bleiben, in 
den Kommunen, in den Landkreisen, 

(Zuruf von der AfD: Bravo!)

in den Bundesländern und im Nationalstaat. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Bravo!)

Wir, die AfD, wollen starke und selbstbestimmte National-
staaten in einem europäischen Staatenbund und nicht irgend 
so einen EU-Bundesstaat, in welchem Regionen noch die ein-
zige politisch korrekte Differenzierung darstellen. 

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen kein „Europistan“ von Lappland bis Andalusien, 
in dem bald überall dasselbe EU-heruntergewirtschaftete Ein-
heitselend herrscht 

(Lachen des Abg. Winfried Mack CDU – Zuruf des 
Abg. Winfried Mack CDU) 

mit – das wage ich zu prophezeien – bald EU-planwirtschaft-
lichen Ansätzen. 

(Unruhe)

– Sie werden sehen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das einzige 
Elend, das ich sehe, ist die AfD!)

Wir wollen starke Bürger, die über ihre Verhältnisse selbst ent-
scheiden, Bürger, die nicht per Steuern und Sozialabgaben bis 
aufs Blut ausgepresst werden. Deutschland hat laut neuesten 
Zahlen der OECD weltweit die zweithöchste Belastung der 
Bürger mit Steuern und Abgaben – 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

auch dank der EU. 

Wir wollen Bürger, die wohlhabend sind, selbstbewusst, mit 
kultureller Erdung und in enger Verbindung zu ihren Mitmen-
schen. Und wir wünschen uns das auch für jedes andere Land 
Europas. 

(Beifall bei der AfD)

Ein Europa selbstbestimmter Staaten und jeweiliger Heimat-
länder, das ist das wahre Europa der Vielfalt. 

(Beifall des Abg. Anton Baron AfD)

Das ist das Europa, das Innovation und Fortschritt hervor-
brachte und nur so auch weiterhin hervorbringen kann. Brüs-
seler Zentralismus ist das Rezept für Zwietracht und Nieder-
gang. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ein europäischer Staatenbund selbstbestimmter Nationalstaa-
ten und Heimatländer ist das Rezept für Erfolg und Fortschritt. 
Dafür stehen wir, die AfD, im Landtag von Baden-Württem-
berg. 

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Stoch. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Jetzt kommt wieder Ni-
veau hier rein!)

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Ich glaube, nach einer solchen Rede, wie 
wir sie gerade gehört haben, 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Schrecklich!)

ist es umso wichtiger, eines deutlich zu machen: Baden-Würt-
temberg als Teil Deutschlands ist ein Teil eines erfolgreichen 
Kontinents, und dieser erfolgreiche Kontinent heißt Europa. 
Dazu hat die Europäische Union einen ganz wesentlichen Bei-
trag geleistet. 

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP – Zuruf von der AfD) 

Ich möchte noch einmal auf die Gründungsgeschichte der Eu-
ropäischen Union zurückkommen. Die Frau Präsidentin hat 
vorhin einleitend aus der Schuman-Erklärung zitiert: 

Der Friede der Welt kann nicht gewahrt werden ohne 
schöpferische Anstrengungen, die der Größe der Bedro-
hung entsprechen. 

Diese Aussage aus der Schuman-Erklärung aus dem Jahr 1950 
ist heute aktueller denn je. Auch die Feststellung des damali-
gen französischen Außenministers, dass Europa durch kon-
krete Tatsachen entstehen wird, hat nichts von ihrer Aktuali-
tät eingebüßt. Übersetzt heißt das nämlich ganz schlicht: Die 
Menschen müssen auch heute, im Jahr 2018, endlich wieder 
erkennen, dass Europa gebraucht wird, dass Europa handfes-
te und nachvollziehbare Ergebnisse zeigt, um den Mehrwert 
von Europa für die Menschen auch täglich erfahrbar zu ma-
chen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Ja, auch Selbstkritik ist angezeigt. 68 Jahre nach Schumans 
Gründungsrede ist heute der europäische Zusammenhalt ge-
fährdet, 

(Zuruf von der AfD: Warum?)

und die europäische Solidarität ist deshalb wichtiger denn je. 
Ein starkes Europa ist aus unserer Sicht  d e r  politische, fi-
nanzielle, ökonomische und auch soziale Stabilitätsanker an-
gesichts der globalen Herausforderungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ohne die Europäische Union werden wir viele Herausforde-
rungen nicht bewältigen, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)
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Da gibt es längst nicht nur die ökonomische Dimension. Eu-
ropa muss Weltmächten wie den USA oder China heute auf 
den Wirtschaftsmärkten standhalten. Aber wenn Sie sich mal 
die Mühe machen, heute die aktuellsten Onlinemeldungen an-
zuschauen: Im SPIEGEL war heute um 9 Uhr zu lesen: „US-Aus-
stieg aus Iran-Abkommen“, Überschrift: „Europas Stunde“. 
Glaubt denn irgendjemand ernsthaft, dass europäische Natio-
nalstaaten dieses Problem lösen? Nur Europa kann in diesem 
Konzert der Großmächte eine Lösung bieten und für Frieden 
auf dieser Welt sorgen.

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP)

Gerade angesichts dieser Szenarien ist Europa heute notwen-
diger denn je, um diese Zukunftsaufgaben zu lösen. Europa 
muss daher nach innen wie nach außen beschützt und ge-
schützt werden, und seine Errungenschaften müssen tagtäg-
lich verteidigt werden. Der aufziehende Nationalismus, Po-
pulismus, Protektionismus in vielen Staaten Europas gefähr-
den nicht nur die Demokratie in den einzelnen Staaten, son-
dern auch die Funktionsfähigkeit der Europäischen Union. 
Die Grundidee der Europäischen Union, die Friedenssiche-
rung und die Etablierung einer europäischen Friedensordnung, 
hat bei vielen Menschen heute an Anziehungskraft verloren.

Aber der Name Europa steht nicht mehr nur für eine bessere 
und gerechtere Gesellschaftsordnung, sondern oftmals, auch 
von uns politisch so diskutiert, für Bürokratisierung und Zen-
tralisierung. Genau diese Stimmung ist es, die es möglich 
macht, dass Menschen gegen eine eigentlich gute Idee, näm-
lich die Idee der Europäischen Union, hetzen und Europa da-
mit wieder in das letzte Jahrhundert zurückwerfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, dagegen müssen wir uns entschieden zur Wehr 
setzen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Deswegen ist es so wichtig, dass für die Entwicklung einer 
europäischen Identität von uns als politisch Verantwortlichen 
nicht nur das Trennende, sondern auch das Verbindende in den 
Vordergrund gestellt wird. Wir müssen deutlich machen, dass 
wir als Europäer auch aufeinander angewiesen sind. Ob da-
her alles, was im Rahmen der Austeritätspolitik passiert ist,

(Abg. Anton Baron AfD: Sozialismus!)

so richtig war, möchte ich für meine Partei, für die SPD, be-
zweifeln.

(Abg. Anton Baron AfD: Sie nicken doch alles ab im 
Europaparlament!)

Um den gesellschaftlichen Rückhalt der europäischen Idee zu 
stärken, ist es daher geboten, immer wieder auf die Vorteile 
der Europäischen Union hinzuweisen, zum anderen aber auch 
angebrachte Kritik oder Ängste der Bevölkerung ernst zu neh-
men und Europa erlebbar zu machen. Deswegen ist es not-
wendig, die aktuelle Situation der EU kritisch zu hinterfragen. 

Und natürlich, Herr Kollege Schwarz, ist es richtig, sich auch 
mit den Vorschlägen von Präsident Macron zu beschäftigen. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ja!)

Wir müssen in eine tief greifende Debatte über die Zukunft 
der Europäischen Union eintreten und dafür sorgen, dass die 
Menschen erkennen, dass Europa ihre Zukunft ist und dass 
die Europäische Union ein Instrument ist, um Europa für die 
Menschen erfahrbar zu machen. Das ist unser Ziel, und das 
ist unsere Aufgabe, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

In diesem Zusammenhang möchte ich nicht nur einen Blick 
auf die Aufgaben der Bundesregierung werfen, sondern auch 
auf die der Landesregierung. Ich frage dann schon: Wie ernst 
meint es diese Landesregierung, wie ernst meinen auch Sie, 
Herr Kretschmann, als Ministerpräsident es mit dem selbst 
gewählten Anspruch von Europa als Staatsräson? Ist es nicht 
vielmehr so, dass man Europa immer dann für sich bean-
sprucht, wenn es öffentlichkeitswirksam inszeniert werden 
kann, und man ganz schnell die Subsidiaritätsbremse betätigt, 
wenn es darum geht, tatsächlich mehr Europa zuzulassen? Das 
ist ein Widerspruch, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
So kommen wir nicht zu einem besseren Europa und einer 
besseren Europäischen Union.

(Beifall bei der SPD)

Genau dies wird in den nächsten Monaten die Aufgabe sein. 
In der Diskussion über den Mehrjährigen Finanzrahmen der 
Europäischen Union wird es genau darum gehen: um eine Pri-
orisierung und letztlich um die Frage, welches Europa wir 
wollen. Wir Sozialdemokraten sind der Auffassung, dass ein 
soziales Europa 

(Abg. Anton Baron AfD: Sozialismus!)

die moderne Variante des Gründungsversprechens vom fried-
lichen Europa ist: Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, Wachs-
tum, Wohlstand und Solidarität, weniger Armut und Arbeits-
losigkeit, Zugang zu Bildung und deren Qualität für alle Men-
schen, eine gesicherte und auskömmliche Lebensperspektive, 
das sind die Bausteine für ein Europa der Zukunft, und zwar 
für alle Menschen in Europa, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Martina Braun 
GRÜNE – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Ich möchte deswegen meine Rede mit einem Zitat von Willy 
Brandt beenden, der im Zweiten Weltkrieg folgende Vision 
von Europa formulierte – Zitat –:

Der Tag wird kommen, an dem der Hass, der im Krieg 
unvermeidlich scheint, überwunden wird. Einmal muss 
das Europa Wirklichkeit werden, in dem Europäer leben 
können. 

Lassen Sie uns für dieses Europa kämpfen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion der FDP/DVP 
erteile ich Herrn Abg. Dr. Schweickert das Wort.
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Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben jetzt acht Mi-
nuten lang den Beitrag der AfD darüber gehört, was in der EU 
alles schlecht läuft. Wir können uns auch 80 Minuten lang da-
rüber unterhalten, was schlecht läuft. Denn da gibt es vieles. 
Darüber kann man diskutieren. 

Aber, meine Damen und Herren, mit keiner Silbe ist erwähnt 
worden, dass die doch immer so gegeißelten Beiträge von 
Deutschland an die Union den Studierenden bei uns die Mög-
lichkeit geben, über den Tellerrand hinauszuschauen, den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Möglichkeit geben, 
bei der Berufswahl mobil zu sein, und – ganz wichtig; das ver-
gessen Sie immer wieder – der deutschen Wirtschaft die Mög-
lichkeit des Zugangs zum größten Binnenmarkt der Welt ge-
ben, meine Damen und Herren. Wenn es die EU nicht gäbe, 
müsste man sie erfinden.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD – Zurufe, u. a. des Abg. Anton Baron AfD – 

Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um etwas Ruhe bit-
ten.

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Präsidentin, mit 
Ihrer Erlaubnis zitiere ich

(Unruhe)

aus dem Protokoll des Landtags vom 11. Mai 2017, Seite 1867 
– ich zitiere mich selbst –:

Warum stehen viele hier und sagen: „Europa ist unsere 
Zukunft.“? Deshalb: Ich habe zwei kleine Kinder, und ich 
will denen eine Zukunft und die Möglichkeit bieten, in 
Frieden und Freiheit aufzuwachsen. Europa und die EU 
sind die beste Möglichkeit dazu.

Was war die Antwort aus der AfD darauf? Ich zitiere wieder 
– die Antwort von Herrn Räpple –:

Was für ein schlimmer Vater! Ihre armen Kinder!

Meine Damen und Herren, ich möchte am Anfang festhalten, 
dass die zentrale Errungenschaft der Europäischen Gemein-
schaft und der Europäischen Union in der Nachkriegszeit, im 
Kalten Krieg und bei der Wiedervereinigung, das Auflösen 
der Blockkonfrontation, nicht oft genug betont werden kann. 
Aber dieses Argument verblasst halt zusehends bei einer Be-
völkerung, für die – Gott sei Dank – der Schrecken des Krie-
ges nur auf der Mattscheibe erlebbar ist und dies vielfach nur 
einen leisen Schauer oder vielleicht auch nur ein Schulterzu-
cken zur Folge hat. So, wie halt für manche der Strom aus der 
Steckdose kommt oder die Milch aus dem Tetrapack, ist für 
viele der Frieden selbstverständlich. Das können wir bedau-
ern, das ändern wir aber nicht.

Deswegen habe ich das mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsidentin, 
einmal visualisiert.

(Der Redner hält ein Schaubild hoch.)

Seit den Römischen Verträgen haben wir die längste Zeit in 
Frieden gelebt – in dieser EU –, und auch deswegen sage ich 

noch einmal: Wenn es die EU nicht gäbe, müsste man sie er-
finden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der SPD)

Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen und auch an diesem 
Europatag zu zeigen, dass diese Friedenssicherung wichtig ist 
für die Menschen vor Ort, dass die EU für die Bürger da ist 
und nicht umgekehrt. Deshalb gefällt mir schon die Über-
schrift der von der CDU beantragten Aktuellen Debatte „Für 
eine starke und einige EU: Klare Prioritäten für Europas Zu-
kunft“, denn sie geht genau in diese Richtung: klare Prioritä-
ten und klare Aussagen, wie man es machen will. Das passt 
auch in den Weißbuchprozess der EU mit den fünf Alternati-
ven für die Fortentwicklung der EU, auch wenn das ein Weg 
voller Gabelungen ist, wo wir immer wieder entscheiden müs-
sen, wo wir sind, meine Damen und Herren.

Wenn wir uns mit diesen Wegen beschäftigen, diskutieren wir 
darüber: Was läuft schlecht, und was können wir besser ma-
chen? Da gibt es vieles. Ich bin überhaupt nicht mit dem Kol-
legen Schwarz einer Meinung, was das Thema Bankenunion 
angeht. Dazu habe ich eine dezidiert andere Meinung.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Die kann man ha-
ben!)

Wir haben sicherlich Probleme mit der Schuldenunion usw. 
Das sind aber Herausforderungen, die wir lösen können und 
werden. Die Gefahr in der EU, meine Damen und Herren, geht 
von Populismus und Nationalismus aus und nicht von den vor-
handenen Problemen.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen und der SPD 
sowie Abgeordneten der CDU)

Deshalb möchte ich mich für meine Fraktion auch diesen  
Fragen widmen. Wie sind wir als Deutsche denn jetzt im  
Bund und im Land aufgestellt? Fangen wir beim Bund an: 
GroKo III, Monat 3 nach Martin Schulz. Da frage ich mich 
natürlich schon, wie nach dem Abgang des großen Europäers 
dieser Koalitionsvertrag überhaupt noch gelebt werden soll. 
Denn man kann ihm gar nicht vorwerfen, als Lotse von Bord 
gegangen zu sein; er war ja noch nicht einmal auf dem Schiff.

(Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD)

Deshalb müssen wir uns schon überlegen: Wie begegnen wir 
denn den europäischen Partnern, wenn Macron anruft? Dann 
besteht Europafreundlichkeit nicht darin, nur den Hörer ab-
zunehmen, meine Damen und Herren. Da müssen wir uns 
schon überlegen, was denn im Koalitionsvertrag der Großen 
Koalition an Konkretem steht: „Gestärktes Europäisches Par-
lament“. Ich bin mal gespannt, wie das konkret aussehen soll. 
„Demokratische und rechtsstaatliche Werte und Prinzipien der 
EU konsequent umsetzen.“ Ja! Aber wir sollten uns doch vor-
stellen, mit welchen Maßnahmen. Die Maßnahmen, von de-
nen ich lese, bestehen in der Finanzmarkttransaktionssteuer, 
die jetzt nur EU-weit eingeführt werden soll und dann sicher-
lich gerade auch im Lichte des Brexits nicht zu einem Wett-
bewerbsvorteil für die EU führen wird, meine Damen und 
Herren.
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Wenn ich dann offen höre, wenn die SPD – – Kollege Stoch, 
Sie haben auch ein bisschen in die Richtung argumentiert – 
im Bund hört man es auch immer deutlich –, dass man sagt: 
Ja, gut, wir wollen den Ausgleich der Unterschiedlichkeiten 
angehen. Aber dann frage ich mich, wie. Wenn es um die Stär-
kung von Wettbewerbsfähigkeit geht, bin ich bei Ihnen. Wenn 
es um private Investitionen geht, bin ich auch bei Ihnen. Aber 
solche Punkte wie „Die Industrie liegt am Boden“ oder die 
Jugendarbeitslosigkeit in Italien sind nicht ein Verfehlen der 
EU, das liegt in der italienischen Politik von Herrn Berlusco-
ni begründet. Deswegen können wir nicht so tun, als ob die 
EU für alles verantwortlich wäre.

(Beifall bei der FDP/DVP – Zuruf von der AfD)

Ich sage auch ganz kritisch: Ich weiß nicht, ob es hilfreich ist, 
dass sich nun zwölf EU-Länder gegen den Vorstoß der Bun-
desregierung gewandt haben, jetzt das Kindergeld für im Aus-
land lebende Kinder einheimischer Steuerpflichtiger an die 
Lebenshaltungskosten zu indexieren.

(Abg. Anton Baron AfD: Unglaublich!)

Das darf getrost bezweifelt werden.

(Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Schweickert, es 
gibt zwei Wünsche nach Zwischenfragen, einmal von Herrn 
Abg. Klos und dann von Herrn Abg. Dr. Merz.

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Bitte, gern.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Klos, bitte.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Danke für das Zulassen der Frage, 
Herr Professor Schweickert. – Sie haben eben gesagt, es sei 
die Politik von Berlusconi gewesen, die Probleme in Italien 
verursacht hat – die Jugendarbeitslosigkeit. Wie erklären Sie 
dann, dass in der Zeit, als die Italiener abwerten konnten, al-
so ihre Produktivitätsnachteile durch Abwertung ausgleichen 
konnten, die Jugendarbeitslosigkeit Lichtjahre unter der Po-
sition lag, wo sie jetzt ist?

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Zahlen! – Zuruf von 
der SPD: Belege!)

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Mich würde interes-
sieren, worauf Sie das gründen. Wir waren ja mit dem Euro-
paausschuss gerade vor Ort. Schauen Sie sich an, wie das in 
der Lombardei, einem der „Vier Motoren“, funktioniert: Da 
sind wir auf einem guten Weg, und diesen Weg müssen wir 
weitergehen, und zwar mit Reformkräften und nicht mit 
Berlusconi.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD – Zuruf)

– Gut, wenn die nächste Frage zurückgezogen ist, dann ma-
chen wir weiter. 

Wir müssen uns schon überlegen, wie wir mit diesem Haus-
halt umgehen. Was ist mit Konvergenz? Was ist mit der Mög-
lichkeit, hier die Unterschiede zu egalisieren? Da bin ich der 
Meinung, wir müssen aufpassen, dass es nicht dazu kommt, 

gerade bei dem Thema ESM. Es darf nicht dazu kommen, dass 
dieser unter Unionsrecht gestellt wird. Denn dann hätten wir 
eine Letztabsicherung für die Abwicklung nicht lebensfähi-
ger Finanzinstitute.

Meine Damen und Herren, da brauchen wir nur zu hören, was 
Herr Weidmann von der Deutschen Bundesbank dazu gesagt 
hat. Denn das trifft es relativ gut.

Wenn ich zur Landesebene komme, stellt sich die Frage: Wo 
sind denn die klaren Prioritäten bei der Landesregierung, Herr 
Minister? Unterschiedliche Positionen zur CETA-Abstim-
mung – das kennen wir. Sie haben nur Glück, dass im Bun-
desrat noch nicht gefragt worden ist, wie Sie abstimmen.

Wenn ich den Kollegen Kößler immer höre, auch am Montag 
beim Thema „Gold Plating“ – – Da bin ich ja bei ihm. Da hat 
er recht. Aber wenn ich dann schaue, was diese Landesregie-
rung macht, dann verfährt gerade sie in ihrem Bereich nach 
diesem Motto „Gold Plating“ – 

(Zuruf des Abg. Josef Frey GRÜNE)

siehe das Thema „Messstellen am Neckartor“. Oder wenn wir 
auf reine Landesregelungen kommen, meine Damen und Her-
ren: Grünlandumbruchverbot. Die EU sagt: Schützt die Ge-
wässer! Der Bund sagt: Macht 5 m Gewässerrandstreifen! Und 
was macht das Land? Ja, wir machen im Außenbereich 10 m 
und nur im Innenbereich 5 m. Herr Kollege Kößler, das sind 
genau diese Gold-Plating-Tendenzen, die den Unmut bei den 
Leuten schüren.

Wenn wir dann landesrechtliche Regelungen haben wie das 
Grünlandumbruchverbot, die nicht notwendig sind, dann müs-
sen Sie schauen, dass Ihr Reden und Ihr Handeln nicht ausei-
nanderklaffen.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Meine Damen und Herren, ich frage auch den Europaminis-
ter Wolf, der als Vorsitzender des EU-Ausschusses im Bun-
desrat das Thema Subsidiarität – das habe ich dem „Staatsan-
zeiger“ entnommen – jetzt auf die Tagesordnung gesetzt hat. 
Ich kann Ihnen sagen: Die Zustimmung der FDP haben Sie. 
Wir brauchen Subsidiarität. Wir brauchen ein Europa der Re-
gionen, in dem die Entscheidungen vor Ort gefällt werden. 
Wenn ich aber nach einer solchen Rede die Zwischenrufe ana-
lysiere, die aus den Reihen der Grünen kommen – Kollege 
Lede Abal sehe ich gerade nicht –: Da müssen wir doch dar-
über diskutieren, ob wir die Subsidiarität wollen. 

Ich kann für uns nur sagen: Ein Europa, in dem Subsidiarität 
gelebt wird, das ist das Europa, das wir wollen. Ich bin ge-
spannt, wie wir das dann umsetzen. Wir haben hier in Baden-
Württemberg alle Chancen dazu. Diejenigen, die auf der Aus-
schussreise in die Lombardei und nach Lyon dabei waren, wis-
sen: Wir haben in Lyon ein Parlament besichtigt, das die Re-
gion Auvergne-Rhône-Alpes vertritt. Da hat es sich wieder 
beispielhaft gezeigt: Die Menge an Regelungskompetenzen 
kann definitiv im umgekehrten Verhältnis zur Imposanz eines 
Parlamentsgebäudes stehen. Da können wir als Baden-Würt-
temberger zeigen, wie Landespolitik, wie Subsidiarität funk-
tioniert. Lassen Sie uns darum kämpfen, dass dieser Weg in 
die Zukunft führt. 
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Herr Minister, ich freue mich auf die Beantwortung dieser drei 
Fragen. Denn ich glaube, sie sind wichtig für die Zukunft der 
Europäischen Union, gerade hier für Baden-Württemberg. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Herrn Minister Wolf.

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
bin ich dankbar, dass wir an diesem Europatag im Zuge der 
Aktuellen Debatte die Chance haben, hier im Parlament auch 
positiv über Europa zu sprechen, zu diskutieren und vor al-
lem eines zum Ausdruck zu bringen: dass wir Baden-Würt-
temberger im Herzen Europas zu diesem Europa stehen, dass 
wir für dieses Europa eine Zukunft wollen und dass wir all je-
nen entgegentreten, die gegen dieses Europa populistisch und 
mit falschen Parolen Stimmung machen. Das muss die Bot-
schaft dieser Debatte sein.

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP)

Deswegen – das zeigt auch die heutige Debatte – ist die Fra-
ge nach dem „Quo vadis, EU?“, die Frage nach dem künfti-
gen Weg Europas, eben mehr als die Frage nach europapoli-
tischem Klein-Klein, mehr als eine Debatte für Europafein-
schmecker.

(Zuruf von der AfD: EU!)

Es ist die Schicksalsfrage für uns Europäer. Denn ohne ein 
funktionierendes Europa wird unser europäisches Modell ins 
Hintertreffen geraten und wird sich unsere Idee von Frieden, 
Freiheit und Wohlstand für einen ganzen Kontinent nach und 
nach auflösen.

(Abg. Anton Baron AfD: Wissen Sie das?)

Die Debatte um Europas Zukunft gehört deswegen nicht in ir-
gendwelche kleinen Zirkel, sondern in die Parlamente, in die 
breite Öffentlichkeit, ja sogar auf die Straße und an die 
Stammtische. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister Wolf, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Abg. Rottmann zu?

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Ich ver-
stehe nicht richtig, wie man an dieser Stelle schon fragen 
kann. Aber natürlich lasse ich sie zu.

(Heiterkeit)

Abg. Daniel Rottmann AfD: Vielen Dank. – Sie haben ge-
sagt: Wir brauchen ein funktionierendes Europa. Da stimme 
ich Ihnen ausdrücklich zu. Die Frage ist: Muss es das Europa 
in dieser bürokratisierten Form sein?

(Oh-Rufe)

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Schauen 
Sie, ich habe meine Rede damit begonnen, zu sagen, dass wir 
auch einmal die Kraft aufbringen müssen, bei dieser europä-
ischen Diskussion nicht im Klein-Klein zu verharren, sondern 
den Blick für das große Ganze, für das gelingende Projekt an 
den Anfang zu stellen.

Sie wissen, dass ich einer derjenigen bin, die sich auf kriti-
sche Diskussionen über Europa immer einlassen. Ich würde 
mir aber wünschen, dass Sie die Diskussion über europäische 
Bürokratie nicht an den Anfang der Diskussion über die Zu-
kunft Europas stellen. 

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen – Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

Wir sollten keine Angst – das sage ich bewusst an den Kolle-
gen Rottmann gerichtet – vor zu vielen Stimmen und Meinun-
gen haben; wir sollten Angst vor Gleichgültigkeit haben.

Kollege Dr. Merz, ein Wort in Ihrer Rede ist mir schon etwas 
übel aufgestoßen. 

(Abg. Andreas Stoch SPD und Abg. Dr. Erik Schwei-
ckert FDP/DVP: Eines?)

– Besonders übel aufgestoßen. – Sie haben vom „Einheits-
elend” gesprochen, vor dem „Einheitselend” gewarnt. Ich 
glaube, das unterstellt ein völlig anderes Verständnis von Eu-
ropa, das mit einem solidarischen Europa nicht mehr viel oder 
gar nichts mehr zu tun hat. 

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Nach unten nivelliert!)

Europa muss auch das Wohl derer im Auge haben, denen es 
zur Stunde noch nicht so gut geht, die sich aber auf den Weg 
machen, eine eigene Perspektive zu bekommen. Es muss auch 
unser Interesse sein, dass junge Menschen in anderen europä-
ischen Ländern eine Perspektive bekommen. Ein solches Eu-
ropa ist für uns ein starkes Europa.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD – Vereinzelt Beifall bei der FDP/

DVP)

1950 und damit nur wenige Jahre nach einem verheerenden 
Krieg, der unseren ganzen Kontinent in Unglück gestürzt hat-
te, stand die Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen ganz 
oben auf der Agenda. Der heute schon vom Fraktionsvorsit-
zenden Reinhart zitierte Robert Schuman betonte den Beitrag, 
den ein organisiertes und lebendiges Europa für die Zivilisa-
tion leisten könne. 

Beides kennzeichnet Europa bis heute. Europa ist ein Frie-
densprojekt, Europa ist ein zivilisatorisches Projekt, ein Pro-
jekt, das sich überall Herausforderungen gegenübersieht. 

Rund um die Europäische Union herum sind Krisenherde: die 
Ukraine, der Nahe Osten, Syrien, Irak, Libyen. Die meisten 
der neuen Herausforderungen sind global: Flüchtlingsbewe-
gungen, Armut und Unterentwicklung in Afrika, Terrorismus, 
Klimawandel, Digitalisierung. Wollen wir diese Herausforde-
rungen meistern, müssen wir zusammenstehen. Deutschland 
allein kann das nicht schaffen. Mit 80 Millionen Einwohnern 
sind wir in einer Welt von bald acht Milliarden Menschen ein-
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fach zu klein. Erst Europa – immerhin über 500 Millionen 
Menschen – bringt international das nötige Gewicht auf die 
Waage. Nur zusammen können wir unsere Interessen wahren 
und uns wirksam gegen Bedrohungen wehren.

Für mich – und ich nehme dankbar zur Kenntnis: auch für die 
große Mehrheit dieses Hauses – ist deswegen klar: Für die Be-
wältigung der globalen Herausforderungen brauchen wir ein 
starkes und einiges Europa.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Andreas Kenner SPD)

Aber dieses Europa, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist im 
Umbruch. Neue Gesichter prägen dieses Europa. Während 
Deutschland sich auf die Suche nach einer neuen Bundesre-
gierung gemacht hat, haben vor allem zwei europäische 
Staats- und Regierungschefs Akzente gesetzt. Der eine hat von 
Anfang an auf Europa gesetzt, seinen Wahlkampf damit be-
stritten und eine Art europäisches Momentum ausgelöst. Em-
manuel Macron ist zweifellos ein begeisterter Europäer. Ma-
cron hat Europa nicht neu erfunden, aber Macron hat dem eu-
ropäischen Haus einen neuen Anstrich verpasst, und das in ei-
ner Zeit, in der bei uns die Maler streikten. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, war es so wichtig, 
dass Macron diese Debatte über Europa wieder in die Zukunft 
gerichtet hat. Ich finde nicht alles an den Vorschlägen Ma-
crons so gut, als dass wir dem zwingend folgen müssten.

(Abg. Anton Baron AfD: Das stimmt!)

Wir werden das auch im Detail diskutieren. Aber ich finde es 
notwendig und wichtig, dass wir endlich wieder die Kraft ha-
ben, dieses Europa nach vorn und in die Zukunft zu diskutie-
ren. Daran hat Macron einen entscheidenden Anteil. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der SPD – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abg. Räpple zu?

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Bitte 
schön.

(Abg. Peter Hofelich SPD: Sehr tolerant!)

Abg. Stefan Räpple AfD: Sehr geehrter Herr Minister, ich 
halte Macron nicht für einen glühenden Europäer, ich halte 
ihn für eine Marionette des Bankensystems.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Wo ist denn die 
Frage?)

Präsidentin Muhterem Aras: Ihre Frage!

Abg. Stefan Räpple AfD: Zu meiner Frage: Wie stellen Sie 
sich das vor? Gehört Russland zu Europa, und wie kann es 
sein, dass wir einen starken Partner wie Russland so vor die 
Tür dieser Europäischen Union setzen? Was halten Sie von 
einer Einigung mit Russland?

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Der Ein-
stieg in Ihre Frage, die Aussage, wie Sie Macron bewerten, 
zeigt mir, dass es wenig Sinn hat, mich mit Ihnen über die Zu-
kunft Europas zu unterhalten.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Emmanuel Macron ist ein neues Gesicht in Europa auf der ei-
nen Seite. Ein anderes Gesicht, das auf der europäischen Büh-
ne neu erschienen ist, ist der österreichische Bundeskanzler 
Sebastian Kurz. Die EU-Ratspräsidentschaft seines Landes 
im zweiten Halbjahr wird die europäische Entwicklung prä-
gen. Auch Sebastian Kurz ist ein bekennender Europäer, der 
die Menschen begeistern kann. Er ist zugleich eine Stimme 
der kleineren EU-Staaten Mittel- und Osteuropas und ein Mitt-
ler zwischen dem alten und dem neuen Europa.

(Abg. Anton Baron AfD: Sie haben die SPD nicht er-
wähnt!)

Beide, Macron und Kurz, haben viel gemeinsam. Beide sehen 
eine aktivere Rolle der EU in zentralen Fragen wie etwa beim 
Schutz der Außengrenzen. Beide wollen ein Europa, das nach 
innen und nach außen Sicherheit bietet. 

Unterschiedliche Akzente gibt es jedoch in der Wirtschafts- 
und der Finanzpolitik. Lassen Sie mich da einfach bei aller 
Euphorie über manchen Vorschlag aus Frankreich sagen: Ma-
cron ist eben nicht nur überzeugter Europäer, er ist in erster 
Linie auch französischer Präsident,

(Abg. Anton Baron AfD: Sozialist!)

der im Interesse seines Landes denkt. Das ist legitim.

(Abg. Anton Baron AfD: Genau das fehlt Deutsch-
land schon lange! – Zuruf des Abg. Stefan Räpple 

AfD)

Daher muss mancher Vorschlag von ihm auch kritisch hinter-
fragt werden.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Zwischen diesen Polen, einerseits Macron, andererseits Kurz, 
ist es jetzt zwingend notwendig, dass wir das Verbindende, 
den Brückenschlag definieren. Da ist die deutsche Bundespo-
litik gefragt. Da ist Angela Merkel gefragt

(Abg. Anton Baron AfD: Eijeijei!)

als Bindeglied, als Brückenbauerin, als Ausgleich auf diesem 
Weg zur Zukunft Europas.

Es ist heute, lieber Kollege Schwarz, schon einiges von den 
Vorschlägen Macrons angesprochen worden. Ich will diese 
Rede zur Zukunft Europas jetzt bewusst nicht darauf be-
schränken, über die Unterschiede zu diskutieren. Aber Sie ge-
ben mir sicher recht, dass wir über das Thema Eurozonenhaus-
halt, den noch nicht einmal Günther Oettinger befürwortet, 
den Sie ja sonst überall loben, wo er die Meinung vertritt, die 
Sie auch vertreten – – 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Da müssen wir vielleicht auch einmal über die Themen reden, 
die er anders sieht, und dieses Thema sieht er eben anders. Ich 
glaube, wir haben im Moment in Europa andere prioritäre 
Themen als einen gemeinsamen Eurozonenhaushalt. 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)
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Auch das muss in einer proeuropäischen Diskussion an Kri-
tikpunkten möglich sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP – Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 

Was mir im Moment etwas missfällt, ist, dass wir aus den Vor-
schlägen Macrons vor allem diejenigen herausnehmen, die die 
Unterschiede deutlich machen, und sehr stark die ökonomi-
schen Vorschläge aufgreifen wie die Einrichtung eines EU-Fi-
nanzministers oder eines Eurozonenhaushalts. Das sind na-
türlich wichtige Themen. Aber es gibt in den Positionen Ma-
crons auch genügend, was verbindet. Wir sollten das Verbin-
dende in den Vordergrund stellen: die Sicherung der Außen-
grenzen, die stärkere Zusammenarbeit in der Verteidigungs-
politik, Fluchtursachenbekämpfung – etwas, was sich auch 
die neue Bundesregierung auf die Fahnen geschrieben hat – 

(Abg. Anton Baron AfD: Was passiert seit 20 Jah-
ren?)

und Klimaschutz. Oder nehmen wir gelingende Beispiele vor 
Ort. Es wird immer wieder fälschlicherweise gesagt, Macron 
habe die Europäische Universität in seiner großen Rede er-
funden. Nein, er hat der Europäischen Universität Rücken-
wind gegeben, die wir in Baden-Württemberg am Rhein längst 
auf den Weg gebracht haben. Das sind gelingende Beispiele 
europäischen Zusammenwachsens. Das bringt Menschen Eu-
ropa näher, und das ist der Weg Europas in die Zukunft. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Meine Damen und Herren, wenn wir über die Zukunft Euro-
pas diskutieren, darf man nicht ausblenden, dass sich Europa 
immer wieder auch in schwierigem Fahrwasser befindet. Ist 
Europa über den Berg? Europa wird erfolgreich sein, aber der 
europäische Weg bleibt ein schwieriger, mit Aufs und Abs, 
mit Höhen und Tiefen. 

Kollege Professor Schweickert hat es angesprochen: Wir wa-
ren mit dem Europaausschuss in der Lombardei. Die Entwick-
lung in Italien muss uns Sorge bereiten. 

(Abg. Anton Baron AfD: Oh ja!)

Eine dpa-Meldung vom gestrigen Tag lautete: 

Folgt der Schock? „Duo infernale“ ...

Ein düpierter Präsident, zwei wetteifernde Populisten und 
ein großer Scherbenhaufen: Italien erlebt ein beispiello-
ses Politdrama. Vor allem die Europakritiker erhoffen mit 
ihrer Blockadehaltung mehr Erfolg.

Wohin steuert dieses Italien, ein wichtiges Land in Europa?

Ich erwähne auch das Brexit-Debakel in Großbritannien, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Es ist unvorstellbar, wie plan-
los die britische Regierung auch heute noch unterwegs ist, 
wenn es um die Folgen des Brexits geht. Eine Pressemeldung 
von gestern hatte den Titel „Johnson geht auf Distanz zu 
May“. Da weiß und will die Rechte nicht mehr, was die Lin-
ke tut. Es ist ein Chaos. Die allergrößten Verlierer des Brexits 
sind die Briten selbst, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der SPD und der FDP/DVP – Abg. Dr. Stefan 

Fulst-Blei SPD: Da schweigt sogar die AfD!)

Deshalb geht es uns darum, auch in dieser schwierigen Zeit 
die Probleme nicht auszublenden, aber den Blick nach vorn 
zu richten. Wenn es jetzt darum geht, den Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen aufzustellen, dann gilt es natürlich auch, Priori-
täten zu definieren und über den Haushalt die künftigen poli-
tischen Weichenstellungen vorzunehmen. Die Europäische 
Union muss auch die nötigen Instrumente in die Hand bekom-
men. Dabei geht es vor allem ums Geld. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das sind die richtigen Ins-
trumente!) 

Vor wenigen Tagen hat EU-Haushaltskommissar Günther Oet-
tinger die Vorschläge der Kommission für den Mehrjährigen 
Finanzrahmen der Jahre 2021 bis 2027 vorgestellt. Das ist kei-
ne leichte Aufgabe. Durch den Brexit fehlen der EU jährlich 
10 bis 12 Milliarden €. Neue Herausforderungen wollen an-
gegangen werden und lieb gewonnene Programme weiter be-
dient werden.

(Abg. Anton Baron AfD: Und Deutschland soll es 
jetzt ersetzen!)

Das kommt nahezu einer Quadratur des Kreises gleich. Zähe 
Verhandlungen werden die kommenden Monate prägen. 

Wichtig erscheint mir dabei: Der Mehrjährige Finanzrahmen 
darf nicht zum kleinsten gemeinsamen Nenner der EU wer-
den. Der Mehrjährige Finanzrahmen muss zu Europas Fahr-
plan in die Zukunft werden. Viele Stationen, die Günther Oet-
tinger und die Kommission auf diesem Weg vorschlagen, sind 
auf den ersten Blick richtig, trotz aller noch diskussionswür-
digen Details. Mehr Mittel für Forschung und Innovation – es 
ist angeklungen –, für Erasmus+ und den Jugendaustausch, 
für die innere Sicherheit und gemeinsame Projekte bei der 
Verteidigung, das sind alles wichtige europäische Zukunfts-
aufgaben, die die wirtschaftliche Stärke und Sicherheit im 
Binnenmarkt verbessern, die Menschen im Alltag einander 
näherbringen und Europa zu einem Fels in der Brandung in-
ternationaler Krisen machen würden. 

Ja, das ist der europäische Mehrwert, von dem Oettinger im-
mer wieder spricht, und er hat seinen Preis: 1,11 % des Brut-
tonationaleinkommens statt bisher rund 1 % müssten künftig 
– so sein Entwurf – in den EU-Haushalt fließen. Zusammen-
genommen wird es einen ausgewogenen Mix aus klugen Ein-
sparungen und höheren Mitteln für die Europäische Union ge-
ben müssen. 

Diesen Preis nicht zu bezahlen, wäre jedoch viel teurer – ge-
rade für unser exportorientiertes Baden-Württemberg. Denn 
wir profitieren von einer wirtschaftlich starken Europäischen 
Union. Über die Hälfte unserer Exporte gehen in EU-Staaten. 
Wenn es Europa gut geht, dann geht es auch Baden-Württem-
berg gut. Eine starke und einige Europäische Union gibt es 
eben nicht zum Nulltarif. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 
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Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einen Punkt 
ansprechen, bei dem ich besonders dankbar bin, dass er sich 
im Entwurf des Haushaltskommissars wiederfindet. Das ist 
die Verbindung von Kohäsionspolitik, Förderpolitik einerseits 
und Rechtsstaatlichkeit andererseits. Das war immer unsere 
Position in Baden-Württemberg. Sie war auch umstritten und 
ist es länderübergreifend bis heute. Aber wenn man ehrlich 
ist, muss man feststellen, dass alle anderen Instrumente, die 
man nach dem Europäischen Vertrag hat, um Rechtsstaatlich-
keit in anderen Ländern einzufordern, letztlich stumpfe 
Schwerter sind, weil man am Ende des Tages immer Einstim-
migkeit braucht. Deshalb müssen wir uns schon Gedanken 
machen, ob wir den künftigen Mehrjährigen Finanzrahmen in 
seinen Auswirkungen nicht auch an das Vorliegen rechtsstaat-
licher Kriterien binden. Neutralität der Justiz, Meinungsfrei-
heit, Pressefreiheit – das muss für uns zwingendes Fundament 
europäischer Staaten sein.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Absolut!)

Wer das zur Disposition stellt, riskiert die Zukunftsfähigkeit 
der Europäischen Union. Das sollten wir nicht tun, und das 
werden wir nicht akzeptieren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD sowie des Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/

DVP) 

Es war heute Morgen im Rahmen des Dringlichkeitsantrags 
schon viel vom Rechtsstaat die Rede. Ich möchte darum bit-
ten, dass wir diese hohen Anforderungen an einen funktionie-
renden Rechtsstaat auch dann anlegen, wenn es um Rechts-
staatlichkeit in anderen europäischen Ländern geht. Das ist 
zwingend für eine gute Zukunft in Europa. Deshalb ist es rich-
tig: Wer sich nicht an die Regeln hält, soll auch weniger Geld 
bekommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der FDP/DVP – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Es ist mutig und richtungweisend, dass Oettinger dieses neue 
Instrument vorschlägt. 

Am Ende, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind klare Priori-
täten für die EU aber weniger eine Frage der Finanzen als ei-
ne Frage der Konzentration auf das Wesentliche. 

(Abg. Anton Baron AfD: Dann müssen wir selbst al-
les kürzen!)

Das gilt für die Aufgaben eines starken und einigen Europas 
und erst recht für dessen zentrale Ziele. Denn nur zusammen 
können die Staaten Europas dauerhaft sichern, was vor 100 
Jahren, im Jahr 1918, am Ende des Ersten Weltkriegs, unvor-
stellbar war: dauerhaft Frieden im Herzen Europas. Das ist 
die oberste Priorität für Europas Zukunft.

Wie hieß es am Rande des Europaaktionstags letzte Woche in 
Stuttgart? „Mit jedem Tweet Trumps wird Europa noch wich-
tiger.“

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD so-
wie Abgeordneten der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die CDU-Fraktion Herrn Abg. Kößler. 

Abg. Joachim Kößler CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren! 
Als ich die Rede von Herrn Merz gehört habe, wusste ich, dass 
ich etwas über Leidenschaft, über Optimismus für Europa sa-
gen muss. Es gibt eine französische Journalistin, die über das 
deutsche Verhalten zu Europa sowie über Optimismus und 
Leidenschaft der Deutschen für Europa Folgendes gesagt hat:

Jedes Mal, wenn ich die Deutschen über Europa reden 
höre, habe ich Lust zu weinen. ... Es gibt darin 

– in einer deutschen Rede – 

nichts, was zum Träumen anregte.

(Zuruf des Abg. Emil Sänze AfD) 

Ich denke, genau das ist manchmal die Stimmung. Diese Stim-
mung haben Sie, Herr Merz, auch hier erzeugt. 

Wir brauchen für Europa Leidenschaft und Optimismus.

(Beifall der Abg. Nicole Razavi CDU)

Wir brauchen ein größeres Bewusstsein für Europa. Wir brau-
chen keinen Defätismus von rechter Seite, sondern wir brau-
chen Zukunft für Europa.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Ich will ein paar Sätze zur Wichtigkeit Europas oder der EU 
für Baden-Württemberg sagen. 50 % unserer Waren gehen in 
die EU. Das heißt, 50 % der Arbeitsplätze bei uns – vielleicht 
sogar noch mehr – sind vom Export in die EU abhängig. 

Hinzu kommt die gute Zusammenarbeit im Forschungsbe-
reich. Darauf werde ich später noch einmal eingehen.

Wir waren mit dem Europaausschuss in der Lombardei und 
in Rhône-Alpes, in Lyon. Wir haben dort gespürt, dass wir 
Partner haben, mit denen wir gemeinsam eine gute Europa-
politik machen können, mit denen wir auf den Gebieten der 
Wirtschaft, der Forschung und der Kultur zusammenarbeiten 
können.

Ich denke, die Gemeinschaft mit Frankreich – – Jetzt will ich 
etwas auf Macron eingehen. Der Europaminister hat es ja 
schon gesagt: Man muss nicht allem folgen, was Macron sagt. 
Aber Macron hat dafür gesorgt, dass Europa wieder in den 
Mittelpunkt der Politik gerät. Er hat dafür gesorgt, dass Frank-
reich nicht nach rechts abdriftet. Er hat dafür gesorgt, dass die 
Menschen wieder eine Perspektive für Europa haben. Das ist 
ganz wichtig. 

Ich hatte in den letzten Jahren den Eindruck: Europa dümpelt 
dahin. Europa wird aber – das ist ganz wichtig – vor allem mit 
Emotionen geschaffen werden. Dahinter müssen natürlich die 
Realität und die Fakten kommen. 

Man muss auch auf die Rede von Juncker eingehen. Juncker 
hat von „Wind in die Segel“ für Europa gesprochen. Wir müs-
sen nach vorn gehen. Wir müssen dafür sorgen, dass wir bes-
ser zusammenarbeiten. 
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Der Kollege Schweickert ist jetzt leider nicht mehr da.

(Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Doch, doch!)

– Ah! Er hat sich ein bisschen nach hinten verzogen. Das 
macht nichts.

(Zuruf des Abg. Andreas Stoch SPD) 

Ich weiß, dass wir mit der Bürokratie natürlich Schwierigkei-
ten haben. Der Ausdruck „Gold Plating“ ist richtig. Wir ver-
golden manche Vorschriften in Europa. Aber wir sollten viel-
leicht anfangen, Vorschriften in mehreren Stufen zu überprü-
fen und abzubauen.

Erstens: Wir alle haben ja Kollegen im Europäischen Parla-
ment. Dort müssen wir Einfluss nehmen – schon was die Ver-
ordnungen angeht. Zweitens: Das gilt im Bund und im Land 
genauso. 

Ich schlage vor, dass wir eine sogenannte Normenkontrolle 
machen und einmal überprüfen, was tatsächlich auf die Vor-
schriften, die von der EU kommen, draufgesattelt wird und 
was zu streichen wäre 

(Beifall des Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP)

und wo wir zusätzlich etwas draufgesetzt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Kößler, kommen 
Sie bitte zum Schluss.

Abg. Joachim Kößler CDU: Oh!

(Vereinzelt Heiterkeit)

Präsidentin Muhterem Aras: Ja.

Abg. Joachim Kößler CDU: Ich will ganz kurz noch einmal 
auf Herrn Merz eingehen, weil mich seine Äußerungen sehr 
ärgern.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 

Er hat die gleichen Bemerkungen bei der Jugendveranstaltung 
gemacht und dort versucht, Defätismus reinzubringen. Er sagt: 
Die TARGET2-Salden betragen 1 Milliarde €.

(Zuruf von der AfD: Ja, und?)

Er muss erklären, was TARGET2 ist. Das sind Zahlungsver-
kehrsalden; es sind keine Schulden, keine Kredite. Das sind 
Zahlungsverkehrsalden bei der Europäischen Zentralbank. 

(Abg. Udo Stein AfD: Sind das keine Schulden? – 
Weitere Zurufe von der AfD, u. a.: Es sind Forderun-

gen!)

Der nächste Punkt ist – –

Präsidentin Muhterem Aras: Der letzte Punkt!

Abg. Joachim Kößler CDU: Er hat auch angedeutet, dass die 
Europäische Zentralbank große Fehler mache. Die Europäi-
sche Zentralbank ist ungeheuer wichtig. Sie ist eine unabhän-

gige Institution. Die Europäische Zentralbank ist von der Po-
litik unabhängig, und sie hat dafür gesorgt, dass wir die schwe-
ren Krisen in Europa überwunden haben.

(Zurufe von der AfD)

Man kann darüber diskutieren, wie man einen Ausstieg aus 
der Niedrigzinspolitik findet. Aber die Europäische Zentral-
bank hat dafür gesorgt, dass wir eine gute Konjunktur in Eu-
ropa – vor allem auch in Deutschland – haben. Ich hoffe nur, 
dass wir stärker als bisher gemeinsam mit Frankreich, mit Ma-
cron und Merkel in Europa vorankommen. Immer dann, wenn 
Kanzler bzw. Kanzlerin und Präsident gut zusammengearbei-
tet haben, ist Europa vorangekommen. Wir werden mit die-
sen beiden eine gute Zukunft haben. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Herrn Abg. Frey das Wort.

Abg. Josef Frey GRÜNE: Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren! Wissen Sie eigentlich, wenn Sie in Deutsch-
land Steuern zahlen, wie viel Cent Sie pro Tag an die Europä-
ische Kommission, an Europa, an die Europäische Union zah-
len? 

(Zurufe von der AfD: Zu viel! Viel zu viel!)

Es sind gerade 48 Cent pro Tag pro deutschem Staatsbürger, 
der Steuern zahlt. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Das ist aber eine hübsche 
Summe!)

Wenn jetzt Oettinger seinen Vorschlag so durchsetzen würde, 
wie er das eingebracht hat, kämen wir doch glatt auf 53 Cent. 
Sind Sie jetzt wirklich der Ansicht, dass uns das in den Ruin 
treibt?

(Abg. Emil Sänze AfD: Man kann ja jede Summe 
kleinrechnen!)

Der Mehrwert, den wir daraus erzielen werden, wird ein Viel-
faches betragen. Das wird sowohl im Zentrum Europas, bei 
uns, als auch am Rande der Europäischen Union so sein, dass 
alle davon profitieren werden. Deswegen unterstützen wir 
auch diesen Vorschlag von Kommissar Oettinger.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Vereinzelt 
Beifall bei der CDU)

Der Kollege Merz sagte dann wörtlich: „Die EU ist illegitim“, 
und sie sei gescheitert. Herr Merz, da bin ich wirklich froh, 
dass Sie nicht im Gartenbau tätig sind. Ihre Politik läuft dar-
auf hinaus, dass Sie, wenn Sie an einem Ast eine kleine Krank-
heit bemerken, dann immer komplett den ganzen Baum absä-
gen. 

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Das ist Ihre Auffas-
sung!)
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Das ist natürlich nicht unsere Politik, sondern wir arbeiten da-
ran, die kritischen Probleme in der Europäischen Union zu be-
heben. Die Dinge, die funktionieren, erhalten wir natürlich. 
Deswegen sind wir hier auf der Seite der Europäischen Uni-
on und in einer konstruktiven Weise tätig.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Ich verstehe nicht ganz, wieso die Europäische Union, die da-
für bekannt ist, dass sie etwas langsam arbeitet, häufig bei 
Menschen Reflexe auslöst. Z. B. sagte ein Kollege, die Ban-
kenunion wäre gerade die Vergemeinschaftung von Schulden 

(Zuruf von der AfD: Ja, klar!)

und deswegen abzulehnen. Besser wäre es, sich das Konzept 
einmal anzuschauen und hier unsere Finanz- und Wirtschafts-
union in dem Sinn weiterzuentwickeln, dass Risikominderung 
eintritt und eine Systemstabilisierung im Bankenbereich statt-
findet. Ich möchte daher warnen: Reflexe können lebensret-
tend sein, aber es ist wirklich nicht dienlich, hier irgendwie 
reflexhaft auf Vorschläge zur europäischen Weiterentwicklung 
und zur europäischen Integration zu reagieren. Hier ist es nicht 
sinnvoll, Reflexe zu zeigen; stattdessen sollte man vorher den 
Verstand einschalten.

Dann möchte ich noch auf einen weiteren Punkt eingehen: Es 
wurde vorhin von Herrn Stoch der Eindruck erweckt, als wür-
de die Landesregierung sich nicht an die Landesverfassung 
halten; dort ist ja Europa als Staatsräson festgehalten. Stellen 
Sie sich einmal vor, was passiert wäre, wäre unsere Landes-
regierung in dem Vakuum von der Bundestagswahl bis zum 
Einsetzen einer Bundesregierung nicht in Europa unterwegs 
gewesen. Dann hätte das Ausland gedacht, Deutschland wür-
de überhaupt nicht mehr regiert. Sie können froh sein, dass 
Winfried Kretschmann mit seiner Regierung in Albanien und 
auf dem Balkan unterwegs war. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Um Gottes willen! Geht 
es immer böser? Was haben Sie denn gemacht? 
Nichts! Das ist schwer zu ertragen und auch schwer 

zu erklären!)

– Ich weiß, dass das schwer zu ertragen ist, Herr Kollege. Es 
ist so, dass der Balkan besucht wurde. Es wurde Frankreich 
besucht – leider ohne Beteiligung der SPD-Fraktion, obwohl 
sie eingeladen war. Dort hätten Sie Ihre Europafreundlichkeit 
zeigen können, aber Sie waren nicht da. 

Ich unterstütze sehr den Kollegen Schweickert, der sagt, wir 
müssen das halbvolle Glas anschauen und fragen, wo die Ge-
meinsamkeiten sind, und dort weiterarbeiten. Deswegen: Das 
ist konstruktiver. Kaputt gemacht ist schnell mal etwas. 

Ich verstehe auch nicht ganz die Zurückhaltung in Bezug auf 
die Erhöhung der Mittel für den kommenden Haushalt der EU. 
Wenn wir heute Nachmittag um 15 Uhr die Steuerschätzung 
von Herrn Scholz hören werden, dann werden wir uns fragen 
können: Ist dieser Erfolg auf Deutschland allein zurückzufüh-
ren, oder hat vielleicht auch die Europäische Union daran mit-
gewirkt, dass wir über einen so langen Zeitraum einen Steu-
ereinnahmerekord nach dem anderen erzielen können? 

(Zurufe von der AfD) 

Wir brauchen daher in Europa einen starken Haushalt, mit 
dem auch die zukünftigen Aufgaben vollumfänglich bewäl-
tigt werden können. 

Der MFR wird auch übersichtlicher. Die Programme werden 
zusammengestrichen. Das kommt unserer Forderung nach 
Transparenz entgegen. Von heute 58 Programmen werden wir 
zukünftig nur noch 37 haben. Ich denke, auch das wird die 
Menschen näher an Europa heranbringen, weil sie die Prozes-
se besser verstehen. 

Die Kopenhagener Kriterien für einen Eintritt in die Europä-
ische Union dürfen nach Eintritt eines Staates natürlich nicht 
ad acta gelegt werden; sie müssen vielmehr Maßstab für alle 
Mitgliedsstaaten sein. Deswegen unterstützen wir auch, dass 
konditionierte Zahlungen erfolgen, damit sich möglichst alle 
Staaten an die Kopenhagener Kriterien halten. 

Noch ein Beispiel für einen Bereich, an dem wir arbeiten müs-
sen und bei dem es wichtig ist, 

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

dass wir den Verordnungsvorschlag zu Sicherheit und Vertei-
digung haben, den wir ganz hilfreich finden: Wie Sie wissen, 
hatten wir vor Kurzem hier im Landtag den europäischen Ka-
tastrophenschutz als Thema. Wenn jeder Staat für sich allein 
Löschflugzeuge kauft, dann kostet ihn das mit 31 Millionen € 
je Flugzeug eine ganze Menge Geld. Wenn aber Staaten über 
die Europäische Union eine koordinierte Beschaffung im Be-
reich Feuerwehr und Katastrophenschutz vornehmen und da-
bei auch einmal 20 oder 30 solcher Flugzeuge gekauft wer-
den, dann können die Anschaffungskosten und auch die War-
tungskosten umgelegt werden, wodurch die Preise für die ein-
zelnen Länder jeweils sinken. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Frey, bitte einen 
letzten kurzen Satz. Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Abg. Josef Frey GRÜNE: Deswegen sind wir hier aufgefor-
dert, ganz konkret – das letzte Beispiel hat dies gezeigt – den 
Bürgerinnen und Bürgern – die Landesregierung geht hier mit 
ihren Bürgerdialogen voran – Europa näherzubringen, um kei-
nen Zweifel daran zu lassen, dass dieser Landtag sich vollum-
fänglich hinter die Europäische Union sowie auch hinter die 
gute Kooperation zwischen Frankreich und Deutschland stellt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Merz. 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Danke schön. – Ich hätte so viel 
zu sagen – zu Herrn Schweickert, zu Herrn – – 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Bloß, es hat 
Ihnen niemand aufgeschrieben! – Abg. Nicole Razavi 

CDU: Wer war es denn noch alles?)

Ich werde mich aber auf Herrn Minister Wolf konzentrieren; 
denn Ober sticht Unter.
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Zuerst aber noch zu Herrn Kößler mit seinen Träumen: Ja, in 
Träumen gibt es Goldesel; in Träumen gibt es Eiapopeia-Sa-
chen usw. Wenn ich höre, was Sie bezüglich des Euro, TAR-
GET2 usw. sagen, wenn ich höre, was Sie volkswirtschaftlich 
so von sich geben, dann frage ich mich wirklich, was Sie be-
ruflich denn tatsächlich gemacht haben. 

(Beifall bei der AfD – Lachen des Abg. Rüdiger Klos 
AfD – Zuruf des Abg. Joachim Kößler CDU – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Das ist unverschämt! – Zuruf des 

Abg. Wolfgang Drexler SPD) 

Zu Herrn Minister Wolf: Ich schätze Sie sehr; ich schätze Sie 
wirklich und ehrlich. Ich schätze auch, dass Sie Fragen zulas-
sen – danke schön. Ich bewundere Ihren Optimismus – und 
ich staune über Ihre Blauäugigkeit in Bezug auf die EU. Zu 
Ihrem Optimismus: Sie sind Optimist. Ein Pessimist ist ein 
Optimist mit Erfahrung. Die EU-Entwicklungen haben leider 
dazu geführt, dass ich zum Pessimisten wurde. Sie sagen im-
mer, das sei ein Klein-Klein im Verhältnis zum großen Ge-
danken. Ja, was ist das Klein-Klein? Das Klein-Klein heißt 
für Deutschland: 24 Milliarden € Zahlungen bislang, 12 Mil-
liarden € Zahlungen nun zusätzlich. Hinzu kommen die gan-
zen TARGET2-Problematiken – hoffentlich haben Sie vorhin 
aufgepasst –, die Staatsanleihen, die sich in der EZB ange-
sammelt haben, die Vergemeinschaftung von Schulden und 
Vergemeinschaftung von Vermögen. 

Die EZB – der Italiener Draghi ist Chef der EZB – ist der ein-
zige Käufer von italienischen Staatsanleihen. Die Italiener be-
kommen diese Dinger am Markt nicht los – das muss man sich 
einmal auf der Zunge zergehen lassen. Schauen wir auf die 
aktuellen italienischen Entwicklungen: Die Staatspleite in Ita-
lien ist kein ganz absurder Gedanke; mal sehen, was passiert. 
Sagen Sie aber später nicht, ich hätte es Ihnen nicht gesagt. 
Sagen Sie das nicht! 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Wolfgang Drex-
ler SPD) 

Wenn wir hier – leider Gottes – immer wieder pessimistisch 
reden müssen, dann ist das nichts anderes als Realismus. Wenn 
es in einem Flugzeug zu einem Druckabfall kommt, fallen die 
Sauerstoffmasken von der Decke. Es wird dabei auch gesagt: 
Helfen Sie zuerst sich selbst, bevor Sie Umsitzenden oder 
Kindern helfen. Wieso? Wenn man selbst tot ist, kann man ei-
nem anderen nicht mehr helfen. Wenn ich jetzt sehe, wohin 
wir mit dieser EU schlittern, dann ist der Begriff „Einheits-
elend“ noch beschönigend. 

Wir leben in einer Blase; es geht uns jetzt gut. Die Drohun-
gen am Horizont sind jedem Denkenden klar. Ich habe es vor-
hin erwähnt: TARGET2-Salden, Staatsanleihen, usw. Was da 
noch auf uns zukommen wird, werden wir, wenn wir Glück 
haben, bewältigen. Aber als Pessimist muss ich sagen: Ich se-
he wirklich schwere Zeiten auf uns zukommen. Unter TOP 4 
habe ich noch mal fünf Minuten; passen Sie dann gut auf. 

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Hofelich.

Abg. Peter Hofelich SPD: Vielen Dank. – Frau Präsidentin, 
Kolleginnen und Kollegen! Wir hatten am vergangenen Mon-
tag hier im Parlament einen vorgezogenen Europatag. Der ge-
samte Saal war gefüllt mit jungen Leuten, so wie übrigens 
heute auch.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Nicht ganz 
so jung!)

Schüler von Schulen aus ganz Baden-Württemberg – Herr Dr. 
Rülke, Sie waren nicht dabei –, eine tolle Stimmung war das, 
alle waren kritisch und positiv zu Europa. Das können alle 
hier bestätigen, die dabei waren; es war ein guter Tag, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Diese aggressiv-ziellose Europapolemik, die man von der 
Rechten des Parlaments hört, steht in einem ziemlich starken 
Kontrast dazu. Diejenigen, die Zukunft haben, waren am 
Montag da. Ihnen sage ich eines: Wenn ich mir die Wahler-
gebnisse anschaue – die Niederlage von Frau Le Pen –, wenn 
ich sehe, wie die Schweizer Volkspartei nach den Großrats-
wahlen wieder im Rückschritt ist, wenn ich sehe, wie die 
UKIP, deren Mitglied Sie, Herr Dr. Merz, laut Handbuch sind, 
sich gerade selbst zerlegt, dann sage ich: Europa hat die Zu-
kunft vor sich, Sie haben sie hoffentlich bald hinter sich.

(Beifall bei der SPD und den Grünen sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP – Zuruf von der 
AfD – Gegenruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: 

Zuhören und lernen!)

– Ich weiß, das tut weh. 

(Zuruf von der AfD)

Wir bekommen Europa als Wertegemeinschaft, wir bekom-
men Europa als Solidargemeinschaft, wir bekommen es als 
Interessengemeinschaft; das ist heute bei den meisten Redne-
rinnen und Rednern durchgeklungen. Wenn das alles richtig 
ist, dann werden wir im Ergebnis mehr Europa haben, mehr 
Europa für Baden-Württemberg, und das ist eine gute Sache, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
sowie der Abg. Nicole Razavi CDU)

Wir bekommen Europa aber nicht im Liegewagen, wir be-
kommen es nur, wenn wir uns bewegen, und auch die Landes-
regierung – deren Reihen gerade etwas gelichtet sind – muss 
sich bewegen. Wir müssen uns schon bewegen, und wir müs-
sen auch ein wenig den Blick auf das haben, was real ist. 

Ich höre immer: Da ist die EU, und da ist ganz Europa. Es 
heißt, das sei ein Unterschied. Dass das geografisch ein Un-
terschied ist, ist bekannt. Aber ich möchte doch eines sagen: 
Mir als Fußballer kommt dieses Bekenntnis immer so vor: 
Wenn man sagt: „Ich bin für Europa, aber ich bin gegen die 
EU und die Kommission“, dann ist das so, als wenn man sagt: 
„Ich bin für die Bundesliga, aber ich bin gegen die DFL.“ Ir-
gendjemand muss es halt organisieren. Und so schlecht – das 
will ich an dieser Stelle auch einmal sagen – ist es nicht orga-
nisiert. Man kann nicht immer nur von Bürokratie reden. Wir 
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haben eine effiziente Kommission, und jeder, der vom büro-
kratischen Brüssel redet, ist vermutlich noch nie in der Schlan-
ge vor einem amerikanischen Postamt gestanden. 

Deswegen sage ich Ihnen: Wir haben schon eine Situation, in 
der wir auch einmal positiv über das reden können, was die 
Kommission tatsächlich macht.

Ich möchte gern zu zwei Kernpunkten kommen, die wichtig 
sind. Der Minister hat angesprochen, dass gerade nichts so 
wichtig wäre wie, dass wir einen besseren Zusammenhalt in 
der Eurozone haben – es war, glaube ich, eine Entgegnung auf 
den Kollegen Schwarz. Das sehe ich nicht so, lieber Herr Mi-
nister. Wir haben zunächst einmal einen Koalitionsvertrag in 
Berlin zwischen CDU/CSU und SPD, bei dem klar verabre-
det ist, dass es zur Eurozone eine eigene Haushaltslinie im 
EU-Haushalt gibt. Das ist Koalitionsabsprache in Berlin. Mei-
ne Frage an Schwarz-Grün und Grün-Schwarz hier in Stutt-
gart ist: Stehen Sie eigentlich zu dieser Aussage im Koaliti-
onsvertrag in Berlin? 

Ich finde, wir brauchen eine gestärkte Eurozone. Ich habe nun 
den Stellungnahmen der Grünen entnommen – – Ich frage 
auch einmal den Ministerpräsidenten – der nicht da ist –, ob 
er dies eigentlich unterstreicht. Ich sage Ihnen: Wir brauchen 
eine gestärkte Eurozone, und das hat die jetzige Bundesregie-
rung, Herr Kollege Schweickert, richtig gemacht – das kön-
nen Sie nicht allein mit der kleinen Polemik, dass Herr Schulz 
nicht mit auf dem Schiff wäre, niedermachen. Im Übrigen wa-
ren es die Grünen und die FDP, die monatelang nur an der Ha-
fenmole vor Kameras standen, anstatt das Schiff zu betreten. 
Insofern würde ich den Vergleich sowieso nicht wagen. 

(Beifall bei der SPD)

Wir haben hier einen Koalitionsvertrag, in dem steht, dass wir 
einen Investitionshaushalt für die Eurozone aufbauen wollen, 
beginnend mit Haushaltsmitteln im nächsten Haushalt – eine 
eigene Haushaltslinie. Ich halte das für richtig, weil wir eine 
gestärkte Eurozone brauchen. Ich darf es einmal ein bisschen 
plakativ sagen, weil immer gesagt wird, das wäre nicht not-
wendig: Ich erinnere mich an die Zeiten, als Jungs mit brei-
ten Hosenträgern und weißen Socken, alle chronisch korpu-
lent, auf den Börsenparketts dieser Welt über Volkswirtschaft 
und Arbeitsplätze entschieden haben. Wir brauchen eine Si-
tuation, in der sich die Eurozone diesem Gebaren nicht mehr 
schutzlos ausgeliefert sieht. Deswegen brauchen wir eine star-
ke Eurozone. 

(Beifall bei der SPD – Abg. Udo Stein AfD: Was hat 
sich geändert?)

Deswegen begrüßen wir die Vorschläge. – Es hat sich etwas 
geändert: Wir sind wehrhafter. – Wir begrüßen, dass die Kom-
mission auch Vorschläge für neue Finanzierungsformen für 
die EU macht. Eine europäische Lösung bei der Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer zusammen mit einer gemein-
samen Bekämpfung von Steuervermeidung könnte der EU ei-
gene Mittel bringen und damit übrigens langfristig auch zu ei-
ner Entlastung der einzelnen Mitgliedsstaaten führen. 

Ich bin auch dafür, dass wir ein Europa der zwei Geschwin-
digkeiten haben. Wir brauchen eine starke Eurozone. Ich glau-
be, das ist im Interesse Baden-Württembergs, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Josef Frey GRÜ-
NE)

Ich rate auch noch einmal, nicht ständig bloß polemisierend 
über andere herzuziehen. Wer in Italien, in der Lombardei, da-
bei war, der wird auch zur Kenntnis genommen haben, dass 
uns die Deutsche Außenhandelskammer eindringlich darauf 
hingewiesen hat, dass die italienische Volkswirtschaft in ihrer 
Substanz eine starke Volkswirtschaft ist. 

(Zuruf: So ist es!)

Wenn Deutschland als Industrieland noch einen industriellen 
Partner in Europa hat – nachdem die Briten sich für etwas an-
deres entschieden haben, nachdem die Franzosen schwächeln 
–, dann sind es die Italiener. Die sind nämlich immer noch die 
zweitstärkste Industrienation in Europa. Sie haben auch das 
Know-how, das man braucht. Deswegen lautet die Parole nicht 
hämisches Abtun von Italienern, sondern sie lautet: Koopera-
tion, Unterstützung und Solidarität mit Italien. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Vereinzelt Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Ich glaube, ich muss zum Schluss kommen, Frau Präsidentin.

Ich würde bei dieser europapolitischen Debatte gern noch ein-
mal aufnehmen, was mit dem Wort Subsidiarität immer gern 
ausgespart wird. – Jetzt könnte der Ministerpräsident, da es 
um die katholische Soziallehre geht, wirklich dabei sein, aber 
er wirbt gerade für die Staatsräson außerhalb des Plenarsaals.

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD – Abg. Sascha 
Binder SPD: Er kümmert sich um die Störche in 

Oberschwaben!)

Der Begriff Subsidiarität ist Teil einer Trias. Diese Trias heißt 
– in der katholischen Soziallehre –: Personalität, Subsidiari-
tät, Solidarität. Subsidiarität ist immer nur in dieser Trias zu 
sehen. Deswegen rate ich allen, nicht allein das Mantra der 
Subsidiarität durch den Raum wehen zu lassen, sondern die-
sen Dreiklang zu hören. Wir brauchen hier etwas, was in Eu-
ropa zusammenwirkt. Wer, wenn nicht Baden-Württemberg, 
soll mit seiner Stärke diesen Dreiklang leben, meine Damen 
und Herren? 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Vereinzelt Beifall bei den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Schweickert. 

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich glaube, von diesem Europatag soll-
te auch eine Revitalisierung der europäischen Idee ausgehen. 
Wir müssen einen Brexit einfach auch als Chance nutzen. Na-
türlich fehlen die Engländer im Bereich der Haushaltspolitik, 
aber sie haben sich auch immer gegen eine weitere Zusam-
menarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik gewehrt. Las-
sen Sie uns die Chance nutzen, dass wir beim Thema „Euro-
päische Außengrenzen“ mehr zusammenarbeiten, dass wir bei 
Frontex, aber auch beim Thema „Europäisches FBI“ nach 
vorn kommen. Ich glaube, das ist der Mehrwert, den man 
braucht. 
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Kollege Frey, ich finde es richtig, dass Herr Oettinger sagt: 
„Wir müssen schauen, was einen europäischen Mehrwert bie-
tet, und da müssen wir hinterher dann auch das Geld bringen.“ 
Aber es ist in meinen Augen falsch, dass man sich von vorn-
herein hinstellt und sagt: „Ja, wir sind bereit, mehr zu geben“, 
weil dann diese Aufgabenkritik nicht stattfindet. Es wäre deut-
lich besser, man wäre Herrn Oettinger mit der deutschen Po-
sition nicht in den Rücken gefallen, sondern hätte tatsächlich 
geschaut: Wo ist dieser europäische Mehrwert? 

Meine Frau hat mir eine Kappe geschenkt, 

(Der Redner hält eine Kappe hoch.)

die ich hier nicht aufziehen darf, sonst wird die Frau Präsi-
dentin böse. Das mache ich nicht, nein. Aber da steht drauf: 
„Make Europe great again“. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP)

Erst habe ich gedacht, das sei gegen den Amerikaner gerich-
tet. Aber das ist es nicht, meine Damen und Herren. Wenn wir 
nicht zwischen Amerika und Russland zerrieben werden wol-
len, wenn wir im Iran-Deal – Kollege Stoch hat es gesagt – 
eine Rolle spielen wollen, dann muss Baden-Württemberg da-
für sorgen, dass Europa wieder größer wird. Dass wir da zu-
sammen mitspielen können, liegt im baden-württembergi-
schen Interesse. Und das muss heute, am Europatag, auch im 
Fokus stehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und der SPD – Vereinzelt 
Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich das Wort Herrn 
Abg. Dr. Gedeon. 

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Herr Hofelich, natürlich kann man 
für Fußball sein und gegen die Bundesliga. Aber wenn die EU 
das an Europa böte, was die Bundesliga an Fußball bietet, 
dann wäre ich auch nicht gegen die EU. Ich sage Ihnen des-
wegen ganz klar: Die Situation ist so: Wer für Europa ist, muss 
gegen die EU sein.

(Beifall bei der AfD)

Ich spreche nicht von der Verschuldung, ich spreche nicht von 
dem Zuwanderungschaos, das unter Brüsseler Regie angerich-
tet worden ist, ich spreche nicht von der Islamisierung, 

(Zuruf: Gedeonisierung!)

von der Entchristlichung dieses Kontinents, ich spreche vom 
geopolitischen Aspekt, und da war diese EU bzw. EWG, EG, 
wie sie damals hieß, als wirtschaftlicher Arm der NATO und 
somit unter der Regie der USA gedacht.

Solange Sowjetrussland die Hauptgefahr für Europa war, war 
das für uns das kleinere Übel, und die EG hatte bestimmte po-
sitive Effekte für uns. Das änderte sich 1989 kolossal. Die So-
wjetunion ist implodiert, und die Amerikaner sind die einzig 
verbliebene Supermacht. Das bedeutet, sie spielen rücksichts-
los diese Herrschaftsrolle in der Welt – und das nicht erst seit 
Trump, sondern schon unter Bush und unter Obama. Unter 
Trump wird es nur sichtbar, sodass jetzt auch der letzte Idiot 

in Sachen Geopolitik feststellen kann, dass es vielleicht kei-
ne langfristige Lösung ist, die Westbindung zu kultivieren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, was geschieht denn heute geopo-
litisch? Was macht die EU? Es sind nicht nur die Russland-
sanktionen. Es wäre die einzig adäquate Antwort auf die 
trumpsche Politik, diese Russlandsanktionen endlich aufzu-
geben und einzustellen und mit Russland zu kooperieren.

(Beifall bei der AfD)

Nein, die EU geht noch darüber hinaus, sie bombardiert bei 
Syrien mit: ein völkerrechtswidriges Vorgehen, ein Kriegsver-
brechen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

An der Seite von Trump erst bombardieren und dann sagen: 
„Wir wollen zwischen Trump und Syrien vermitteln“,

(Glocke der Präsidentin) 

das ist doch ein Witz.

Präsidentin Muhterem Aras: Reden Sie bitte zur Sache.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Das ist doch die 
Sache schlechthin, Frau Präsidentin. 

(Unruhe)

Es geht um die EU und um Friedenspolitik. Das, was hier ge-
macht wird, ist nicht Friedenspolitik, sondern gefährdet den 
Weltfrieden noch mehr.

(Abg. Manfred Kern GRÜNE: Sie haben doch Herrn 
Trump zur Wahl gratuliert!)

Eine EU, die in Syrien herumbombt – der Macron neben dem 
Trump; England ist ja auch noch Mitglied –: EU-Staaten bom-
bardieren Syrien und agieren gegen Russland. Das ist keine 
Friedenspolitik, meine Damen und Herren, das ist eine Bedro-
hung des Weltfriedens.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

So eine EU ist keine Hoffnung für Europa, sondern ein Sarg-
nagel zu seinem Untergang, meine Damen und Herren.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Stefan 
Fulst-Blei SPD) 

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 1 der Tagesordnung erle-
digt.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Anpassung des allgemeinen Datenschutz-
rechts und sonstiger Vorschriften an die Verordnung (EU) 
2016/679 – Drucksache 16/3930

Zur Begründung erteile ich Herrn Minister Strobl das Wort.
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Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin Aras, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Die europäische Datenschutz-Grundverordnung 
wird in ungefähr zwei Wochen, nämlich ab dem 25. Mai die-
ses Jahres, unmittelbar geltendes Recht in Deutschland und 
damit natürlich auch in Baden-Württemberg. Was müssen wir 
beachten? Was ändert sich nun?

Um eines, verehrte Kolleginnen und Kollegen, müssen wir 
nicht lange herumreden: Der europäische Gesetzgeber hat 
auch eine Vielzahl neuer Anforderungen an den Datenschutz 
gestellt. Mir ist bewusst, dass vor allem viele Vereine sowie 
mittlere und kleine Unternehmen in großer Sorge sind. Ich 
kann das auch gut nachvollziehen. Wir alle erhalten derzeit 
Anforderungen von Unternehmen, unser Einverständnis etwa 
dazu zu erklären, dass wir weiterhin zu Veranstaltungen ein-
geladen werden dürfen. Solche Bürokratie – das muss ich ehr-
lich sagen – leuchtet auf den ersten Blick niemandem ein. Nur: 
Das können wir, der Landesgesetzgeber, freilich nicht ändern.

Dort, wo es im öffentlichen Bereich Spielräume gibt, haben 
wir versucht, sie so bürgerfreundlich wie nur möglich zu ge-
stalten. Es war die Intention unseres Gesetzentwurfs, den wir 
Ihnen heute vorlegen, die Spielräume im Datenschutzrecht der 
Europäischen Union so auszugestalten, dass sie maximal bür-
gerfreundlich sind.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE)

Auch die öffentlichen Stellen des Landes müssen sich auf die 
neuen Anforderungen einstellen und dem Datenschutz erhöh-
te Aufmerksamkeit widmen.

In einer Beziehung besteht freilich Grund zur Erleichterung. 
Die Datenschutz-Grundverordnung ändert das Datenschutz-
recht nicht von Grund auf, sondern es bleibt im Wesentlichen 
bei den vertrauten und bewährten Prinzipien des Datenschutz-
rechts, die bereits dem bisherigen Landesdatenschutzgesetz 
zugrunde liegen.

Auf eines müssen sich alle betroffenen Stellen indessen ein-
stellen: Die Datenschutz-Grundverordnung enthält in Zukunft 
alle wesentlichen Vorschriften zum Schutz von personenbe-
zogenen Daten. Im Landesdatenschutzgesetz werden zukünf-
tig nur noch konkretisierende oder ergänzende Regelungen zu 
finden sein. Etwas anderes lässt die europäische Rechtslage 
nicht zu.

Die Landesregierung hat sich bei der Erarbeitung des Gesetz-
entwurfs zur Anpassung des allgemeinen Datenschutzrechts 
an die Datenschutz-Grundverordnung so weit wie möglich 
von dem Ziel leiten lassen, das bisherige Datenschutzniveau 
des Landesdatenschutzgesetzes im Wesentlichen beizubehal-
ten. Die Öffnungsklauseln und Regelungsaufträge der Daten-
schutz-Grundverordnung bieten dem Gesetzgeber die Mög-
lichkeit, einen vernünftigen Ausgleich zwischen den Interes-
sen an der Datenverarbeitung einerseits und den Interessen 
der Bürger, über die Verwendung ihrer Daten selbst zu bestim-
men, andererseits herbeizuführen.

An einem Beispiel möchte ich Ihnen das erläutern: Die Video-
überwachung greift zwar in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der überwachten Personen ein; es wird aber 

niemand auf die Videoüberwachung verzichten wollen, wenn 
es um den Schutz von Leben, Gesundheit, Freiheit oder Ei-
gentum geht.

Was niemand will, ist eine flächendeckende Videoüberwa-
chung im öffentlichen Raum. Wo sie aber erforderlich und 
verhältnismäßig ist, sollte eine Videoüberwachung auch mög-
lich sein. Der Gesetzentwurf stellt hierzu auf den Einzelfall 
ab. Im Einzelfall kann die Videoüberwachung aber zukünftig 
auch schon aufgrund einer abstrakten Gefährdungslage ein-
gesetzt werden. Wir wollen so sicherstellen, dass rechtzeitig 
und nicht nur erst dann, wenn eine Gefahr etwa für das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen unmittelbar bevorsteht, 
Videoüberwachungsmaßnahmen möglich sind. Flankierende 
Verfahrensvorschriften reduzieren den Eingriff dabei auf ein 
Mindestmaß. 

Manche Vorschriften der europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung hätten wir als Landesgesetzgeber so nicht getrof-
fen, sie sind uns aber zwingend vorgegeben. So sind alle öf-
fentlichen Stellen in Zukunft verpflichtet, einen behördlichen 
Datenschutzbeauftragten zu haben. Hier müssen möglichst 
unbürokratische Lösungen her, z. B. mit der Beauftragung ei-
nes gemeinsamen Datenschutzbeauftragten für mehrere öf-
fentliche Stellen, wie es die Datenschutz-Grundverordnung 
übrigens zulässt.

Wie bereits erwähnt, bleibt es auch unter Geltung der Daten-
schutz-Grundverordnung im Wesentlichen bei den bewährten, 
überkommenen Prinzipien. Für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten gilt weiterhin: keine Datenverarbeitung ohne 
Rechtsgrundlage oder Einwilligung der betroffenen Person. 
Die Datensicherheit ist durch geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen sicherzustellen. In zunehmendem 
Maß werden hier in Zukunft Pseudonymisierung und Ver-
schlüsselung zur Anwendung gelangen müssen.

Einen großen Stellenwert, verehrte Damen und Herren Abge-
ordnete, räumt die Datenschutz-Grundverordnung dem Trans-
parenzgebot ein. Hierzu wurden die Betroffenenrechte mo-
dernisiert. Die Verwaltung muss in weit höherem Maß als bis-
her die betroffenen Personen über die Datenverarbeitung und 
ihre Rechte informieren. Das ist gut so und im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger. 

Andererseits dürfen die Effizienz der Verwaltung und die öf-
fentliche Sicherheit hierunter nicht leiden, sodass im Gesetz-
entwurf im öffentlichen Interesse und zum Nutze des Gemein-
wohls die Betroffenenrechte eingeschränkt werden, wie es die 
Datenschutz-Grundverordnung ausdrücklich erlaubt, dies al-
lerdings nur unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit und nach 
Abwägung mit den Interessen der betroffenen Personen. Die-
se gebieten es auch, Geheimhaltungspflichten – z. B. bei No-
taren – besonders zu schützen. 

Die Verbesserung des Datenschutzes soll auch den Beschäf-
tigten zugutekommen. Sie sind vor übermäßiger Überwa-
chung zu schützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen)

Insbesondere die Verarbeitung besonders sensibler Daten ist 
generell auf bestimmte Tätigkeiten zu beschränken.
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Auch im Dienstrecht werden außer begrifflichen Anpassun-
gen an das neue europäische Datenschutzrecht neue Regelun-
gen zum Schutz der Beschäftigten getroffen, z. B. wird die 
Datenverarbeitung im Auftrag im Personalaktenrecht an stren-
ge Voraussetzungen gebunden. 

Effektiver Datenschutz bedeutet auch effektive Durchsetzung 
des Datenschutzes. Dementsprechend ist es eine Vorgabe der 
Datenschutz-Grundverordnung, ein Kernanliegen des einge-
brachten Gesetzentwurfs, die Aufsicht zu stärken und ihre Un-
abhängigkeit noch stärker als bisher zu garantieren. Schon 
jetzt wird die Datenschutzaufsicht in zuverlässiger und kom-
petenter Weise vom Landesbeauftragten für den Datenschutz 
ausgeübt. Um seine Unabhängigkeit organisatorisch zu stär-
ken, sieht der Gesetzentwurf die Loslösung der Dienststelle 
des Landesbeauftragten vom Landtag und seine Organisation 
als oberste Landesbehörde vor. Damit erhält er die von der 
Datenschutz-Grundverordnung verlangte völlige Unabhän-
gigkeit.

Grundrechtsbezogen, wie der Datenschutz zu gestalten ist, 
kann er aber auch mit anderen Grundrechten, insbesondere 
der Forschungsfreiheit oder der Meinungsfreiheit, kollidieren. 
Hier muss ein gerechter Ausgleich herbeigeführt werden. Ins-
besondere die Forschung genießt daher in Bezug auf die Da-
tenverarbeitung im Einklang mit dem Bundesdatenschutzge-
setz gewisse Privilegierungen, die auch in Zukunft den For-
schungsstandort Baden-Württemberg sichern helfen. 

Über die Anpassung des allgemeinen Datenschutzrechts an 
die Datenschutz-Grundverordnung hinaus enthält unser Ge-
setzentwurf weitere Anpassungen von Rechtsvorschriften, von 
denen ich nur noch die folgende herausgreifen möchte: 

Die Videoüberwachung in den Abschiebungshaftvollzugsein-
richtungen trägt zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung in diesen Einrichtungen bei. Aus rechtsstaatlichen Grün-
den erforderlich sind aber Vorschriften, die unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Vorgaben genaue Regelungen tref-
fen. Weder soll der persönliche Lebensbereich der Unterge-
brachten mehr als erforderlich eingeschränkt noch sollen die 
Aufnahmen länger als unbedingt notwendig gespeichert wer-
den. 

Dementsprechend werden das Abschiebungshaftvollzugsge-
setz sowie die Abschiebungshaftvollzugsverordnung geändert. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bin zuversicht-
lich, dass wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf das allge-
meine Datenschutzrecht sinnvoll an die europäische Daten-
schutz-Grundverordnung anpassen und die Spielräume des 
Gesetzgebers maßvoll und vernünftig nutzen. Maß und Mit-
te – das gilt für diese Landesregierung und diese Koalition 
auch in Sachen Datenschutz.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, für 
die Aussprache hat das Präsidium eine Redezeit von fünf Mi-
nuten je Fraktion festgelegt.

In der Aussprache erteile ich nun das Wort für die Fraktion 
GRÜNE Herrn Abg. Sckerl.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Datenschutz-
Grundverordnung ist für die Bürgerinnen und Bürger in Eu-
ropa ein deutlicher Fortschritt –

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

das ist unsere klare Wertung –, weil sie in Zukunft in 27 Mit-
gliedsstaaten ein hohes Datenschutzniveau etabliert. Sie macht 
die Bürgerrechte für immerhin rund 500 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger sicherer als bisher. Bürgerinnen und Bürger 
haben auch in Baden-Württemberg gegenüber Behörden und 
anderen ein umfassendes Auskunftsrecht darüber, wie mit ih-
ren Daten umgegangen wird. Und – das ist uns besonders 
wichtig – es gibt in der gesamten Europäischen Union zum 
ersten Mal richtig wirksame Aufsichtsbehörden. Das, was wir 
mit unseren Landesbeauftragten für den Datenschutz schon 
länger kennen, war in anderen europäischen Ländern bisher 
keineswegs Standard. Aber auch unser Beauftragter wird wei-
ter gestärkt; das haben wir vom Minister gerade gehört.

Besonders wichtig ist im Zeitalter von Skandalen bei Face-
book und anderen, die in den letzten Wochen viele Tausend 
Bürgerinnen und Bürger verunsichert haben, dass die Auf-
sichtsbehörden, also auch unser Landesbeauftragter, nach dem 
Marktortprinzip für diese Konzerne zuständig sind und ein-
greifen können, wenn es in Baden-Württemberg Verstöße ge-
gen den Datenschutz gibt. Das ist, glaube ich, ein Fortschritt, 
den man nicht hoch genug bewerten kann, weil damit zum 
ersten Mal Instrumente gegenüber Konzernen geschaffen wer-
den, die Bürgerinnen und Bürger bisher als übermächtig emp-
funden haben und gegenüber denen sie sich als hilflos ange-
sehen haben. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Die Datenschutz-Grundverordnung zeigt damit, dass ein star-
kes Europa auch gegen übermächtige Konzerne aus Übersee 
bestehen kann.

Wir, die Grünen – das darf ich sagen –, sind besonders stolz 
auf diese Datenschutz-Grundverordnung, auch wenn sie an 
manchen Stellen wehtun mag. Darüber kann und muss man 
selbstverständlich auch diskutieren. 

(Abg. Anton Baron AfD: Sehr richtig!)

Denn wir haben im Europäischen Parlament mit unserem Be-
richterstatter Jan Philipp Albrecht – demnächst Umwelt- und 
Agrarminister in Schleswig-Holstein – einen ganz großen An-
teil am Zustandekommen dieser Grundverordnung. Lieber Jan 
Philipp, hier aus dem Landtag von Baden-Württemberg noch 
einmal herzlichen Dank für dein großartiges Wirken in den 
letzten Monaten.

(Beifall bei den Grünen)

Natürlich hat der Minister zu Recht angesprochen, dass die 
Datenschutz-Grundverordnung auch Fragen aufwirft, Sorgen 
macht –

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Mittelstandsfirmen, Vereine –; kein Thema. 
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Ich glaube aber, es gilt die Faustformel – die kann man immer 
anwenden –: Wer sich bisher an das deutsche Datenschutz-
recht gehalten hat, hat von der Datenschutz-Grundverordnung 
nichts zu befürchten. Denn so groß sind die Änderungen nicht. 
Das ist auch für ein kleines Unternehmen oder für einen Ver-
ein zu bewerkstelligen, wenn der Datenschutz schon in der 
Vergangenheit einen wichtigen Stellenwert hatte.

Ansonsten gilt für die Landesregierung einschließlich aller 
Behörden und an der Spitze den Landesbeauftragten: Wir neh-
men alle Befürchtungen sehr ernst, gehen ihnen nach, geben 
Antworten darauf. 

Unser Landesbeauftragter ist hier erstklassig aufgestellt. Das 
haben wir schon gemerkt. Die Beratungstätigkeit läuft seit 
Monaten. Sie läuft sehr konstruktiv, sie läuft pragmatisch und 
ist geeignet, Ängste da, wo sie vorhanden sein sollten, zu neh-
men und eine pragmatische Anwendung der Datenschutz-
Grundverordnung zu ermöglichen – zu der auch unser heuti-
ger Gesetzentwurf wesentlich beiträgt.

Wir nutzen die Möglichkeit der Öffnungsklauseln der Daten-
schutz-Grundverordnung dort, wo es uns im Land geboten er-
scheint. Allerdings ist unser Maßstab auch, keine übermäßige 
Zahl von nationalen Ausnahmen vorzusehen, um die Grund-
aussagen der Datenschutz-Grundverordnung nicht gleich wie-
der zu entwerten.

Deswegen ist der Gesetzentwurf auch eine Herausforderung. 
Es geht darum, das Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung einerseits zu stärken und es andererseits pragma-
tisch zu handhaben. Die wichtigsten Regelungsbereiche hat 
der Minister bereits genannt. Das muss ich nicht wiederholen. 
Das sind die Themen „Ausnahmen bei Betroffenenrechten“, 
„Zweckbindung von Daten“, Arbeitnehmerdatenschutz und 
einiges andere. Wir sehen, wie gesagt, darin in der Summe ei-
nen erheblichen Fortschritt. 

Über Einzelheiten, über Fragen, über Probleme, die es geben 
könnte, können wir uns in aller Ausführlichkeit und Gründ-
lichkeit in den Beratungen in zwei Ausschüssen verständigen. 
Es wird ja auch nach Lage der Dinge am 4. Juni eine ausführ-
liche Anhörung dazu stattfinden. Es wird also ausreichend Ge-
legenheit geben, diesen Gesetzentwurf – den wir Ihnen zur 
gründlichen Beratung empfehlen, aber auch zur Unterstüt-
zung, weil wir ihn für gut und ausgewogen halten – zu disku-
tieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Frau Abg. Gentges.

Abg. Marion Gentges CDU: Verehrte Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Wie viele von Ihnen habe ich 
einen Facebook-Account. Ich habe die entsprechenden Nut-
zungsbedingungen akzeptiert, obwohl ich den Vorstandsvor-
sitzenden von Facebook, Mark Zuckerberg, nicht zu meinem 
Freundeskreis zähle.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Oh! – Abg. Rainer Sti-
ckelberger SPD: Das kann sich ändern!)

Ich bin auch Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse, habe 
auch schon mehr als einen Arzt in meinem Leben besucht und 
finde, dass meine Gesundheitsdaten sonst niemanden etwas 
angehen. Ich kaufe auch beim Online-Buchhändler ein

(Oh-Rufe – Zurufe: Ich nicht!)

und bin schon froh, wenn er mir bei seinen Kaufempfehlun-
gen kein Buch empfiehlt, das ich nicht schon woanders erwor-
ben habe. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich bin aber auch Inhaberin einer kleinen Rechtsanwaltskanz-
lei, in der ich auf die Daten von Mandanten und Gegnern, von 
Versicherungen und Sachverständigen, von Zeugen und Ge-
richten angewiesen bin, damit ich die Interessen meiner Man-
danten vertreten und meiner Arbeit nachgehen kann. Im Grun-
de steht mit mir der personifizierte Zielkonflikt vor Ihnen:

(Heiterkeit – Abg. Rainer Stickelberger SPD: Ach 
nee!)

auf der einen Seite das Interesse am Schutz meiner Daten und 
des Zugriffs darauf und auf der anderen Seite der bürokrati-
sche und organisatorische Aufwand für mein kleines Unter-
nehmen. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, bislang gleicht das eu-
ropäische Datenschutzrecht einem Flickenteppich. Das ändert 
sich zum 25. Mai 2018, an dem die europäische Datenschutz-
Grundverordnung in Kraft tritt. Sie wird in allen Mitglieds-
staaten ab dem 25. Mai unmittelbar geltendes Recht. Die Na-
tionalstaaten müssen ihre Rechtsvorschriften daran anpassen, 
erhalten aber durch Öffnungsklauseln die Möglichkeit, kon-
kretisierende Regelungen zu treffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Thomas 
Blenke CDU: Jawohl!)

In unserem Landesdatenschutzgesetz gilt es nun, die Öff-
nungsklauseln aus der Datenschutz-Grundverordnung umzu-
setzen. Über hundert Verbände und Institutionen haben das 
Anhörungsverfahren genutzt, um Stellungnahmen abzugeben, 
und viele haben den organisatorischen Aufwand bei der Um-
setzung der Datenschutz-Grundverordnung, insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen sowie Vereine, beklagt. 

Gerade vor diesem Hintergrund macht der vorliegende Ge-
setzentwurf bewusst Gebrauch von der in der Datenschutz-
Grundverordnung eröffneten Möglichkeit, in bestimmten Be-
reichen Ausnahmeregelungen zu treffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende Gesetzent-
wurf sieht Ausnahmen in der Zweckbindung bei der Datener-
hebung und -verarbeitung, bei den Informationspflichten und 
beim Löschungsrecht vor. Zudem ermöglichen wir die Video-
überwachung im öffentlich zugänglichen Raum, stellen den 
Schutz der Beschäftigtendaten der öffentlichen Stellen des 
Landes sicher und sorgen für eine angemessene Privilegie-
rung in den Bereichen Forschung und Medizin.

Die Dienststelle des Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationssicherheit wird zukünftig nicht mehr im Landtag 
angesiedelt, sondern als oberste Landesbehörde eingerichtet 
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und dann auch kleinen und mittleren Unternehmen beim The-
ma Datenschutz mit Rat und Tat zur Seite stehen.

Über die Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung hi-
naus werden das Abschiebungshaftvollzugsgesetz sowie die 
dazugehörige Verordnung im Rahmen eines Omnibusverfah-
rens um Regelungen zum Vollzug des Ausreisegewahrsams 
sowie erweiterte Beschränkungsbefugnisse angepasst.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die europäische Da-
tenschutz-Grundverordnung ist in 16 Tagen geltendes Recht. 
Es wäre schön, wenn auch das vorliegend zur Beratung ste-
hende Gesetz mit seinen Ausnahmeregelungen zum selben 
Tag in Kraft treten könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Abg. Sascha 
Binder SPD: Stimmt!)

Ich bedaure ausdrücklich, dass hier manche, nicht zuletzt auch 
die SPD, zuletzt auf die Bremse gestiegen sind –

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Lachen bei der 
SPD – Abg. Andreas Stoch SPD: Wer hat den Gesetz-
entwurf so spät vorgelegt? Wir fordern die Rechte des 
Parlaments ein! Das sollte auch Ihnen am Herzen lie-
gen! – Abg. Nicole Razavi CDU zur SPD: Wie lan-
ge braucht ihr denn zum Lesen? – Gegenruf des Abg. 
Sascha Binder SPD: Hast du es gelesen? – Zuruf des 

Abg. Reinhold Gall SPD)

diese Frage stellt sich –, da es zuletzt auch die SPD nicht er-
möglicht hat, schon vor zwei Wochen in diesem Haus die Ers-
te Beratung durchzuführen. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Mit welchem Vorlauf?)

Ich darf aber zur Heilung für meine Fraktion die Bereitschaft 
erklären, einen Gang hochzuschalten und über Sondersitzun-
gen doch noch ein Inkrafttreten des Gesetzes zum 25. Mai zu 
ermöglichen.

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen – Abg. Andreas Stoch SPD: In Sachen Hoch-

schalten reden Sie mit dem Innenministerium!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dürr. 

Abg. Klaus Dürr AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin Aras, 
meine sehr geehrten Kollegen, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Vorab möchte ich mich bei unserem Landesda-
tenschutzbeauftragten, Herrn Dr. Brink, für seine hervorra-
gende Arbeit bedanken.

(Beifall bei der AfD)

Er ist sehr bemüht, die Betroffenen umfassend und sorgsam 
auf die Datenschutz-Grundverordnung vorzubereiten. Das än-
dert natürlich nichts am Umfang der bürokratischen Maßnah-
men, zu denen die Betroffenen verpflichtet sind. Die Daten-
schutz-Grundverordnung mahnt in Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe c das Prinzip der Datenminimierung an. Leider fehlt ein 
Artikel zur Bürokratieminimierung. 

Datenschutzbeauftragte werden sich in Zukunft über zu we-
nig Arbeit bzw. Aufträge nicht beklagen können. Denn was 

sich hier bereits seit Mai 2016 zusammenbraut – seitdem gilt 
die EU-Datenschutz-Grundverordnung nämlich schon; nur 
endet nun deren Übergangsfrist, und die Datenschutz-Grund-
verordnung ist anzuwenden –, darf man wohl mit Fug und 
Recht als eine Art Konjunkturprogramm für Datenschützer 
bezeichnen.

(Beifall bei der AfD)

Wie sagte Herr Juncker 1999? Ich zitiere:

Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und 
warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn es dann kein 
großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meis-
ten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde, dann 
machen wir weiter – Schritt für Schritt, bis es kein Zurück 
mehr gibt. 

Die Datenschutz-Grundverordnung ist eine EU-Verordnung 
und somit ohne Umsetzung in nationalstaatliches Recht gül-
tig. Dieser Automatismus gefällt uns natürlich weniger. Ziel 
war, europaweit einheitliche Regeln für den Datenschutz zu 
schaffen. Damit können wir uns sogar anfreunden, böte es 
doch die Chance, das Bundesdatenschutzgesetz und 16 Lan-
desgesetze abzuschaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

17 Gesetze durch eines ersetzen, das wäre praktizierter Büro-
kratieabbau. Aber nein, die Bundes- und Landesgesetze wer-
den stattdessen angepasst und bestehen fort.

Heute, am 9. Mai, 16 Tage vor der Anwendung, findet die Ers-
te Beratung dazu im Parlament statt; Herr Binder hat auch da-
rauf hingewiesen und hat da ganz klar recht. All diejenigen, 
die schon länger im Parlament sind, frage ich auch: Warum 
machen wir das eigentlich erst jetzt?

Was Bürokraten gefällt, macht der Wirtschaft große Proble-
me. Die Datenschutz-Grundverordnung gilt für die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten durch alle öffentlichen 
und nicht öffentlichen Stellen. Aber natürlich gelten die har-
ten Bußgeldvorschriften bei Verletzung nicht für öffentliche 
Stellen. 

Ausgerechnet die Rechtsanwaltskammer Stuttgart begrüßt 
dies ausdrücklich und möchte dies sogar noch auf öffentliche 
Unternehmen ausgedehnt haben, die mit eigener Rechtsper-
sönlichkeit am Wettbewerb teilnehmen. Die AOK sieht das 
genauso. Interessant! 

Vom Industrie- und Handelskammertag hätten wir übrigens 
erwartet, dass er sich für seine Zwangsmitglieder einsetzt und 
versucht, die Bürokratie, die zusätzlich rund um die Daten-
schutz-Grundverordnung aufgebaut wurde, abzuschwächen. 
Leider Fehlanzeige!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Zur Wirtschaft: Die konsequente und rechtssichere Umset-
zung der Datenschutz-Grundverordnung kostet ein betroffe-
nes KMU zwischen 5 000 und 7 000 € – natürlich nur die lau-
fenden Kosten. Betroffen davon sind alle Unternehmen, bei 
denen mehr als neun Mitarbeiter Zugang zu personenbezoge-
nen Daten haben und diese verarbeiten. Das sind mehr als 



 3681

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 62. Sitzung – Mittwoch, 9. Mai 2018
(Klaus Dürr) 

40 000 Unternehmen im Land. Allein der Wirtschaft in Ba-
den-Württemberg werden dadurch mehrere Hundert Millio-
nen Euro Kosten für die Umsetzung entstehen – Kosten wohl-
gemerkt, keine Investitionen. 

Aber halt, wen trifft das denn noch? Sogenannte Auftragsda-
tenverarbeiter – auf gut Deutsch: einzelkämpfende IT-Free-
lancer oder andere Freelancer, die Systeme ihrer Kunden be-
treuen – sitzen wohl im gleichen Boot. Wie sieht es mit Ärz-
ten, Apothekern, Hoteliers und Vereinen aus? Die Liste kann 
man endlos fortsetzen. 

Um aber eines klarzustellen: Datenschutz ist richtig, entspricht 
einer Kernforderung der AfD und wird in Zeiten fortschrei-
tender Digitalisierung immer wichtiger. Aber was hier flächen-
deckend an Bürokratiekosten verursacht wurde und wird, ver-
hindert Unternehmensgründungen und lässt so manchen über 
eine Aufgabe seiner beruflichen Selbstständigkeit nachden-
ken. Getreu dem Motto „Bürokratie first, Bedenken second“ 
kommt es einem so vor, als ob die Verantwortlichen auf dem Rü-
cken der zigtausend Betroffenen ein weiteres Bürokratiemons-
ter unnötig mit Kraftfutter stopfen – quasi „Bürokratie@BW“.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich komme zum Schluss: Die AfD fordert daher im Ausschuss, 
die Öffnungsklauseln der Datenschutz-Grundverordnung da-
hin gehend zu nutzen, im Interesse der KMUs den Geltungs-
bereich so weit wie möglich einzuschränken und die Bürokra-
tie, vor allem bedingt durch Dokumentationspflichten, zu mi-
nimieren. Wir sehen auch die Regierungsparteien in der 
Pflicht, dafür zu sorgen, dass die neuen Regelungen kein Kon-
junkturprogramm für Abmahnvereine – wie es beispielswei-
se bei der Deutschen Umwelthilfe beim Bekämpfen des Die-
sels der Fall ist – werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die AfD stimmt der Überweisung an den Ausschuss zu. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Kollegin Gentges, es ist ja schon 
abenteuerlich, was Sie hier im Parlament zu den Zeitabläufen 
sagen, wie ein Gesetzgebungsverfahren ablaufen soll. 

(Zuruf der Abg. Marion Gentges CDU) 

Ihr Minister sucht beim Thema Datenschutz seit Monaten den 
Gang. Jetzt werfen Sie uns vor, wir würden auf die Bremse 
treten. Das hat mit Respekt vor dem Parlament nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der AfD 
und der FDP/DVP – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 

SPD)

Sie, Herr Innenminister Strobl, sind zuständig für Digitalisie-
rung. Die Art und Weise, wie Sie vorher über den Datenschutz 

geredet haben, wie Sie das Thema Datenschutz in Ihrem Mi-
nisterium vorantreiben, zeigt, dass Sie Digitalisierung eben 
nicht verstanden haben. 

(Zuruf des Abg. Andreas Deuschle CDU) 

Digitalisierung ist nicht nur Breitbandausbau. Wer sich die 
Digitalisierung ohne die Bedeutung des Datenschutzes vor-
stellt, hat Digitalisierung nicht verstanden, Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD)

Zu den Zeitabläufen: Wenn es so gegangen wäre, wie es sich 
der Innenminister vorgestellt hatte, dann wären wir heute in 
der zweiten Lesung zu diesen Gesetzen – im Übrigen sind das 
noch gar nicht abschließend alle –: am 19. April Zustellung 
des Gesetzentwurfs, am 25. April dann die erste Lesung, ei-
nen Tag später Beratung im Ausschuss und dann heute die 
zweite Lesung. 

(Abg. Andreas Deuschle CDU: Das treibt die Men-
schen um!)

– Ja, der Datenschutz in Baden-Württemberg, Kollege Deusch-
le, treibt die Menschen um. Wenn dieses Thema Sie nicht um-
treibt, dann halte ich das für ein großes Problem. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der AfD – 
Zuruf des Abg. Andreas Deuschle CDU)

Es treibt die Menschen um. Es treibt die Menschen in den Ver-
einen um, es treibt die Menschen in den kleineren und mittle-
ren Unternehmen um. Der Datenschutzbeauftragte weist heu-
te ausdrücklich darauf hin, dass es eben zu einem Durchein-
ander bei den Behörden kommt und Ratlosigkeit bei den Be-
hörden herrscht. Wenn es einer weiß, dann ist es der Daten-
schutzbeauftragte. Wenn Sie es nicht wissen, Herr Deuschle, 
dann sollten Sie sich einmal mit dem Thema auseinanderset-
zen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Ni-
co Weinmann FDP/DVP – Zuruf des Abg. Andreas 

Deuschle CDU)

Dass dies im Schweinsgalopp durch das Parlament sollte, ist 
mir klar, nachdem ich die Ergebnisse der Anhörung gelesen 
habe. Herr Sckerl, von Ihnen kam ja eine Hommage an Herrn 
Albrecht, wie toll der – das ist auch so – das gemacht hat.

(Abg. Hermann Katzenstein GRÜNE: Genau! Zu 
Recht!)

– Ja. – Herr Katzenstein, haben Sie denn einmal die Ergebnis-
se der Anhörung gelesen?

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Haben Sie gelesen, was der Landesdatenschutzbeauftragte im 
Rahmen der Anhörung gesagt hat und was das Innenministe-
rium selbst als Bewertung hierzu gesagt hat? Darin steht auf 
Seite 54 der Drucksache 16/3930:

Der LfD sieht erheblichen Nachbesserungsbedarf in zahl-
reichen Punkten, um den Anliegen der Verordnung ... ge-
recht zu werden.
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Ich glaube, Kollege Sckerl: Herr Albrecht wird die Hommage 
an Sie so nicht erwidern, wie Sie sie nach Schleswig-Holstein 
geschickt haben.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Rainer Po-
deswa AfD und Nico Weinmann FDP/DVP)

Sie von den Grünen haben den Datenschutz wieder schleifen 
lassen. Sie haben nicht auf die Tube gedrückt, damit der In-
nenminister endlich eine Vorlage einbringt. Wer meint, dass 
heute alle notwendigen Änderungen zum Thema Datenschutz 
im Parlament behandelt werden, der irrt auch. Es sind noch 
20 Gesetze offen, die das Kabinett, die den Landtag noch gar 
nicht erreicht haben. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wo ist das Pro-
blem?)

– Das Problem benennt der Landesdatenschutzbeauftragte 
heute eindeutig. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ach, Quatsch!)

– Sagen Sie nicht: „Ach, Quatsch!“

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Quatsch! – Hei-
terkeit)

Wenn Sie es nicht verstanden haben, Herr Kollege Sckerl,

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie wissen ge-
nau, dass das Quatsch ist!)

dann rufen Sie bei Herrn Albrecht an. Er wird Sie über die 
rechtliche Lage beim Thema Datenschutz noch einmal auf-
klären.

(Beifall bei der SPD und der AfD – Abg. Hans-Ul-
rich Sckerl GRÜNE: Ab dem 25. Mai gilt die Daten-
schutz-Grundverordnung unmittelbar! Das wissen Sie 
doch! Märchenerzähler! – Glocke der Präsidentin) 

Halten Sie keine Sonntagsreden zum Thema Datenschutz 
mehr,

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau!)

sondern sagen Sie, was Sache ist, und sagen Sie,

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Dann lesen Sie 
einmal unseren Entwurf!)

dass Sie zu spät dran sind. Wenn Sie nicht für eine einheitli-
che Gesetzgebung sorgen – – Ich verweise in diesem Zusam-
menhang auf andere Bundesländer, die das hinbekommen. Der 
Innenminister lobt immer die Südschiene. In Bayern wurden 
alle Gesetze, die geändert werden mussten, bereits in den 
Landtag eingebracht und dort verabschiedet. Dort hat man es 
hinbekommen, ohne den Landtag des Freistaats Bayern im 
Schweinsgalopp mit dem Thema Datenschutz zu überrollen. 
So funktioniert das.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Fragen Sie ein-
mal die Kollegen dort!)

– Ich habe meine Fraktion gefragt. Und das Stimmverhalten 
der Grünen war dort auch nicht eindeutig kontra. 

Insofern glaube ich: Sie sollten sich dort einmal informieren. 
Ich sage es ungern, aber Bayern scheint uns da eine Nasen-
länge voraus zu sein, und Bayern wird nicht von den Grünen 
mitregiert. 

Der Datenschutz ist Ihr Leib-und-Magen-Thema.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Genau! Deswe-
gen haben wir sehr sorgfältig gearbeitet!)

Aber wenn Sie, Kollege Sckerl, sonntags darüber fabulieren, 
dann sollten Sie montags dafür sorgen, dass – – 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wir haben sehr 
sorgfältig gearbeitet! Von Ihnen habe ich zur Sache 

nichts gehört! – Glocke der Präsidentin) 

Kein einziges ...

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Sckerl! – Herr Abg. 
Binder, warten Sie bitte – –

Abg. Sascha Binder SPD: ... grün geführtes Ministerium hat 
bisher ein Gesetz zur Implementierung der Datenschutz-
Grundverordnung vorgelegt – kein einziges grün geführtes 
Ministerium!

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Genau!)

Sie haben den Datenschutz in Baden-Württemberg verschla-
fen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Die Datenschutz-
Grundverordnung gilt unmittelbar auch in Baden-

Württemberg!)

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
– Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Heiße rote Luft 
und sonst gar nichts! – Unruhe – Glocke der Präsi-

dentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um Ruhe bitten, auch 
in der ersten Reihe. – Vielen Dank.

Für die FDP/DVP-Fraktion erteile ich Herrn Abg. Weinmann 
das Wort.

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE) 

– Herr Abg. Sckerl, ich darf Sie um Ruhe bitten.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ich darf mich 
empören, Frau Präsidentin!)

– Sie dürfen sich empören.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Auch ohne Ihre 
Erlaubnis! – Glocke der Präsidentin) 

Sie dürfen sich empören. Aber die Debatte wird hier geführt. 
Und wenn der nächste Redner am Redepult steht, bitte ich um 
Ruhe. – Vielen Dank.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist nicht 
gut für den Blutdruck! – Gegenruf des Abg. Hans- 
Ulrich Sckerl GRÜNE: Da habe ich keine Probleme! 
– Abg. Winfried Mack CDU: Ich möchte den Kolle-

gen unterstützen! – Heiterkeit)
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Abg. Nico Weinmann FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Gern hätte ich dem Zwist noch etwas 
zugehört. Aber in der Tat ist das Thema viel zu ernst, als dass 
wir es hier in die Lächerlichkeit ziehen sollten.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und der SPD)

Daten sind die neue Währung, sind das neue Öl, und die Da-
tensicherheit ist hierfür elementar. Beides – Datenschutz und 
Datensicherheit – sind in der EU-Datenschutz-Grundverord-
nung verankert und in ihrer grundlegenden Stoßrichtung rich-
tig und begrüßenswert.

Der vorliegende Gesetzentwurf nutzt die Gestaltungsspielräu-
me, die die Datenschutz-Grundverordnung eröffnet, zum Teil 
sehr weitgehend aus.

Problematisch – das hat auch die bisherige Diskussion gezeigt 
– ist die Zusammenschau der Datenschutz-Grundverordnung 
mit bereichs- und berufsspezifischem Datenschutzrecht.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Klar!)

Dabei geht es von der Frage der Datenverarbeitung öffentli-
cher Stellen zu anderen Zwecken – welchen? – über die Fra-
ge einer bestimmten Regelung des innerbehördlichen Daten-
austauschs, über Beschränkungen des Auskunftsrechts, den 
Umfang der Prüfungsbefugnisse des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz bis hin zur Notwendigkeit zur Regelung der 
Grenzen der Befugnisse der Aufsichtsbehörden bei Berufen 
mit besonderer Verschwiegenheit – vergleichbar mit § 29 Ab-
satz 3 des neuen Bundesdatenschutzgesetzes.

Allein die Vielzahl der von den Verbänden und Institutionen 
und vom Landesbeauftragten für den Datenschutz – Herr Dr. 
Brink ist heute unter uns – vorgebrachten Bedenken zeigt, dass 
die von uns und den Kolleginnen und Kollegen von der SPD 
initiierte Anhörung, die am 4. Juni stattfinden wird, notwen-
dig ist.

Gleichwohl – Kollegin Gentges hat es angesprochen – ist das 
Tempo des weiteren Verfahrens durchaus fragwürdig. Bereits 
am 6. Juni soll dieser Gesetzentwurf in zweiter Lesung ver-
abschiedet werden. Eine ernsthafte und gewissenhafte Ausei-
nandersetzung mit den Ergebnissen der Anhörung ist da kaum 
vorstellbar und – mit Verlaub – wohl auch nicht gewünscht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

Dabei ist der zeitliche Druck selbst verschuldet. Seit Jahren 
ist bekannt, dass zum 25. Mai 2018 die Datenschutz-Grund-
verordnung in Kraft treten wird. Erstmals vor wenigen Wo-
chen ist die Landesregierung in die Pötte gekommen und hat 
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt. Damit ist die 
Landesregierung nicht allein verantwortlich, aber doch mit-
verantwortlich dafür, dass dieses Thema erst jetzt im Handel, 
im Gewerbe und in der Gesellschaft ankommt und erst jetzt 
langsam auf uns zukommt. Profitieren von dem Damokles-
schwert des 25. Mai werden die bereits mit den Hufen schar-
renden Abmahnkanzleien, profitieren werden die Fortbil-
dungs- und Ausbildungsträger, 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

die heute durchs Land tingeln und teure Fortbildungsmaßnah-
men verkaufen. Das hätte so nicht passieren müssen. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
sowie des Abg. Rainer Stickelberger SPD – Abg. An-

ton Baron AfD: Vollkommen richtig!)

Grundlegend ist bei der Ausgestaltung und der euroweiten 
Umsetzung auch zu berücksichtigen, dass eine einheitliche 
und transparente Umsetzung erfolgt; denn es steht zu befürch-
ten, dass einige Mitgliedsstaaten eine lückenhafte Umsetzung 
als Standortvorteil nutzen wollen.

Es ist angesprochen worden: Natürlich haben wir Verständnis 
für den Unmut; denn mit der Umsetzung der Datenschutz-
Grundverordnung werden Unternehmen und Vereine, aber ins-
besondere auch kleine Handwerksbetriebe und Freiberufler 
ordentlich zu kämpfen haben, sind doch die Belastungen be-
sonders für Kleinunternehmen unverhältnismäßig hoch.

Dass sich die Regierung mit ihren Behörden von dem stärks-
ten Druckmittel, nämlich den Bußgeldern, ausnimmt, ist 
schwer vermittelbar und bestätigt die Sorge, dass gerade bei 
der öffentlichen Hand der Datenschutz noch nicht den Stel-
lenwert genießt, der eigentlich geboten ist.

In diesem Sinn werden wir die vorgebrachten Bedenken im 
Rahmen der von uns beantragten Anhörung diskutieren und 
gegebenenfalls Änderungsanträge einbringen.

Herr Minister Strobl, Sie hatten vorhin gesagt, Maß und Mit-
te seien der Ausdruck dieses Gesetzes. Ich denke, Mittelmä-
ßigkeit sollte nicht unser Maßstab sein. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
AfD und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich Herrn Abg. Dr. 
Gedeon das Wort.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Die Nachteile sind klar: Bürokra-
tie, Bußgeldverfahren usw. Die Vorteile sind nicht klar. Der 
FC Rielasingen muss jetzt, wenn er an sein Schwarzes Brett 
schreibt, dass der Spieler XY für das nächste Spiel gesperrt 
ist, erst einmal die Genehmigung dafür einholen. Das ist im 
Wesentlichen Beschäftigungstherapie und Ablenkungsthera-
pie.

Das entscheidende Problem ist ein ganz anderes: Das entschei-
dende Problem ist Facebook, das entscheidende Problem ist 
Google. Die wissen, wann ich eine Theaterkarte bestelle. Die 
handeln mit den Intimdaten. Da wird jedoch nichts Wesentli-
ches gemacht. Insofern ist das Ganze für mich ein Ablen-
kungsmanöver, typisch EU: Man lässt die Leute sich an ir-
gendwelchen Nebenfronten beschäftigen, um von der eigent-
lichen Gefahr, die uns droht, der totalen Kontrolle, der tota-
len Steuerung durch Facebook, Google und die ganzen Kon-
zerne, abzulenken. 

Darum fordere ich, diese EU-Politik nicht mitzumachen. Das 
ist typische Ablenkungspolitik. Ich fordere, das zu boykottie-
ren. Auf das bisschen Gutes, was daran ist, können wir ver-
zichten. 

Danke schön.

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Her-
mann Katzenstein GRÜNE) 
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Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Die Aussprache ist da-
mit beendet.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 16/3930 zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration sowie federführend an den Ständigen Aus-
schuss zu überweisen. – Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. Vielen Dank. 

Damit ist Punkt 2 der Tagesordnung erledigt.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der AfD 
– Gesetz zur Änderung des Kreistagswahlrechts – Druck-
sache 16/3686

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

In der Aussprache erteile ich nun für die Fraktion der AfD 
Herrn Abg. Berg das Wort. 

Abg. Lars Patrick Berg AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
werte Kollegen Abgeordnete! Wir wollen heute über ein 
wenngleich trockenes, so doch sehr wichtiges Thema debat-
tieren, nämlich über die von der AfD-Fraktion beantragte Än-
derung des Kreistagswahlrechts, wodurch die 2013 abge-
schaffte Möglichkeit einer Kandidatur in zwei Wahlkreisen 
innerhalb eines Landkreises wieder eingeführt werden soll. 
Damit wird das Kreistagswahlrecht in Baden-Württemberg in 
diesem Punkt dem Landtagswahlrecht wieder angeglichen. 

Weshalb sollte eine Doppelkandidatur bei der einen Wahl pro-
blemlos implementiert werden können und bei der anderen 
nicht? Dies ergibt für uns, die AfD-Fraktion, wenig Sinn, lie-
be Kollegen. 

(Beifall bei der AfD)

In den 35 Landkreisen in Baden-Württemberg werden jeweils 
36 bis 86 Kreistagsdirektmandate vergeben. Ebenso viele 
Kandidaten sind mindestens notwendig, damit eine Partei oder 
eine Wählervereinigung ihr volles Stimmenpotenzial aus-
schöpfen kann. Hochgerechnet sind es landesweit ca. 2 000 
Kandidaten, die eine Partei aufstellen muss, um flächende-
ckend mit vollen Wahllisten antreten zu können. 

Durch die Ermöglichung der Doppelkandidatur, wie sie von 
uns angestrebt wird, würde eine Partei also trotzdem noch 
über 1 000 Kandidaten landesweit benötigen, die sich zur 
Wahl stellen. Eine Partei, liebe Kollegen, die über 1 000 Kan-
didaten in ganz Baden-Württemberg aufstellen kann, sollte 
doch die nötige Legitimation haben, um bei der Kreistagswahl 
die gleichen Chancen zu erhalten wie die großen Parteien. Fin-
den Sie das nicht auch, werte Damen und Herren? 

(Beifall bei der AfD)

Da bei der Vergabe der Direktmandate im ersten Schritt die 
Anzahl der erhaltenen Stimmen für einen einzelnen Kandida-
ten kaum eine Rolle spielt, sind die Kandidaten von einer 
möglichst vollständig aufgefüllten Wahlliste abhängig. Nur 

so können genug Stimmen auf der Wahlliste angesammelt 
werden, um eines der Direktmandate zu erhalten. 

Selbst mit der Möglichkeit des Kumulierens sind Kandidaten 
auf einer unvollständigen Wahlliste stark benachteiligt, da vie-
le Wähler die entsprechende Möglichkeit nicht nutzen, son-
dern nur eine Wahlliste abgeben, wodurch jeder Kandidat nur 
eine Stimme erhält – auch wenn diese Wahlliste nicht voll-
ständig ist. 

Meine Damen und Herren, durch dieses äußerst komplizierte 
Wahlsystem für die Kreistagswahl in Baden-Württemberg 
wird unserer Meinung nach einem Teil der Wähler in man-
chen Landkreisen gar nicht die Möglichkeit gegeben, die kom-
plette Stimmenzahl an eine einzelne Wahlliste zu vergeben – 
sei es durch Verzicht auf Kumulieren, oder sei es aufgrund ei-
ner zu geringen Anzahl von Kandidaten, was dazu führt, dass 
nicht einmal durch Kumulieren einer Wahlliste alle Stimmen 
gegeben werden können. 

Wie bei der Landtagswahl ist die Kandidatur nicht auf den 
Wahlkreis beschränkt, in dem sich der Erstwohnsitz des Kan-
didaten befindet, weshalb nach unserem Dafürhalten einem 
Kandidaten wieder ermöglicht werden sollte, sich sowohl an 
seinem Wohnort als auch an seinem Beschäftigungsort oder 
an seinem Lebensmittelpunkt zur Wahl zu stellen. Hierdurch 
kann ein Kandidat seine demokratische Legitimation erhöhen. 
Zudem – und das ist ausschlaggebend – ist ein Kreisrat doch 
ohnehin für den ganzen Landkreis zuständig. 

(Beifall bei der AfD)

Die personenbezogene Wahl wird – das wissen wir alle – 
durch bekannte Personen wie beispielsweise Bürgermeister 
stark zu einer Listenwahl verzerrt, da diese Personen häufig 
so viele Stimmen auf sich vereinigen, dass andere Kandida-
ten auf der Wahlliste mit viel weniger Stimmen ebenfalls ein 
Mandat erringen. Mit der personenbezogenen Wahl wird oh-
nehin nur dann argumentiert, wenn damit kleinere Parteien 
geschwächt werden können. 

Meine Damen und Herren, auch mit Doppelkandidaturen be-
nötigt eine Partei oder eine Wählervereinigung weit mehr 
Kandidaten, als realistisch betrachtet eine Chance auf Einzug 
in den Kreistag haben – und das nur, damit sie überhaupt ei-
ne nennenswerte Anzahl von Mandaten erringen können. Das 
ist absurd. Indem kleinen und mittelgroßen Parteien bei der 
Kreistagswahl die nötige Chancengleichheit eingeräumt wird, 
werden die Kreistage bunter und repräsentieren eher den Wäh-
lerwillen und somit die Gesellschaft. Damit wird Bürgern – 
das ist sehr wichtig – die Politikverdrossenheit genommen, 

(Beifall bei der AfD)

die darüber enttäuscht sind, dass sie der Partei ihrer Wahl nicht 
alle ihre Stimmen geben können. 

Deshalb – ich komme zum Schluss – lassen Sie uns die Ent-
scheidungsfreiheit des Bürgers stärken.

Vielen Dank.

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Halder.
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Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Sehr geehrte Frau Landtags-
präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Alles schon mal 
da gewesen! Je älter ich werde, desto öfter überkommt mich 
dieses Gefühl. Schlaghosen waren in meiner Jugend der 
Trend; es hat ein paar Jahrzehnte gebraucht, dann waren die 
Teile fast im Original wieder als Neuerfindung in den Ausla-
gen. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Habt ihr das 
auch beantragt?)

Alles schon mal da gewesen! Ja, meine Damen und Herren 
von der AfD, Ihr Antrag zur Änderung des Kreistagswahl-
rechts ist wahrlich nichts Neues. Aber das kennen wir ja schon 
von Ihnen: Schublade auf und irgendetwas Gebrauchtes her-
ausholen und kopieren, was sich aus Ihrer Sicht populistisch 
vermarkten lässt oder Ihren Allmachtsfantasien entgegen-
kommt. 

(Abg. Carola Wolle AfD: Haben Sie keine Argumen-
te? – Zurufe von der AfD)

Ziemlich ideenlos, ein längst abgeschafftes Gesetz wieder ak-
tivieren zu wollen, das einmal eine Partei initiiert hatte, für 
die Sie sonst nur Spott und Hohn übrig haben.

Sie wollen mit dem Gesetz – ich zitiere – einen „Missstand“ 
beseitigen, da Sie „strukturell benachteiligt sind, ... eine flä-
chendeckende Kandidatur ... sicherzustellen“. Ich kann das 
nur so interpretieren: Ihnen fehlen schlicht und einfach die 
Persönlichkeiten vor Ort, die sich trauen, für Ihre Partei in die 
Öffentlichkeit zu gehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Zuruf von 
der AfD)

Wie anders lässt sich sonst erklären, dass Sie die 2013 begra-
bene Lex FDP wieder aus der Schublade kramen?

(Zurufe von der AfD)

Haben Sie nicht genügend Kandidatinnen und Kandidaten, 
die sich persönlich in einem Wahlkreis zur Wahl stellen wol-
len? Oder warum wollen Sie es wieder ermöglichen, dass ein 
Kandidat in zwei Wahlkreisen gleichzeitig kandidiert?

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Wie bei der Landtagswahl!)

Ist es eine Gewohnheit aus dem Landtagswahlkampf, im 
Wahlkreis Backnang und in Bretten gleichzeitig zu kandidie-
ren und in Karlsruhe zu wohnen? Ihr ehemaliger Kollege 
Meuthen wurde von den Bürgerinnen und Bürgern so gut wie 
gar nicht in seinem Wahlkreis angetroffen. Das zeigt die Ernst-
haftigkeit in Ihrem Handeln; es zeigt, wie ernst Sie die Wäh-
lerinnen und Wähler nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der FDP/
DVP sowie der Abg. Winfried Mack CDU und Dr. 

Boris Weirauch SPD)

Vielleicht ist es ja bei Ihnen noch nicht angekommen: Kreis-
tagswahlen sind Persönlichkeitswahlen.

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Landtagswahlen nicht!)

Durch die Kandidatur in einem bestimmten Wahlkreis entsteht 
zwischen den Kandidaten, Männern wie Frauen, und der Be-

völkerung ein enger Bezug. Der Wähler möchte sich aber da-
rauf verlassen können, dass mit der Stimmabgabe der gewähl-
te Bewerber bzw. die gewählte Bewerberin auch zum Zuge 
kommt. Der von Ihnen kopierte Gesetzentwurf aus dem Jahr 
2013 lässt diese Verlässlichkeit nicht zu. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: 2003!) 

Ihr Kandidat, der auf zwei Listen gleichzeitig kandidieren 
will, kann eben nur ein Mandat annehmen. Das übrig geblie-
bene Mandat geht dann an den nächsten Kandidaten auf der 
Liste, den der Wähler gar nicht gewählt hat. Ist das Ihr Ver-
ständnis von Akzeptanz des Bürgerwillens? Ich sage deutlich: 
Das ist Betrug an den Wählerinnen und Wählern.

(Zuruf von der AfD)

Wir Grünen sagen klar: 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

ein Wahlkreis, ein Kandidat. Das sollten wir auch bei der 
Landtagswahl einführen;

(Zuruf von der AfD: Das fehlt noch!)

Sie sehen ja, zu was für Verwerfungen das führt.

Wir Grünen werden dieses Gesetz nicht aus der Mottenkiste 
herausholen. Den Gesetzentwurf lehnen wir ab.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Ulli Hockenberger.

Abg. Ulli Hockenberger CDU: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! In der Tat, mir 
ging es so wie dem Kollegen Halder: Beim Lesen des Gesetz-
entwurfs kommt einem der Gedanke: Da war doch schon mal 
was, das kommt einem bekannt vor. In der vorliegenden 
Drucksache wird ja auch auf den Gesetzentwurf aus dem Jahr 
2003 verwiesen. Die Älteren unter uns oder diejenigen, die 
schon damals dabei waren, haben ein Déjà-vu, weil man sich 
mit diesem Thema schon ausführlich auseinandergesetzt hat. 
Wir konnten seinerzeit in der Gesetzesbegründung die ent-
scheidenden, tragenden Argumente nachlesen. 

Wir haben auch überprüfen lassen, was diese gesetzliche Re-
gelung seinerzeit bedeutet hat. Unser sehr geschätzter frühe-
rer Kollege Klaus Herrmann hat die konkreten Auswirkungen 
für die Kommunalwahlen 2004 und 2009 nämlich zum Ge-
genstand zweier Anfragen gemacht. In den Drucksachen sind 
die Konsequenzen aus diesem Gesetz nachzulesen. 

Aufschlussreich allerdings und viel interessanter für mich als 
Neuling war die Lektüre des Protokolls über die 46. Sitzung 
des Landtags in der 15. Legislaturperiode vom 10. Oktober 
2012 – dort die Seiten 2587 bis 2592. Das muss eine sehr in-
teressante Sitzung gewesen sein. Schade, dass ich seinerzeit 
noch nicht dabei sein konnte. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Finden wir auch!)
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(Ulli Hockenberger) 

Die wesentlichen Argumente, die zur Ablehnung dieses Ge-
setzentwurfs geführt haben, sind genannt worden. Dazu ge-
hört die Vermeidung von Verwerfungen und von Verzerrun-
gen des Wählerwillens. Wir wollen eine klare Zuordnung der 
Kandidaten zu den jeweiligen Wahlkreisen. Wir sehen darin 
eine Stärkung des Grundgedankens der repräsentativen De-
mokratie. Das sind Argumente, die für uns heute und morgen 
gelten. Deswegen können wir dem vorliegenden Gesetzent-
wurf nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
sowie der SPD)

Ich möchte noch zwei statistische Details hervorheben. Bei 
der Kreistagswahl 2004 haben 1 299 von 13 115 Kandidaten 
von der Möglichkeit der Doppelbewerbung Gebrauch ge-
macht; zwei davon haben ein Direktmandat erhalten bzw. zwei 
Sitze in zwei Wahlkreisen. 2009 haben 1 923 von 13 621 Kan-
didaten davon Gebrauch gemacht. 

Da könnte man sagen: Das ist ja nicht so schlimm. Viel ent-
scheidender ist für uns aber der Umstand, dass dieses System 
auch dazu geführt hat, dass sich bei den Republikanern – man 
erinnert sich, es gab sie einmal – bei der Wahl 2004  90 % al-
ler Kandidaten doppelt beworben hatten. Sie haben also das 
Gebiet einfach weiträumig gestreut, ohne eine Zuordnung zum 
Wahlkreis zu haben.

(Abg. Winfried Mack CDU: Hört, hört!)

Hinzu kommt, dass in einem Wahlkreis sogar die Situation 
bestand, dass es bei drei Wahlvorschlägen insgesamt nur Dop-
pelwahlvorschläge gab. 

Das wollen wir nicht mehr. Wir sind der Meinung, dass die-
jenigen die Sitze bekommen sollen, die die entsprechende 
Stimmenzahl erreicht haben, und zwar so, wie es der Wähler-
wille will. 

Ihr permanenter und wiederholter Hinweis auf die Landtags-
wahl geht für meine Begriffe fehl. Der Landtag ist ein Parla-
ment, der Kreistag ist ein Exekutivorgan. Ich glaube, dass dort 
die besondere Persönlichkeit und die Bindung zum Wahlkreis 
im Vordergrund stehen sollten. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf von der AfD)

Es ist für uns ein Unterschied. Wir haben zwei Mal in Theo-
rie und Praxis sozusagen im Echtbetrieb gesehen, wohin das 
führt. In diesem Tenor haben seinerzeit auch alle Fraktionen 
entsprechend votiert – bis auf die FDP/DVP. Professor Dr. 
Goll hat seinerzeit gesagt – ich darf zitieren –: 

Eigentlich ist das eine Sache, bei der man, wenn man es 
ohne Zorn und Eifer betrachtet, feststellen kann: Man 
kann es so oder so machen. 

Wir entscheiden es halt so, dass wir es ablehnen. 

(Heiterkeit bei der CDU und den Grünen – Beifall 
bei Abgeordneten der CDU)

Von den Kollegen der Grünen – seinerzeit hat Herr Schwarz 
gesprochen – haben wir auch Entsprechendes gehört. 

Am treffendsten hat es für meine Begriffe der seinerzeitige 
Innenminister, Kollege Gall, zum Ausdruck gebracht. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Wie so oft!)

Das Protokoll notierte nämlich als Schlusssatz seinerzeit – Sie 
gestatten, dass ich zitiere –: 

Im Grunde unterstützen wir den Kern dieses Gesetzent-
wurfs 

– den damaligen Gesetzentwurf der CDU, der die Aufhebung 
der Möglichkeit gefordert hat, in zwei Wahlkreisen zu kandi-
dieren – 

ausdrücklich. 

Besser kann man es nicht sagen. Damit ist alles gesagt. Wenn 
Sie auch heute dazu stehen, finden wir, glaube ich, eine brei-
te Mehrheit, um dieses Thema im Ausschuss zu behandeln 
und dann im Ergebnis zur Ablehnung zu kommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Stickelberger. 

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Vorweg zwei Be-
merkungen: Der Gesetzgeber hat ein weites Ermessen, wie er 
das Wahlrecht innerhalb der verfassungsrechtlichen Grenzen 
im Einzelnen ausgestaltet. 

Die zweite Bemerkung: Wir haben ja in Baden-Württemberg 
mit der Möglichkeit des Panaschierens und des Kumulierens 
kein einfaches Kommunalwahlrecht. Daher sollte man mit 
grundlegenden Änderungen des Wahlrechts auch vorsichtig 
sein. Deshalb beschränken sich – heute Nachmittag werden 
wir das sehen – die dort vorgesehenen Regelungen ja eher auf 
technische Einzelheiten. 

Zur Geschichte: Wir haben im Jahr 2013 die Novellierung der 
Landkreisordnung in diesem Zusammenhang diskutiert. Dann 
hat der Landtag aufgrund der Erfahrungen, die man bei den 
Kommunalwahlen 2004 und 2009 gemacht hat, die im Jahr 
2003 geschaffene Regelung einmütig abgeschafft. 

Sie haben, Herr Hockenberger, unseren damaligen Innenmi-
nister zu Recht gelobt. Kernpunkte der damaligen Auseinan-
dersetzung waren das Wahlrecht, insbesondere das Jugend-
wahlrecht, die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre und 
die Förderung von Frauen bei Kommunalwahlen. Herr Ho-
ckenberger, Sie haben ja schon sehr viel in der Geschichte ge-
kramt, aber der Vollständigkeit halber möchte ich noch aus-
führen, was die CDU damals auch gesagt hat. 

(Abg. Anton Baron AfD: Aha!)

Ihr Kollege Throm, der unserem Haus nicht mehr angehört, 
hat ausgeführt: 

Gerade die CDU hat verstanden, dass wir Frauen in der 
Politik insgesamt und insbesondere bei den Kommunal-
wahlen stärker beteiligen müssen.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Recht hat er!)

So viel zur Geschichte.
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Nun dazu, wie man das regelt: Wir stehen zu dem damals ge-
fassten Gesetzesbeschluss und kehren nicht zu der Regelung 
zurück, die 2003 geschaffen wurde. 

(Zuruf der Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch) 

Wie gesagt, man muss abwägen, welche Gesichtspunkte maß-
gebend sind. Herr Dr. Goll hat in der damaligen Debatte ein 
Plädoyer für die Möglichkeit der Doppelkandidatur gehalten. 
Das sind ja keine Glaubensfragen, sondern eher Zweckmä-
ßigkeitsfragen. 

(Heiterkeit des Abg. Wilhelm Halder GRÜNE) 

Uns hat damals das Argument überzeugt, dass wir keine grö-
ßeren Kreistage wollen, wenn es etwa Überhangmandate oder 
Ausgleichsmandate gibt. Wir halten an der persönlichen Ver-
ankerung des Kandidaten in dem Wahlbezirk im Landkreis 
fest. Und wir meinen wie die kommunalen Landesverbände, 
dass wir es sonst teilweise mit einer Verzerrung des Wähler-
willens zu tun haben könnten.

Städtetag und Gemeindetag haben gerade die Bindung des 
einzelnen Kandidaten an seinen Wahlbezirk hervorgehoben. 
Das sehen wir auch so. Aus unserer Sicht muss sich der Wäh-
ler darauf verlassen können, dass der Gewählte sein Amt an-
nimmt und ausübt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU)

Aber, wie gesagt, der Gesetzgeber hat ein Ermessen. Wir ha-
ben damals abgewogen und wohl zu sachgerechten Regelun-
gen gefunden. Ich sehe jetzt keinen Anlass, von dieser mitt-
lerweile bewährten Regelung abzurücken. Wir bleiben dabei. 
Deswegen werden wir den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion 
ablehnen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich Herrn Abg. Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir werden diesen Vorschlag der AfD 
ablehnen,

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Wilhelm Hal-
der GRÜNE – Lachen bei der AfD – Abg. Bernd Gö-

gel AfD: Frei nach Konrad Adenauer!)

auch wenn sie ihn – man höre und staune – eigentlich von den 
Kartellparteien abgeschrieben hat.

(Heiterkeit bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU)

Dass wir dem Gesetzentwurf nicht zustimmen, hat einfach da-
mit zu tun: Wir springen nicht über das Stöckchen, das Sie uns 
hinhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
CDU)

Sie wissen, der Gesetzentwurf wird ja nicht beschlossen. Aber 
Sie denken, wir müssten jetzt, wie Sie wollen. Aber wir müs-
sen nicht.

(Lachen bei der AfD – Zurufe von der AfD)

Wir haben in der Fraktion ausführlich, grundsätzlich über die-
sen Gesetzentwurf diskutiert – allerdings nicht inhaltlich, son-
dern über die Frage, ob man irgendeine Einzelinitiative aus 
einem politischen Gesamtprogramm herausnehmen kann, das 
halt doch im Wesentlichen z. B. von mangelnder Abgrenzung 
gegenüber dem Antisemitismus geprägt ist.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen und der CDU)

Es ist geprägt von naivem Rassismus, wenn Frau Baum über 
Unterschiede zwischen Trakehnern und Lipizzanern fabuliert. 
Es ist geprägt von Chauvinismus. Ich denke an das Plakat: 
„Hol dir dein Land zurück“. 

Aber ich möchte an dieser Stelle auch sagen, Herr Balzer: Was 
mir persönlich auch überhaupt nicht gefallen hat, war kürz-
lich Ihre Rede im Rahmen der Aktuellen Debatte zur Kultur. 
Dabei kam nur heraus: Kultur gibt es nur bei uns. Die Deut-
schen haben die Kultur gepachtet, und woanders, 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Sind wir noch bei TOP 3? 
– Abg. Anton Baron AfD: Zum Thema verweisen, 

Frau Präsidentin!)

insbesondere in islamisch geprägten Gegenden, machen alle 
das Licht mit dem Hammer aus.

(Zuruf von der AfD: Was hat das mit TOP 3 zu tun?)

Da habe ich auch gemerkt, wie gefährlich Ihr Programm ei-
gentlich ist.

(Zurufe von der AfD – Glocke der Präsidentin)

Es steht nicht nur in weiten Teilen dem liberalen Programm 
diametral entgegen,

(Zurufe von der AfD, u. a. Abg. Stefan Räpple: Spre-
chen Sie noch zum Kreistagswahlrecht? – Glocke der 

Präsidentin)

sondern es ist auch gefährlich, weil es den gesellschaftlichen 
Konsens über Toleranz und friedlichen Zusammenhalt bei uns 
im Land bedroht.

(Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um etwas Ruhe bit-
ten. – Herr Abg. Dr. Goll, reden Sie bitte zur Sache: Erste Be-
ratung des Gesetzentwurfs.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das kann er 
selbst entscheiden! Was zur Sache zählt, kann er 

selbst entscheiden, Frau Präsidentin! – Unruhe)

– Moment!

(Zurufe – Glocke der Präsidentin)
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Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Also, Frau Präsidentin – – 

Präsidentin Muhterem Aras: Darf ich jetzt – –

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Nein, ich möchte mich im 
Grunde genommen – – Jetzt haben Sie – ich sage es deutlich 
– nicht verstanden, was ich meine.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Hier in die-
sem Parlament gilt das freie Wort, Frau Präsidentin! 
Das haben Sie nicht zu zensieren! – Unruhe – Glo-

cke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Moment!

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Es geht darum, dass wir da-
rüber diskutiert haben, ob einzelne Punkte, die Übereinstim-
mung mit unserem Programm verraten, uns dazu veranlassen 
sollten, etwas Gemeinsames mit der AfD zu tun. 

(Zuruf von der AfD: Ein paar Kluge bei Ihnen!)

Insofern rede ich sehr wohl zur Sache. Ich komme auch gleich 
zum Schluss und sage: Wir können nicht verhindern, dass Sie 
uns applaudieren. Wir können auch nicht verhindern, dass Sie 
uns zustimmen, aber wir werden nicht mit Ihnen für Ihre Ini-
tiativen stimmen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
CDU und der Grünen – Zurufe von der AfD – Glo-

cke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um etwas Ruhe in den 
Reihen der AfD-Fraktion bitten! – Danke. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Unwürdige Reden!)

Für die Landesregierung erteile ich Herrn Minister Strobl das 
Wort.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, verehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Mit dem von der Fraktion der AfD eingebrach-
ten Gesetzentwurf soll die gleichzeitige Kandidatur eines Kan-
didaten oder einer Kandidatin bei der Kreistagswahl in zwei 
Wahlkreisen des Kreisgebiets für dieselbe Partei oder Wäh-
lervereinigung ermöglicht werden.

(Abg. Anton Baron AfD: Beispielsweise im Hohen-
lohischen!)

Mit dieser Regelung würde der bis zum Jahr 2013 geltende 
Rechtszustand wiederhergestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Vorschrift kam bei den Kommunalwahlen in den Jahren 
2004 und 2009 zur Anwendung. Die Regelung hat sich jedoch 
nicht bewährt. Für eine Rückkehr zur früheren Rechtslage be-
steht daher keine Veranlassung.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Zweck der vorgesehenen Regelung ist es, Parteien oder Wäh-
lervereinigungen, die nicht ausreichend viele Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Kreistagswahl finden, entgegenzu-

kommen. Für diese bestünde dann die Möglichkeit, ihre Kan-
didatinnen und Kandidaten in zwei Wahlkreisen aufzustellen. 
Damit könnten sie zusätzliche Stimmen auf sich vereinigen, 
wodurch sich die Chancen für diese Parteien oder Wählerver-
einigungen erhöhen würden, 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau!)

Sitze im Kreistag zu erhalten.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Richtig!)

Der Landtag hat im Jahr 2013 diese Möglichkeit der Doppel-
kandidatur bei der Kreistagswahl allerdings wieder abge-
schafft, sodass bei der letzten Kommunalwahl im Jahr 2014 
die Möglichkeit der Doppelkandidatur nicht mehr gegeben 
war. Diese Abschaffung erfolgte seinerzeit aufgrund der Er-
fahrungen in der Praxis auch bewusst und hatte gute Gründe,

(Zuruf von der AfD: Welche?)

die ich kurz skizzieren möchte. 

Erstens: Mehrfachkandidaturen laufen der Persönlichkeits-
wahl, die in unserem Kommunalwahlsystem eine entschei-
dende und wichtige Rolle spielt, in gewisser Weise zuwider,

(Beifall des Abg. Winfried Mack CDU)

denn wenn der Doppelbewerber oder die Doppelbewerberin 
in beiden Wahlkreisen gewählt würde, würde von den zusätz-
lichen Stimmen letztlich ein anderer Bewerber auf dem be-
treffenden Wahlvorschlag profitieren. Die Wählerinnen und 
Wähler dieses Wahlkreises würden dann im Kreistag durch 
eine Person vertreten, die im Wahlkreis weniger Stimmen er-
zielt hätte als der im anderen Wahlkreis zum Zuge gekomme-
ne Doppelbewerber.

(Abg. Winfried Mack CDU: So ist es!)

Derartige Ergebnisse führen zu Unzufriedenheit und zu Ent-
täuschungen bei den Wählerinnen und Wählern und können 
als Verzerrung des Wählerwillens empfunden werden.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Glocke der 
Präsidentin)

Das wollen wir nicht.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ausnahmsweise.

(Zurufe der Abg. Emil Sänze und Anton Baron AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Bitte.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Danke für das Zulassen der Zwi-
schenfrage, Herr Minister. – Das, was Sie eben gesagt haben, 
wäre beim Landtagswahlrecht „tödlich“. Wir haben hier Ab-
geordnete, Kollegen, die teils für einen Verstorbenen, teils für 
ausgeschiedene Kollegen nachgerückt sind. Wenn ich Ihre Lo-
gik jetzt zugrunde lege, bedeutet das, dass sie nicht den Wäh-
lerwillen repräsentieren, wenn sie hier sind. Haben Sie das 
wirklich gemeint? 
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Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Abgeordneter, das sehe ich anders. Wenn 
beispielsweise ein Kandidat oder ein Abgeordneter verstirbt, 
wird man eine Nachfolgeregelung finden müssen,

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Gibt es doch schon!)

und in der Regel ist auch bekannt, wer das ist. Im Grunde ge-
nommen muss man zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Parlaments dann eine Nachfolgeregelung finden. Dass das 
nicht dieselbe Person sein kann wie diejenige, die verstorben 
ist, ist logisch. 

(Abg. Rainer Stickelberger SPD: Das sehen wir ge-
nauso! – Unruhe)

Hier würden wir ohne Not eine Regelung schaffen, wonach 
eine Person in mehreren Wahlkreisen antritt und im Grunde 
genommen der Wähler hinterher enttäuscht ist, dass nicht die 
Person, die er gewählt hat, sondern eine ganz andere in sei-
nem Parlament, in seinem Kreistag sitzt. 

Ich finde, es ist ein unterschiedlicher Sachverhalt, ob man eine 
notwendige Regelung schafft, um ein Parlament in seiner Funk-
tionsfähigkeit zu erhalten, oder ob man sozusagen freiwillig 
durch die Möglichkeit der Mehrfachkandidatur Frus tration und 
Enttäuschung schafft, die nicht sein muss. Insofern ist der Ver-
gleich mit dem Landtagswahlrecht hier nicht zutreffend. 

Da die erzielten Stimmenzahlen in beiden Wahlkreisen für die 
Gesamtsitzverteilung zählen würden, könnte dies im Ergeb-
nis zu einer vermehrten Zahl von Ausgleichssitzen – das ist 
der zweite Grund – und damit zu einer Vergrößerung der 
Kreistage führen. In der Regel – jedenfalls nach meiner per-
sönlichen Erfahrung – geht mit dieser quantitativen Steige-
rung, mit dieser Vergrößerung der Kreistage eine qualitative 
Steigerung nicht einher.

Hinzu kommt ein Drittes. Es erscheint doch fraglich, ob es im 
Hinblick auf eine mögliche Zersplitterung der Kreistage und 
ihrer Gremien und die damit verbundenen Nachteile gerade 
sinnvoll ist, kleinen Parteien mit der Ermöglichung von Dop-
pelkandidaturen unter die Arme zu greifen. Ich meine, wir ha-
ben in Baden-Württemberg ein ausgewogenes und bewährtes 
Kommunalwahlrecht, das sich insbesondere durch die großen 
Einflussmöglichkeiten der Wählerinnen und Wähler und durch 
die besondere Bedeutung der Persönlichkeitswahl auszeich-
net. Beides würde durch die vorgesehene Gesetzesänderung 
nicht gestärkt, sondern geschwächt. Deswegen empfehlen wir 
die Ablehnung des von der AfD eingebrachten Gesetzent-
wurfs. 

Mit den genannten Argumenten haben sich im Übrigen auch 
der Gemeindetag, der Städtetag und der Landkreistag – also 
alle kommunalen Landesverbände – in der durchgeführten 
Anhörung gegen den Gesetzentwurf ausgesprochen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Keiner möchte es!)

Da es aus unserer Sicht keine Gründe gibt, die für die von der 
AfD vorgeschlagene Rechtsänderung sprechen, lehnt ebenso 
wie die kommunalen Landesverbände die Landesregierung 
diesen Gesetzentwurf ab, und ich hoffe, dass der Landtag in 
seiner Mehrheit dies ebenso tun wird. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die AfD-Fraktion 

(Abg. Anton Baron AfD: Zum Schluss!)

– ja, es ist Schluss – Herrn Abg. Berg.

Abg. Lars Patrick Berg AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
werte Damen und Herren, geschätzter Herr Kollege Goll! Ge-
statten Sie mir eine Bemerkung. Wir bringen einen Gesetzent-
wurf ein, dessen Inhalt bereits Gesetz war. Ein Gesetz hat kla-
re Normen. Da kann man gar nicht allzu viel um- oder ab-
schreiben. Auch die FDP/DVP macht ab und an mal etwas 
Vernünftiges. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Daniel Andreas Lede 
Abal GRÜNE: Das ist der Unterschied zu Ihnen!)

Meine Damen und Herren, wenn die anderen Parteien das Ge-
fühl bekommen, dass auch alternative Politikangebote ein 
Stück vom Kuchen abbekommen könnten, dann werden in 
Windeseile bestehende Gesetze oder Wahlsysteme geändert. 
Wir haben in dieser Legislaturperiode gesehen, wie die An-
zahl der Landtagsvizepräsidenten reduziert wurde – 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

nur, damit eine neu eingezogene Partei wie die AfD keinen 
dieser Posten erhält. Wir haben 2013 gesehen, wie aus Angst 
vor einer aufstrebenden Linken das Kreistagswahlrecht geän-
dert wurde, um den kleinen Parteien eine flächendeckende 
Kandidatur mit vollen Listen bei der Kreistagswahl zu er-
schweren. Dabei wurden haarsträubende Pseudoargumente 
vorgetragen, die zwischenzeitlich alle widerlegt sind.

Die anderen Parteien haben 2013 zur Abschaffung der Dop-
pelkandidatur argumentiert, dass die NPD in Böblingen, die 
Linke in Ludwigsburg und die Republikaner in Esslingen in 
die Kreistage eingezogen sind. Wenn wir uns aber ansehen, 
ob die Abschaffung der Doppelkandidatur bei der letzten 
Kommunalwahl tatsächlich die kleinen Parteien wieder ge-
schwächt und die etablierten Parteien gestärkt hat, dann se-
hen wir Folgendes: Die NPD ist weiterhin im Kreistag von 
Böblingen vertreten, die Linken haben die Zahl ihrer Manda-
te in Ludwigsburg sogar verdoppeln können, und die Repub-
likaner sind in Esslingen ebenso im Kreistag. Das Abschaffen 
der Doppelkandidatur hat diese Probleme also nicht aus den 
Kreistagen verbannt.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Da wider-
sprechen Sie sich doch gerade selbst! Merken Sie das 

eigentlich?)

Wenn diese Randparteien also von so vielen Wählern gewählt 
werden, dass sie Kreistagsmandate erringen, dann hat das eher 
weniger mit dem Wahlsystem zu tun, sondern mehr mit der 
Politik der etablierten Parteien, 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: So ist es!)

die viel zu viele Wähler an die Ränder des politischen Spek-
trums drängt. 

Durch das Abschaffen der Doppelkandidatur in Verbindung 
mit der Möglichkeit, 1,5-mal so viele Kandidaten aufzustel-
len, wie überhaupt Kreistagsmandate im jeweiligen Landkreis 
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zu vergeben sind, wird die flächendeckende Teilnahme mit 
aufgefüllten Wahllisten an der Kreistagswahl für kleine und 
mittelgroße Parteien künstlich erschwert.

Auch wurde angeführt, dass sich ein Kandidat, der in zwei 
Wahlkreisen ein Direkt- oder ein Ausgleichsmandat erringt, 
seiner Pflicht in einem der beiden Wahlkreise nicht stellen 
könne und damit der Wählerwille verzerrt werde. Doch bei 
genauer Betrachtung erkennt man, dass es 2009 bei über 2 200 
Kreistagsmandaten in Baden-Württemberg nur 14 Mal vorge-
kommen ist, dass ein Kandidat zwei Kreistagsmandate errin-
gen konnte – also, meine Damen und Herren, äußerst seltene 
Fälle, an denen man sich hochzieht, um von oben herab ge-
gen die Chancengleichheit im demokratischen Wettbewerb zu 
argumentieren.

(Beifall bei der AfD – Abg. Rainer Stickelberger 
SPD: Die Stimmen zählen trotzdem!)

Wir von der AfD-Fraktion können dazu nur sagen: Kommen 
Sie herunter von Ihrem hohen Ross, überdenken Sie die eben-
so abgenutzten wie fadenscheinigen Gegenargumente zur 
Doppelkandidatur, und stellen Sie sich dem Wählerwillen un-
verzerrt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Lassen Sie dem Wähler die Chance, Parteien mit seinem vol-
len Stimmenpotenzial zu wählen, 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Wenn ihr nicht in 
der Lage seid, Kandidaten aufzustellen! Was soll 

das?) 

und ermöglichen Sie es so, seinem Willen auch wirklich ge-
recht zu werden. Hören Sie auf mit der in diesem Fall ver-
deckten Bevormundung jener Bürger 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Dr. Stefan 
Fulst-Blei SPD: So ein Blödsinn! Wo sind denn die 
Massen, die Sie bei der Kandidatur unterstützen?)

– beruhigen Sie sich doch, Sie können gern nachher auch et-
was sagen –, die kleinere Parteien wählen wollen, die Ihnen 
vielleicht nicht so ganz in den Kram passen, sei es nun die 
Linke oder die FDP, die große Probleme haben, flächendeckend 
mit vollen Listen anzutreten. Auch eine noch zu den Volkspar-
teien gehörende SPD könnte bald so weit geschrumpft sein, 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Wir werden euch 
überleben! Nur keine Angst!)

dass sie von der Regelung einer Doppelkandidatur profitieren 
würde.

(Beifall bei der AfD – Abg. Daniel Born SPD: Keine 
Sorge!)

In diesem Haus haben wir bereits einen Vorgeschmack darauf 
bekommen. 

Zu guter Letzt, meine Damen und Herren, werte Kollegen: 
Auch unser geschätzter Ministerpräsident, Herr Kretschmann, 
hat seinen Wahlkreis in Nürtingen und seinen Wohnsitz im 
Landkreis Sigmaringen. Bitte bleiben Sie also sachlich.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Was hat 
das mit der Doppelkandidatur zu tun? So ein Blöd-
sinn! – Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Un-

glaublich, diese Doppelmoral der Grünen!)

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Halder.

Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Wenn noch Redezeit da ist, wollen wir sie 
natürlich auch nutzen. 

Die Argumentation der AfD ist durch den zweiten Beitrag von 
Herrn Berg jetzt auch nicht besser geworden. Ich weiß nicht, 
ob das jetzt eine gewisse Anbiederung an die FDP/DVP ist, 
dass man ihr Honig ums Maul schmiert und sagt: „Das ist eu-
er Gesetzentwurf. Ihr müsstet eigentlich zustimmen.“ Das ist 
mir etwas unverständlich. Das wird auch nicht aufgehen, weil 
die FDP/DVP auf so etwas nicht hereinfällt.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Emil Sänze AfD)

Die Kreistagswahlen sind Persönlichkeitswahlen und sollen 
das auch bleiben. Wenn ich Persönlichkeiten aufstellen kann, 
ist das gut. Wenn ich keine habe, die ich aufstellen kann, dann 
ist das nun einmal so.

Ich kann nachvollziehen, dass sich nicht alle Ihrer Wähler oder 
Anhänger für diese Politik in die Öffentlichkeit stellen wol-
len. Ich würde mich da auch ein bisschen schämen. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Die Grünen schämen sich 
nie! – Abg. Anton Baron AfD: Ich schäme mich je-

den Tag für die Grünen im Landtag!)

Ein Gegenbeispiel zum Argument hinsichtlich der kleinen Par-
teien: Wir haben im Rems-Murr-Kreis die AfD, die Linke und 
die ÖDP im Kreistag – auch bei diesem Wahlrecht. Das funk-
tioniert also bestens. Dass die AfD mit drei Abgeordneten in 
drei Fraktionen zerstritten ist, ist natürlich ein spezielles AfD-
Problem. Das würde sich auch nicht ändern, wenn da zehn 
Abgeordnete sitzen würden. Das wären nicht weniger Frakti-
onen.

Insofern sollten wir bei dem jetzigen Wahlrecht bleiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Hockenberger.

Abg. Ulli Hockenberger CDU: Nur 30 Sekunden. Deswegen 
der Hinweis: Beim Landtagswahlrecht macht der Minister-
präsident von geltendem Recht Gebrauch. Das geltende Recht 
sieht Doppelkandidaturen bei der Kreistagswahl nicht vor. – 
„Habe fertig.“

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen – Lachen bei Abgeordneten der 
AfD – Abg. Rüdiger Klos AfD: Was ist denn das für 
eine Logik? Das ist ja absurd! – Unruhe – Glocke der 

Präsidentin)
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Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die 
Aussprache beendet.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 16/3686 zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration zu überweisen. – Es erhebt sich kein Wi-
derspruch. Dann ist es so beschlossen. Vielen Dank.

Punkt 3 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums der Justiz und für Europa vom 18. April 2018 – Be-
richt über aktuelle europapolitische Themen – Drucksa-
chen 16/3921, 16/3924

Berichterstatterin: Abg. Sylvia Felder

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt.

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Frau Abg. Sae-
bel.

Abg. Barbara Saebel GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute vor 68 Jahren hielt 
Robert Schuman seine visionäre Rede zur Montanunion. Er 
sagte: 

Europa lässt sich nicht mit einem Schlage herstellen und 
auch nicht durch eine einfache Zusammenfassung. Es 
wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die zunächst ei-
ne Solidarität der Tat schaffen.

Schuman war offensichtlich nicht nur Visionär, sondern auch 
Realist.

Heute haben wir es mit dem realistischen Vorschlag für den 
Mehrjährigen Finanzrahmen der EU von 2021 bis 2027 zu 
tun. Wir Grünen begrüßen die Fokussierung auf Aufgaben, 
die die Gemeinschaft besser als der Nationalstaat bewältigen 
kann. Der Vorschlag sieht eine Aufstockung auf 1,11 % des 
Bruttoinlandseinkommens der EU-Staaten vor. 

Dieser Ansatz ist gut, wenn auch noch nicht ehrgeizig genug. 
Die EU braucht, wenn sie Aufgaben wahrnehmen soll, die bis-
her nationalstaatlich bewältigt werden, wie z. B. Sicherheits- 
oder Verteidigungspolitik, Asylpolitik oder Klimaschutz, deut-
lich mehr Geld als bisher.

Das sind alles Investitionen in unsere gemeinsame Zukunft. 
Unsere Kinder z. B. lernen und studieren selbstverständlich 
in Europa. Die Mittel für ERASMUS und für das europäische 
Solidaritätskorps sollen deshalb verdoppelt werden. For-
schungsförderung, Innovation und Digitalisierung sind ge-
meinsame europäische Projekte in einem gemeinsamen Markt. 
Jeder Euro, den wir hier investieren, kommt auch zu uns nach 
Baden-Württemberg zurück. Die Unternehmen in unserem 
Land profitieren davon.

Die benötigten zusätzlichen Gelder sollen u. a. durch mehr Ei-
genmittel der EU generiert werden, etwa über eine gemeinsa-
me Körperschaftsteuer, eine Plastiksteuer und den Handel mit 

Emissionszertifikaten. Dies bringt nicht nur frisches Geld, 
sondern kann zusätzlich eine ökologische Lenkungswirkung 
entfalten, die wir Grünen begrüßen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Europa soll Souveränität erhalten in Bereichen, in denen je-
der Mitgliedsstaat für sich allein nicht agieren kann, z. B. bei 
der Besteuerung international agierender Konzerne, in der 
Energiepolitik, der Klimapolitik oder der Terrorismusbekämp-
fung. Hier brauchen wir mehr Europa, mehr Souveränität für 
Europa.

Aber es geht auch darum, die durch den Brexit fehlenden Mil-
liarden durch Einsparung und Umschichtung aufzufangen. So 
sollen die Finanzmittel für die Gemeinsame Agrarpolitik und 
die Kohäsionspolitik um jeweils ca. 5 % gekürzt werden. Das 
löst selbstverständlich nicht nur Freude aus. Hier wird noch 
hart gerungen werden. 

Wir Grünen wollen vor allem die Existenzsicherung kleiner 
und mittlerer Betriebe und nachhaltiger Bewirtschaftungsfor-
men. Dies ist für uns in Baden-Württemberg mit unserer klein-
gliedrigen Landwirtschaft unerlässlich.

Der demografische Wandel zwingt uns, künftig verstärkt Ar-
beitskräfte auch außerhalb der EU anzuwerben, und zwar 
nicht nur IT-Fachkräfte und Ingenieure, sondern gerade Men-
schen, die in den Bereichen Pflege oder auch Landwirtschaft 
tätig sein wollen. 

Um Migration zu kanalisieren, brauchen wir vor allem eine 
faire Handelspolitik, und zwar nicht nur in Europa, sondern 
auch in den Ländern des globalen Südens. Es braucht legale 
Wege für Flucht und Migration in die EU. Aber auch eine so-
lidarischere Verteilung von Geflüchteten unter den Mitglieds-
staaten der EU ist nötig. EU-Zuschüsse daran zu knüpfen hal-
ten wir für völlig legitim. 

Genauso legitim ist es, Förderkriterien und Konsequenzen an 
Werte zu koppeln. Wenn eine nationale Regierung die Gewal-
tenteilung aufhebt, Pressefreiheit und Pluralität beschränkt 
oder Minderheiten systematisch diskriminiert, dann sollen eu-
ropäische Gelder künftig nur noch direkt an Kommunen und 
Regionen vergeben werden, die sich weiterhin auf dem Bo-
den von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bewegen. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Dann wird es aber eng in 
Deutschland!)

Denn alle Mitgliedsstaaten haben sich im Vertrag von Lissa-
bon diesen gemeinsamen Werten verpflichtet. 

Wir Grünen wollen am Europa der Regionen mit Begegnun-
gen der Menschen in ihrer Vielfalt der Kulturen, mit fairem 
Handel und gemeinsamer Kooperation weiterbauen. 

Der Europaausschuss konnte in Mailand und Lyon letzte Wo-
che hautnah erfahren, wie weit unsere wirtschaftlichen und 
kulturellen Verflechtungen bereits gediehen sind, wie viel ge-
genseitiges Vertrauen hier bereits besteht. Die baden-württem-
bergische Präsidentschaft bei den „Vier Motoren“ wollen wir 
zur Vertiefung der Zusammenarbeit nutzen. Mit der Frank-
reich-Konzeption unseres Ministerpräsidenten und unserer 
Staatsrätin Gisela Erler 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 
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soll die Zusammenarbeit mit Grand Est sowie Auvergne-Rhône-
Alpes auch im Bereich der Städtepartnerschaften sowie auf 
der Ebene der Bürgerinnen und Bürger unterstützt werden. 
Europa wächst zusammen.

Vergleichen wir den Aufbau Europas mit dem Bau des Mai-
länder Doms: ein Langzeitprojekt über viele Generationen, ...

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Barbara Saebel GRÜNE: ... Rückschläge, Kostenstei-
gerungen, gelegentliche Zweifel am Erfolg, Stillstand, Wech-
sel der Baustile – am Ende nicht perfekt, aber im Ergebnis ein-
zigartig und großartig. Bauen wir weiter an unserem gemein-
samen Haus Europa!

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Gramling. 

Abg. Fabian Gramling CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute ist ein historischer 
Tag, denn heute vor 73 Jahren war der erste Tag nach dem En-
de des Zweiten Weltkriegs. Es war der Beginn des Wiederauf-
baus und der Beginn der längsten Friedens- und Freiheitspha-
se in Europa. 

Heute vor 68 Jahren schlug der französische Außenminister 
Robert Schuman die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl vor. Dank der Weitsichtigkeit der 
damals handelnden Akteure wie Robert Schuman und Kon-
rad Adenauer liegen wir uns heute nicht mehr bewaffnet in 
den Schützengräben gegenüber, sondern sitzen gemeinsam 
am Verhandlungstisch mit unseren Nachbarn und Freunden in 
Europa.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Außer Russland!)

Das ist ein ganz wichtiger Mehrwert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD) 

Ich bin daher auch besonders dankbar, dass am vergangenen 
Montag 170 junge Menschen hier in diesem Saal nicht popu-
listisch, wie das manche andere tun, sondern engagiert und 
begeistert über die Zukunft Europas diskutiert haben. 

Europa ist vielfältig, und genauso vielfältig sind auch die Vor-
teile Europas. Für den einen ist es das Leben in Frieden und 
Freiheit. Der andere findet es besonders toll, dass er die glei-
che Währung wie zu Hause auch im Urlaubsland hat, und für 
die junge Generation ist es ein besonderer Mehrwert, dass jetzt 
die Roaming- und die Streaminggebühren weggefallen sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

In den letzten Tagen hat unser geschätzter ehemaliger Minis-
terpräsident und heutiger EU-Haushaltskommissar Günther 
Oettinger den Mehrjährigen Finanzrahmen für die Jahre 2021 
bis 2027 vorgelegt.

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Drei Dinge sind mir hier besonders wichtig. Wir müssen ers-
tens objektiv und verantwortungsbewusst mit unserer Zukunft 
umgehen. Was will ich damit sagen? Der Finanzrahmen von 
1,3 Billionen € hört sich natürlich nach verdammt viel Holz 
an, nach verdammt viel Geld, aber das muss man auch in Re-
lation zu dem Zeitraum von sieben Jahren und insbesondere 
auch ins Verhältnis zum Bruttonationaleinkommen setzen. 
Dann sind das noch 1,1 %. Dann relativiert sich das Ganze.

Ich nenne eine andere Zahl. Nehmen wir die öffentlichen Aus-
gaben aller EU-Staaten für Europa: Das sind dann 2 %. Ich 
bin der Meinung, dass uns Europa so viel wert sein muss, dass 
uns ein Leben in Frieden und in Freiheit so viel wert sein soll-
te.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Zweitens muss aber auch klar sein, dass wir mehr darüber dis-
kutieren müssen, wofür das Geld denn ausgegeben wird.

(Zuruf von der AfD) 

Kommissionspräsident Juncker hat hierzu eine wichtige Aus-
sage gemacht, als er gesagt hat: „Jeder Euro, den wir ausge-
ben, muss einen europäischen Mehrwert erzeugen.“ Genau 
daran sollten wir den Mehrjährigen Finanzrahmen auch mes-
sen. 

Ich sehe einen europäischen Mehrwert insbesondere in der 
Verstärkung der europäischen Außengrenzen, bei der Intensi-
vierung des Austauschprogramms ERASMUS und bei der In-
vestition in Forschung und Innovation. Denn eines ist klar: 
Genau so, wie die Industrialisierung im 19. Jahrhundert vor 
unseren Toren nicht stoppgemacht hat, wird auch die Digita-
lisierung nicht vor unseren Toren stoppmachen. Deswegen 
müssen wir hier sehr, sehr viel Geld in die Hand nehmen, um 
auch weiterhin in Frieden, in Freiheit und in Wohlstand leben 
zu können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Drittens ist mir sehr wichtig, dass wir die Rechtsstaatlichkeit 
der Europäischen Union stärken. Wer sich nicht an die Grund-
werte der Europäischen Union hält, darf auch nicht als Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union an den Fördertöpfen par-
tizipieren. 

(Beifall des Abg. Manuel Hagel CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 170 junge Menschen haben 
es uns am Montag vorgemacht. Sie haben über die Zukunft 
Europas gesprochen. Denn die Europäische Union in ihrer 
heutigen Form ist weder selbstverständlich, noch ist sie gott-
gegeben. Europa steht für die Grundsätze, steht für Frieden, 
für Freiheit, für ein Leben in Wohlstand. Die Europäische Uni-
on muss sich daher aus meiner Sicht auch um die großen Din-
ge kümmern und sich den großen Dingen widmen wie z. B. 
der Außen- und Sicherheitspolitik oder aber auch den Han-
delsabkommen, damit wir nicht nur unsere Waren, sondern 
eben auch unsere Werte in die Welt exportieren. 

Die großen Aufgaben, die uns hier bevorstehen, werden wir 
nur erfolgreich bewältigen, wenn wir flexibler und auch 
schneller werden. Deswegen kann aus meiner Sicht der gro-
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ße Wurf in der Europäischen Union nur gelingen, wenn wir 
das Einstimmigkeitsprinzip ad acta legen. 

(Beifall der Abg. Andrea Lindlohr GRÜNE)

Was unter den sechs Gründungsstaaten noch sinnvoll war, das 
ist bei zukünftig 27 Mitgliedsstaaten eben nicht mehr so prak-
tikabel. Deswegen ist mein Ansinnen: Lassen Sie uns heute, 
am Europatag, für ein Europa der Chancen, für ein Europa des 
Friedens und für ein Europa der Zukunft einstehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Dr. Merz. 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
werte Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Bericht über aktuelle EU-politische Themen. Jetzt ist es 
raus: 12 Milliarden € mehr soll Deutschland nach dem Wil-
len von EU-Kommissar Oettinger künftig in die EU einzah-
len – jährlich, versteht sich, zusätzlich zu den ohnehin schon 
mehr als 24 Milliarden €, die wir jedes Jahr nach Brüssel über-
weisen. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Was hat denn der Erste 
Weltkrieg gekostet? Was hat der Zweite Weltkrieg ge-
kostet? Wie viele Menschenleben haben die gekos-

tet?)

Sie sehen hier einen 50-€-Schein, und hier habe ich ein Buch 
mit 200 Seiten, das heißt 100 Blättern. Es ist 1 cm dick. Wären 
das aufeinandergestapelte 50-€-Scheine, wären das 5 000 €, bei 
10 cm wären es 50 000 €, 

(Abg. Fabian Gramling CDU: Und wie hoch wären 
die Leichenberge? – Zuruf des Abg. Winfried Mack 

CDU)

bei 1 m 500 000 € und bei 2 m 1 Million €. 12 Milliarden € 
mehr jährlich von Deutschland an die EU heißt 12 000 Millio-
nen € mehr. 2 m mal 12 000 sind 24 km gestapelte 50-€-Schei-
ne – ein Stapel von hier bis Backnang. 

(Abg. Thomas Marwein GRÜNE: Wie ist das eigent-
lich mit 20-€-Scheinen? – Gegenruf des Abg. Dr. Rai-
ner Podeswa AfD: Mal 2,5! – Heiterkeit bei der AfD)

Der Gesamtbetrag von Deutschland an die EU: 24 Milliar-
den € sind es sowieso, dazu kommen 12 Milliarden € mehr, 
das ergibt insgesamt 36 Milliarden €. Das sind 72 km gesta-
pelte 50-€-Scheine – ein Geldstapel von hier bis Aalen.

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Merz, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Gramling zu?

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Selbstverständlich, gern.

Präsidentin Muhterem Aras: Bitte, Herr Abg. Gramling.

Abg. Fabian Gramling CDU: Vielen Dank für das Zulassen 
der Zwischenfrage. – Kann ich sitzen bleiben, oder muss ich 
aufstehen?

(Zuruf: Nein, ans Mikro! – Abg. Fabian Gramling 
CDU begibt sich zu einem der Saalmikrofone. – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Jetzt lässt er sich von der AfD 

sagen, wohin er sich stellen muss!)

Vielen Dank für das Zulassen der Zwischenfrage. – Ich habe 
eine ganz einfache Frage: Wie hoch ist der Wert eines Men-
schen, und wie hoch waren die Berge von Leichen aufgrund 
des Zweiten Weltkriegs? 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Der Wert eines Menschen ist un-
bezahlbar, er ist nicht bezifferbar.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Ah, okay!)

Und was hat jetzt der Zweite Weltkrieg mit der EU zu tun?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe, u. a. 
Abg. Andreas Stoch SPD: Da hätte man ein bisschen 

aufpassen müssen, gell?)

– Bitte schön, der Frieden in Europa hat nichts mit der EU zu 
tun. Das war die NATO. Das muss man unterscheiden.

(Lebhafte Zurufe, u. a. Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke 
FDP/DVP: Auf was für eine Baumschule sind Sie ei-
gentlich gegangen? – Unruhe – Glocke der Präsiden-

tin) 

Die EU, die es heute gibt, kann für sich nicht in Anspruch neh-
men, für diese lange Friedenszeit quasi verantwortlich zu sein.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD)

Die EU gibt es in der heutigen Form ja erst seit ein paar Jah-
ren. Früher gab es eine EWG, eine freundschaftliche Gemein-
schaft von Staaten.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Dieser zentralistische Moloch, dieses zentralistische Ungetüm 
in Brüssel hat überhaupt nichts mit dem langjährigen Frieden 
in Europa zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Im Gegenteil, die EU kann man heute als Kriegstreiber be-
zeichnen: Schauen Sie in die Ukraine,

(Abg. Reinhold Gall SPD: Unglaublich!)

schauen Sie – das, was der Kollege zuvor gesagt hat – auf die 
Beteiligung in Syrien.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE 
– Unruhe)

Die EU hat also nichts mit dem Frieden zu tun.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Zurufe)
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Diesen haben wir der NATO und der Vernunft der Völker zu 
verdanken.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Reinhold 
Gall SPD: Meine Güte! Ziemlich verblendet!) 

Zurück zum Thema meiner Rede. Deutschland soll der EU 
zukünftig bitte schön Euro-Scheine in den Rachen werfen, die 
gestapelt einer Strecke von 72 km entsprechen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Interessant ist hierbei, wie diese monströse Unsumme in der 
uns Abgeordneten vorgelegten Drucksache verklausuliert wur-
de.

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Merz, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei zu?

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Selbstverständlich, gern.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Können 
Sie das auch noch in D-Mark vorrechnen? – Gegen-
ruf von der AfD: Sie erinnern sich doch gar nicht 

mehr an die harte Währung!)

– Ich schon, Sie sicher nicht.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Reichs-
mark! – Abg. Martin Rivoir SPD: Reichsmark wäre 

noch besser! – Weitere Zurufe)

Präsidentin Muhterem Aras: Bitte, Herr Abg. Dr. Fulst-Blei.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrter Herr Kollege 
Merz, herzlichen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. 
– Da Sie sich in Ihrer Rede insbesondere auch auf den Aspekt 
der Steuerverschwendung beziehen, richte ich folgende Fra-
ge an Sie: Die AfD hat sich gespalten, sie hat sich wieder zu-
sammengefasst. Dadurch sind Steuergelder verbrannt worden.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zurufe von der 
AfD)

Wie hoch wäre ein Turm aus 50-€-Scheinen, der den Verlust 
wieder hereinholen würde, den Sie zusammen mit Ihrem Kol-
legen Meuthen vor einiger Zeit aufgrund eines doppelt bezahl-
ten Fraktionsvorsitzendengehalts verursacht haben? Ist das 
überhaupt schon zurückerstattet worden? 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD) 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Ich rechne Ihnen das gern ein-
mal aus. Das hat hier jetzt nichts mit dem Thema zu tun.

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Nein!)

Interessant ist, wie verklausuliert uns diese monströse Sum-
me dargestellt wurde. Ich zitiere sinngemäß: Oettinger hatte 
auf einer Konferenz am 8. Januar in Brüssel einen Mehrjäh-
rigen Finanzrahmen in der Größenordnung von 1,1x % des 
BNE vorzulegen. Das wäre eine reale Erhöhung gegenüber 
dem aktuellen Volumen von 1,0 % des BNE.

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Merz, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Podeswa zu?

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Ja, auch selbstverständlich, gern.

(Heiterkeit – Abg. Sandra Boser GRÜNE: Der Frak-
tionsvorsitzende braucht Unterstützung bei seiner Re-

de!)

Aber mir wird die Zeit angerechnet – in Summe. – Danke 
schön. 

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Vielen Dank für das Zulas-
sen der Zwischenfrage. – Herr Dr. Merz, können Sie sich er-
klären, wie es kam, dass nach Abschluss des parlamentari-
schen Jahres die beiden AfD-Fraktionen zusammen von den 
erhaltenen Mitteln rund 384 000 € an die Landtagsverwaltung 
zurückzahlen mussten? 

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: War das denn alles? – 
Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Was ist mit den Dop-
peldiäten der Fraktionsvorsitzenden? Was ist mit den 
Doppeldiäten der PGs? – Gegenruf des Abg. Rein-
hold Gall SPD: Das kann man ganz einfach erklären!) 

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Ja, wenn Sie, Herr Podeswa, das 
sagen, wird das so gewesen sein, und das war dann auch si-
cher richtig.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der AfD – 
Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Ihr seid Steuerver-
schwender! – Zuruf der Abg. Barbara Saebel GRÜ-

NE) 

Zurück zum Zitat: Es war verklausuliert, 

(Abg. Fabian Gramling CDU: Das war genauso ver-
klausuliert!)

und damit wurde uns Sand in die Augen gestreut. Unter die-
sen 1,1x % können sich die allermeisten nichts vorstellen – 
das war natürlich auch völlige Absicht –, aber unter dem von 
mir gerade geschilderten Geldstapel schon, ein Geldstapel, 
der dem deutschen Steuerzahler abgepresst wird.

Die Pläne des Herrn EU-Kommissars Oettinger machen ganz 
deutlich, dass es weiterhin nur eine Richtung gibt: mehr EU, 
mehr Einmischen, mehr Am-Volk-vorbei-Regieren. Wer künf-
tig Mittel will, der hat sich an die Meinung der Kommission 
zu halten. Wer dies nicht tut, wird abgestraft.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Offiziell will man diejenigen treffen, die sich nicht an von der 
EU willkürlich festgesetzte rechtsstaatliche Standards halten. 
Tatsächlich zielt man aber auf diejenigen, die es wagen, zu 
widersprechen. Die EU will Länder wie Polen und Ungarn be-
strafen, weil sie zum Wohle und zum Schutz ihres Volkes nicht 
vor Brüssel buckeln. Angebliche Verstöße gegen von irgend-
welchen EUlern definierte Grundwerte werden konstruiert. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: „Angeblich definierte 
Grundwerte“! Unglaublich!) 

Würde sich die EU an rechtsstaatliche Standards halten, 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das nennt sich Freiheit!)



 3695

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 62. Sitzung – Mittwoch, 9. Mai 2018
(Dr. Heiner Merz) 

müsste sie sich aufgrund ihrer Demokratiedefizite 

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

selbst die Gelder streichen: Das EU-Parlament ist ein macht-
loses und undemokratisch degressiv-proportional gewähltes 
Parlament, 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 
SPD)

dazu gibt es einen politischen EU-Gerichtshof und eine Kom-
mission, die innerhalb weniger Minuten denjenigen zum Ge-
neralsekretär doppelt befördert hat, der den Kommissionsprä-
sidenten stützt, auch wenn dieser gegen Ende eines EU-Gela-
ges wieder einmal taumelt. 

Zudem agieren die Regierungen der Mitgliedsstaaten auf EU-
Ebene als Gesetzgeber 

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU) 

– passen Sie auf –, also ebenjene Regierungen, die in ihren 
Ländern einer Kontrolle durch Parlamente unterliegen.

(Abg. Fabian Gramling CDU: Lernen kann man da 
nichts mehr! – Gegenruf der Abg. Dr. Christina Baum 
AfD: Arrogant! Gerade Sie in Ihrem Alter können 

noch etwas lernen!)

Genau jene Regierungen beschließen in der EU gesetzliche 
Regelungen, die die Parlamente in den Ländern dann zur 
Kenntnis nehmen müssen.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Merz, kommen 
Sie bitte zum Schluss. Ihre Redezeit ist abgelaufen. Die gan-
ze Seite Ihres Manuskripts vorzutragen geht nicht mehr. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Diese Äußerung unter-
stütze ich!)

Abg. Dr. Heiner Merz AfD: Die Exekutive wird zur Legis-
lative. Eine Gewaltenteilung in der EU ist somit ausgehebelt. 
Denken Sie darüber nach. Wovon sollte man also bei der EU 
sprechen, wenn nicht von Klüngelei und Machenschaften? 
Halbherzige Kritik auch einiger Altparteien an den Plänen 
Oettingers gibt es. Am Ende wird die EU aber mehr Geld be-
kommen, und Deutschland wird brav bezahlen, weil Sie alle 
hier widerstandslos mitmachen werden – wir, die AfD, jedoch 
nicht.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Hofelich das Wort.

Abg. Peter Hofelich SPD: Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen und Kollegen! Vom europapolitischen Aussichtsdeck heu-
te Morgen jetzt in den europäischen Maschinenraum, den Eu-
ropabericht, der mir auch Gelegenheit gibt, ein paar Dinge an-
zusprechen, die auch die laufende Arbeit im Europaausschuss 
berühren. 

Ich habe gern zur Kenntnis genommen, dass die Grünen und 
die CDU Kollegen ans Pult geschickt haben, die nicht die eu-
ropapolitischen Sprecher ihrer Fraktionen sind. Wir werden 

das bei uns nächstes Mal auch so halten. Ich finde es auch gut, 
dass wir alle bei diesen Gelegenheiten einmal zu Wort kom-
men.

Der Europabericht stimmt uns auf ein Europäisches Parlament 
und eine EU-Kommission – wenn man so will – in Aktion ein, 
und das ist auch gut. Ich glaube, da ändert sich unmerklich et-
was: Europa findet unter einer gewissen Anspannung doch im-
mer mehr auch zusammen.

Wir sind auch gegenüber denjenigen gelassener geworden, 
welche – so sage ich einmal – so ein bisschen selbstbewusst-
ignorant immer wissen, was alles nicht geht. Europa spricht 
darüber, was geht. Emmanuel Macron macht eben auch den 
Unterschied aus. Er ist ein realistischer Idealist, er ist ein eu-
ropäischer Franzose, keine Frage. 

Gestern Abend kam ein interessanter Bericht im Fernsehen 
nach den „Tagesthemen“. Das ist eine permanente Provoka-
tion für den auch zuweilen etwas trägen deutschen Zeitgeist. 
Das spüren wir. Deswegen reden wir auch in Baden-Württem-
berg über ein Europa in Bewegung, also „Europe en marche“. 
Ich glaube, dass wir dazu gute Gelegenheit haben und als Ba-
den-Württemberger nicht nur aufgefordert sind, sondern es 
auch können. 

Ich habe mir drei kurze Themen herausgesucht. Das erste ist 
die „Vier Motoren“-Zusammenarbeit. Wir waren – es ist be-
reits gesagt worden – mit dem Ausschuss auf einer knapp vier-
tägigen Reise in der Auvergne-Rhône-Alpes und zuvor in der 
Lombardei. Die „Vier Motoren“ waren Lothar Späths Idee; 
das darf man dieser Stelle noch einmal betonen. Sie sind ein 
europapolitischer Pfad, ein Feld für kooperative Innovatio-
nen. 

Seit Herbst des vergangenen Jahres hat der Ministerpräsident 
die Präsidentschaft bei den „Vier Motoren“ inne. Er hatte sie 
schon einmal. Im Staatsministerium liegt – in der aus meiner 
Sicht weiterhin nicht einfachen europapolitischen Arbeitstei-
lung der Regierung – auch die primäre Verantwortung. Ich fra-
ge schon an dieser Stelle, was Sie eigentlich seit Herbst letz-
ten Jahres von Führung oder von neuen Initiativen bei den 
„Vier Motoren“ gehört haben. Ich habe noch nicht schreck-
lich viel gehört. Ich habe eher Lustlosigkeit und Trägheit 
wahrgenommen. Im Juli soll nun ein Treffen stattfinden, aber 
ich meine, unsere Regierung – insbesondere der Herr Minis-
terpräsident – könnte sich hier etwas mehr ins Zeug legen. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD)

Wir waren letzte Woche – ich habe es gesagt – in den beiden 
Regionen. Unser Eindruck: Wir müssen das Bündnis keines-
wegs begraben. Die Parlamente und die Zivilgesellschaft sind 
durchaus interessiert, und sie sind auch zu aktivieren. Aber 
wir brauchen eben Projekte: E-Mobilität, berufliche Bildung, 
Kreativwirtschaft, Energie, aber auch Themen wie Rechtsstaat 
oder wie „Dezentraler Staatsaufbau“. Diese sind bereits an-
diskutiert; sie sind auch angearbeitet. 

Wir sind im Ausschuss der Meinung: Jetzt ist Zeit, um die 
Partnerschaft wieder zu intensivieren. Wirtschaftlich starke 
Regionen brauchen sich nicht zu verstecken. Die „Vier Mo-
toren“ erfordern und verdienen unser Engagement, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Zum Zweiten einige Gedanken zu aktuellen Europathemen 
der Kommission, die uns auch in der parlamentarischen Ar-
beit beschäftigen: 

Uns Sozialdemokraten sind europaweit gute Arbeit und Le-
bensqualität ein Anliegen. Die überarbeitete Entsenderichtli-
nie stärkt die Bekämpfung von Betrug und Missbrauch. Sie 
verbessert die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Be-
hörden. Wir haben nun auch mit einer europäischen Arbeits-
behörde zu rechnen, die neu eingeführt wird. Diese steht na-
türlich unter dem üblichen Bürokratieverdacht und ist daher 
auch Gegenstand der Skepsis. Aber Arbeitnehmern wie Selbst-
ständigen einen besseren Zugang zum Sozialschutz zu ver-
schaffen, die Umsetzung der sozialen Rechte zu begleiten, ei-
ne faire Arbeitskräftemobilität in Europa zu gewährleisten, 
das sind Ziele, die wir, die SPD, teilen, weshalb wir auch un-
sere Hoffnung in diese Behörde setzen. Ich sage: Wer A zum 
freien Markt sagt, muss B zur sozialen Marktwirtschaft sagen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD – Vereinzelt Beifall bei den Grü-
nen)

Der Verbraucherschutz macht an Grenzen nicht halt. Wir be-
grüßen die Maßnahmen, wie sie auch im Europabericht auf-
gelistet sind, gegen Desinformation im Internet und für faire 
Bedingungen für Anbieter auf Onlineplattformen. Europa 
muss hier wehrhaft sein. 

Einige Sätze zur Steuerpolitik: 30 Jahre nach Maggie That-
cher sollten wir uns freimachen von reiner Privatisierungs-
gläubigkeit, und wir sollten einem neuerlichen „race to the 
bottom“, einem Wettlauf nach unten bei den Steuersätzen in 
Europa und darüber hinaus, widerstehen. 

Wir sind auch der Meinung, dass wir gerade, was die Körper-
schaftsteuer angeht, bei der Bemessungsgrundlage, aber auch 
bei der Gestaltung der Sätze auf eine Harmonisierung zulau-
fen. Das ist auch richtig; denn das ist ja eine internationale 
Steuer. Eine Transaktionssteuer – ich habe es heute Morgen 
gesagt – kann europäisch angelegt werden, auch die von den 
Grünen genannte Plastiksteuer. 

Wichtig ist aber: Die Eurozone muss zusammenbleiben – un-
ter dem Königsrecht des Europäischen Parlaments, aber eben 
mit einer eigenen Haushaltslinie für die Eurozone. Damit wol-
len wir auch unterstützen, dass Europa in zwei Geschwindig-
keiten vorankommen kann. 

Meine Redezeit, Frau Präsidentin, neigt sich dem Ende zu. 
Daher möchte ich mein drittes Thema wenigstens noch anrei-
ßen: Ich glaube, dass wir vor dem Hintergrund der amerika-
nischen Zumutungen, was die Handelspolitik angeht, vor der 
wichtigen Aufgabe stehen, dass die deutsch-französische Ach-
se funktionieren muss. Jeder, der noch weiß, wie es damals 
beim Irakkrieg war, als die Regierung Schröder/Fischer ange-
sichts ihrer Haltung enormen Druck aushalten musste, weiß, 
dass dieser Zusammenhalt enorm wichtig ist. Deswegen mei-
ne ich, wir sollten anstreben, in der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit gerade auch vonseiten Baden-Württembergs 
unseren Beitrag zu leisten. Das ist, glaube ich, nicht das 
Schlechteste, was wir in Europa leisten können. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Barbara Saebel 
GRÜNE und Fabian Gramling CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Aden.

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Kollegen! Sehr geschätzter Herr Merz, 
ich muss Ihnen sagen: In den beiden Redebeiträgen, die Sie 
hier heute Morgen abgeliefert haben, haben Sie sich wirklich 
als eine Krämerseele in Bezug auf Europa geoutet. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU sowie des Abg. Andreas Kenner SPD – Abg. 
Dr. Timm Kern FDP/DVP: Das ist noch zurückhal-

tend formuliert!)

Deswegen würde ich Ihnen empfehlen, insbesondere meinem 
Redebeitrag gut zuzuhören. 

Europa ist keine geografische Einheit. Im Gegensatz zu Ame-
rika, Afrika und Australien wird dieser Wurmfortsatz des eu-
rasischen Kontinents erst durch eine gemeinsame Kultur zu 
einem Erdteil. Europäer sind deswegen Europäer, weil sie ei-
ne gemeinsame Geschichte und Kultur haben. 

(Abg. Anton Baron AfD: Und das ist jetzt gefährdet!)

Europa ist aber nicht auf die Europäische Union beschränkt, 
auch wenn das heute unser politisches Haus ist; Europa ist ein 
kulturelles Ideal. Auch die Ukraine, Weißrussland und Russ-
land gehören dazu. Und, notabene, in diesem Sinn kann man 
auch Israel als einen Teil Europas bezeichnen. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner [fraktions-
los])

Das unterscheidet die Länder Europas wesentlich von Län-
dern in anderen Erdteilen. 

Wenn ich diese Aussage an den Beginn meines Beitrags zu 
aktuellen europäischen Themen stelle, so tue ich das, um da-
rauf aufmerksam zu machen, dass Europa mehr ist als ein ge-
meinsamer Wirtschaftsraum und dass Europa mehr sein soll 
als ein multinationaler Besteuerungs- und Versicherungsver-
ein. Ich sage das vor allem auch, weil in diesen Tagen allge-
mein das Gespenst der Angst herumgeht, dass es mit Europa 
nicht mehr weitergeht und dass die Gefahr besteht, dass die 
europäische Idee auf der Strecke bleibt. 

Wir reden, ja, wir beschwören immer wieder eine europäische 
Identität. Aber was müssen wir darunter verstehen? Was müs-
sen wir tun, damit wir eine gemeinsame Identität entwickeln 
können, die den Bürgern von Tromsö bis Taormina, von Kiew 
bis Gibraltar bewusst wird? 

Europa ist, wie schon gesagt, anders als die anderen Erdteile. 
Wir bewohnen den kleinsten Kontinent. Auf seinen 5 Millio-
nen km2 leben Völker mit unterschiedlichen Sprachen und kul-
turellen Traditionen. Aber alle sind im Kern einander sehr ähn-
lich: Alle europäischen Völker haben die christliche Religion 
angenommen. Alle europäischen Völker berufen sich auf die 
griechische und die römische Antike als gemeinsames Erbe 
für ihr politisches System und auch für ihr Rechtssystem. Das-
selbe gilt für die Kulturleistungen der Völker in Kunst, Lite-
ratur und Wissenschaft. Die Wiener Klassik ist nicht ohne ita-
lienische Musikkultur entstanden. Die Aufklärung ist nicht 
ohne Reformation denkbar. Diese kulturellen Gemeinsamkei-
ten haben seit dem Mittelalter immer wieder zu Versuchen ge-
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führt, Europa auch politisch zusammenzuführen. In unseren 
Tagen haben diese Versuche durch die Gründung der Europä-
ischen Union politische Gestalt angenommen. Für viele Eu-
ropäer erfüllte sich damit ein Traum.

Es gilt nun, jenseits von wirtschaftlicher, rechtlicher und po-
litischer Vereinheitlichung den Menschen bewusst zu machen, 
was uns Europäer innerlich und geistig verbindet. 

Damit komme ich zum eigentlichen Kern meines Redebei-
trags. Ich fordere die europäischen Organisationen auf, abseits 
von Mittelfristigem Finanzrahmen, europäischem Einlagen-
sicherungsfonds, Brexit-Verhandlungen, europäischen Sicher-
heitsvorkehrungen eine Bestandsaufnahme und eine Bewusst-
machung unseres speziellen europäischen kulturellen Erbes 
durchzuführen. Ich weiß, es gibt ERASMUS-Programme, es 
gibt transnationale Universitäten, es gibt Schüleraustausch 
und noch vieles mehr. Wir geben Milliarden für die Landwirt-
schaft aus, Milliarden für die Entwicklung der Regionen. Ha-
ben uns diese Programme auf dem Weg zur Entwicklung ei-
ner europäischen Identität weitergebracht?

(Abg. Gabi Rolland SPD: Ja, klar!)

Wir brauchen, um Europa wirklich ins Bewusstsein der Bür-
ger zu bringen, nicht nur eine gemeinsame Währung, einen 
Binnenmarkt, eine europäische Einlagensicherung, ein Euro-
päisches Parlament, gemeinsame politische Organisationen, 
sondern zusätzlich ein einigendes Projekt.

(Zuruf des Abg. Emil Sänze AfD)

Natürlich, die EU ist zuvörderst ein Friedens- und erst in zwei-
ter Linie ein Wirtschaftsprojekt. Dazu gehört aber vor allem, 
zu vermitteln, dass Europa mehr ist als Champions League, 
europäischer Musikwettbewerb und Brüssel mit seiner Büro-
kratie. Vielmehr müssen wir – cum grano salis – uns bewusst 
machen, dass wir im Grunde eine Familie sind, die auf ge-
meinsamen Werten gegründet ist.

Ich fordere noch einmal: Diese Werte gilt es in einer Bestands-
aufnahme zu ermitteln. Jeder Kulturkreis, jedes Land ist auf-
gefordert, seinen Beitrag zum europäischen Erbe einzubrin-
gen. Allein die Diskussion über diese Bestandsaufnahme wird 
zu einer Chance, jedem einzelnen Bürger bewusst zu machen, 
dass es sich lohnt, sich mit den Wurzeln Europas näher zu be-
schäftigen.

Ich komme zum letzten Satz, Frau Präsidentin: Vielleicht kann 
dann am Ende dieses Prozesses wirklich jeder Bewohner die-
ses Zipfels am westlichen Ende der eurasischen Landmasse 
sagen: Ich bin ein Europäer. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
CDU und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Herrn Minister Wolf. 

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Während wir hier 
in diesem Hohen Haus den Europabericht der Landesregie-
rung diskutieren, geht eine Meldung über dpa, die viele in die-
sem Hause bestätigt, die Europa auf einem guten und richti-
gen Weg sehen, und die manche widerlegt, die sich nach wie 

vor darin gefallen, Europa vor allem in Bedenken und Prob-
lemen zu definieren. 

Die dpa-Meldung vor wenigen Minuten: Deutschland hat auf-
grund seiner Mitgliedschaft in der Europäischen Union mehr 
Vor- als Nachteile. 

(Vereinzelt Lachen bei der AfD)

So sehen das einer Umfrage zufolge knapp zwei Drittel der 
Deutschen, nämlich 64 %. 20 % der Befragten meinen hinge-
gen, dass die Nachteile überwiegen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Merz AfD) 

Auf die offene Frage, was sie mit der EU, Herr Dr. Merz, ver-
binden, antworteten die Befragten am häufigsten: Gemein-
schaft und Zusammenhalt und offene Grenzen. Nach den Vor-
teilen für Deutschland gefragt wählten sie am häufigsten den 
offenen Binnenmarkt, die Sicherung des Friedens und die ge-
meinsame Währung. Meine Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, lassen wir die deutliche Mehrheit der 
Menschen sprechen, wenn es um die Zukunft Europas geht. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP – Zurufe von der AfD) 

Natürlich ist der Bericht über europapolitische Themen im-
mer auch Anlass, die aktuelle Politik der Landesregierung mit 
Blick auf europäische Aktivitäten zu hinterfragen und zu prä-
sentieren. Nach wie vor und immer wieder erleben wir, dass 
Europapolitik starke Bezüge in die Landespolitik hinein hat. 
Entscheidungen der Europäischen Union beeinflussen die 
Landespolitik. Brüssel und Straßburg sowie in immer stärke-
rem Maß der Europäische Gerichtshof in Luxemburg geben 
Rahmenbedingungen vor, die vor Ort beachtet werden müs-
sen. Das ist erst einmal nichts Schlechtes. Wir brauchen aber 
– darin waren wir uns heute Morgen in der Aktuellen Debat-
te auch fast alle einig – einen Bestand an europäischen Ge-
meinsamkeiten. Wir brauchen Einigkeit in den großen Fragen, 
um in der Welt und im Wettbewerb bestehen zu können. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Europa darf dabei nicht 
seine Vielfalt an Kulturen, Traditionen und Gewohnheiten ver-
lieren. Europa lebt von dieser Vielfalt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg. An-
dreas Kenner SPD – Vereinzelt Beifall bei den Grü-

nen)

Auch dieses Bekenntnis zu Europa wollen wir ablegen. Wenn 
wir nach außen zusammenrücken, dann gerade deshalb, um 
nach innen vielfältig zu bleiben. Die baden-württembergische 
Landesregierung tritt deswegen auf allen Ebenen – sei es in 
Brüssel, in Berlin oder bei Reisen durch Europa – für den Er-
halt regionaler Gestaltungsspielräume ein. Wir wollen, dass 
Länder, Regionen und natürlich auch Kommunen all das er-
ledigen, was vor Ort auch geleistet werden kann, dass Zustän-
digkeiten nicht abwandern, sondern dass Zuständigkeiten vor 
Ort auch im zusammenwachsenden Europa erhalten werden. 
Ein Europa ohne starke Länder und Kommunen wäre ein 
schwaches Europa. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Vereinzelt Beifall bei der SPD)
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Wir wollen – das will ich auch bei dieser Debatte nochmals 
betonen – in den nächsten Wochen und Monaten diesen Eu-
ropadialog im Land führen. Er erfolgt einerseits mit Experten 
– das Expertenforum ist bereits gestartet –, und im Juni kom-
men die Fachforen, die Bürgerdialoge. Sie alle – wie ich weiß 
– beteiligen sich an diesem Prozess, bringen sich ein. Disku-
tieren Sie mit den Menschen! Das ist ein wichtiger Prozess 
auf dem Weg zu einem Europaleitbild der Landesregierung, 
das wir Ende nächsten Jahres und rechtzeitig vor der Europa-
wahl auch präsentieren wollen. 

Ein Schwerpunkt der Arbeit der Landesregierung in den letz-
ten Wochen waren Besuche auf dem Balkan. Der Ministerprä-
sident war mit einer großen Delegation auf dem Balkan un-
terwegs. Ich selbst habe mit einer Delegation Serbien besucht. 
Wenn es um die europäische Zukunftsdebatte geht, ist es uns 
wichtig, auch dorthin zu reisen, wo sich Menschen eine euro-
päische Perspektive wünschen. Die Staaten des westlichen 
Balkans liegen vor unserer Haustür. Die Wunden der Kriege 
in den Neunzigerjahren sind noch nicht vollständig verheilt. 
Die Stabilisierung der gesamten Region liegt in unserem bes-
ten Interesse. 

Gleichzeitig bieten sie auch – auch das ist im Zuge dieser Rei-
sen deutlich geworden – Chancen für die Wirtschaft in unse-
rem Land. Die Landesregierung unterstützt daher die Heran-
führung der Staaten des westlichen Balkans an die Europäi-
sche Union. Ich sage allerdings auch: Für einen Beitritt müs-
sen vorab alle Beitrittskriterien vollständig erfüllt sein. Hier 
darf es keine Abstriche oder Rabatte geben. 

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen)

Dies ist auch im besten Interesse der Beitrittskandidaten. 
Durch die Mitteilung der EU-Kommission zur Erweiterungs-
perspektive für den westlichen Balkan vom 6. Februar 2018 
hat die Debatte über den EU-Beitritt eine neue Dynamik und 
eine besondere Aktualität bekommen. Serbien wünscht sich 
diesen Beitritt. Wir wurden auch kritisch mit Fragen konfron-
tiert. Beim Beitritt Kroatiens schien die Europäische Union 
noch etwas großzügiger zu sein. Inzwischen sind die Kriteri-
en härter geworden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es entspricht aber auch der 
Erfahrung, dass man nicht darauf setzen kann, dass die Län-
der nach dem Beitritt eine enorme Entwicklung nehmen wer-
den. Da haben wir auch schlechte Beispiele. Es muss die De-
vise gelten: Zum Zeitpunkt des Beitritts müssen die Kriterien 
erfüllt sein. Dann wird es eine faire und zukunftsträchtige 
Partnerschaft. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch darauf hin-
weisen, dass wir bei unseren Besuchen Unterstützung ange-
boten haben. Ein wesentliches Problem in Serbien ist die Jus-
tiz, sind Fragen des Rechtsstaats, auch der Korruption. Diese 
Probleme müssen vor einem möglichen Beitritt gelöst wer-
den. Wir haben einen Erfahrungsaustausch mit Juristen ange-
boten – mit baden-württembergischen Juristen, die bereit sind, 
in diesen Erfahrungsaustausch mit Juristen in Serbien zu tre-
ten. 

Wir wollen auf diesem Weg zur Europäischen Union nach 
Kräften helfen und Erfahrungen einbringen. Unsere Bezie-
hungen entlang der Donau wollen wir ausbauen und intensi-

vieren – im Interesse Baden-Württembergs und seiner Part-
ner und im Interesse ganz Europas. 

Ich will auch in besonderer Weise die Autonome Provinz Voj-
vodina, die aufgrund ihrer donauschwäbischen Geschichte be-
sonders enge Beziehungen zu Baden-Württemberg unterhält, 
erwähnen. Auch dort sind wir in großer Gastfreundschaft und 
Herzlichkeit aufgenommen worden.

(Beifall der Abg. Andreas Schwarz GRÜNE und Tho-
mas Blenke CDU)

– Kollege Blenke weiß aus eigener Erfahrung von dieser Herz-
lichkeit zu berichten, auch Kollege Dr. Aden. Daraus dürfte 
der heftige Beifall resultieren.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Wenn es so im Proto-
koll erscheint, soll es recht sein!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neben der Donau ist der 
Rhein die andere Lebensader Europas. Die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit am Oberrhein hat nicht nur Deutsch-
land und Frankreich zusammengeführt, sie hat vor allem die 
Menschen vor Ort einander nähergebracht und ihnen viele 
Vorteile im Alltagsleben gesichert. Daher begrüße ich die In-
itiative des Deutschen Bundestags und der französischen Na-
tionalversammlung für einen neuen Elysée-Vertrag. Auch da-
rin steckt die Chance einer Revitalisierung des deutsch-fran-
zösischen Verhältnisses. Auch insoweit sind wir im engen 
Austausch mit unseren Kolleginnen und Kollegen im franzö-
sischen Senat, die wir vor zwei Wochen in Paris besucht ha-
ben.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die Fortschreibung 
des Elysée-Vertrags auch nutzen, um konkrete, grenzübergrei-
fende Projekte zu definieren. Der Bereich Hochschule ist mit 
Eucor, einem besonders gelingenden Projekt, bereits ange-
sprochen. Lassen Sie uns das auf den Freizeit- und Tourismus-
bereich erweitern, auf all das, was Menschen grenzübergrei-
fend zusammenführt und Begegnung schafft.

Lieber Herr Kollege Hofelich, es sind noch die „Vier Moto-
ren“ angesprochen worden. Wir waren mit dem Europaaus-
schuss in Mailand, der Lombardei, und Lyon, Rhône-Alpes. 
Die „Vier Motoren“ haben sich in der Tat nicht überlebt. Der 
Grundgedanke dieser Initiative ist unverändert wertvoll und 
wichtig. Wir haben das auch in den Gesprächen mit der dor-
tigen Wirtschaft vor Augen geführt bekommen. Die „Vier Mo-
toren“ haben es verdient, als gemeinsames, länderübergrei-
fendes, regionenbezogenes Projekt erfolgreich und intensiv 
fortgesetzt zu werden. 

Das war in den letzten Monaten mit Blick auf Katalonien et-
was schwierig. All das, was da an Gesprächen und Begegnun-
gen auf politischer Ebene geplant war, musste erst einmal zu-
rückgestellt werden. Dies gilt nicht für Gespräche und Dis-
kussionen auf Arbeitsebene. Man muss natürlich schon dar-
auf hinweisen, dass die Zusammenarbeit in den „Vier Moto-
ren“ mit Blick auf das Holpern des Motors in Katalonien der-
zeit etwas schwieriger ist. Aber wir geben ein klares Bekennt-
nis zu den „Vier Motoren“ ab, übrigens auch ein klares Be-
kenntnis zu den Menschen in Katalonien. Wir wollen bewusst 
an dieser Partnerschaft innerhalb der „Vier Motoren“ festhal-
ten.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Europa gerade im Klei-
nen zusammenwächst, zeigt sich auch an anderen Orten. Bei 
meiner Reise nach Serbien habe ich die Gedenkstätte in  
Backi Jarak besucht. Sie ist am Ort eines früheren Lagers, in 
dem am Ende des Zweiten Weltkriegs Tausende Deutsche, 
überwiegend Donauschwaben, ums Leben gekommen sind. 
Trotz aller Schrecken des Krieges belegen solche Erinnerungs-
orte, dass ein Europa, das auf Verständigung und Versöhnung 
setzt, ein Europa des Friedens ist.

Eine ganz ähnliche und berührende Erfahrung machten wir 
bei unserem Besuch auf dem Hartmannsweilerkopf vor we-
nigen Wochen, wo wir zusammen mit Präsidentin Klinkert ei-
nen Kranz niedergelegt haben. Auch das gehört zu einem ge-
meinsamen Europa, diese Erinnerungsorte immer wieder ganz 
bewusst aufzusuchen und Erinnerungskultur zu pflegen. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Diesem Europa der gemeinsamen Zukunft, einem Europa, das 
Feindschaft überwindet und Freundschaft stiftet, gilt auch in 
Zukunft das Engagement der Landesregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Europa und Internationales, Drucksache 
16/3924. Der Ausschuss für Europa und Internationales 
schlägt Ihnen vor, von der Mitteilung der Landesregierung, 
Drucksache 16/3921, Kenntnis zu nehmen. – Sie stimmen zu. 
Vielen Dank.

Punkt 4 der Tagesordnung ist damit erledigt.

Wir können in die Mittagspause eintreten und setzen unsere 
Sitzung um 15:00 Uhr fort.

Vielen Dank.

(Unterbrechung der Sitzung: 13:51 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 15:01 Uhr)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich eröffne den Nachmittagsteil unserer 
62. Landtagssitzung. 

Ich darf vorab noch sagen, dass die SPD-Fraktion gemeldet 
hat, dass der ursprüngliche Tagesordnungspunkt 8 bzw. der 
neue Tagesordnungspunkt 9 – Einrichtung weiterer Ganztags-
schulen – abgesetzt wird. Herr Gall, so war es richtig? – Dann 
wissen Sie Bescheid. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf:

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung kommunalwahlrechtlicher Vor-
schriften – Drucksache 16/3870

Zur Begründung darf ich Herrn Minister Thomas Strobl das 
Wort erteilen.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Vizepräsidentin Sabine Kurtz! 

(Zurufe, u. a. Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Prä-
sidentin!)

– Frau Vizepräsidentin

(Zurufe, u. a. Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Am-
tierende Präsidentin!)

und Frau amtierende Präsidentin Sabine Kurtz! 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: So viel Zeit muss 

sein!)

– Unbedingt, Herr Abg. Dr. Lasotta. 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Im kommen-
den Jahr stehen, wie Sie wissen, die nächsten Kommunalwah-
len an. Wenn sie wieder zusammen mit der Europawahl durch-
geführt werden, was ich persönlich für sinnvoll hielte, wer-
den sie voraussichtlich im Mai 2019 – wie ich höre, ist der 
26. Mai 2019 angedacht – stattfinden. Die Vorbereitungen für 
eine solche Wahl beginnen freilich deutlich früher. 

Die Landesregierung legt deshalb bereits heute diesen Gesetz-
entwurf vor, mit dem einige Bestimmungen des Kommunal-
wahlrechts angepasst werden sollen. Wie nach jeder Wahl hat 
das Innenministerium auch im Nachgang zu den Kommunal-
wahlen 2014 geprüft, ob und, wenn ja, an welcher Stelle es 
Verbesserungsbedarf gibt. Dazu haben uns eine Vielzahl von 
Vorschlägen erreicht, vor allem von den Kommunen und ihren 
Verbänden, aber auch aus der Bürgerschaft, von Kandidatin-
nen und Kandidaten, von Wahlhelfern und anderen Personen.

Freilich können nicht alle Vorschläge berücksichtigt werden. 
Viele Vorschriften sind eben aus gutem Grund in unserem 
Kommunalwahlrecht so, wie sie sind. Dort jedoch, wo ein 
nachvollziehbarer Bedarf besteht und der Gesetzgeber mit ent-
sprechenden Regelungen Verbesserungen erreichen kann, soll-
ten wir das meines Erachtens auch sorgfältig tun. Denn 
schließlich handelt es sich bei den Kommunalwahlen um die 
eigenen Wahlen unserer Städte, Gemeinden und Kreise, die 
Grundlage für die bürgerschaftliche Selbstverwaltung vor Ort 
sind.

Aus dem Inhalt des Gesetzentwurfs möchte ich Ihnen zunächst 
die Änderung der Vorschrift für die Wahlvorschläge in klei-
nen Gemeinden bis zu 3 000 Einwohnern vorstellen. Dort gibt 
es vielerorts keine Parteilisten oder konkurrierenden Wähler-
gruppen. Bei den Bürgerinnen und Bürgern besteht dann oft-
mals der Wunsch, eine einheitliche Kandidatenliste aufzustel-
len, aus der die Wählerinnen und Wähler ihre Favoriten wäh-
len können und diejenigen mit den meisten Stimmen dann in 
den Gemeinderat einziehen. In fast noch stärkerem Maß gilt 
dies für die Aufstellung der Kandidatenlisten für Ortschafts-
ratswahlen in den zumeist nur sehr kleinen Ortschaften. 

Wir wollen deshalb die Möglichkeit schaffen, dass in diesen 
kleinen Gemeinden und Ortschaften die Wahlvorschläge bis 
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zu doppelt so viele Kandidatinnen und Kandidaten enthalten 
dürfen, wie Räte zu wählen sind. Damit kann vermieden wer-
den, dass mehrere Listen aufgestellt werden müssen, um alle 
Interessenten aufzunehmen, und dann zwangsläufig eine Ver-
hältniswahl mit einer mathematisch berechneten Sitzvertei-
lung stattfinden muss, obwohl eigentlich gar keine Konkur-
renzsituation besteht bzw. gegeben ist.

Zudem haben die Wähler und die Wählerinnen dann eine ech-
te Auswahl auf dem einzigen Stimmzettel. Ich halte diese Re-
gelung deshalb für einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der 
Demokratie vor Ort, gerade in den kleineren Ortschaften und 
Gemeinden. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Verehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich möchte aber 
ausdrücklich darauf hinweisen, dass natürlich auch in den 
kleinen Gemeinden weiterhin die Möglichkeit besteht, meh-
rere Wahlvorschläge aufzustellen. Das ist selbstverständlich. 
Wir nehmen nicht etwas, sondern wir geben eine weitere Mög-
lichkeit dazu.

Selbstverständlich muss auch niemand mehr Bewerberinnen 
und Bewerber aufbieten, als am Ende Räte zu wählen sind. 
Auch hier schreiben wir nicht zwingend etwas vor, sondern 
geben eine Option, eine weitere Möglichkeit, von der man Ge-
brauch machen kann, aber keinesfalls Gebrauch machen muss.

In den Gesetzentwurf wurde außerdem eine Regelung zum 
Mandatsverlust im Fall eines Partei- oder Vereinsverbots auf-
genommen. Baden-Württemberg ist neben Berlin das einzige 
Land, in dem es eine solche Regelung noch nicht gibt. Diesen 
Zustand – das war jedenfalls unsere Auffassung – sollten wir 
jetzt ändern; denn es könnte der Eindruck entstehen, es wäre 
akzeptabel, wenn in den Kommunalparlamenten auch Vertre-
ter von verfassungswidrigen Parteien sitzen. Das ist es aber 
nicht. Ganz abgesehen davon wäre es für die Bürgerinnen und 
Bürger ebenso wie für die vielen engagierten ehrenamtlichen 
Rätinnen und Räte eine Zumutung, wenn solche Personen 
über die Geschicke unserer Kommunen mit entscheiden könn-
ten.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Auch wenn derzeit kein akuter Anlass besteht, soll vorsorg-
lich eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, um die Vertre-
ter von verbotenen Parteien und Gruppierungen aus den kom-
munalen Vertretungen entfernen zu können. Damit wird auch 
ein Zeichen gesetzt, dass verfassungsfeindliche Umtriebe auf 
keiner Ebene geduldet werden.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Daneben, verehrte Damen und Herren Abgeordnete, enthält 
der Gesetzentwurf noch eine Reihe weiterer kleinerer Ände-
rungen. Dabei handelt es sich um Anregungen aus der kom-
munalen Praxis, von den kommunalen Landesverbänden, so-
wie um Anpassungen an die Vorschriften des Bundesrechts. 
Letzteres betrifft u. a. eine Regelung, nach der die Mitglieder 
der Wahlorgane für Kommunalwahlen in Ausübung ihres Am-
tes ihr Gesicht nicht verhüllen dürfen. 

Auf weitere Einzelheiten hierzu möchte ich an dieser Stelle 
nicht eingehen. Sofern zu den einzelnen Punkten Erläute-
rungs- oder Diskussionsbedarf besteht, stehe ich dafür im In-
nenausschuss selbstverständlich und gern zur Verfügung.

Erwähnen möchte ich noch, dass im Rahmen – –

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, Herr Mi-
nister. Lassen Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Wölfle zu?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Selbstverständlich, Frau Kollegin Wölfle. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Bitte, Frau Abg. Wölfle.

Abg. Sabine Wölfle SPD: Vielen Dank. – Herr Minister, Sie 
haben gerade einige Punkte aufgeführt. Der Kollege Stickel-
berger wird dazu auch gleich reden und einen Änderungsan-
trag der SPD-Fraktion ankündigen. 

Ich habe aber folgende Frage: Sie haben das inklusive Wahl-
recht nicht genannt. Wir haben eine Landes-Behindertenbe-
auftragte. Daher frage ich Sie: Wie wird diese Frau mit ihren 
Aufgaben eingebunden? Ich halte diese Position für sehr wich-
tig. Offensichtlich hat die Landes-Behindertenbeauftragte den 
Gesetzentwurf vorher nicht zu lesen bekommen; denn ich bin 
sicher, Frau Aeffner hätte dazu etwas zu sagen gehabt.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ich kann Ihnen im Augenblick die Frage nicht 
beantworten, ob sie den Gesetzentwurf vorher gelesen hat. Ich 
kann nur anbieten, dass wir ihn ihr sofort geben. 

(Zuruf der Abg. Sabine Wölfle SPD) 

– Wir sind jetzt am Beginn eines Gesetzgebungsverfahrens, 
und deswegen besteht jetzt noch die Möglichkeit, sie einzu-
binden, alles aufzunehmen, was sie uns zu sagen hat. Das Par-
lament ist ja frei, einen guten Gesetzentwurf immer noch bes-
ser zu machen. Insofern sind wir nicht am Ende der Entschei-
dungskette,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es! Völlig 
richtig!)

sondern formal ganz am Anfang.

Vielen Dank für den Hinweis, Frau Abgeordnete. Wir werden 
ihn selbstverständlich im Gesetzgebungsverfahren berück-
sichtigen, und, falls es noch nicht geschehen ist, geben ihr 
auch sofort Kenntnis davon. Das ist kein Geheimpapier. Wenn 
ich mich recht erinnere, ist die Kenntnisgabe ohnehin schon 
seit vielen Wochen im Grunde genommen möglich.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Völlig in Ordnung!)

Erwähnen möchte ich noch, dass im Rahmen der Anhörung 
einzelne Rechtsänderungen angeregt wurden, die vor allem 
die Kandidatur zu Bürgermeisterwahlen betreffen. Darunter 
sind Punkte, die mir durchaus überlegenswert erscheinen, ins-
besondere um gewissen unerfreulichen Entwicklungen bei 
Bürgermeisterwahlen – gerade auch in der jüngeren Vergan-
genheit – entgegenzutreten. Ob man in diesem Bereich ge-
setzliche Änderungen vornimmt, muss man – das ist jeden-
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falls meine Meinung – gründlich prüfen, gründlich abwägen, 
sich gut überlegen. Insbesondere sollte man dann auch nicht 
über das Ziel hinausschießen. 

Nachdem dieser Themenkomplex bisher nicht Gegenstand des 
Gesetzentwurfs war, hat die Landesregierung zum jetzigen 
Zeitpunkt von entsprechenden Ergänzungen und Änderungen 
abgesehen, auch um das Gesetzgebungsverfahren mit Blick 
auf die Kommunalwahlen 2019 nicht zu verzögern. Die Lan-
desregierung wird jedoch die weiteren Entwicklungen sehr 
sorgfältig beobachten. Sollte sich ein diesbezüglicher Ände-
rungsbedarf mit Blick auf Bürgermeisterwahlen ergeben, 
könnten die gesetzlichen Regelungen zu diesem Komplex 
„Wahl von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern“ über-
prüft und bei Bedarf in einem separaten Gesetzgebungsver-
fahren in Angriff genommen werden.

(Abg. Ulli Hockenberger CDU: Sehr gut!)

Ich darf abschließend zusammenfassen. Mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf sorgen wir für ein Kommunalwahlrecht auf ak-
tuellem Stand, das mit den Rechtsänderungen im Bund har-
moniert. Wir schaffen eine wichtige Regelung zum kommu-
nalen Mandatsverlust im Falle eines Parteienverbots, und wir 
erreichen eine Flexibilisierung für die Aufstellung von Wahl-
vorschlägen in kleinen Gemeinden, Ortschaftsräten und an-
derem mehr. 

Damit schaffen wir eine gute gesetzliche Grundlage für die 
Kommunalwahlen im Jahr 2019. Ich bin den Fraktionen dank-
bar dafür, dass wir das aller Voraussicht nach auch wirklich 
rechtzeitig vor den Kommunalwahlen im Mai 2019 schaffen, 
sodass alle Beteiligten zu einem frühen Zeitpunkt Rechtsklar-
heit haben. Es ist immer gut, wenn die Regeln feststehen, be-
vor das Spiel angepfiffen wird. 

In diesem Sinn bitte ich Sie darum, den Gesetzentwurf der 
Landesregierung zu unterstützen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
sowie des Abg. Rainer Stickelberger SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Damit treten wir in die 
Aussprache über den Gesetzentwurf ein. Das Präsidium hat 
für jede Fraktion fünf Minuten Redezeit vorgesehen.

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich Frau Abg. Bettina Lis-
bach das Wort.

Abg. Bettina Lisbach GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem Gesetz 
zur Änderung kommunalwahlrechtlicher Vorschriften werden 
jetzt Anregungen aus der kommunalen Praxis aufgenommen, 
Anpassungen an die Regelungen von Bund und anderen Län-
dern vorgenommen und die Organisation und Durchführung 
der Kommunalwahlen vereinfacht. 

Zu den Änderungen im Einzelnen hat der Herr Innenminister 
schon ausreichend Stellung genommen oder diese erklärt. Das 
will ich jetzt nicht alles wiederholen. Auch wir, die Fraktion 
GRÜNE, halten die Änderungen allesamt für sinnvoll. Das 
entspricht ja auch den Ergebnissen der Anhörung. Wir haben 
die Zustimmung der kommunalen Landesverbände.

Es gab noch einige zusätzliche Anregungen für Änderungen. 
Zu einigen Anregungen hat sich der Innenminister schon ge-
äußert. Das will ich jetzt auch nicht wiederholen. 

Auf zwei Themen will ich noch eingehen. Zum einen wurden 
von verschiedener Seite Wünsche zur Änderung des Sitzzu-
teilungsverfahrens an uns herangetragen. Auch der Koaliti-
onsvertrag enthält ja den Hinweis, dass wir eine Weiterent-
wicklung des Verfahrens nach Sainte-Laguë/Schepers anstre-
ben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang zunächst betonen, dass 
sich die Auszählung nach Sainte-Laguë/Schepers aus unserer 
Sicht bewährt hat. Aber um jeder Stimme einer Wählerin bzw. 
eines Wählers gleiches Gewicht zu geben, hätten auch wir sehr 
gern eine kleine Modifizierung vorgenommen, nämlich eine 
Erhöhung des kleinsten Teilers. Dagegen gab es aber verfas-
sungsrechtliche Bedenken. Deswegen haben wir uns gemein-
sam mit unserem Koalitionspartner darauf verständigt, hier 
zunächst keine Änderung vorzunehmen, aber die Entwicklung 
und die Arbeitsfähigkeit der Gremien im Blick zu behalten, 
gerade auch im Hinblick auf die Ergebnisse der nächsten 
Kommunalwahlen. 

Außerdem wurden – das wurde von der Kollegin Wölfle schon 
angesprochen – Änderungswünsche seitens des Landes-Be-
hindertenbeirats an uns herangetragen. Soweit ich weiß, ent-
spricht das auch der Anregung der Landes-Behindertenbeauf-
tragten, Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Vollbetreu-
ung abzuschaffen. Auch uns ist dies ein ganz wichtiges An-
liegen. Wir sehen hier aber auch noch in einigen Punkten Klä-
rungs- und Prüfungsbedarf. Für uns, die Fraktion GRÜNE, 
geht es dabei aber um das Wie, nicht um das Ob. Wir werden 
das in der weiteren Beratung des Innenausschusses zu diesem 
Thema sehr konstruktiv aufgreifen und weiterverfolgen. Das 
ist ja heute erst die Erste Beratung.

Meine Damen und Herren, die in dem vorliegenden Gesetz-
entwurf enthaltenen Änderungen halten wir alle für hilfreich 
und sinnvoll. Über alles Weitere werden wir dann im Innen-
ausschuss beraten. Wir stimmen der Überweisung, um die es 
ja heute geht, auch gern zu.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Vielen Dank. – Nun darf 
ich das Wort Herrn Abg. Hockenberger von der CDU-Frakti-
on erteilen. – Bitte.

(Abg. Norbert Beck CDU: Guter Mann! – Abg. Tho-
mas Blenke CDU: Sehr guter Mann!)

Abg. Ulli Hockenberger CDU: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, werte Kolleginnen und Kollegen! Frau Präsidentin, für Sie 
und für mich ist heute ein besonderer Tag: Sie leiten zum ers-
ten Mal eine Plenarsitzung, und mir wurde das Privileg zuteil, 
heute zwei Mal für die CDU-Landtagsfraktion sprechen zu 
dürfen. Beide werden wir diesen Tag nicht vergessen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sie schaffen das!)

So viel Zeit muss sein.
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Wir haben gehört, dass die vorgelegten Gesetzesänderungen 
auf umfangreiche Erhebungen in der Vergangenheit zurück-
gehen. Deswegen möchte ich mich auch auf die wesentlichen 
Inhalte konzentrieren.

Auch die CDU-Fraktion begrüßt die Möglichkeit, dass in klei-
neren Gemeinden mit bis zu 3 000 Einwohnern ohne unech-
te Teilortswahl die Möglichkeit geschaffen werden kann, dass 
der Wahlvorschlag nicht bei der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder endet, sondern doppelt so viele Kandidatinnen und 
Kandidaten enthalten kann, wie Gemeinderäte zu wählen sind. 
Das verbreitert die Möglichkeit der Auswahl und steigert auch 
die Bereitschaft, sich für eine solche Liste zur Verfügung zu 
stellen. Nachdem alle drei kommunalen Landesverbände die-
sen Vorschlag unterstützen, schließen wir uns dem natürlich 
an. 

Wir schließen uns auch einer Fortentwicklung gegenüber der 
ersten Einbringung an. Damals war noch vorgesehen, dass die 
Kommunen die angesprochene Möglichkeit durch Hauptsat-
zungsregelung ausüben sollten. Jetzt gibt der Gesetzgeber dies 
vor. Er folgt damit im Wesentlichen einer Empfehlung des Ge-
meindetags und des Landkreistags. Daher begrüßen wir die-
se Regelung.

Es gibt auch einige technische Änderungen in diesem Verfah-
ren. So wird z. B. der Zugang bei Bürgermeisterwahlen für 
den Fall erleichtert, dass jemand erst bei der zweiten Wahl, 
bei der Neuwahl wahlberechtigt ist. Bislang musste man da-
für einen Wahlschein beantragen; das machen nur wenige Leu-
te. Deswegen ist für die Zukunft vorgesehen, solche Bürge-
rinnen und Bürger, die erst bei der Neuwahl wahlberechtigt 
sind, schon gleich ins Wählerverzeichnis einzutragen und bei 
der ersten Wahl mit einem Sperrvermerk zu versehen. Das er-
leichtert die Organisation, spart Verwaltungsaufwand und er-
höht vielleicht auch die Bereitschaft, zur Wahl zu gehen. 

Die wichtigste inhaltliche Änderung sehen wir in der Tat in 
der Aufnahme einer Regelung hinsichtlich der Frage, was pas-
siert, wenn in Gremien Mitglieder sitzen, die einer verfas-
sungswidrigen Partei angehören. Wir haben vom Innenminis-
ter gehört, dass es dazu in Baden-Württemberg im Moment 
noch keine Regelung gibt. Da steuern wir nach. 

Wir erinnern uns an das NPD-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts. Die NPD ist nicht wegen ihrer Ziele, sondern wegen 
ihrer gegenwärtigen Bedeutungslosigkeit nicht verboten wor-
den. Wir wollen vorbereitet sein. Wir wissen nicht, was noch 
kommt. Deswegen treffen wir mit dieser gesetzlichen Rege-
lung Vorsorge. Das gilt selbstverständlich auch für Wahlvor-
schläge von Wählervereinigungen. 

Wir begrüßen eine klare Festlegung der Einwohnerzahl, die 
für die Anzahl der Gemeinde- oder Ortschaftsräte wichtig ist. 
Wir begrüßen auch eine Vereinheitlichung des Wahlrechts mit 
den Regelungen bei Parlamentswahlen. Der Minister hat es 
gesagt: Eine Gesichtsverhüllung bei den Mitgliedern der 
Wahlorgane muss nicht sein. 

Es ist auch angesprochen worden, was nicht im Gesetzent-
wurf steht, aber in der Gesetzesbegründung bzw. im Anhö-
rungsverfahren vorgetragen wurde. Diese beiden Punkte 
möchte ich zum Schluss noch aufgreifen.

Da geht es zum einen in der Tat um das Auszählverfahren bei 
der Kommunalwahl. Der Landesverband der Freien Wähler 
hat im Anhörungsverfahren angeregt, das seit 2014 geltende 
Sitzberechnungsverfahren wieder zu ändern und zum Aus-
zählverfahren nach d’Hondt zurückzukehren. Was diese Än-
derung seinerzeit bewirkt hat, entnehmen wir der Stellung-
nahme zu einem Antrag unseres ehemaligen Kollegen Klaus 
Herrmann. 

(Der Redner hält eine Drucksache hoch.)

Auf 318 Seiten – Drucksache 15/6750 – hat die Landesregie-
rung umfangreich Stellung genommen, was das bedeutet. Frau 
Kollegin Lisbach hat auch angedeutet, dass wir da in einem 
engagierten Dialog innerhalb der Koalition stehen. Alle Wün-
sche gehen nicht auf einmal in Erfüllung. Daher enthält der 
Gesetzentwurf in diesem Fall keine Regelung dazu. 

Ich bin überzeugt davon, dass sich weitere Gespräche lohnen 
und dass sich vielleicht im Lichte des Kommunalwahlergeb-
nisses beim nächsten Mal ein Erkenntnisgewinn ergeben wird, 
der denjenigen hilft, die sich im Moment noch damit schwer-
tun, zu der Regelung zurückzukehren. – Ich finde, das habe 
ich sehr schön formuliert. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der CDU – 
Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja, bravo! Sehr 
schön! Das kann man bestätigen! – Abg. Andreas 

Schwarz GRÜNE: Im Lichte des Ergebnisses!)

Das Gesetz – das haben wir allerdings auch gehört – enthält 
keine Regelung zu einem misslichen Umstand, den wir zur-
zeit beobachten: die Mehrfachkandidatur bei Bürgermeister-
wahlen. Jetzt muss eine Demokratie das aushalten. Sie müs-
sen einmal mit Bürgermeistern reden, wenn sie wiedergewählt 
worden sind. Dann sagen sie: „Das muss eine Demokratie aus-
halten.“

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Was sie vorher sagen, das sage ich Ihnen nicht. 

(Heiterkeit des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Aber das müssen wir beobachten, damit dieses Amt, das doch 
das schönste kommunale Amt ist, nicht für Spaßkandidaten 
preisgegeben wird. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Sehr gut!)

Ich habe keine Probleme mit solchen Bewerbern. Ich habe 
aber ein Problem damit, wenn an einem Sonntag in fünf Ge-
meinden eine Bewerberin antritt. Das finde ich einfach – – 
Das kann ich gar nicht sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen)

Das passt dann nicht mehr. Vor diesem Hintergrund begrüßen 
wir die Offenheit des Innenministers in dieser Frage, die Ent-
wicklung zu beobachten und gegebenenfalls nachzusteuern. 

Dann bin ich sehr froh, dass ich im Koalitionsvertrag auf Bun-
desebene das gelesen habe, was Kollegin Wölfle vorhin mit 
ihrer Frage zum inklusiven Wahlrecht angesprochen hat. Sie 
hat auch darauf abgehoben, dass die Landes-Behindertenbe-
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auftragte, Frau Aeffner, dies im letzten Jahr schon einmal the-
matisiert hat. Dieser Punkt findet sich hier nicht wieder. Der 
Koalitionsvertrag auf Bundesebene beinhaltet eine Regelung, 
wonach man sich auf Bundesebene mit der Frage des Wahl-
rechtsausschlusses befassen will. Das ist nicht ganz trivial. 
Das wissen Sie.

Ich glaube, über das Ziel sind wir uns einig – das haben auch 
Sie, Frau Lisbach, gesagt –; es geht um die Frage des Wie. Da 
finden Sie uns an Ihrer Seite. Wir sollten bei dieser Frage aber 
mit Sorgfalt und Bedacht vorgehen. Da danke ich für die An-
regungen. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Kollege! 

Abg. Ulli Hockenberger CDU: Diese Frage verweisen wir 
in den Ausschuss. Dort befassen wir uns intensiv damit. 

Vielen Dank, dass Sie so geduldig zugehört haben. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort für die AfD-
Fraktion hat Herr Kollege Rottmann. – Bitte schön, Sie haben 
das Wort. 

(Abg. Anton Baron AfD: Guter Mann!)

Abg. Daniel Rottmann AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Kurtz, sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ein Jahr vor den nächsten Kommunalwahlen sollen eini-
ge Änderungen an den rechtlichen Rahmenbedingungen für 
diese Wahlen vorgenommen werden. Die meisten Punkte stel-
len Verbesserungen oder zumindest Vereinfachungen dar, de-
nen wir zustimmen können. 

Ich möchte mich heute allerdings auf den kritischsten Punkt 
des Ganzen konzentrieren und zwei Argumente zu bedenken 
geben, über die wir reden sollten. Wir werden im Ausschuss 
weiter darüber beraten. Sicherlich wird es dann auch zu einer 
guten Entscheidung kommen. Es geht um den sofortigen Ver-
lust von Mandaten auf kommunaler Ebene, falls eine Partei 
oder eine Wählervereinigung verboten wird. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Haben Sie Angst? – Ge-
genruf des Abg. Rüdiger Klos AfD: Hören Sie doch 

erst mal zu!)

– Ich nicht. Sie? 

Was auf den ersten Blick absolut logisch und schlussendlich 
nur richtig erscheint, hat, bei Licht betrachtet, mehrere Ha-
ken. Wie wir vorhin schon unter Tagesordnungspunkt 3 ge-
hört haben, sind Kommunalwahlen immer auch Persönlich-
keitswahlen. Das heißt, bei ganz vielen Listen werden Leute 
auf verschiedenen Listen gewählt. Nehmen wir ein Beispiel: 
Der Fraktionsvorsitzende der CDU im Gemeinderat von Ulm 
hat 29 % seiner Stimmen über Wahlzettel bekommen, die 
nicht CDU-Wahlzettel waren – dies nur als kleine Anmerkung.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Das heißt, kumulieren, panaschieren – die Stimmen werden 
weit gestreut.

(Abg. Hermann Katzenstein GRÜNE: Erzählen Sie 
uns etwas Neues!) 

Wenn Sie also eine Partei verbieten wollen oder einer verbo-
tenen Partei die Mandate entziehen wollen, dann müssten Sie 
natürlich überlegen: Was ist mit den Stimmzetteln, mit denen 
diese Abgeordneten gewählt worden sind?

Da sind zum einen die Stimmzettel, mit denen diese Abgeord-
neten gewählt worden sind.

(Zuruf des Abg. Andreas Deuschle CDU) 

Mit diesen Stimmzetteln haben auch Abgeordnete anderer Par-
teien Mandate bekommen. Man müsste fragen: Wes Geistes 
Kind sind die Abgeordneten, wes Geistes Kind sind die Wäh-
ler? Müsste man dann nicht konsequenterweise alle Stimmen 
auf diesen Wahlzetteln für ungültig erklären und diese Wahl-
zettel annullieren?

(Abg. Georg Nelius SPD: Das Wahlrecht nicht ka-
piert! – Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE) 

Das Gleiche gälte umgekehrt: Wenn auf einer Liste für eine 
der anderen Parteien eine verbotene Partei Stimmen bekom-
men hat, dann müsste man im Grunde auch überlegen, ob man 
diese Stimmzettel alle annulliert und für ungültig erklärt. Man 
müsste also die Wahl neu auszählen. Dementsprechend wür-
den alle Parteien vermutlich Stimmen und gegebenenfalls 
auch Mandate verlieren.

(Zuruf des Abg. Andreas Deuschle CDU) 

Ich möchte dies einfach einmal zu bedenken geben.

Das freie Mandat ist eigentlich der Knackpunkt, über den ich 
sprechen möchte. Jeder einzelne Abgeordnete – auch auf kom-
munaler Ebene – ist demokratisch gewählt, egal, welche Über-
zeugung er vertritt. Und einen demokratisch gewählten Ab-
geordneten abzusetzen, meine Damen und Herren, das kenne 
ich eher aus Geschichten der Diktaturen, aus undemokrati-
schen Staaten, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des Abg. 
Wolfgang Drexler SPD) 

mit denen wir uns nicht gemein machen möchten – ich glau-
be, weder Sie noch wir.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das sind doch keine 
Abgeordneten! – Unruhe)

– Es ist schön, dass Sie so engagiert zuhören und Ihnen das 
Thema so wichtig ist.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein! Wir wollen den 
Quatsch nicht hören!)

Ein Parteienverbot ist die letzte Maßnahme zum Schutz der 
parlamentarischen Demokratie. Das sollte auch bei den Grü-
nen angekommen sein. Bei einer solchen Entscheidung und 
den flankierenden Schritten müssen die demokratischen 
Grundwerte sehr sorgfältig gegeneinander abgewogen wer-
den. Da ist zum einen das Verbot einer Partei – ganz klar –, 
da ist zum anderen das freie Mandat eines persönlich gewähl-
ten Abgeordneten.

(Zuruf des Abg. Andreas Deuschle CDU) 
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Sie werden sagen: „Natürlich, das bezieht sich auf verbotene 
Parteien.“

(Abg. Ulli Hockenberger CDU: So ist es!)

Richtig!

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Aber wer kann zu 100 % ausschließen, dass diese Regelung 
nicht eines Tages missbraucht wird? Sicherlich nicht heute 
oder morgen, doch wer weiß, was in zehn Jahren ist.

(Abg. Andreas Deuschle CDU: Ja, haben Sie da Sor-
gen? – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU meldet sich. 

– Glocke der Präsidentin) 

– Ich werde aus zeitlichen Gründen keine Zwischenfrage zu-
lassen. Ich habe im Vorfeld darüber nachgedacht.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Okay!)

Wollen wir eine der schärfsten Maßnahmen durch eine Maß-
nahme, die wir obendrauf setzen, mal eben so toppen? Wenn 
eine Partei verboten wird, dann werden deren Abgeordnete 
ganz schnell von selbst ihre Mandate verlieren – ganz einfach 
durch Ablauf der Wahlperiode, möglicherweise durch Auflö-
sungserscheinungen der Fraktion usw.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das sind keine Abge-
ordneten! Es gibt keine Abgeordneten im Kommu-
nalparlament! – Abg. Andreas Stoch SPD: Sie haben 
rechtlich keine Ahnung! – Zuruf des Abg. Karl-Wil-

helm Röhm CDU)

Jetzt kommt eine entscheidende Frage: Halten Sie unsere De-
mokratie für so schwach, dass Sie dies nicht aushalten und 
nicht abwarten können?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Andreas 
Stoch SPD: Wir halten Ihre Argumentation für schwach! 
– Abg. Andreas Deuschle CDU: Wollen Sie sich schon 
wieder auflösen? – Heiterkeit bei Abgeordneten der 

Grünen – Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD) 

Ist Ihnen bewusst, dass eine solche Entscheidung irgendwann 
einmal möglicherweise auch die SPD oder die Grünen treffen 
könnte, Parteien, deren Jugendorganisationen und teilweise 
auch Bundestagsabgeordnete wie Claudia Roth Deutschland 
als Land ablehnen, die Gesetze ablehnen, das Asylrecht un-
terlaufen und vor Schildern herumlaufen

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Jetzt Vorsicht, 
junger Mann!)

mit Aufschriften wie „Deutschland, du mieses Stück ...“ usw.?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von der 
AfD: Siehe Österreich!)

Das Verbot einer Partei ist eine so heftige Maßnahme, dass 
wir nicht im Übereifer Prinzipien der Demokratie wie das freie 
Mandat aushebeln oder über Bord werfen dürfen. 

Ich sehe die Gefahr, dass einige der Etablierten in ihrem wohl-
meinenden Kampf für die Demokratie die Demokratie und 
wichtige Elemente derselben aushebeln und zerstören.

(Lachen des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE)

Deshalb möchte ich zum Schluss eine Frage stellen: Wo ist 
die Grenze zwischen dem wehrhaften Rechtsstaat und der 
schrittweisen Abschaffung desselben?

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat jetzt Herr 
Abg. Rainer Stickelberger für die SPD.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Nach diesem abstrusen Plädoyer für 
Mandate verfassungswidriger Parteien möchte ich jetzt auf 
den Gesetzentwurf eingehen. Wir halten die Regelungen, die 
Sie in Ihrem Entwurf dargestellt haben, Herr Minister, im An-
schluss an die kommunale Praxis grundsätzlich für sinnvoll. 
Wir sehen allerdings noch Beratungsbedarf im Innenaus-
schuss, was die Erhöhung der Mandatszahlen in kleinen Ge-
meinden angeht. Da hätte uns interessiert: Was sind das ei-
gentlich für Zahlen? Ist das eine relevante Größe? Wie viele 
Gemeinden sind davon betroffen? Das könnten wir dann er-
örtern.

Wir können insbesondere mit dieser Regelung leben, wenn 
Sie es, wie im Entwurf vorgesehen, der Hauptsatzung der Ge-
meinde überlassen, ob sie überhaupt eine solche Regelung 
schafft. 

Was die Bürgermeisterwahl angeht, muss man sehen, ob das 
etwas bringt. Ob ein früher Eintrag in das Wählerverzeichnis 
eine Steigerung der Wahlbeteiligung bringt – das mag so sein. 

Wir haben noch Klärungsbedarf bei der Frage, wie wir die 
Einwohnerzahlen berechnen, die maßgeblich für die Zahl der 
Mandate in den Gemeinderäten sind. Es sind wohl zahlreiche 
Klagen von Gemeinden gegen den damaligen Zensus anhän-
gig. Da interessiert uns schon: Wie weit sind diese Verfahren 
fortgeschritten? Wirken die sich auf die Feststellung der rele-
vanten Zahlen aus? Da hätten wir spätestens im Ausschuss 
gern eine Aufklärung. 

Was den Mandatsverlust angeht – das ist hinreichend disku-
tiert worden –, schließen wir uns selbstverständlich dem an, 
was der Gesetzentwurf vorsieht. 

Kritisch sehen wir allerdings, dass Sie es in diesem Gesetz-
entwurf unterlassen, überhaupt etwas zum inklusiven Wahl-
recht auszuformulieren. Herr Innenminister, nachdem die Kol-
legin Wölfle Sie vorhin angesprochen hat, haben wir den Ein-
druck gewonnen, dass Sie vom Thema „Inklusives Wahlrecht“ 
so weit entfernt sind wie die Erde vom Mond oder vielleicht 
noch weiter. 

(Heiterkeit des Abg. Anton Baron AfD)

Was wir besonders vermissen – er guckt mich schon groß an –: 
Herr Sozialminister, wo sind Sie eigentlich bei diesem The-
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ma „Inklusives Wahlrecht“? Es wäre doch Ihre ureigenste Auf-
gabe, hier Ihre Stimme zu erheben. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Ich habe den Eindruck, die Fraktionen von CDU und Grünen 
haben diesen Gesetzentwurf einfach durchgewinkt, ohne auf 
das inklusive Wahlrecht einzugehen. Das halte ich für beson-
ders bedauerlich.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE)

Das inklusive Wahlrecht und die Beteiligung von Menschen 
mit Behinderungen stehen nicht erst seit einigen Wochen oder 
seit dem Gesetzgebungsverfahren auf der Agenda, sondern 
beschäftigen uns schon lange; sie beschäftigen auch die Grü-
nen schon lange. Aber Sie gehen bei diesem Thema offensicht-
lich auf Tauchstation, obwohl alle Behindertenverbände drin-
gend danach rufen, eine solche Änderung vorzunehmen. Wo 
sind da die Grünen, wo ist da die CDU?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Abg. Hans-Ul-
rich Sckerl GRÜNE: Wo ist die SPD in Berlin?)

Mich bestürzt auch besonders, dass Sie offensichtlich über die 
rechtlichen Vorgaben geräuschlos hinweggehen. Wir haben 
eine Behindertenrechtskonvention, die Deutschland unter-
zeichnet hat. Wir haben einen Behindertenrat, der sich geäu-
ßert hat. Alle Verbände

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Ihr macht in Ber-
lin überhaupt nichts!)

fordern das inklusive Wahlrecht. Von Ihnen ist dazu in diesem 
Gesetzentwurf nichts zu lesen.

(Beifall bei der SPD)

Ohne Empathie und ohne das nötige Rechtsverständnis für die 
berechtigten Belange behinderter Menschen gehen Sie ein-
fach über sie hinweg und legen uns einen Gesetzentwurf vor, 
den wir im Großen und Ganzen mittragen, der aber wesentli-
che Punkte nicht zum Inhalt hat, obwohl – dies in Richtung 
der Kolleginnen und Kollegen der CDU – der Koalitionsver-
trag auf Bundesebene – Herr Hockenberger, Sie haben es zu 
Recht erwähnt – ausdrücklich vorsieht, dass man hier auf Än-
derungen hinwirkt. Die Koalitionäre haben vereinbart, dass 
sie dem Deutschen Bundestag eine entsprechende Vorgabe zu-
kommen lassen, das Wahlrecht auf Bundesebene für Men-
schen mit Behinderungen endlich anzupassen. Denn jemand, 
der unter rechtlicher Betreuung steht, darf deshalb nicht sein 
Wahlrecht verlieren. Zu einer Teilhabe behinderter Menschen 
gehört auch ein uneingeschränktes Wahlrecht. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die FDP/DVP-Frak-
tion erteile ich Herrn Abg. Dr. Goll das Wort.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst darf ich darauf aufmerksam 
machen, dass ich zur Sache reden werde. Ich darf aber auch 

die Frau Präsidentin informieren – bei Ihnen ist es ja noch 
nicht zu spät –: Nach meiner Überzeugung kann ich sowieso 
reden, worüber ich will, solange ich mir keinen Ordnungsruf 
einhandle und nicht mehr als fünf Minuten rede. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Diese fünf Minuten brauche ich aber keinesfalls; denn mit 
dem jetzigen Entwurf haben wir bestimmt nicht den konflikt-
trächtigsten Entwurf der letzten Zeit vor uns. Zu diesem Ent-
wurf ist uns auch schon einiges gesagt worden. Wir werden 
diesen im weiteren Verfahren – wie immer – kritisch-konst-
ruktiv begleiten, und dabei bietet sich dann sicher auch Gele-
genheit, über den Aspekt Inklusion noch ausführlicher zu spre-
chen. 

Ich halte am Ende die Zustimmung von unserer Seite keines-
falls für ausgeschlossen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Vielen Dank. – Ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen und schlage Ihnen daher vor, 
den Gesetzentwurf Drucksache 16/3870 zur weiteren Bera-
tung an den Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Mig-
ration zu überweisen. – Sie sind damit einverstanden. Dann 
ist es so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 5 ist erledigt. 

Ich rufe den neuen Punkt 6 der Tagesordnung auf – Sie ha-
ben dies heute Morgen so beschlossen –:

Antrag der Fraktion der FDP/DVP – Die Lage in der Lan-
deserstaufnahmeeinrichtung (LEA) Ellwangen nach der 
Gewalt gegen die Polizei bei einer versuchten Abschiebung 
und den Polizeieinsätzen in der LEA Ellwangen im April/
Mai 2018 – Herausforderung der Politik – Drucksache 
16/4024

– dringlich gemäß § 57 Absatz 3 GeschO

Auch hierfür ist eine Redezeit von fünf Minuten für die Be-
gründung und fünf Minuten je Fraktion für die Aussprache 
festgelegt. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Gestaffelt!)

Ich darf für die Begründung gleich wieder Herrn Abg. Dr. Goll 
das Wort erteilen. 

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Schauen wir uns zunächst kurz noch 
einmal die Abläufe an, die Gegenstand der heutigen Debatte 
sind, und machen wir uns dann ein Bild von den Ereignissen: 

Die Polizei wollte in der Nacht von Sonntag, 29. April, auf 
Montag, 30. April, einen Togolesen in der LEA Ellwangen für 
eine Abschiebung in Gewahrsam nehmen. Dies wurde von 
150 bis 200 Betroffenen, die in der LEA waren, verhindert. 
Der Betroffene trug bereits Handschellen; die Beamten wur-
den genötigt, den Schlüssel wieder auszuhändigen, und sie 
mussten dann unverrichteter Dinge wieder abziehen. 
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Dieser Vorfall wurde nicht in die obligatorische Lageinforma-
tion des Lagezentrums im Innenministerium aufgenommen. 
Zwar hat das Innenministerium am späten Montagvormittag 
davon erfahren, aber im Lagebericht taucht nichts auf. Das ist 
umso merkwürdiger, als dieser Lagebericht gar nicht öffent-
lich ist. – Hinterher ist ja darauf verwiesen worden, das soll-
te nicht in die Öffentlichkeit kommen. Aber der Lagebericht 
ist gar nicht öffentlich. 

(Zuruf von der AfD: Aha!)

Das ist also schon eine ganz besondere Form der Geheimhal-
tung. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Am Nachmittag desselben Tages – das ist vielleicht nicht so 
bekannt – ist auch eine Verlegung einer oder mehrerer Perso-
nen in der LEA intern gescheitert, wiederum am gleichen Wi-
derstand, an dem auch schon der Einsatz in der Nacht zuvor 
gescheitert war. Meine Damen und Herren, spätestens zu die-
sem Zeitpunkt – das müssen wir feststellen – gab es in der 
LEA einen rechtsfreien Raum. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

Dieser rechtsfreie Raum hat drei Tage angedauert. 

Dann sind am Mittwoch die Ereignisse durch Medienberich-
te öffentlich geworden. Erst dann haben sich Polizei und In-
nenministerium positioniert. Das Staatsministerium hat davon 
am Mittwoch über dpa erfahren. 

(Heiterkeit des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/
DVP)

Dann kam es zu einem großen Polizeieinsatz – das war der 
vorläufige Abschluss. 

Erwähnenswert ist noch: Polizeipräsident Eisele ist die gan-
ze Zeit hindurch im Urlaub auf dem Mittelmeer. Medienbe-
richten zufolge hat er gesagt, für solche Fälle gebe es die Ver-
tretung; ihm würde auch niemand die vorgezogene Heimfahrt 
bezahlen. – Erstens ist diese Äußerung einigermaßen komisch, 
zweitens ist sie meines Erachtens in der Sache falsch – dies 
nur am Rande. 

Aber jetzt schauen wir uns an, wie das zu beurteilen ist. Da 
kann ich nur noch einmal betonen: Unsere Fragen zielen nicht 
auf das operative Verhalten der Beamten vor Ort. Darauf zie-
len wir nicht ab. Darüber könnte man sich zwar Gedanken ma-
chen, insbesondere über den Umstand, dass zwei Praktikan-
ten, Polizeipraktikanten, beim ersten Einsatz dabei waren. 
Aber dafür kann die Polizei natürlich auch nichts.

Wir hören auch aus anderen Teilen des Landes, dass die Poli-
zei ihre Streifen nur noch mit Praktikanten voll bekommt. Wir 
müssen an anderer Stelle einmal darüber diskutieren, welche 
Folgen für die Politik und den weiteren Personalaufbau dies 
hat. Aber es ist erwähnenswert, dass es auch dort so war. 

Fragwürdige Umstände ergeben sich aber – wieder einmal, 
muss man sagen – auf den Leitungsebenen, vom Präsidenten 
an aufwärts. Da fange ich einmal an mit den drei Tagen Dis-

tanz und der Begründung. Diese drei Tage zwischen dem ers-
ten und dem zweiten Einsatz sind nach meiner Meinung kein 
Beweis für Handlungsfähigkeit. Das hat übrigens auch Herr 
Seehofer gleich erklärt, der hilfreich beispringen wollte und 
angeboten hat, dass die Bundespolizei tätig wird.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Na super! – Zuruf des 
Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Übrigens, Herr Strobl, scheint mir das wieder einmal die klas-
sische Situation für die Feststellung zu sein: Wer solche Freun-
de hat, braucht eigentlich keine Feinde mehr. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Drei Tage hat die Polizei für die Vorbereitung gebraucht, und 
drei Tage haben damit auch die Menschen in der LEA gehabt. 
Die haben sich wahrscheinlich gewundert, warum erst so spät 
jemand kommt. Und man muss wissen: Die Polizei hatte 
Angst – das hat sie in der Pressekonferenz auch gesagt –, dass 
die sich in der LEA jetzt noch besser vorbereiten, verschan-
zen, bewaffnen und Waffen besorgen könnten – aber man hat 
ihnen drei Tage Zeit gelassen. Es ist viel darüber geredet wor-
den, warum man drei Tage braucht. Der simpelste, der plau-
sibelste Grund ist, glaube ich – das hat auch die Polizei selbst 
gesagt –, dass es so lange gedauert hat, die Ausrüstung zusam-
menzubekommen. Das wäre natürlich nicht sehr überzeugend. 

Der zweite Punkt betrifft die Informationspolitik. Wir halten 
diese Informationspolitik für unzumutbar. Das hat mit Trans-
parenz nichts zu tun,

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

das macht keinen guten Eindruck. Die Begründung, der Ein-
satz sollte nicht gefährdet werden, ist einigermaßen witzig, 
wenn man so darüber nachdenkt. Hätte denn die Öffentlich-
keit, wenn sie unterrichtet worden wäre, diesen Einsatz ver-
hindert? Die Betroffenen haben ohnehin damit gerechnet; sie 
haben sich, wie gesagt, höchstens gewundert, dass es drei Ta-
ge dauert, bis jemand kommt. Aber die Öffentlichkeit zu un-
terrichten wäre nun wirklich keine Gefährdung des Einsatzes 
gewesen. 

Aber die Informationspolitik ist halt mal wieder schiefgegan-
gen. Denn am Mittwoch kam es dann doch heraus. Dann 
konnte man natürlich nicht sagen: „Morgen gehen wir hin.“ 
Also ist dann einen Tag lang der Eindruck entstanden, die Po-
lizei macht da nichts, die holt sich sozusagen eine blutige Na-
se und geht wieder heim, und es passiert gar nichts. Diese In-
formationspolitik hatte das denkbar schlechteste Ergebnis, ob-
jektiv betrachtet. 

Und jetzt ist die Polizei zum wiederholten Mal in der Öffent-
lichkeit, sie ist zum wiederholten Mal in den Schlagzeilen. 
Weil ich jetzt schon vermute, dass der Innenminister und auch 
einige Freunde von der CDU es sich wieder ziemlich leicht 
machen mit den Zuweisungen, sage ich jetzt einmal ganz klar: 
Keiner dieser Fälle bei der Polizei, über die wir in letzter Zeit 
geredet haben, ist aufgebracht worden durch einen Abgeord-
neten der Landtagsopposition, sondern bei allen Fällen hat es 
in der Zeitung angefangen mit Schlagzeilen, mit Medienbe-
richten, nach denen nun jeder ordentliche Landtagsabgeord-
nete, insbesondere der Opposition, die Aufgabe hat, einmal 
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nachzufragen, was da eigentlich los ist. Nicht mehr und nicht 
weniger passiert, als dass wir jetzt nachfragen: Was war ei-
gentlich los, und ist das alles richtig gelaufen? 

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Stefan Räpp-
le AfD)

Da sehen wir eben die Unzulänglichkeiten wieder einmal – 
das muss man sagen – auf der Leitungsebene, vom Präsiden-
ten aufwärts bis zum Innenminister und von dort weiter bis 
zum nicht informierten Ministerpräsidenten – der natürlich 
dafür gar nichts kann. Aber ich muss ehrlich sagen: Ich an sei-
ner Stelle würde mich ärgern, ich würde mich richtig ärgern. 
Sie mussten ihm natürlich am nächsten Tag gleich wieder bei-
springen – das wird in dieser Koalition wahrscheinlich noch 
öfter so sein, dass man sich gegenseitig retten muss. Aber ich 
glaube, ich hätte mich an Ihrer Stelle geärgert, so ahnungslos 
dazustehen, und ich hätte mich als Ministerpräsident auch ge-
ärgert, dass drei Tage lang – um das Kind beim Namen zu nen-
nen – die Menschen in Baden-Württemberg getäuscht worden 
sind. Denn täuschen kann man auch durch das Unterlassen 
von Information.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Drei Tage lang war man in Ellwangen der Meinung: „Ja, hier 
in der LEA ist alles in Ordnung.“ Das war keineswegs in Ord-
nung. Das geht eigentlich nicht; auch diese Sache ist nicht gut 
gelaufen.

Herr Innenminister, Sie haben angekündigt, sich stärker um 
das Kerngeschäft Ihres Hauses zu kümmern. Aber wir stellen 
fest: Bis jetzt klappt es nicht. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann darf ich für die Frak-
tion GRÜNE Herrn Fraktionsvorsitzenden Schwarz das Wort 
erteilen.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir haben in Deutschland und in Ba-
den-Württemberg einen funktionierenden Rechtsstaat. 

(Vereinzelt Lachen bei der AfD)

Wir haben einen starken Rechtsstaat, und die Regeln des 
Rechtsstaats sind von jedem und jeder einzuhalten, ohne Wenn 
und Aber. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Zuruf von 
der AfD) 

Wir verurteilen die Angriffe auf die Polizei. Die an den Über-
griffen beteiligten Personen müssen hierfür zur Rechenschaft 
gezogen werden. Wir danken den Polizistinnen und Polizis-
ten für den umsichtigen und konsequenten Einsatz, und wir 
teilen nicht die Kritik der FDP an der Polizeiarbeit. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD – Zu-
ruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Wir danken den zahlreichen Haupt- und Ehrenamtlichen, die 
nun in der Landeserstaufnahmestelle in Ellwangen wieder für 
Ruhe sorgen. Denn die Ereignisse in Ellwangen in der vergan-
genen Woche haben uns alle erschreckt. Gewalt gegen die Po-

lizei berührt unser Rechtsempfinden zutiefst, denn sie trifft 
diejenigen, die unseren Rechtsstaat schützen. Wir sind stolz 
auf diesen Rechtsstaat, den wir in Baden-Württemberg und in 
Deutschland haben. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie des Abg. 
Andreas Kenner SPD – Zuruf von der AfD) 

Zu diesem Rechtsstaat gehört, dass Verwaltung, Polizei und 
Gerichte an Recht und Gesetz gebunden sind. Zu unserem 
Staatswesen gehört ebenso unser Vertrauen darauf, dass Recht 
und Gesetz konsequent durchgesetzt werden. 

(Zuruf von der AfD) 

Dieses Vertrauen ist nicht erschüttert worden, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Widerspruch bei der AfD – Zurufe von der AfD: 
Nein!)

Die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in Ellwangen ha-
ben besonnen, klug und umsichtig reagiert. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD)

Als sie am Montag der vergangenen Woche auf erheblichen 
Widerstand stießen, haben sie nicht wie im Wilden Westen ih-
re Waffen gezückt. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Sie haben beschlossen, die Lage erneut zu beurteilen und in 
angemessener Stärke zurückzukehren. 

(Zuruf von der AfD) 

Denn zum Rechtsstaat gehört auch der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD)

Die Staatsanwaltschaft hat jetzt Ermittlungen aufgenommen. 
Haftbefehle sind erlassen worden. 

(Zuruf von der AfD) 

Die Justiz wird nun entscheiden, nach Recht und Gesetz und 
ohne Ansehen der Person. Das ist kein Versagen des Rechts-
staats, das ist der Rechtsstaat, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD)

Wenn Sie von der FDP das anders sehen wollen, dann haben 
Sie den Rechtsstaat nicht verstanden. Wir sollten den Rechts-
staat nicht kleinreden, meine Damen und Herren. Es geht nicht 
um Verlieren oder Siegen, Herrschen oder Unterliegen. 

Ich würde gern Helmut Schmidt zitieren; er hat es gut auf den 
Punkt gebracht: 

(Zuruf von der SPD: Guter Mann!)

Der Rechtsstaat hat nicht zu siegen, er hat auch nicht zu 
verlieren, sondern er hat zu existieren! 
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Das hat er wunderbar auf den Punkt gebracht. Diesen starken 
Rechtsstaat haben wir in Baden-Württemberg. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD – 
Abg. Andreas Stoch SPD: Gutes Zitat, Herr Kolle-

ge!)

Wer nun wie die FDP die Polizei dafür angreift, nicht umge-
hend die Öffentlichkeit informiert zu haben, dem geht es nicht 
um Recht und Gesetz, dem geht es darum, Verschwörungs-
theorien Nahrung zu geben. 

(Lachen bei der AfD – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Ach was!)

Die Polizei soll sich um die Durchsetzung von Recht und Ge-
setz kümmern. Das ist die Prämisse. Und die Polizei hat klug 
gehandelt, als sie entschieden hat, nicht sofort über die Ereig-
nisse in Ellwangen zu berichten. Ein Bericht über den Ab-
bruch des ersten Einsatzes hätte unmittelbar Fragen nach der 
Reaktion aufgeworfen. Dies hätte den bereits in Planung be-
findlichen zweiten Einsatz massiv gefährdet. Es war daher 
richtig, wie Polizei und Innenministerium reagiert haben. An 
der Öffentlichkeitsarbeit haben wir nichts auszusetzen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Gilt das auch für den 

Lagebericht?)

Nach den Ereignissen in Ellwangen sollten wir darüber nach-
denken, wie man so etwas in Zukunft verhindern kann. Noch 
größere Einrichtungen und die Ankerzentren sind in meinen 
Augen keine Lösung. Tausende Menschen, meist junge Män-
ner, jahrelang auf engstem Raum, ohne Bleibeperspektive, oh-
ne Arbeit – das, liebe Kolleginnen und Kollegen, widerspricht 
jeglicher sicherheitspolitischen Vernunft. 

Ich bin froh, dass die Gewerkschaft der Polizei und die Flücht-
lingsorganisationen das ebenfalls so sehen. Ein besonnener 
Rechtsstaat will Eskalation von vornherein vermeiden, er setzt 
auf Prävention, auf Deeskalation. Wir haben in Baden-Würt-
temberg mit dem Registrierungszentrum in Heidelberg eine 
gute Einrichtung vorzuweisen. Hier wird eine hervorragende 
Arbeit gemacht. Viele Politikerinnen und Politiker aus Deutsch-
land haben sich die Einrichtung im Patrick-Henry-Village an-
geschaut.

Eine weitere Lösung liegt darin, die Verfahren zu beschleuni-
gen. Mit der Verfahrensbeschleunigung meine ich ein Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge, das nicht nur schnelle, 
sondern auch gute Entscheidungen trifft. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Denn eine schlechte Entscheidung ist eine Entscheidung, die 
in der Justiz in die Verlängerung geht. Zurzeit werden 40 % 
der Entscheidungen des Bundesamts von den Gerichten auf-
gehoben. Ich bin sehr dafür, die Verfahren zu beschleunigen 
und zu guten Verfahren und guten Entscheidung zu kommen.

(Beifall bei den Grünen)

Wir müssen langfristig und nachhaltig handeln. Warum kom-
men denn so viele Menschen über das Asylrecht zu uns, ob-
wohl sie hier keine Chancen auf ein Bleiberecht haben?

(Zuruf von der AfD: Wegen Merkel!)

Weil sie hier arbeiten wollen, weil sie für sich und ihre Fami-
lien im Heimatland keine Perspektive sehen. Wir müssen da-
her diese Zuwanderung anders in den Griff bekommen. Wir 
brauchen eine gesteuerte Zuwanderung, und wir brauchen ei-
ne kluge, umsichtige Politik, die Fluchtursachen gar nicht erst 
entstehen lässt, eine nachhaltige Handels- und Entwicklungs-
politik. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Das ist der Rechtsstaat, meine Damen und Herren: nicht Mus-
keln spielen lassen, sondern den Kopf benutzen, nicht Feind-
bilder an die Wand malen, sondern Lösungen finden.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die CDU-Fraktion 
spricht Herr Fraktionsvorsitzender Professor Dr. Wolfgang 
Reinhart.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Für uns in der CDU-Frakti-
on ist unmissverständlich klar: Für Gewalt gegen Polizisten 
gibt es in unserem Land keinerlei Rechtfertigung.

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der AfD und der 
SPD sowie Abgeordneten der FDP/DVP)

Der Rechtsstaat wird seine Regeln und seine Entscheidungen 
durchsetzen, und zwar ohne Wenn und Aber. Er wird sich nicht 
vorführen oder in die Flucht schlagen lassen – von nieman-
dem.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Jeder muss wissen: Der Rechtsstaat in Baden-Württemberg 
und in Deutschland ist stark, wehrhaft und entschlossen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Aha!)

Insoweit will ich mich dem Dank des Kollegen Schwarz für 
die gute Arbeit unserer Polizistinnen und Polizisten, unseres 
Innenministers und unserer Regierung anschließen. Denn ich 
finde, hier ist in der Tat klug, besonnen und richtig gehandelt 
worden.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Natürlich bewegt das Geschehen in Ellwangen viele Men-
schen im Land – uns auch. Wir verstehen die Besorgnis gera-
de der rechtstreuen Bürgerinnen und Bürger, und wir teilen 
sie auch. Letztlich geht es um das Vertrauen in die Durchset-
zungskraft des Staates. Deshalb haben wir auch der Dringlich-
keit des Antrags zugestimmt, obwohl nächste Woche – wie 
Sie, Herr Kollege Goll, wissen – der Innenausschuss tagt. Ich 
will es schon noch mal wiederholen: Wir hätten ihn gern be-
reits heute Morgen, zu Beginn der Tagesordnung, gemeinsam 
behandelt.

Es ist leider so: Was in der LEA Ellwangen passiert ist, war, 
wie zu Recht gesagt worden ist, auch ein Angriff auf den 
Rechtsstaat. Dass ausgerechnet Menschen, die bei diesem 
Rechtsstaat – angeblich – Schutz suchen, mit organisierter Ge-
walt gegen diesen Staat vorgehen, ist besonders absurd und 
unter keinen Umständen hinnehmbar. Vor allem sollten wir 
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nicht den Fehler machen, die Vorfälle jetzt gar, wie manch-
mal geschehen, mit übertriebenem Verständnis zu relativieren 
oder zu entschuldigen. Wer sich der Polizei entgegenstellt, 
wer gar den offenen Aufstand probt, der darf damit nicht und 
niemals durchkommen.

(Beifall bei der CDU, den Grünen und der FDP/DVP 
– Abg. Stefan Räpple AfD meldet sich. – Glocke der 

Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, Herr 
Fraktionsvorsitzender.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Hier darf auch nicht ver-
harmlost oder heruntergespielt werden. Der Innenminister hat 
zu Recht gesagt: Wehret den Anfängen! Das ist genau der 
Punkt. Das war auch der Kern, um den es geht. Wenn unsere 
Behörden nach Recht und Gesetz eine Abschiebung vollzie-
hen, dann fällt man ihnen dabei nicht in den Arm. Meuterei 
gegen den Rechtsstaat geht nicht, auf gar keinen Fall!

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Fraktionsvorsitzen-
der, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Räpp-
le?

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Ja, bitte sehr.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Räpple, Sie hat-
ten eine Frage. Bitte.

Abg. Stefan Räpple AfD: Herr Dr. Reinhart, ich habe eine 
Frage, und zwar folgende: Wenn es der Polizei nicht möglich 
war, einen abschiebefähigen Menschen abzuschieben oder in 
Gewahrsam zu nehmen, wie soll es dann funktionieren, wenn 
einmal 200 Personen abgeschoben werden sollen? Wie soll 
Ihr Rechtsstaat das dann schaffen?

(Unruhe bei den Grünen – Zurufe: „Ihr“ Rechtsstaat!)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Zunächst einmal:

(Zurufe von den Grünen – Lebhafte Unruhe)

Niemand, Herr Kollege, der zu uns kommt, darf glauben, nur 
weil sich der Staat bei uns durch das Recht selbst beschränkt, 
sei er ein schwacher Staat. Das wird nie der Fall sein. Das ist 
auch ein schweres Missverständnis, dem wir mit aller Klar-
heit entgegentreten. Das lassen wir nicht zu, das lässt auch 
diese Landesregierung nicht zu. Insoweit insinuieren Sie mit 
Ihrer Frage ein völlig falsches Verständnis.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben einen starken Rechtsstaat. Deshalb will ich Ihnen 
glasklar sagen – das wurde zu Recht auch betont –: In Ellwan-
gen hat kein Staatsversagen stattgefunden.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Drei Tage lang!)

Ich will Ihnen sagen: Ich hielte es für verantwortungslos, 
wenn man mit solchen Begriffen zündelt. Das hat dieser Ta-
ge zu Recht auch der Bundespräsident betont.

(Beifall bei der CDU, den Grünen und der SPD so-
wie Abgeordneten der FDP/DVP – Zurufe, u. a. des 

Abg. Harald Pfeiffer AfD)

– Nein, nein. Im Gegenteil. Die Polizei hat die Ordnung in der 
Einrichtung wiederhergestellt und hat dort aufgeräumt, und 
sie hat – das hat Kollege Schwarz zu Recht gesagt – überlegt, 
strukturiert, professionell und, wie ich finde, auch mit takti-
scher Übersicht und vor allem angemessen reagiert. Insoweit 
war es doch klug – – 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Zuruf des Abg. Harald Pfeiffer AfD)

Wissen Sie: Hier, in einem Rechtsstaat, sind die Täter identi-
fiziert worden, es sind – der Justizminister ist hier – Haftbe-
fehle ausgestellt worden, Strafverfahren sind eingeleitet wor-
den. Genau das ist der Weg, wie der Rechtsstaat seine Macht 
zeigt. Das ist das Wesen des Rechtsstaats.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der SPD)

Deshalb wurde zu Recht den Polizistinnen und Polizisten so-
wie auch den beteiligten Behörden für ihr besonnenes und kla-
res Vorgehen, auch bei diesem Einsatz, gedankt.

Insoweit hat auch unser Innenminister immer zu Recht gesagt: 
Zur Lösung der Krise brauchen wir Herz und Härte. Ich will 
jetzt hier beides rezitieren. Unser Land – das kann sicher je-
der bestätigen – hat immer Herz gezeigt, aber, wenn nötig, ist 
jetzt auch Härte gefragt.

(Abg. Anton Baron AfD: Ach, hören Sie auf!)

Wer Gewalt und Aufruhr anzettelt, für den kann es bei einer 
Straftat kein Gastrecht in unserem Land geben. Der verwirkt 
sein Aufenthaltsrecht. Auch das gehört zum Zusammenhang.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP – Zurufe der Abg. Stefan Räpple und Hans Pe-

ter Stauch AfD)

Zur angesprochenen Frage zur Ausreisepflicht: Natürlich wird 
das – das bewegt übrigens auch die Bundesregierung, den 
Bundesinnenminister, nicht nur den Landesinnenminister –, 
was die Abschiebung angeht, in Zukunft eventuell noch kon-
sequenter durchgesetzt werden.

(Beifall des Abg. Harald Pfeiffer AfD – Zurufe von 
der AfD)

– Ja, weil wir beides brauchen. Ich zitiere die „Süddeutsche 
Zeitung“, Heribert Prantl, bestimmt nicht im Verdacht, der 
CDU anzugehören.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Stimmt!)

– Danke für den Hinweis.

(Unruhe – Abg. Andreas Stoch SPD: Guter Mann!)

Zitat:

Der Rechtsstaat darf ... mit Nachdruck und ... Sturmhau-
be demonstrieren, dass er das Heft in der Hand hat und 
... in der Hand behalten will.
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So hat Heribert Prantl dieser Tage kommentiert. Genau das ist 
vorgenommen und gezeigt worden, vom Innenminister. Das 
war richtig so.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

In dieser Lage muss er das tun. 

Ich bin überzeugt: Auch eine offene Gesellschaft kann nur 
nach klaren Regeln funktionieren. Nur wenn wir das durch-
setzen, werden wir letztlich auch unsere liberale Demokratie 
gegen autoritäre, aber auch – das füge ich hinzu – gegen po-
pulistische Angriffe schützen können. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP) 

– Herr Kollege Goll, ich muss Ihnen zu all den Fragen, die Sie 
stellen, sagen: Ich würde mich nie in der Lage sehen, in die 
Polizeitaktik der inneren Angelegenheiten und die Fachlich-
keit der Polizei eingreifen zu können oder das zu bewerten. 
Das kann ich nicht. Wenn die Polizei zum Ergebnis kommt – 
ein solcher Eindruck darf deshalb nicht fälschlicherweise ent-
stehen –, taktisch richtig zunächst Rückzug, dann auch abwar-
ten, und dann zum richtigen Zeitpunkt wieder reingehen, und 
zwar mit Erfolg, dann – das muss ich sagen – hat die Polizei 
richtig gehandelt. Dann kann ich das nicht kritisieren. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Abschließend: Sie haben hier den Bundesinnenminister ange-
führt. Bundesinnenminister Seehofer hat den Einsatz in Ell-
wangen gelobt und hat es ausdrücklich als richtig empfunden, 
wie er abgelaufen ist. 

(Abg. Anton Baron AfD: Dann ist der auch mitver-
antwortlich!)

Deshalb will ich abschließend zusammenfassen: Es gab kein 
Staatsversagen; es gibt hier auch keine rechtsfreien Räume, 
und diese hat es auch nicht gegeben.

(Abg. Harald Pfeiffer AfD: „Aber“!)

Wir stehen hinter der Polizei. Wir stehen auch hier dafür, dass 
all die belangt und verfolgt werden, die Straftaten begangen 
haben. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Abg. Nicole Razavi CDU: So ist es!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun hat für die AfD-Frak-
tion Herr Fraktionsvorsitzender Gögel das Wort. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal freut es uns von der AfD-Fraktion, 
dass die FDP/DVP und Herr Goll zehn Tage nach einem 
schwerwiegenden Ereignis uns Abgeordneten hier doch eine 
Möglichkeit verschaffen, dass wir vom Herrn Innenminister 
Aufklärung – vielleicht Aufklärung; das ist noch die Frage; 
das werden wir im Anschluss dann erleben – über diese Vor-
gänge in Ellwangen bekommen. Ich denke, diese Gelegenheit 
hätten wir schon früher ergreifen können. Das haben wir heu-
te Morgen schon einmal kurz angerissen. Aber nun sind wir 
heute hier, und das Thema wird uns sicherlich auch noch wei-
ter beschäftigen. Es wird heute sicher nicht abgehakt werden. 

Eine Frage, die wir noch anschließen wollen, Herr Minister, 
auch zur Vorgehensweise der Polizei: Wie naiv muss man ei-
gentlich sein, um zwei Streifenwagen, zum Teil sogar noch 
mit Praktikanten besetzt, in eine LEA zu schicken, die mit jun-
gen Schwarzafrikanern belegt ist, mit jungen Männern, die 
von Herrn Strobls Parteichefin unter dem Bruch von Grund-
gesetz und Verträgen ins Land gelockt wurden 

(Beifall bei der AfD – Oh-Rufe)

und hier nun erkennen müssen, dass sie keine Perspektive in 
unserem Land haben und sie hier eigentlich niemand braucht, 
meine Damen und Herren? Wie lange wollen Sie sich eigent-
lich noch der offensichtlichen Realität verweigern und den 
Menschen in unserem Land Märchen von einem starken 
Rechtsstaat und allgegenwärtiger Sicherheit erzählen, meine 
Damen und Herren?

(Beifall bei der AfD)

Die Bürger in unserem Land merken, dass ihre Heimat täg-
lich fremder wird, dass sie erodiert und von überforderten 
Wasserträgern dieser Kanzlerin in ideologischer Wirklich-
keitsverweigerung bewusst und absichtlich beschädigt und 
zerstört wird. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Bravo!)

Meine Damen und Herren, erinnern Sie sich, wie man unse-
ren Landsleuten von Ingenieuren und Ärzten erzählte und ih-
nen allen Ernstes weismachen wollte, diese jungen Männer 
seien die Antwort auf die demografische Schwäche 

(Lachen des Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD)

der mit Steuern und Abgaben überforderten Deutschen – die 
für solche lieben Gäste aufkommen müssen? 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Sehr gut!)

Jetzt wird die Union dem nicht mehr Herr und will diese Men-
schen nach zweieinhalb Jahren Chaos und Schönfärberei 
plötzlich in Ankerzentren de facto internieren. Ja, nennen wir 
die Dinge doch mal beim Namen. Nichts in diesem Land ist 
mehr Routine, meine Damen und Herren. Sie, Herr Strobl, ste-
hen in Ellwangen wie übrigens auch in Ihrer gesamten Koa-
lition vor einem Scherbenhaufen. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Christina Baum AfD: 
Ja!)

Ihr eigener Kollege, der Sozialminister, sabotiert Ihre Arbeit 
und verweigert die medizinische Altersfeststellung von UMAs 
durch Röntgen.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Falsch! Wer hat Ih-
nen denn das aufgeschrieben?)

Er nennt eine Stadt, meine Heimatstadt Pforzheim, in der die 
Deutschen inzwischen die Minderheit sind, in nicht überbo-
tener Frechheit sein „Zukunftslabor“ und ermutigt jeden, der 
nicht hierher gehört – bodenlos.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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90 Millionen € Steuergelder – so die „Rhein-Neckar-Zeitung“ 
– werden gerade wieder in die sogenannte Integration von 
Fremden gepumpt, 

(Zuruf der Abg. Brigitte Lösch GRÜNE) 

von denen die meisten nach Recht und Gesetz in unserem 
Land schlicht nichts verloren haben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: So ist es!)

Ein Asylverfahren dauert aktuell in unserem Land 10,7 Mo-
nate, und es wird – auf wessen Kosten eigentlich? – bis zum 
Sankt-Nimmerleins-Tag gegen abschlägige Bescheide geklagt. 
Von 158 000 abgelehnten Asylbewerbern wurden 2017 in 
Deutschland gerade einmal 20 000 abgeschoben. 

(Zuruf von der AfD: Das ist unfassbar!)

2 005 Abschiebeversuche scheiterten 2017 in Baden-Würt-
temberg – jetzt hören Sie gut zu –, weil man die Betroffenen 
nicht antraf.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Nein! Das kann gar 
nicht sein!)

Ja, so etwas, unvorstellbar: Man hat sie nicht angetroffen!

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sind Sie auf einem Par-
teitag oder im Parlament? Mein Gott!)

Ihre Asylindustrie, die Sie heute bei der Demonstration in Ell-
wangen wieder kräftig mit unterstützen, tanzt dem Rechtsstaat 
auf der Nase herum, 

(Beifall bei der AfD)

der sich selbst täglich ein Bein stellt, und wird von Ihren grü-
nen Freunden noch gestärkt.

Der Togolese klagte schon wieder vor dem Verwaltungsge-
richt in Stuttgart. Wir werden sehen, wie das Verfahren insge-
samt ausgeht. Es ist im Eilverfahren jetzt negativ beschieden, 
aber der Rechtsweg ist noch nicht endgültig gegangen. Was 
für eine Farce, meine Damen und Herren!

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja! – Abg. Andreas 
Schwarz GRÜNE: Stellen Sie die Unabhängigkeit 

der Justiz infrage?)

Selbst Straftäter werden nur in homöopathischen Dosen ab-
geschoben.

(Abg. Sandra Boser GRÜNE: Was für eine Straftat 
hat er denn begangen?)

Ihr eigener Ministerpräsident erfuhr, wenn wir der Presse von 
gestern glauben, gut 60 Stunden lang nichts von der Revolte 
am 30. April, 

(Zuruf von der CDU: „Revolte“!)

und es geschah auch nichts. 

Was für ein Innenminister sind Sie denn, Herr Strobl? Drei 
volle Tage haben Sie gegenüber der Öffentlichkeit geschwie-
gen, und am Ende brauchte es Hunderte von Polizisten, bis 

die Autorität des Rechtsstaats gegen einen Mob durchgesetzt 
wurde, der sich eine Zukunft in Deutschland mit Gewalt er-
zwingen wollte. Diesen Polizisten dankt die AfD-Fraktion 
ausdrücklich. Sie sind die Leidtragenden Ihrer verfehlten Po-
litik.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD)

Auf deren Rücken tragen Sie Ihre Fehler aus.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Welch vergifte-
ter Dank!)

Wenn wir aber wissen wollen, wer diese Hoffnungen auf ei-
ne Erpressbarkeit des Staates ermutigt hat, auf unsere Heimat 
als ein herrenloses Gut für jeden Strolch, dann brauchen wir 
ja nur auf die Regierungsbank zu schauen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die SPD-Fraktion hat 
der Fraktionsvorsitzende Andreas Stoch das Wort.

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Ich schließe an das an, was heute Mor-
gen bereits zu Beginn der heutigen Plenarsitzung hier gespro-
chen wurde. Wir haben in Ellwangen in der vergangenen Wo-
che Vorgänge gehabt, die für die dort tätigen Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten überraschend waren. Ich möchte vor-
weg deutlich sagen: Für die Ereignisse in Ellwangen, für die 
Verhinderung der Abschiebung und Inhaftnahme des dort ab-
zuschiebenden Flüchtlings gibt es keine Entschuldigung. Die-
se Taten müssen nach Recht und Gesetz geahndet werden, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen.

(Beifall bei der SPD, den Grünen, der CDU und der 
FDP/DVP sowie Abgeordneten der AfD)

Aber ich sage gleichzeitig: Die Polizei ist die letzte Instanz, 
an der wir heute Kritik üben dürfen. Heute Morgen klang es 
bei Herrn Kollegen Rülke so, als ob er durch seinen Antrag, 
den Antrag der FDP/DVP-Fraktion, insbesondere ein Fehlver-
halten der Regierung ins Visier nehmen möchte. Nach den 
Worten, die Herr Goll hier gebraucht hat, muss ich sagen: 
Nein, die FDP/DVP greift hier die Polizei direkt an.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich halte das für un-
angemessen. Die Polizei hat in diesem Fall richtig gehandelt. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen sowie Abgeord-
neten der CDU und der AfD)

Sie hat zum einen richtig gehandelt, indem sie zunächst mit 
zwei Fahrzeugen und vier Einsatzkräften versucht hat, die Ab-
schiebung durchzuführen. Denn wenn Sie mit der LEA spre-
chen, wenn Sie mit den Polizeibeamten sprechen, dann wird 
klar, dass das das übliche Verfahren ist, und es hat auch noch 
nie zu irgendwelchen Problemen geführt.

Deswegen, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, war es für die 
Polizeibeamten überraschend, und daher war es auch richtig 
und verhältnismäßig, diesen Einsatz an dieser Stelle abzubre-
chen. Denn – beim besten Willen – sich den Weg freizuschie-
ßen oder Gewalt anzuwenden, das kann doch nicht der Weg 
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und nicht die Lösung sein. Dieser Rechtsstaat muss verhält-
nismäßig handeln.

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU)

Ich kann auch kein Fehlverhalten daran festmachen, dass im 
Anschluss ein Einsatz gut geplant wurde, durch den mit sehr 
vielen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten gezeigt wurde, 
dass dieser Rechtsstaat sich nicht an der Nase herumführen 
lässt. Deswegen war es richtig, diesen Einsatz gut und richtig 
zu planen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu keinem Zeitpunkt 
hat sich an dieser Stelle ein rechtsfreier Raum aufgetan. Die-
ser Rechtsstaat war immer handlungsfähig.

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU)

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es 
auch wichtig, dass wir mit den Worten des Bundespräsiden-
ten eines deutlich machen: An dieser Stelle von einem rechts-
freien Raum zu fabulieren – übrigens auch so in der „Süddeut-
schen Zeitung“ – führt doch erst dazu, dass die Menschen den 
Eindruck gewinnen, dass der Rechtsstaat nicht mehr hand-
lungsfähig wäre. Deswegen müssen wir auch einem Innenmi-
nister Seehofer, aber auch einem Ministerpräsidenten Kretsch-
mann, der äußerte: „Wir dürfen keine rechtsfreien Räume zu-
lassen“, ganz deutlich sagen: Das führt die Diskussion auf ei-
nen falschen Pfad. Wir haben keine rechtsfreien Räume, und 
deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, haben wir 
einen funktionierenden Rechtsstaat.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Das ist die eigentlich schwierige Ebene dieser Debatte. Ich 
glaube, die Kolleginnen und Kollegen von der FDP/DVP mer-
ken auch in Debattenbeiträgen, die von ganz rechts, nämlich 
von der AfD, kommen,

(Abg. Anton Baron AfD: Oder von ganz links, von 
der SPD!)

dass man bei dieser Debatte sehr gut aufpassen muss, für wen 
man Stichwortgeber ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten unserer 
Polizei den Rücken stärken. Wir sollten aber insbesondere bei 
den Menschen draußen nicht den falschen Eindruck erwecken, 
als ob es da – Zitat Seehofer – „einen Kontrollverlust des Staa-
tes“ gebe.

(Abg. Anton Baron AfD: Wie nennen Sie das?)

Wir haben funktionierende Instanzen. Wir haben eine Polizei, 
die handlungsfähig ist. Wir haben Beamtinnen und Beamte 
und viele ehren- und hauptamtliche Kräfte in der LEA, und 
diese sorgen dort für Ordnung. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen sowie Abgeord-
neten der CDU)

Wenn Sie etwas anderes täten, als nur ständig Ihre eigenen 
Vorurteile zu bedienen, 

(Abg. Anton Baron AfD: Wie nennen Sie das?)

dann würden Sie in diese LEA gehen. Meine SPD-Kollegin, 
die Bundestagsabgeordnete Leni Breymaier, war mit dem 
CDU-Kollegen Roderich Kiesewetter einen Tag nach diesem 
Einsatz dort und hat mit dem Leiter der Einrichtung und mit 
Betroffenen gesprochen. Die sagen eines ganz deutlich: Zu 
keinem Zeitpunkt, auch nicht zwischen den Einsätzen, war 
nur im Mindesten der Eindruck vorhanden, dass hier Recht 
und Gesetz nicht geachtet wird. Hören Sie doch auf mit die-
sen platten Behauptungen. Diese LEA ist eine vorbildlich 
funktionierende Einrichtung.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU – Abg. Bernd Gögel AfD: Ist sie heute 
auch wieder dort bei der Demonstration gegen den 

Polizeieinsatz?)

Was wir in dieser Sache natürlich beleuchten müssen, ist die 
Frage: War dieser Einsatz – auch was dann die zwei Einsätze 
angeht – gut und richtig vorbereitet? Ich habe gesagt, wie un-
ser vorläufiges Urteil aussieht. Nächste Woche wird im Innen-
ausschuss die Möglichkeit sein, darüber ausführlich zu reden.

Wenn die Regierung Kommunikationspannen auf dem Weg 
vom Innenministerium zum Ministerpräsidenten hat, dann sa-
ge ich Ihnen eines ganz deutlich: Das wird nicht die erste und 
das wird ganz sicherlich nicht die letzte Kommunikationspan-
ne gewesen sein.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. – 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Doch, der 
Innenminister!)

Doch, Herr Abg. Dr. Gedeon. Zwei Minuten. – Die Regierung, 
das ist ja selbstverständlich. Dazu braucht es keine Wortmel-
dung.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Der kommt 
doch erst am Schluss! Hat er jetzt Fraktionsstatus?)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! „Gewalt gegen Polizisten“ – das 
ist doch zu schwach. Das war eine abgesprochene Zusammen-
rottung von Migranten mit dem konkreten Ziel der Gefange-
nenbefreiung. Das ist viel mehr als Gewalt gegen Polizisten. 
„Staatsversagen“, „rechtsfreier Raum“ – das mag schon sein. 
Aber das Staatsversagen, meine Damen und Herren, das ist ja 
nicht erst in Ellwangen, das ist ja schon seit zweieinhalb Jah-
ren das Staatsversagen dieser Regierung, seit der Flüchtlings-
krise von 2015.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wofür steht Ellwangen, meine Damen und Herren? Der Vor-
fall in Ellwangen steht genauso wie die Aktionen am 7. Juli 
2017 beim G-20-Gipfel in Hamburg für den beginnenden Bür-
gerkrieg in diesem Land.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD)
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Das hören Sie natürlich nicht gern. Da werden Sie wieder sa-
gen, das sei überzogen oder sonst irgendwas. Aber wie wol-
len Sie denn das bitte nennen? Das ist wie bei Ebbe und Flut. 
Das sind die ersten großen Wellen der Flut, die sich uns all-
mählich nähern. Darum geht es jetzt, meine Damen und Her-
ren.

Glauben Sie doch bitte nicht, dass das Problem gelöst wäre, 
wenn wir die betreffende Person jetzt nach Italien abschieben. 
Dann ist gar nichts gelöst. Selbst wenn er nicht nach Italien, 
sondern nach Afrika kommt, ist noch nichts gelöst. 

Sie sind ja wie ein Arzt, der sagt: „Oh, da haben wir eine klei-
ne Metastase; die operieren wir weg, dann ist das Problem ge-
löst.“ Da ist es nicht gelöst! Das Problem ist der Krebs, der 
dahintersteht. Das ist in diesem Fall die Gesamtpolitik, die 
Flüchtlingspolitik, die die politisch Verantwortlichen in den 
letzten Jahren betrieben haben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Meine Damen und Herren, hören wir auf, an Symptomen he-
rumzudoktern, sondern gehen wir endlich an die Ursachen! 
Die Ursachen sind 450 000 alleinstehende Männer. 

(Abg. Winfried Mack CDU: Time-out!)

Die können sich jederzeit zusammenrotten, die können sich 
über Handy so organisieren, dass sie in ein paar Stunden 200, 
300 oder mehr Leute gegen die Polizei mobilisieren.

Wenn wir da nicht gezielt vorgehen, wenn wir auch nicht die 
richtigen Begriffe verwenden – das ist ein drohender Bürger-
krieg –, dann ist das Vogel-Strauß-Politik, meine Damen und 
Herren.

(Abg. Winfried Mack CDU: Time-out!)

Dann bereiten wir große Unruhen vor, und das ist eine Kata-
strophe. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Zeit! Zeit!)

Das können wir nicht machen. 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD – Abg. Winfried Mack 
CDU: Schade um den Strom für das Mikrofon!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort für die Regie-
rung darf ich Herrn Innenminister Thomas Strobl erteilen.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin Kurtz, verehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! Ich bedanke mich für die Gelegenheit, zu 
Ellwangen etwas sagen zu können, und auch für diese dring-
liche Debatte, die ich am heutigen Tag für sinnvoll und not-
wendig erachte. 

Frau Präsidentin, wenn Sie erlauben, würde ich aber gern ei-
ne allgemeine Vorbemerkung machen, die heute einmal aus-
gesprochen werden muss, weil mich das doch seit einigen Wo-
chen und Monaten immer wieder beschäftigt. 

Verehrte Damen und Herren Abgeordnete, das Wesen der De-
mokratie ist der Wettstreit. Es ist die Aufgabe des Parlaments, 
die Regierung zu kontrollieren, und es ist selbstverständlich 
insbesondere die Aufgabe der Opposition, die Regierung 

scharf zu kontrollieren. Beispielsweise muss die Opposition 
die Regierung nicht loben; selbst dann, wenn es gerechtfer-
tigt wäre, 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das ist selten der Fall! 
– Abg. Andreas Stoch SPD: Da haben wir nichts ge-
merkt! – Abg. Reinhold Gall SPD: Wenn es mal passt, 

machen wir es!)

muss sie es nicht tun. – Na ja. 

Es ist Aufgabe der Opposition, es ist geradezu Pflicht der Op-
position, der Regierung nicht einfach nur mal so über die 
Schulter zu schauen, sondern einen ganz scharfen und einen 
ganz genauen Blick auf das, was die Regierung tut, zu haben 
und den Finger im Zweifel auch mit großer Deutlichkeit in 
die Wunde zu legen. Das ist von unseren Verfassungsvätern 
so ausgelegt. Das gibt es auch in anderen Verfassungen. Die 
Amerikaner bezeichnen das mit dem klingenden Ausdruck 
„Checks and Balances“. Das ist ein Kernbestandteil unserer 
parlamentarischen Demokratie. Das hängt mit der verfas-
sungsrechtlich verbürgten Freiheit der Abgeordneten zusam-
men.

Aber, meine Damen und Herren, Freiheit hat immer etwas mit 
Verantwortung zu tun, und auch der parlamentarische Wett-
streit hat sich ein paar Regeln gegeben. Die Verantwortung 
und diese Regeln haben auch etwas mit Wahrhaftigkeit zu tun. 

Heute Morgen in der Geschäftsordnungsdebatte hat der Vor-
sitzende der FDP/DVP-Fraktion ausweislich des Protokolls 
Folgendes ausgeführt – ich zitiere –: 

Es stellt sich die Frage, ob wir in Baden-Württemberg 
rechtsfreie Räume haben. Ich sage das in aller Deutlich-
keit. Herr Ministerpräsident, weil Sie gestern kritisiert 
haben, was da aus der Opposition kam: Der Begriff 
„Staatsversagen“ kam nicht von uns, er kam von ande-
ren.

Ende des Zitats von Herrn Dr. Rülke aus dem Protokoll von 
heute Morgen. Ich zitiere, um nur eine Quelle zu benennen, 
aus einer SWR-Online-Meldung vom 3. Mai dieses Jahres.

Von einer alarmierenden Situation spricht FDP-Frakti-
onschef Hans-Ulrich Rülke: „Es ist offensichtlich erkenn-
bar, dass hier der Staat versagt und es einen rechtsfreien 
Raum gibt. ...“ 

Beides – mit Verlaub, Herr Dr. Rülke – geht nicht zusammen. 
Sie haben heute hier die Unwahrheit gesagt. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie der Abg. 
Gabi Rolland SPD – Zuruf des Abg. Stefan Räpple 

AfD) 

Herr Dr. Rülke, um es Ihnen auch klar zu sagen: Ich traue Ih-
nen zu, dass Sie innerhalb eines Zeitraums von nicht einmal 
einer Woche – 3. Mai bis heute, 9. Mai – nicht vergessen ha-
ben, was Sie am 3. Mai gegenüber den Medien zum Besten 
gegeben haben. Sie haben Worte gewählt, die überlegt sich 
ein Politiker fünf Mal. Staatsversagen ist der härteste Vorwurf, 
den man im Grunde genommen als Politiker machen kann. 

(Abg. Anton Baron AfD: Wie wollen Sie es denn 
sonst nennen? – Weitere Zurufe von der AfD, u. a.: 

Was denn sonst?)
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Deswegen greife ich das auf, was Herr Professor Goll in den 
Mund genommen hat. Sie haben heute den Landtag von Ba-
den-Württemberg und die Öffentlichkeit getäuscht, Sie haben 
bewusst die Unwahrheit gesagt, Sie haben hier gelogen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Zuruf des Abg. Daniel Rottmann AfD)

Das ist das Gegenteil von verantwortlichem Handeln. Sie 
schaden damit diesem Landtag, und Sie schaden damit der 
parlamentarischen Demokratie. Ein bisschen Wahrhaftigkeit 
darf man auch von einem Oppositionspolitiker verlangen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Abg. Dr. Ul-
rich Goll FDP/DVP meldet sich. – Glocke der Präsi-

dentin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister, es gibt ei-
ne Zwischenfrage von Herrn Abg. Dr. Goll. Lassen Sie diese 
zu?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ja, selbstverständlich.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Goll, bitte.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Minister, könnten Sie 
mir noch einmal auf die Sprünge helfen? Ehrlich, ich ahne 
nicht, wo ich heute gelogen haben soll. Helfen Sie mir. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ich habe nicht von Ihnen gesprochen, Herr Pro-
fessor Dr. Goll. 

(Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Sie haben aber auch 
von mir gesprochen! – Weitere Zu- und Gegenrufe, 

u. a.: Nein, Rülke!)

– Nein, ich habe von Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Rülke 
gesprochen. 

(Unruhe – Abg. Stefan Räpple AfD: Ist das Thema 
jetzt FDP oder Ellwangen? – Zuruf des Abg. Anton 

Baron AfD) 

– Ich habe mir erlaubt, eine Vorbemerkung zu machen, die ich 
für angesagt halte, 

(Unruhe – Abg. Anton Baron AfD: Diese bösen Po-
pulisten von der FDP! Das ist ja unglaublich!)

im Übrigen auch deswegen, weil das die ganzen letzten Tage 
in einem Alarmismus, in einer Marktschreierei veranstaltet 
wird. 

Herr Dr. Goll, da Sie sich gerade zu Wort gemeldet haben: Mit 
all diesen Einlassungen, die in den letzten Tagen gemacht wor-
den sind, kommt die FDP beim Niveaulimbo eher auf das Le-
vel einer anderen Fraktion. Das Lob des Fraktionsvorsitzen-
den der AfD für den FDP/DVP-Fraktionsvorsitzenden, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Jetzt hören 
Sie einmal auf mit Ihren Ablenkungsmanövern und 
reden zur Sache! Beantworten Sie die Frage, und len-
ken Sie nicht ab! – Zuruf des Abg. Dr. Gerhard Aden 

FDP/DVP)

das soll Ihnen nur einmal ganz guttun. 

(Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Rülke, möch-
ten Sie eine Zwischenfrage stellen? Möchten Sie sich zu Wort 
melden, Herr Dr. Rülke? 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Nein! Das 
mache ich anschließend! Ich habe mir einen Zwi-
schenruf erlaubt! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜ-
NE: Das war ein Treffer, Herr Rülke! Da kann man 

nichts anderes tun, da es ein Treffer war!)

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Sie müssen gar nicht so laut bellen. Dass Sie ge-
troffen sind, ist offenkundig. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das wer-

den Sie nachher sehen!)

Ich werde jede berechtigte Kritik immer dankbar annehmen 
und sachgerecht behandeln. Das ist für mich selbstverständ-
lich; das gehört zu einem fairen Umgang miteinander. Es hat 
aber nichts mit Sachlichkeit zu tun, wenn darüber fabuliert 
wird – ich will es noch einmal zitieren –, es sei „offensicht-
lich erkennbar, dass hier der Staat versagt und es einen rechts-
freien Raum gibt“. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Aber den gab es doch!)

Ich möchte Ihnen, Herr Dr. Rülke, und der AfD sagen: Wenn 
Sie vom Staatsversagen sprechen, 

(Abg. Anton Baron AfD: Wie nennen Sie das?)

dann sprechen Sie hier ganz konkret – weil Sie den polizeili-
chen Einsatz in der Nacht von Sonntag auf Montag kritisie-
ren – von einem polizeilichen Versagen. 

(Zurufe von der AfD: Nein! – Abg. Bernd Gögel AfD: 
Ein Organisationsversagen! – Weitere Zurufe)

– Aber natürlich. Nichts anderes. Wenn Sie in diesem konkre-
ten Fall von Staatsversagen sprechen, meinen Sie polizeili-
ches Versagen. Ich möchte Ihnen nur sagen: Das ist gegen-
über den Polizeibeamten, 

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD) 

die in dieser Nacht im Einsatz gewesen sind, die in einer 
schwierigen Situation eine Entscheidung treffen mussten

(Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Das glauben Sie 
doch selbst nicht! – Zuruf der Abg. Dr. Christina 

Baum AfD) 

und die Gott sei Dank klug und besonnen und intelligent ge-
handelt haben, die eine Eskalation vermieden haben, nicht fair. 
Was glauben Sie, was diese Polizeibeamten denken, wenn sie 
aus dem Einsatz zurückkommen und in den Medien dann 
„Versager“ lesen? Schämen Sie sich für solche Worte! Schä-
men Sie sich dafür!

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD – Zurufe von der AfD – Glocke der Präsi-

dentin) 
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Das hat unsere Polizei nicht verdient. – Und Sie schämen sich 
gleich mit.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD)

Und dann, meine Damen und Herren, zwei Tage später, nach 
dem erfolgreichen – –

(Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, Herr Mi-
nister. – Herr Abg. Berg, möchten Sie Ihre Frage aufrechter-
halten? – Herr Innenminister, Herr Abg. Berg würde gern ei-
ne Zwischenfrage stellen.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein, jetzt würde ich gern im Zusammenhang 
ausführen.

(Abg. Thomas Blenke CDU: Nächste Woche wieder!)

Dann, zwei Tage später, nach dem erfolgreichen Polizeiein-
satz, der von allen Seiten gelobt wurde, ließ uns der Frakti-
onsvorsitzende der FDP/DVP-Fraktion Folgendes wissen:

Wenn die Polizei als Vertreter des Rechtsstaats am Mon-
tag nicht vor dem gewalttätigen Mob den Rückzug hätte 
antreten müssen, wäre der Togolese schon seit Anfang der 
Woche in Abschiebehaft, zumindest aber im Gewahrsam 
der Behörden. So sind seine zwei Tage zusätzlicher Frei-
heit die Verkörperung des vom Innenminister geleugne-
ten rechtsfreien Raums in Ellwangen.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: So ist es! 
Genau so ist es!)

Lieber Herr Dr. Rülke, wenn die Polizei aus polizeitaktischen 
Überlegungen sorgfältig einen zweiten Einsatz vorbereitet, 
der nicht trivial ist – – 

(Zuruf von der AfD: Taktisch? Ein Rückzug?)

Und es ist nie trivial, wenn 500 Polizeibeamte in einen robus-
ten Einsatz gehen. Wenn das regional zuständige Polizeiprä-
sidium Aalen, das Polizeipräsidium Einsatz, die entsprechen-
den Spezialisten des Landeskriminalamts gemeinsam einen 
Einsatz planen, dann dürfen wir erwarten, dass dies mit der 
notwendigen Sorgfalt und Gründlichkeit passiert. Bei solchen 
Einsätzen kann sehr viel passieren.

(Zuruf des Abg. Peter Hofelich SPD) 

Ich bin dem Polizeiführer, mit dem ich heute lange telefoniert 
habe, ich bin dem Polizeipräsidium Aalen, ich bin allen betei-
ligten Polizistinnen und Polizisten dankbar, dass sie diesen 
Einsatz mit dieser Klugheit, dieser Ruhe gemacht haben, dass 
der zweite Einsatz wirklich gesessen hat. Es war eine kluge 
polizeitaktische Überlegung, dies so zu machen. Von wegen 
rechtsfreie Räume! Genau das Gegenteil ist der Fall. Der 
Rechtsstaat hat sich dank unserer Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamten und einer klugen Einsatzleitung in erstklassiger 
Art und Weise durchgesetzt – nicht der Mob.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD – 
Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Also so viel 

zum Thema Bellen!)

Wiederum zwei Tage später, nachdem auch dieser Angriff 
nicht verfing, stürzten Sie sich dann auf die Kommunikations-
strategie der Polizei. Ich zitiere aus den „Stuttgarter Nachrich-
ten“ vom 7. Mai – aber damit haben Sie vermutlich auch über-
haupt nichts zu tun –:

Aus seiner

– also Dr. Rülkes –

Sicht scheint es naheliegender, dass die Polizei und der 
Minister sich Zeit für die Planung des Gegenschlags ver-
schaffen wollten. So habe sich Strobl einen Tag nach der 
Diskussion als starker Mann präsentieren können, ...

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Genau so!)

Ich kann Ihnen nur sagen: Angesichts einer solchen Lage ist 
es mir unerklärlich, wie man auf eine so krude, ja, ich sage, 
auf eine so kranke Verschwörungstheorie kommen kann.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wir kennen 
Sie halt seit Sigmaringen!)

Es ist für mich intellektuell wirklich schon gar nicht mehr 
nachvollziehbar, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das weiß 
ich schon lange!)

dass man auf solche Verschwörungstheorien kommen kann. 
Verehrter Herr Dr. Rülke, vergessen Sie es einfach. Ich weise 
auch diese substanzlosen Vorwürfe entschieden zurück.

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Zurufe von 
der AfD)

Es ging, um es nur noch einmal zu erläutern, um gute und ge-
lingende Polizeiarbeit, und der erfolgreiche Einsatz gibt der 
Polizei recht. All das wilde Um-sich-Schlagen ändert daran 
nichts. Die Polizei hat in Ellwangen eine hervorragende Ar-
beit geleistet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Das ist im Übrigen auch keine – Zitat – „Schönfärberei“ ei-
nes Innenministers. Das ist inzwischen – dies nur nebenbei – 
über alle Instanzen hinweg die übereinstimmende und allge-
mein anerkannte Einschätzung; wenige Ausnahmen gibt es 
hier im Landtag. Ich nenne den UNHCR, ich nenne den Bun-
despräsidenten. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Oh Gott!)

Ich nenne den Bundesinnenminister, der mich aus dem einzi-
gen Grund angerufen hat, nämlich um zu sagen: „Alles rich-
tig, alles gut. 

(Abg. Anton Baron AfD: Das bezweifle ich!)

Sag bitte der Polizei in Ellwangen meinen Respekt und mei-
ne Anerkennung.“ Dieses Lob des Bundesinnenministers ha-
be ich dem PP in Aalen gern überbracht. Herr Dr. Goll, mit 
Verlaub, Sie haben überhaupt keine Ahnung, weder von der 
Polizeitaktik noch von der Einschätzung des Bundesinnenmi-
nisters, was den Polizeieinsatz in Aalen angeht. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU – Lachen bei 
der AfD – Zuruf des Abg. Daniel Rottmann AfD – 
Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Zugabe!) 
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Die Polizei hat in der Nacht von Sonntag auf Montag beson-
nen und klug reagiert. Sie hat am Donnerstagmorgen mit der 
notwendigen Härte, 

(Zuruf von der CDU: Genau!)

aber stets am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientiert re-
agiert. Der Erfolg dieser polizeilichen Maßnahme beweist, 
dass die richtige Strategie gewählt worden ist, im Übrigen 
auch im Hinblick auf die Informationspolitik.

Der Einsatz, der am Donnerstagmorgen stattgefunden hat, 
wurde bereits ab Montag geplant. Die Informationspolitik ist 
Teil der Einsatzplanung des Polizeipräsidiums Aalen gewe-
sen. Ich habe das nicht zu kritisieren. Das PP Aalen sagt, ei-
ne zu breite, zu frühe, zu intensive Information hätte diesen 
Einsatz möglicherweise erschwert oder sogar unmöglich wer-
den lassen. Auf jeden Fall wäre die Arbeit der Polizistinnen 
und Polizisten, die am Donnerstag im Einsatz waren, deutlich 
schwieriger geworden. Deswegen habe ich für die zurückhal-
tende Informationspolitik des PP Aalen Verständnis und hal-
te sie für nachvollziehbar.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir in unse-
ren Sonntagsreden immer gern erklären, dass wir zur Arbeit 
unserer Polizistinnen und Polizisten stehen, dann ist das ja 
schön, aber im konkreten Fall zeigt es sich, ob man hinter der 
Polizei steht. Das ist ein solcher konkreter Fall. Deswegen 
weise ich auch die unsubstantiierte Kritik an der Informati-
onspolitik der Polizei zurück. Ich jedenfalls kann es nachvoll-
ziehen, was dort aus guten Gründen zum Schutz der Polizis-
tinnen und Polizisten und zum Gelingen dieses wichtigen 
zweiten Einsatzes gemacht worden ist.

Bei der abgebrochenen Abschiebemaßnahme in den frühen 
Morgenstunden des 30. April standen die eingesetzten Strei-
fenbesatzungen des Polizeipräsidiums Aalen einer aggressi-
ven und gewaltbereiten Gruppe von ungefähr 150 männlichen 
Bewohnern der LEA Ellwangen gegenüber. Die Polizei sag-
te mir, das Aggressionspotenzial sei in diesem Fall besonders 
hoch gewesen. Daher zogen sich die polizeilichen Einsatz-
kräfte zurück, da zu diesem Zeitpunkt eine Abschiebung mit 
den zur Verfügung stehenden Kräften nicht durchsetzbar war 
bzw. zu einer furchtbaren Eskalation der Lage hätte führen 
können. 

Ich sage es noch einmal: Dieses Vorgehen war besonnen, pro-
fessionell und entspricht zudem unserem rechtsstaatlichen 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Weder ein rechtsfreier 
Raum noch ein Staatsversagen ist entstanden. 

Selbstverständlich haben wir aus diesem Grund den Montag 
auch nicht unbeantwortet gelassen. Bereits ab Montag und da-
mit unmittelbar nach den Vorfällen in Ellwangen plante das 
PP Aalen unter Einbindung aller beteiligten Stellen und Be-
hörden, insbesondere mit dem Regierungspräsidium Stuttgart, 
das weitere Vorgehen. Die Maßnahmen mussten professionell 
und detailliert vorbereitet werden. Eine solche Vorbereitung 
erfordert eine gewisse Zeit. Dazu zählt auch die Anforderung 
von für solche Lagen geeigneten und gut ausgebildeten Ein-
satzkräften des PP Einsatz. Um diese Planungen nicht zu ge-
fährden, wurde seitens des zuständigen PP Aalen von einer 
breiten Information der Öffentlichkeit abgesehen. 

Der Einsatz am Donnerstag sollte vor allem auch der Erlan-
gung von Hinweisen zur Unterstützung von Ermittlungen der 
Kriminalpolizei Aalen hinsichtlich der Vorfälle vom Montag 

(Abg. Sascha Binder SPD: Dienen!)

dienen. Darüber hinaus lagen der Polizei Informationen vor, 
wonach Bewohner planten, sich künftig erneut kollektiv ge-
gen polizeiliche Maßnahmen zu wehren und sich – so ist mir 
mitgeteilt worden – zu diesem Zweck zu bewaffnen, beispiels-
weise mittels Eisenstangen oder anderer Dinge. 

Die Kontrollmaßnahmen am 3. Mai begannen um 5:15 Uhr. 
Der Einsatz verlief, nicht zuletzt aufgrund der professionel-
len Einsatzvorbereitung und des abgestimmten Vorgehens der 
polizeilichen Einsatzkräfte, ruhig und geordnet. Auch wäh-
rend des Einsatzes wurde seitens der Polizei stets ein beson-
deres Augenmerk auf ein verhältnismäßiges und zielgerichte-
tes Vorgehen gelegt. 

Da an den Vorfällen in der Nacht auf den 30. April ausschließ-
lich männliche Personen beteiligt waren, standen die Gebäu-
de, in denen Familien und Frauen untergebracht sind, nicht im 
Fokus dieses zweiten polizeilichen Einsatzes. Die polizeili-
chen Maßnahmen haben sich auf drei Gebäude konzentriert, 
die ausschließlich von Männern bewohnt sind. Es war also 
auch ein sehr punktgenauer und zielgenauer polizeilicher Ein-
satz. Nach einer schlagartigen Positionierung von Einsatzkräf-
ten in den relevanten Gebäuden erfolgte die Überprüfung der 
dort anwesenden Bewohner.

Rückblickend kann für den Einsatz nach derzeitigem Stand 
folgende Bilanz gezogen werden: Insgesamt wurden 292 Per-
sonen kontrolliert, wobei es zu 24 Widerstandshandlungen 
und 26 Fluchtversuchen kam. Leider wurden im Zuge der Ein-
satzmaßnahmen auch elf Asylbewerber und sechs Polizisten 
leicht verletzt; diese wurden vor Ort oder in nahe gelegenen 
Krankenhäusern ambulant behandelt. 

Der togolesische Asylbewerber, der am 30. April hätte abge-
schoben werden sollen, konnte auf dem LEA-Gelände ange-
troffen und widerstandslos festgenommen werden. Wir haben 
noch am Donnerstag Spätnachmittag einen Antrag auf Ab-
schiebungshaft gestellt, und der Richter hat in den frühen 
Abendstunden des Donnerstags den Abschiebungshaftbefehl 
erlassen. Wir bedienen uns aller rechtsstaatlichen Möglichkei-
ten, die Ausreisepflicht des Togolesen schnellstmöglich zu 
vollziehen. 

Bislang wurden insgesamt 37 Ermittlungsverfahren, u. a. we-
gen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, Verstößen ge-
gen das Betäubungsmittelgesetz, Diebstahls und Hausfrie-
densbruchs, eingeleitet. Gegen sieben beteiligte Personen wur-
den durch unsere Gerichte Haftbefehle erlassen; sie sitzen in 
baden-württembergischen Gefängnissen ein. Die weiteren er-
forderlichen Ermittlungen werden gemeinsam mit den eben-
falls beteiligten Stellen und Behörden intensiv weitergeführt. 

Ich kann Ihnen versichern, dass wir alles in unseren Möglich-
keiten Stehende unternehmen werden, um die Täter bei die-
sen Vorfällen zur Verantwortung zu ziehen. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Genau!)
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Als Konsequenz der Ereignisse wurden inzwischen übrigens 
neun Bewohner aus der LEA Ellwangen in andere Unterkünf-
te verlegt, um vor Ort entstandene Strukturen aufzubrechen 
und Rädelsführer zu separieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordneten, mit 
dem polizeilichen Einsatz am vergangenen Donnerstag haben 
wir schließlich mehr als deutlich gemacht, dass es in Baden-
Württemberg kein Staatsversagen und keine rechtsfreien Räu-
me gibt. Und das wird auch in Zukunft so sein. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD – Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister, würden Sie 
jetzt die Frage des Herrn Abg. Berg zulassen? Im Übrigen gibt 
es noch zwei weitere Wortmeldungen für Zwischenfragen aus 
den Reihen der AfD. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein, ich würde jetzt gern zum Ende kommen. 
– An dieser Stelle möchte ich meinen besonderen Dank den 
Beamtinnen und Beamten des Polizeipräsidiums Aalen und 
des Polizeipräsidiums Einsatz, den Spezialistinnen und Spe-
zialisten des Landeskriminalamts Baden-Württemberg sowie 
der ausgezeichneten Einsatzleitung vor Ort zum Ausdruck 
bringen. 

Ich bin mir sicher: Die Botschaft dieses Einsatzes ist sehr 
deutlich. Sie wird auch ihre Signalwirkung für künftige Be-
hördenmaßnahmen nicht verfehlen. Sie hat auch eine general-
präventive Wirkung in anderen Erstaufnahmeeinrichtungen 
im Land. 

Danken möchte ich auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Regierungspräsidiums Stuttgart, die den Einsatz pro-
fessionell unterstützt haben und tagtäglich dafür Sorge tragen, 
dass die wichtige Aufgabe der Erstaufnahme von Flüchtlin-
gen in Ellwangen ordnungsgemäß abläuft. Auch diese Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter finden es nicht so prickelnd, wenn 
sie in der Zeitung über Zustände lesen müssen, die aus dem 
weichen politischen Sessel gezeichnet werden und mit der Re-
alität in Ellwangen einfach nichts, aber auch gar nichts zu tun 
haben. Deswegen ist es mir wichtig, auch diesen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern Respekt und Dank zu sagen.

Betonen möchte ich in diesem Zusammenhang auch, dass die 
Flüchtlingsaufnahme in Ellwangen und in den anderen Erst-
aufnahmeeinrichtungen bislang hervorragend und weitgehend 
geräuschlos klappt und auch weiterhin klappen wird. Die La-
ge vor Ort hat sich inzwischen wieder normalisiert, Sicherheit 
und Ordnung sind gewährleistet, seit dem Einsatz gab es kei-
ne besonderen Vorkommnisse. Ich habe heute Morgen mit 
dem Stabseinsatzleiter auch darüber gesprochen, dass es seit 
heute Mittag um 12 Uhr und noch einmal in einer weiteren 
Art und Weise um 17 Uhr eine Demonstration in Ellwangen 
geben soll. Ich habe nicht zu bewerten, ob solche Demonst-
rationen gut oder schlecht, klug oder weniger klug sind. Je-
denfalls wird die baden-württembergische Polizei das De-
monstrationsrecht für diejenigen, die dort demonstrieren wol-
len, sicherstellen.

(Abg. Bernd Gögel AfD: Macht sie auch Fotos? – 
Glocke der Präsidentin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Minister, es liegt 
noch eine Zwischenfrage eines Abgeordneten der AfD vor.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wer-
den uns durch die jetzigen Geschehnisse, die zweifellos eine 
bemerkenswerte Dimension hatten, nicht einschüchtern las-
sen. Wir schützen Asylsuchende, wir schützen politisch Ver-
folgte, wir haben auch in Zukunft ein Herz für Menschen, die 
vor Tod, vor Gewalt, vor Vergewaltigung fliehen müssen. Wir 
ziehen aber diejenigen, die unsere Gastfreundschaft überstra-
pazieren, diejenigen, die Straftaten begehen, und insbesonde-
re diejenigen, die Polizistinnen und Polizisten angreifen, im 
Rahmen der Rechtsstaatlichkeit konsequent zur Rechenschaft. 

Wenn der FDP/DVP-Opposition gemeinsam mit der AfD 
nichts anderes einfällt als Polemik und haltlose Kritik, unter-
streicht dies nur eines: 

(Abg. Anton Baron AfD: Beantworten Sie doch un-
sere Zwischenfragen!)

Die Arbeit der Polizistinnen und Polizisten in Ellwangen war 
hervorragend, 

(Zuruf: Richtig!)

sie war exzellent. Dafür sagen wir den Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten unseren Respekt und unseren Dank aus gan-
zer Überzeugung. 

Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall bei den Grünen und der CDU – 
Beifall des Abg. Andreas Stoch SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, wir verlängern die Redezeiten der Fraktio-
nen um jeweils zwei Minuten. Damit hat die FDP/DVP noch 
fünfeinhalb Minuten, alle anderen Fraktionen ungefähr zwei 
Minuten. 

Ich habe jetzt die Wortmeldung von Abg. Herrn Abg. Dr. Rül-
ke für die Fraktion der FDP/DVP.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Am heutigen Vormittag ha-
be ich eine dringliche Debatte beantragt, am heutigen Nach-
mittag habe ich dann erlebt, wo die Dringlichkeit dieser De-
batte sozusagen am dringlichsten Ausbruch verlangt, nämlich 
an der Stelle, an der man feststellen kann: Ein überforderter 
Innenminister muss dringend einmal Dampf ablassen. 

(Zuruf: Ja!)

Das haben wir am heutigen Tag erlebt. 

Herr Kollege Strobl, Sie müssen aufpassen, dass das nicht zum 
Dauerzustand wird. Am vergangenen Samstag ist es Ihnen ja 
auf Ihrem eigenen Parteitag passiert. Da haben Sie gegen die 
eigenen Leute gekoffert, am heutigen Tag dann hier im Land-
tag gegen die Opposition. 

(Zurufe: Gegen Sie!)



3718

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 62. Sitzung – Mittwoch, 9. Mai 2018
(Dr. Hans-Ulrich Rülke) 

Das zeigt, wie nervös Sie sind. – Von mir aus auch gegen mich 
und gegen den Kollegen Goll. 

(Minister Thomas Strobl: Immer bei der Wahrheit 
bleiben!)

– Jetzt fängt er schon an mit Zwischenrufen von der Regie-
rungsbank. 

(Heiterkeit)

Das zeigt, wie unsouverän der Innenminister am heutigen Tag 
in dieser Debatte ist. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Aber ich komme gern zu den Inhalten, zu dem, was Sie so är-
gert. Vielleicht ist es ja auch Taktik, um von den Fragen ab-
zulenken, die Sie natürlich – wie es zu erwarten gewesen ist 
– nicht beantwortet haben. 

Zunächst einmal – um es in aller Deutlichkeit zu sagen –: Ich 
nehme von dem, was ich zu diesem Thema in den letzten Ta-
gen gesagt habe – am heutigen Tag und in der letzten Woche 
–, kein einziges Wort zurück. 

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Abg. Thomas 
Blenke CDU: Aha!)

Eines ist völlig klar, meine Damen und Herren, wie es auch 
der Kollege Goll in der ersten Runde geschildert hat: Wenn in 
der Nacht zum 30. April ein Asylbewerber abgeschoben wer-
den soll und dies nicht möglich ist, es drei Tage lang nicht 
möglich ist, dann hat in dieser Zeit der Staat versagt, und dann 
gibt es einen rechtsfreien Raum. Ohne Zweifel ist es so. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der AfD 
– Abg. Thomas Blenke CDU: Heute Morgen haben 
Sie gesagt, Sie würden nicht von Staatsversagen spre-

chen!) 

– Moment. Ja, ja, Herr Kollege Blenke, abwarten. – Wenn es 
beispielsweise – das habe ich auch heute Vormittag gesagt – 
2017 nicht möglich war, mehr als 140 Abzuschiebende in die-
ser Landeserstaufnahmestelle abzuschieben, sondern nur 30, 

(Lachen des Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD)

dann hat an dieser Stelle der Staat versagt, und dann gibt es 
einen rechtsfreien Raum; 

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

daran besteht überhaupt kein Zweifel. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Unglaublich! 
Das ist unglaublich, was Sie sagen! Ohne jede Ah-

nung! Ohne jede Kenntnis vor Ort!)

Als Ihre Kanzlerin im Jahr 2015 die Grenzen geöffnet hat und 
es zu einem Kontrollverlust gekommen ist, hat auch der Staat 
versagt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
– Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das ist original 
AfD-Sprech, Herr Rülke! Das nehmen wir Ihnen 

übel! – Weitere Zurufe – Unruhe)

Das heißt aber nicht, dass wir – so wie die AfD es zum Aus-
druck gebracht hat – in diesem Land in einem permanenten 
Zustand von Staatsversagen leben. Das tun wir nicht. Und ge-
nau das ist der Unterschied, Herr Kollege Strobl. 

(Beifall des Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP – 
Unruhe)

Sie haben vorhin gesagt, Sie könnten manches von dem, was 
ich sage, intellektuell nicht nachvollziehen. Das glaube ich Ih-
nen sofort. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich habe jetzt auch nicht unendlich viel Redezeit. Ich biete Ih-
nen aber an, 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Sie konkurrieren 
im Stil mit der AfD, Herr Dr. Rülke! Ist Ihnen das ei-

gentlich klar?)

wenn Sie jetzt in dieser Debatte nicht verstanden haben, was 
ich meine, es Ihnen hinterher in aller Ruhe zu erklären. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

Aber wovon Sie ablenken, Herr Kollege Strobl, sind drei ent-
scheidende Fragen. Die haben Sie nicht beantwortet. Erstens 
die Frage: Warum stand diese Angelegenheit am vergangenen 
Montag nicht im Lagebericht? Keine Antwort von Ihnen. Die 
zweite entscheidende Frage: Warum wurde von Ihnen der Mi-
nisterpräsident nicht informiert? Warum musste der Minister-
präsident das Ganze über die dpa erfahren? Nicht beantwor-
tet. Es ist auch nicht deutlich geworden, inwiefern diese ver-
zögerte Informationspolitik polizeitaktisch notwendig gewe-
sen ist. 

Der Kollege Goll hat es völlig zu Recht formuliert. Die Men-
schen in der Landeserstaufnahmestelle wussten sowieso, dass 
irgendetwas passiert. Es ist doch völlig weltfremd, zu glau-
ben, dass, wenn nichts in den Nachrichten kommt, der Mob 
dann sagt: „Es passiert nichts mehr.“ Es ist doch völlig klar, 
dass die damit rechnen, dass da noch eine Polizeiaktion er-
folgt. Das haben Sie nicht deutlich gemacht. 

Die nächste Frage ist, inwiefern die Öffentlichkeit ein Prob-
lem ist. Kollege Goll hat es ja formuliert. Haben Sie vielleicht 
gedacht, die Bevölkerung in Ellwangen pilgert dann zu die-
ser Landeserstaufnahmestelle, um sich mit den Flüchtlingen 
gegen die Polizei zu verbünden? Das ist doch völlig sach-
fremd, was Sie hier erzählen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wie sich Klein 
Rülke die Polizeiarbeit vorstellt! Das ist lächerlich!)

Sie haben keine vernünftige Begründung dafür geliefert, wa-
rum Sie diese Information der Öffentlichkeit nicht vorgenom-
men haben. 

Das sind also alles Nebelkerzen, es ist ein Ablenken vom Ei-
gentlichen, und die entscheidenden Fragen haben Sie einmal 
mehr nicht beantwortet. Gut, wir versuchen sie jetzt schrift-
lich einzureichen. Vielleicht sind Sie dann dazu in der Lage, 
die Fragen, die die Bevölkerung und auch den Landtag von 
Baden-Württemberg interessieren, zu beantworten. 
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(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
– Abg. Anton Baron AfD: Wir haben ja schon einen 
Antrag gestellt! – Abg. Thomas Marwein GRÜNE: 
Das war die Abschiedsrede von Rülke aus der FDP! 
– Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Überall Re-

alitätsverweigerer! Das ist unglaublich!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die Fraktion GRÜNE 
hat Herr Fraktionsvorsitzender Schwarz das Wort.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die heutige Debatte hat eine neue 
Qualität. Denn zum ersten Mal seit der Landtagswahl vor zwei 
Jahren verwenden FDP/DVP und AfD die gleichen Worte.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU  
– Oh-Rufe von der AfD – Zuruf des Abg. Anton Ba-

ron AfD – Unruhe) 

Ich finde das bezeichnend, aber auch schade. Denn wer in Zei-
ten des Populismus die Glaubwürdigkeit des Rechtsstaats in-
frage stellt, der handelt verantwortungslos, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD – Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: 
Wie schön könnte Regieren ohne Opposition sein!)

Ich bleibe dabei: Wir haben einen funktionierenden Rechts-
staat. Die Polizei hat besonnen und klug gehandelt. Mit unse-
rem Antrag, der auf Ihren Tischen ausliegt, machen wir das 
heute noch mal deutlich. Wir stellen es fest: Wir haben einen 
funktionierenden Rechtsstaat. Wir verurteilen die Angriffe auf 
die Polizei. Wir begrüßen das konsequente Vorgehen der Ver-
waltung und der Polizei für die Durchsetzung des Rechts, und 
wir danken den Einsatzkräften vor Ort. Das machen wir heu-
te noch mal deutlich. Ich würde mich freuen, wenn der An-
trag eine große Zustimmung finden würde.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Solange der 
Innenminister nicht gelogen hat, stimmen wir zu!)

Die Fragen von Herrn Rülke sind zum großen Teil schon von 
Ihnen, Herr Minister Strobl, beantwortet worden. Und wenn 
die Einsatzleitung aus Ellwangen an der Sitzung des Innen-
ausschusses teilnimmt, kann durch die Einsatzleitung noch 
mal klar dargelegt werden, wie besonnen, wie umsichtig und 
wie konsequent die Polizei vorgegangen ist. Von unserer Sei-
te ein ganz herzliches Dankeschön an alle Einsatzkräfte der 
Polizei.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Der Fraktionsvorsitzende 
Professor Dr. Wolfgang Reinhart hat für die CDU-Fraktion 
das Wort.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Goll hat dar-
gelegt, es habe drei Tage einen rechtsfreien Raum gegeben, 
und es habe zu wenig Personal mit Handlungsfähigkeit exis-
tiert. Das eine hat, wie ich finde, Kollege Stoch – er ist nicht 
mehr da – zu Recht unterstrichen. Wenn man sich polizeitak-
tisch bei einem zweiten Zugriff den Zeitpunkt aussucht, auch 

in einem Zeitraum von zwei oder drei Tagen, ist das kein 
rechtsfreier Raum,

(Abg. Thomas Blenke CDU: So ist es!)

sondern hier wird nach Recht und Gesetz gehandelt – das ist 
das Wesen eines Rechtsstaats – 

(Abg. Thomas Blenke CDU: Genau!)

in der Ermessenshoheit des Polizeipräsidiums Aalen. Ich ver-
traue darauf – das ist auch verhältnismäßig –, dass dort die 
richtige Entscheidung getroffen wird. Ich würde mir das gar 
nicht anmaßen. Deshalb kann ich mich dem Dank nur an-
schließen.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Das Zweite, Herr Kollege Goll, kann ich nur mit einer Gegen-
frage beantworten: Wie schnell haben Sie in welchen Punk-
ten in Ihren vielen Jahren als Minister den Ministerpräsiden-
ten informiert?

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Immer um-
gehend! – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl 

GRÜNE: Jede Wette!)

Wir können gern mal mehrere fragen, ob Sie immer gleich an 
dem Tag, an dem in der Justiz eine kritische Entscheidung an-
stand, ans Telefon gegangen sind und gesagt haben: „Herr Mi-
nisterpräsident, da ist ein Verfahren, daraus könnte etwas ganz 
Kritisches werden.“ Meine Erfahrung ist, dass es manchmal 
auch Tage gedauert hat, bis Justizminister Goll vielleicht den 
Ministerpräsidenten oder die Staatskanzlei informiert hat.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie bestäti-
gen also, dass er nicht informiert wurde!)

– Das kann ich nicht beurteilen; das will ich auch nicht. 

Ich kann nur eines sagen: Der Ministerpräsident hat eine sehr 
gelassene, ruhige Antwort gegeben, 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Und die war richtig!)

dass er hinter diesem Einsatz der Polizei stand und steht, und 
hat es auch bis heute nicht anders dargestellt. Ich vertraue dem 
Ministerpräsidenten.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf von der CDU: Wir auch!)

Und das Dritte: Wenn hier wörtlich – ich habe es mitgeschrie-
ben, Herr Kollege Goll – von zu wenig Personal oder Perso-
nalaufbau gesprochen wird, kann ich Ihnen nur sagen: Wir 
handeln; das wissen Sie. 1 800 zusätzliche Ausbildungsplät-
ze an zusätzlichen Standorten, wo wir Zusatzstellen für die 
innere Sicherheit, für die Polizei schaffen. Diese Regierung, 
diese Regierungsfraktionen etatisieren und handeln für die in-
nere Sicherheit in diesem Land.

(Beifall bei der CDU und den Grünen)

Deshalb glaube ich – –
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Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Fraktionsvorsitzen-
der – –

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Ich bin durch; ich habe 
es verstanden. – Deshalb glaube ich, man sollte ganz ruhig 
bleiben. Aber, Herr Kollege Rülke, ich finde, man sollte – 
auch nach unserer Geschäftsordnung – in aller Ruhe im In-
nenausschuss die Fragen stellen, die gestellt werden müssen. 
Wir haben einen Rechtsstaat. Hier gibt es zunächst Ermitt-
lungsverfahren durch die zuständige Polizei, dann wird die 
Justiz entscheiden, wo Anklage erhoben wird oder wo keine 
Anklage erhoben wird. Wir haben gehört, dass bereits neun 
Personen in andere LEAs verlegt worden sind. Auch hier wird 
die Rückführung beginnen.

(Zuruf von der AfD: Neun von 120!)

Dann sollten wir den Ausgang der Verfahren all der Täter ab-
warten, die sich strafrechtlich zu verantworten haben. Das be-
trifft Widerstand gegen Polizeibeamte, eventuell sogar – das 
weiß ich nicht – Gefangenenbefreiung. Vor allem muss alles 
nach den Grundsätzen des Rechtsstaats und der Verhältnismä-
ßigkeit in diesem funktionierenden Land Baden-Württemberg 
erfolgen. So wird es auch geschehen.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen 
– Zuruf von der CDU: Bravo!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt hat für die AfD Herr 
Fraktionsvorsitzender Gögel das Wort.

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Jetzt haben wir viel über Staatsversagen und darüber 
gehört, dass FDP-Politiker die gleichen Begriffe benutzen wie 
die AfD. Das wird bei dem einen oder anderen Thema auch 
in Zukunft unvermeidbar sein; denn Ihre schlechte Politik ist 
eigentlich der ausschlaggebende Punkt.

Zu diesem dauerhaften Staatsversagen sage ich Ihnen einmal 
ganz klar eines: Seit drei Jahren ist ein Artikel unseres Grund-
gesetzes außer Kraft gesetzt. Nicht wir haben ihn außer Kraft 
gesetzt, sondern das war eine Dame in Berlin. Es handelt sich 
um Artikel 16 a des Grundgesetzes. Solange dieser Artikel 
nicht wieder angewandt wird, solange Abkommen wie das 
Dublin- und das Schengen-Abkommen nicht eingehalten wer-
den, so lange haben wir in Deutschland ein Staatsversagen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Abg. Reinhold Gall SPD: Mei-
ne Güte! – Zuruf des Abg. Sascha Binder SPD)

Wir haben mit Ausnahme von einzelnen Personen keinen ein-
zigen Flüchtling in diesem Land. Das müssen Sie endlich ein-
mal akzeptieren und kapieren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Stefan 
Räpple AfD: Bravo!)

Dann zu Ihrer Polizei und zu unserer Polizei, für deren Leis-
tungen, die sie für uns Bürger erbringt – mit Überstunden, mit 
Zusatzbelastungen –, wir sehr dankbar sind: Zum Polizeiprä-
sidium Aalen, das ja für Ellwangen zuständig ist, möchte ich 
einmal eine Antwort haben. Das Polizeipräsidium Aalen hat 
in Baden-Württemberg die geringste Dichte an Beamten. Wir 
haben nichts dazu gehört, wie Sie das nach diesen Vorfällen 
jetzt zukünftig dort verändern möchten; denn das war viel-

leicht mit der Grund, warum in dieser Nacht diesen Beamten 
vor Ort nicht geholfen werden konnte, sondern dass sie sich 
eigentlich nur selbst retten konnten, indem sie einen Festge-
nommenen freilassen mussten. Noch einmal: Das war eine 
einmalige Situation hier in Baden-Württemberg, und ich bin 
davon überzeugt: Deutschlandweit werden Sie hier keine Fäl-
le dieser Art vorlegen können.

Dass sich solche Dinge nicht wiederholen dürfen, haben Sie 
erkannt, und Sie haben vielleicht dann auch sofort zur Beru-
higung Ihrer gesamten Beamtenschaft tatsächlich eine Akti-
on – vielleicht sogar eine Showaktion – anlaufen lassen müs-
sen.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Gögel, ich bit-
te Sie, zum Ende zu kommen.

Abg. Bernd Gögel AfD: Ich komme zum Schluss, Frau Prä-
sidentin. – Sie wissen genau, dass wir in der AfD sehr viele 
Polizeibeamte als Mitglieder haben. Wir haben selbst ehema-
lige Ausbilder in der Partei. Glauben Sie mir, dass die mir 
schon Geschichten erzählen, wie es tatsächlich in der Beleg-
schaft der Polizei aussieht. 

(Zuruf: Geschichten!)

Da können Sie schmunzeln. Aber Sie können bei jeder Rede 
diese Menschen hier loben und ins Sonnenlicht stellen. Sie 
müssen etwas tun für diese Menschen.

(Beifall bei der AfD)

Sie müssen real etwas tun, und Sie dürfen sie nicht nachts um 
2:30 Uhr allein in einem Pförtnerhäuschen zu Schaden kom-
men lassen.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Bravo! So ist es!)

Die haben Angst um Leib und Leben, und nichts passiert, drei 
Tage lang nichts. Das geht nicht. Das ist Staatsversagen. Das 
ist Ihr Versagen.

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Herr Abg. 
Binder für die SPD-Fraktion.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Fraktionsvorsitzender Gögel, Ih-
re Rede hat gezeigt, dass Sie sich mit dem Fall gar nicht aus-
einandergesetzt haben. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ja!)

Sie haben gerade vorgeworfen, man würde hier nicht mehr 
nach dem Dublin-Abkommen verfahren. Bei dem Fall in Ell-
wangen hat es sich genau um einen Dublin-Fall gehandelt. 
Deshalb erzählen Sie hier keine Unwahrheiten, Fraktionsvor-
sitzender Gögel. 

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU – Zu-
ruf des Abg. Bernd Gögel AfD)

Es ist vielleicht besser, wenn Sie sich in Zukunft keine Ge-
schichten erzählen lassen, sondern die Tatsachen berichten 
lassen. 

(Vereinzelt Beifall)
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Dann wären Ihre Reden auch ein bisschen näher an dem, was 
tatsächlich passiert ist. 

(Abg. Daniel Rottmann AfD: Sie müssen es ja wis-
sen!)

– Ich habe manchmal den Eindruck, dass ich mehr in der Po-
lizei unterwegs bin, als Sie es sind. Denn Sie schwingen sich 
hier auf, als ob Sie wüssten, wie ein Polizeieinsatz verläuft. 
Davon haben Sie nun einmal überhaupt keine Ahnung. Das 
merke ich bei jeder Ihrer Wortmeldungen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen 
– Zurufe von der AfD) 

Was mich an dieser Debatte wirklich ärgert und mich auch 
verwundert, ist tatsächlich die Wortwahl der FDP/DVP. Herr 
Kollege Professor Goll, dass Sie den Präsidenten des Polizei-
präsidiums Aalen, dass Sie die Polizei in der Weise angehen, 
wie Sie es getan haben, dafür habe ich kein Verständnis. Sie 
zielen auf den Innenminister, aber mit Ihrer Rede haben Sie 
die Polizei getroffen. Dafür steht die SPD in der Opposition 
nicht zur Verfügung. 

(Beifall bei der SPD, den Grünen und der CDU)

Wissen Sie, Herr Kollege Rülke, es geht um Informations-
fluss. Ich hätte ja noch verstanden, wenn Sie den Informati-
onsfluss – – Was hat der Innenminister gewusst? Was hat Herr 
Kretschmann gewusst? Ich sage es einmal andersherum. Ich 
hätte noch verstanden, wenn Sie gesagt hätten: Ist doch gut, 
wenn der Innenminister nicht alles im Detail weiß, wenn der 
Ministerpräsident nicht alles im Detail weiß; dann kann schon 
vorher nichts nach außen gehen, und dann kann die Polizei in 
Ruhe arbeiten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Für diese Argumentation hätte ich großes Verständnis. Denn 
dann wäre es im Einklang mit dem Thema Sigmaringen ge-
wesen. Jetzt kann ich Ihrer Argumentation nicht ganz folgen. 
Ich bin froh, wenn die Polizei in Ruhe arbeiten darf. Aber al-
le anderen sollen jetzt auch nicht den Fehler machen, sich mit 
der tollen Arbeit der Polizei zu schmücken. Es ist nämlich die 
Arbeit der Polizistinnen und Polizisten gewesen – nicht des 
Innenministers oder des Ministerpräsidenten, 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Und wer hat das 
behauptet? Namen!)

sondern derer, die dort in Kampfmontur unterwegs waren, die 
hineingefahren sind und diese schwierige Lage in den Griff 
bekommen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb herzlichen Dank an die Polizei an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, und die Re-
dezeiten sind auch verbraucht. 

Wir kommen jetzt zur geschäftsordnungsmäßigen Behand-
lung dieses dringlichen Antrags der Fraktion der FDP/DVP, 
Drucksache 16/4024. Ich habe es so verstanden, dass der Herr 

Innenminister zugesagt hat, dass Abschnitt I schriftlich beant-
wortet wird. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wäre uns 
recht! – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Insofern würde ich das jetzt so zu Protokoll nehmen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über Abschnitt II dieses 
Antrags. Sind Sie damit einverstanden, dass wir über Ab-
schnitt II insgesamt abstimmen? – Das ist der Fall. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Halt! Frau Präsi-
dentin, wir haben einen Änderungsantrag vorgelegt!)

– Sie haben einen Änderungsantrag vorgelegt, und mir ist er-
klärt worden, dass dieser im Anschluss aufgerufen würde. 

(Abg. Anton Baron AfD: Nach neuer Geschäftsord-
nung! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Die neue 
Geschäftsordnung ist noch nicht in Kraft! – Abg. Dr. 
Wolfgang Reinhart CDU: Wir vertrauen der Vizeprä-

sidentin!)

Es wäre gut, wenn ich mich da vielleicht auf die Verwaltung 
und die Juristen verlassen darf und wir das so handhaben kön-
nen. 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Lassen Sie ab-
stimmen, Frau Präsidentin!)

Ich rufe nochmals Abschnitt II des Antrags der FDP/DVP-
Fraktion auf. Wer stimmt ihm zu? – Gegenprobe! – Enthal-
tungen? – Damit ist Abschnitt II des Antrags Drucksache 
16/4024 mehrheitlich abgelehnt.

Nun kommen wir zu dem Änderungsantrag der Fraktion 
GRÜNE und der Fraktion der CDU, Drucksache 16/4029, der 
sich auf Abschnitt II des oben genannten Antrags bezieht. – 
Sie sind damit einverstanden, dass wir diesen auch insgesamt 
zur Abstimmung stellen. 

Dann rufe ich den Änderungsantrag auf. Wer dem Änderungs-
antrag der Regierungsfraktionen zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Danke. Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Damit ist diesem Änderungsantrag mehrheitlich zugestimmt.

Damit ist der neue Tagesordnungspunkt 6 erledigt. Vielen 
Dank.

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der AfD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums der Justiz und für Europa – Kinderehen ver-
bieten und Kinderschutz stärken – Drucksache 16/1077

Hierzu sind gestellt:

a) Änderungsantrag der Fraktion der SPD zu dem Antrag 
der Fraktion der AfD – Kinderehen verbieten und Kin-
derschutz stärken, Drucksache 16/1077 – Drucksache 
16/3857

b) Änderungsantrag der Fraktion der AfD zu dem Antrag 
der Fraktion der AfD – Kinderehen verbieten und Kin-
derschutz stärken, Drucksache 16/1077 – Drucksache 
16/3867

(Unruhe)
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Auch hier hat das Präsidium eine Redezeit von fünf Minuten 
für die Begründung und fünf Minuten je Fraktion für die Aus-
sprache festgelegt. 

Ich erteile zunächst Frau Abg. Dr. Baum für die AfD-Frakti-
on das Wort. – Bitte.

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Was tun Sie, wenn eine 13-Jährige nach den 
Sommerferien nicht mehr zur Schule kommt, weil sie im Rah-
men archaischer Bräuche und Traditionen zwangsweise mit 
einem 50-Jährigen verheiratet wurde? Richtig, liebe Kolle-
gen, Sie von den schon länger hier regierenden Parteien tun 
nichts.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: So ein Quatsch! – 
Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Sie schauen weg. Sie wollen nicht darüber reden, weil Sie wis-
sen, dass es Ihre verfehlte Politik ist, die zugelassen hat, dass 
es überhaupt Kinder- und Zwangsehen gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Dr. Bern-
hard Lasotta CDU: Falsch!)

Sie nennen das liebevoll umschrieben „multikulti und bunt“. 
Wie muss das in den Ohren eines solch missbrauchten und ge-
quälten Mädchens klingen? 

Ich frage deshalb die Landesregierung: Ist das Nichterheben 
von aktuellem Zahlenmaterial bei einem so wichtigen Thema 
wie Kinderehen, bei dem es um den Schutz der Schwächsten 
geht, wirklich Unfähigkeit oder doch Absicht?

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

Egal, in beiden Fällen handeln Sie verantwortungslos und soll-
ten deshalb Ihren Platz schnellstens räumen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die AfD hat das Thema Kinderehen bereits 2016 in Baden-
Württemberg zur Sprache gebracht. Denn wir setzen uns für 
die Rechte der Opfer von Kinderehen ein. Deshalb ist unser 
Kinderschutzantrag so wichtig. Die AfD ist damit die einzige 
Kinderschutzpartei in diesem Hohen Haus – wie beschämend.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe)

Ein Verbot der Kinderehen ist dringend geboten, weil erstens 
die Rechte der Kinder auf schlimmste Art und Weise verletzt 
werden, zweitens der Artikel 1 des Grundgesetzes für diese 
Kinder ausgehebelt wird, da sie selbst kein Mitspracherecht 
über ihre Zukunft und ihre Sexualität haben, drittens den Kin-
dern sehr oft die Bildung verweigert wird, viertens den Kin-
dern die Kindheit und die Erwachsenwerdung genommen wer-
den, fünftens die Kinder aus ihrem gewohnten sozialen Um-
feld gerissen und isoliert werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU) 

Unsere Lösungsforderungen sind deshalb folgende: 

Erstens: Verbot von Ehen mit Minderjährigen.

Zweitens: Verbot der religiösen Voraustrauung, wie es vor Än-
derung des Personenstandsgesetzes galt.

Drittens: Aufklärung, dass Kinderehen hauptsächlich durch 
Religion, Tradition und Verträge erzwungen werden und dass 
die Kinder in der Regel sehr junge Mädchen sind, die mit 
deutlich älteren Männern, die teilweise Vater oder Opa sein 
könnten, verheiratet werden

(Vereinzelt Beifall bei der AfD)

und diesen dann jederzeit für sexuelle Handlungen zur Verfü-
gung stehen müssen. 

Viertens: Klarstellung, dass es sich dabei um kein Kavaliers-
delikt handelt, sondern vielmehr um lebenslange Vergewalti-
gung.

Fünftens: Hilfe und Schutz für betroffene Kinder mit kind- 
und jugendgerechten Hilfsangeboten.

Sechstens: Beendigung der Kultur des Wegschauens und der 
Verharmlosung als „kulturelle Bereicherung“.

Siebtens: Anweisung zum aktiven Handeln von Behörden und 
Ämtern bei Kenntnis solcher Fälle.

Achtens: religiöse Persönlichkeiten, die die Verheiratung wei-
ter vornehmen, strafrechtlich zu belangen oder – noch besser 
– gleich abzuschieben.

Neuntens: ein klares Nein zu Parallelgesellschaften mit Scha-
ria, sogenannten Ehrenmorden, Genitalverstümmelung und 
anderen archaischen Bräuchen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Thomas 
Hentschel GRÜNE: Wovon reden wir?)

Nun mein Fazit zu diesem außerordentlich wichtigen Thema: 
Dass wir in einem deutschen Parlament ein solches Thema 
überhaupt diskutieren müssen, zeigt unmissverständlich, wie 
weit die Islamisierung in unserem einst humanistisch gepräg-
ten Land bereits fortgeschritten ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf der Abg. 
Sabine Wölfle SPD) 

Archaische Bräuche und Schariarecht breiten sich ungehin-
dert unter dem Deckmantel der Religionsfreiheit aus – und 
der Staat tut nichts.

Aber wir, die AfD-Abgeordneten, wir tun etwas. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Lächerlich!)

Wir prangern die Missstände konsequent an

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Lächerlich!)

und sind als einzige Partei dazu überhaupt in der Lage, weil 
wir offenen Auges und ohne Mainstream-Indoktrination fähig 
sind, diese Fehlentwicklung überhaupt zu erkennen. Allen an-
deren hier im Raum sind anscheinend ihre Sinnesorgane ab-
handengekommen.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Die sind gar nicht mehr im 
Raum!)
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Unfassbar, diese Entwicklung! 

(Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Ziemlich unver-
schämt, Frau Kollegin!)

Die AfD als Kinderschutzpartei wird sich weiterhin für die 
Belange der Opfer von Kinderehen und anderen nach Deutsch-
land importierten Unkulturen einsetzen und das Verharmlo-
sen durch die Landesregierung nicht länger hinnehmen.

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos])

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die Fraktion GRÜNE 
erteile ich Herrn Kollegen Hentschel das Wort.

Abg. Thomas Hentschel GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Eines haben 
wir jetzt eben gesehen, Frau Baum: Sie haben auf jeden Fall 
nicht mitbekommen, was es auf der Gesetzesebene inzwischen 
alles gegeben hat. Das ist sehr bedauerlich.

(Abg. Anton Baron AfD: Sie sehen doch unseren Än-
derungsantrag! Natürlich haben wir das gesehen!)

Wir hätten uns diese Rede von Ihnen – das wäre wunderbar 
gewesen – auch gar nicht anhören müssen; denn Sie nehmen 
einfach nicht zur Kenntnis, was hier im letzten Jahr schon pas-
siert ist. 

(Abg. Anton Baron AfD: Sie sehen doch den Ände-
rungsantrag!)

Von seltenen Ausnahmefällen abgesehen sind Ehen in Deutsch-
land lebender Minderjähriger, meist Mädchen und Frauen, von 
diesen nicht selbstbestimmt eingegangen worden. Das ist wahr 
und richtig.

(Abg. Anton Baron AfD: Ach, das wissen Sie?)

Das widerspricht – da sind wir uns alle einig – der Menschen-
würde und damit den elementaren Grundrechten. Wir alle hier 
im Haus sind uns einig: Das geht gar nicht. Wir alle treten dem 
mit aller Entschiedenheit entgegen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD)

Völlig zu Recht, sehr geehrte Frau Baum, hat daher der Bun-
destag im letzten Sommer bereits Gesetzesänderungen verab-
schiedet, die Sie einfach nicht zur Kenntnis nehmen wollen.

(Abg. Anton Baron AfD: Doch! Sehen Sie doch den 
Änderungsantrag! Mein Gott!)

Dass der uns vorliegende Antrag der AfD – das hätte ich Ih-
nen sogar noch nachgesehen –, mit dem die Landesregierung 
aufgefordert werden soll, die Bundesebene für gesetzliche Än-
derungen in Bezug auf Kinderehen anzustoßen, sich deshalb 
erledigt hat, kann ich Ihnen im Prinzip eigentlich gar nicht 
vorwerfen, denn der Antrag stammt aus dem Jahr 2016.

Tatsache ist aber, dass auch Ihr Änderungsantrag in keiner 
Weise dem Kindeswohl dient. Wir sind uns alle einig, dass wir 
Kinderehen nicht dulden.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Wird aber prakti-
ziert!)

Aber mit Ihrer Brechstange helfen Sie den Betroffenen leider 
gar nicht. Das zeigt uns nur – gerade nach dieser Rede wie-
der –, dass es Ihnen in Wahrheit auch gar nicht um den Schutz 
der Kinder geht;

(Zurufe von der AfD)

vielmehr geht es Ihnen ausschließlich darum, erneut den 
Landtag als Plattform für Ihre homophoben 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Bitte was?)

und islamophoben Ideologien zu nutzen. 

Die Verheiratung von Kindern ist leider immer noch ein auf 
der Welt weitverbreitetes Phänomen. Das ist völlig richtig, 
und das müssen wir leider auch so zur Kenntnis nehmen. So 
wird beispielsweise in Mexiko jedes vierte Mädchen unter 18 
Jahren verheiratet. Dass es im Jahr 2018 solche Zustände noch 
gibt, macht uns alle betroffen.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Hentschel, wol-
len Sie eine Zwischenfrage zulassen?

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Nein!)

Abg. Thomas Hentschel GRÜNE: Nein. 

(Zuruf von der AfD)

Bis zu dem Zeitpunkt, als im vergangenen Jahr der Bundes-
tag tätig wurde, konnten selbst in Deutschland Kinderehen – 
das räume ich durchaus ein – noch geschlossen werden, was 
aber nicht mit Blindheit zu tun hatte, sondern schlicht und er-
greifend Ergebnis uralter gesetzlicher Ausgangslagen war.

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Bäuerliche Kultu-
ren waren das!)

Das ist jetzt nicht mehr möglich. Im Ausland geschlossene 
Ehen können von einem Familiengericht aufgehoben werden. 

Problematisch aber und ganz sicher nicht dem Kindeswohl 
dienend ist die Regelung, dass im Ausland geschlossene Ehen 
von Personen unter 16 Jahren pauschal für nichtig erklärt wer-
den. Hier wurde auf Bundesebene eine neue Rechtsunsicher-
heit geschaffen, z. B. durch das Entstehen sogenannter hin-
kender Ehen, das heißt Ehen, die hier in Deutschland nicht an-
erkannt sind, in anderen Ländern aber doch. Da wäre es weit 
vernünftiger gewesen, die familienrechtliche Aufhebung zur 
generellen Lösung für diese Fälle zu machen. 

(Beifall bei den Grünen und des Abg. Nico Wein-
mann FDP/DVP)

Darauf haben nicht nur unsere Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen im Bundestag hingewiesen, sondern auch die Ver-
treter des Deutschen Instituts für Menschenrechte in der Ex-
pertenanhörung des zuständigen Bundestagsausschusses. Es 
ist bedauerlich, dass die Große Koalition dem leider nicht ge-
folgt ist. Gleiches gilt natürlich erst recht für den Änderungs-
antrag der AfD, wonach die Nichtigkeit der Ehen sogar noch 
erweitert werden soll, wodurch dieser Zustand einer partiel-
len Rechtsunsicherheit noch verschärft würde.
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Noch mal zur Klarstellung: Wir sind uns alle hier im Haus ei-
nig, dass Kinder und Jugendliche weltweit nicht heiraten soll-
ten und schon gar nicht verheiratet werden dürfen. Entschei-
dend ist das Kindeswohl. Dem ist aber mit der Keule, die die 
AfD hier nun mit ihrem Änderungsantrag schwingen will, in 
keiner Weise geholfen. 

Damit ist klar, worauf die AfD mit ihrem Antrag letztlich nur 
hinauswill: Angst und Ablehnung gegenüber Geflüchteten, ge-
genüber Muslimen zu schüren. 

(Zurufe von der AfD) 

Dass gerade Sie von der AfD, die Sie sonst immer panisch 
aufschreien, wenn Begriffe wie Genderstudies, Frauenrechte 
oder Feminismus fallen, diesen Antrag eingebracht haben, 
zeigt, dass Ihnen jedes Mittel recht ist, 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Hier geht es um Pä-
dophilie und nicht um Gender und Frauen!)

um die politische Agenda durchzuziehen. 

(Abg. Carola Wolle AfD: Thema verfehlt!)

Denn Ihnen ist das Schicksal der jungen Frauen aus dem ka-
tholisch geprägten Mexiko sehr wahrscheinlich egal. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Jetzt reicht es aber!)

Ihnen geht es wieder nur um die Hetze gegen Muslime und 
Geflüchtete. 

(Zurufe von der AfD) 

Da machen wir von den Grünen allerdings nicht mit, schon 
gar nicht auf dem Rücken derjenigen, die als Kinder verhei-
ratet wurden. 

Eine konkrete rechtliche Problematik und die realen Proble-
me der verheirateten Kinder zeigen, dass noch Handlungsbe-
darf besteht. Einerseits sollte der Bundesgesetzgeber aus un-
serer Sicht das Gesetz aus dem vergangenen Jahr noch einmal 
kritisch überprüfen und die entsprechend notwendigen Ände-
rungen herbeiführen. Andererseits müssen wir alles in unse-
rer Macht Stehende tun, um junge Menschen – in den aller-
meisten Fällen Mädchen – vor einer Verheiratung im Kindes-
alter zu bewahren. 

(Beifall des Abg. Jürgen Filius GRÜNE)

Da reicht ein Gesetz nicht aus. Wir müssen die Frauenorgani-
sationen und die wissenschaftliche Beschäftigung mit diesem 
Thema viel mehr stärken. Deswegen bringen wir auch einen 
Änderungsantrag ein, mit dem wir einen entsprechenden Be-
richt anfordern. 

Wir sind Ihnen dankbar, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
SPD, dass Sie im Gegensatz zu den Antragstellern der AfD 
einen konstruktiven Blick auf die Problematik werfen wollen, 

(Abg. Anton Baron AfD: Ui, ui, ui!)

wie man den Betroffenen tatsächlich helfen kann ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Kollege, achten Sie 
bitte auf die Zeit. 

Abg. Thomas Hentschel GRÜNE: ... – ja, ein Satz noch –, 
vor allem, weil die Kollegen im Bund da teilweise nicht ganz 
so konstruktiv waren. Aber bevor man ein Konzept fordert, 
wollen wir erst einmal einen Blick auf diese Maßnahmen wer-
fen. Wir gehen davon aus, dass das Ministerium den Bericht 
zeitnah vorlegen wird. Deswegen halten wir eine Befristung 
in keiner Weise für notwendig. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich darf für die CDU-
Fraktion Herrn Abg. Dr. Lasotta aufrufen. 

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Liebe Frau Präsidentin, 
verehrte Kolleginnen, werte Kollegen! Das Debattenniveau 
ist bei manchen Beiträgen wirklich in ein abstruses Bild ab-
geglitten. Allein diese Aggressivität, die Wortwahl und diese 
keifende Sprache zeigen im Grunde genommen deutlich, dass 
es gar nicht um das Anliegen der Kinder geht, sondern dass 
es darum geht, ein Zerrbild in dieser Gesellschaft zu verbrei-
ten, das den bestehenden Realitäten überhaupt nicht ent-
spricht.

Das ist etwas Neues, was wir hier im Landtag erleben, dass 
Debatten mit Worten und in angsterfüllten und aggressiven 
Tonlagen geführt werden, die in keiner Weise zu einer Prob-
lemlösung beitragen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der SPD)

In Deutschland und Baden-Württemberg werden Kinder und 
Jugendliche geschützt. Unser Rechtsstaat garantiert ihnen ih-
re Würde, und im Gegensatz zu anderen Kulturkreisen wer-
den in Deutschland Kinder nicht verheiratet. Entgegen der 
Darstellung der AfD gibt es entsprechende bundesgesetzliche 
Regelungen, die das untersagen und verbieten, die dies auch 
ahnden, sodass mit den bestehenden Strafgesetzen effektiv 
vorgegangen werden kann. Kinder müssen eine unbeschwer-
te und befreite Kindheit genießen dürfen. Kinder gehören eben 
nicht in eine Ehe, sondern in Schule und Ausbildung.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Sie müssen sich auf ein Berufsleben vorbereiten, und es geht 
um die Entfaltung ihrer Persönlichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der SPD sowie des Abg. Nico Weinmann FDP/DVP 

– Zuruf von der AfD: So ist es!)

Das Kindeswohl und die Gleichbehandlung von Mann und 
Frau haben Vorrang, und das bilden wir auch in unseren Ge-
setzen ab. Jetzt kommt die AfD mit einem Antrag aus dem 
Jahr 2016 daher – –

(Abg. Anton Baron AfD: Hallo! Was können wir da 
dafür? – Lachen des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE)

– Ja, klar. – Sie ignorieren das, was im vergangenen Jahr im 
Bundestag passiert ist, wo all die Punkte, die Sie jetzt heute 
genannt haben, aufgegriffen wurden. Sie legen zudem jetzt 
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noch Änderungsvorschläge vor, die es für die Kinder und Be-
troffenen nur noch schlimmer machen, 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

weil Sie unsere Rechtssystematik nicht verstanden haben. Das 
ist das eigentliche Problem, Frau Dr. Baum. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der SPD)

Mit dem Bundesgesetz zur Bekämpfung von Kinderehen vom 
Juli 2017 hat sich der Antrag der AfD-Fraktion erledigt. Es 
wird Rechtsklarheit geschaffen, und Minderjährige werden 
entsprechend geschützt. 

Was regelt das Gesetz? Die Ehemündigkeit wird von 16 auf 
18 Jahre hochgesetzt. Bei 16- und 17-Jährigen kann durch 
richterliche Entscheidung eine bestehende Ehe aufgehoben 
werden. Davon gibt es nur in besonderen Härtefällen Ausnah-
men, wenn z. B. eine krankhafte Suizidabsicht einer Jugend-
lichen besteht. Aber in der Regel wird diese Aufhebung der 
Ehe vollzogen. Damit können Zwangsehen in Deutschland 
wirksam verhindert werden – entgegen dem, was Sie behaup-
tet haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der SPD)

Bei den unter 16-Jährigen sind die geschlossenen Ehen sogar 
unwirksam. Das heißt, sie müssen gar nicht aufgehoben wer-
den, sondern gelten dann nicht. Es gibt entsprechende Sank-
tionen. Die Grundsätze, die Sie auch angesprochen haben, 
werden nicht durcheinandergebracht, sondern das Gesetz auf 
Bundesebene hält Maß und garantiert einen effektiven Schutz 
für die Kinder.

Jetzt haben wir großes Verständnis für den Antrag der SPD 
gehabt, der begehrt, ein entsprechendes Konzept vorzulegen. 
Wir haben das mit unserem Koalitionspartner besprochen und 
sind da übereingekommen – da sind wir alle einig –, dass wir 
der Regierung erst einmal die Chance geben wollen, selbst ei-
nen Bericht darüber vorzulegen, 

(Lachen bei der SPD und Abgeordneten der AfD – 
Abg. Wolfgang Drexler SPD: Das ist jetzt lächerlich! 

Schafft den Landtag ab!)

was jetzt schon alles gemacht wird. Das ist auch ein gutes Vor-
gehen. Man muss ja nicht etwas einfordern, was schon längst 
vorhanden ist und was dem Landtag hier als Bericht vorge-
legt werden kann. Dann kann man immer noch sagen: Ist das 
okay, oder ist das nicht okay? 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Das ist hier die Legislati-
ve! Gewaltenteilung!)

Sie von der AfD legen einige Änderungsanträge vor, die nicht 
zielführend sind. Sie sagen, die Ehemündigkeit soll grund-
sätzlich und ausnahmslos erst mit Vollendung des 18. Lebens-
jahrs eintreten. Es gibt begründete Ausnahmefälle, die ich ge-
rade genannt habe, Situationen, die dazu führen, dass man das 
eben nicht macht. Das werden jedoch nur ein paar einzelne 
Ausnahmefälle sein; in der Regel wird aufgehoben.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Sie begehren, dass bei Eheschließungen im Inland allein das 
deutsche Recht zur Anwendung kommt. Aber auch nach aus-
ländischem Recht in Deutschland geschlossene Ehen sind 
nichtig. Sie ignorieren auch da die bestehende Gesetzeslage, 
wonach eben eine Unwirksamkeit oder eine Aufhebbarkeit 
der Ehe entsprechend eintritt. Das Ziel, das Sie eigentlich er-
reichen wollen, verstößt also gegen die Prinzipien des inter-
nationalen Privatrechts. Wir können unter Zwang geschlosse-
ne Kinderehen daher in Deutschland unter keinerlei Umstän-
den anerkennen. Deswegen werden solche Ehen auch aufge-
hoben und sind Ihre Änderungsanträge unnötig.

Auch Ihren letzten Änderungsantrag lehnen wir ab, weil wir 
einen effektiven Schutz haben. Das Personenstandsgesetz ver-
bietet sämtliche religiösen und traditionellen Zeremonien, die 
eine Eheschließung ersetzen. Die alleinige Zuständigkeit für 
eine Eheschließung liegt beim Standesamt. Insofern ist auch 
dieser Änderungsantrag von Ihnen nicht zielführend.

Conclusio: Sie agieren populistisch. Sie haben die Rechtsla-
ge nicht verstanden. Sie haben auch die Rechtsordnung nicht 
verstanden,

(Abg. Anton Baron AfD: Was ist daran populistisch?)

denn die Punkte, die Sie, Frau Dr. Baum, genannt haben, las-
sen sich auch über unser Strafgesetzbuch regeln. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Bitte kommen Sie zum 
Schluss, Herr Kollege.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Mit dem, worauf Sie ab-
zielen, würden Sie im Grunde eine Verschlechterung gegen-
über den bestehenden Regelungen herbeiführen. Insofern: De-
batte verfehlt, Beitrag verfehlt. Sie sollten sich das nächste 
Mal besser rechtskundig beraten.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat Frau Abg. 
Wölfle für die SPD-Fraktion.

Abg. Sabine Wölfle SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Kinder sind zu schützen. Das muss immer 
unsere oberste Maxime sein. Kinderehen widersprechen die-
sem Grundsatz. 

Nach Angabe der UNICEF wurde weltweit eine von vier Frau-
en im Alter von 20 bis 24 Jahren vor ihrem 18. Geburtstag 
verheiratet, jede zwölfte bereits vor ihrem 15. Geburtstag. 
Aber so lange ist es in Deutschland auch noch nicht her, dass 
Eheschließungen von Minderjährigen – fast ausschließlich 
Frauen – nichts Außergewöhnliches waren. Im Jahr 2000 wur-
den in Deutschland immerhin noch über 1 000 Ehen mit min-
derjährigen Bräuten geschlossen. Diese Zahl ist aber bis zur 
Festlegung des Ehemündigkeitsalters auf 18 Jahre in der Mit-
te des letzten Jahres schon rapide zurückgegangen. 

Deshalb nehmen wir in Deutschland in neuester Zeit Kinder-
ehen als neues Problem wahr. Entweder geht es um Ehen von 
geflüchteten Mädchen, die insbesondere in Afghanistan, im 
Irak oder in Syrien geschlossen wurden, oder wir sehen die 
Gefahr, dass in Deutschland lebende Minderjährige im Hei-
matland ihrer Eltern – etwa der Türkei – mit älteren Männern 
verheiratet werden. 
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Die Anzahl dieser in Deutschland eher neuen Form von Kin-
derehen entspricht ungefähr der Anzahl von Kinderehen, die 
noch um die Jahrtausendwende pro Jahr in deutschen Stan-
desämtern geschlossen wurden. Heute reden wir nur über die 
Folgen einer Eheschließung von Minderjährigen, die in 
Deutschland wirksam werden. Ich möchte aber auch daran er-
innern, dass wir uns nicht nur in Deutschland, sondern welt-
weit gegen Kinderehen einsetzen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der Grünen 
sowie des Abg. Jürgen Keck FDP/DVP)

Kinder und Jugendliche gehören in die Schule und in eine 
Ausbildung und nicht auf das Standesamt oder vor den Trau-
altar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der Grünen und 
der CDU sowie des Abg. Jürgen Keck FDP/DVP)

Vor allem müssen sie auch selbst entscheiden können, mit 
wem sie sich wann binden wollen, und dürfen nicht von ihren 
Eltern bereits als Kinder in eine Ehe gedrängt werden. Als Eu-
ropäerin mit anderem kulturellen Hintergrund ist es mir aber 
wichtig, dass jedes junge Mädchen ein Recht auf ein selbst-
bestimmtes Leben, auf Schule und Ausbildung hat. Da sind 
wir uns sicherlich alle einig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der Grünen und 
der CDU)

Jetzt spielt sich Frau Baum hier als die einzige Kinderschüt-
zerin auf und beruft sich auf ihren Antrag.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU) 

Ich weise Sie darauf hin, dass ich bereits ein halbes Jahr vor 
Ihnen dazu einen Antrag eingebracht habe, den wir auch im 
Sozialausschuss behandelt haben. Sie sind ein halbes Jahr spä-
ter mit dem gleichen Anliegen gekommen.

Meiner Fraktion und mir war damals wichtig, dass es uns hier-
bei nicht um eine Bewertung kultureller Unterschiede oder re-
ligiöser Hintergründe geht, sondern ausschließlich das Wohl 
der Mädchen entscheidend ist. Ich habe die Landesregierung 
bereits vor einem Jahr aufgefordert, ein Konzept im Rahmen 
der Jugendhilfe zu erstellen. Leider haben die Koalitionsfrak-
tionen dem Antrag damals nicht stattgegeben. Vielleicht gibt 
es mittlerweile eine andere Erkenntnis.

Man könnte auf den ersten Blick meinen, dass die Rechtsla-
ge klar ist. Denn nach der Neufassung von § 42 SGB VIII ist 
ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugendlicher 
grundsätzlich dann als unbegleitet zu betrachten, wenn die 
Einreise nicht in Begleitung einer sorgeberechtigten oder er-
ziehungsberechtigten Person erfolgt, auch wenn das Kind oder 
der Jugendliche verheiratet ist. Insofern erfolgt in diesen vor-
her genannten Zweifelsfällen jetzt automatisch eine Inobhut-
nahme durch das Jugendamt. 

Aber eine Unwirksamkeit bzw. eine Aufhebung der Ehe in 
Deutschland, selbst verbunden mit der Inobhutnahme, führen 
nicht zu einer Aufhebung der Beziehung zwischen den nach 
ausländischem Recht Verheirateten, und wenn schon Kinder 
vorhanden sind, erst recht nicht. Deshalb brauchen wir ein an-
deres Konzept für die Jugendhilfe. Wir haben natürlich einen 

Änderungsantrag eingebracht. Herr Kollege Lasotta, ich ken-
ne das Spielchen: Es ist klar, dass Sie auch einen Antrag stel-
len, aber dieser geht in die gleiche Richtung. Das zeigt, dass 
unser Antrag durchaus richtig ist. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Genau so! Das 
wollten wir signalisieren!)

– Dann hätten Sie dem auch zustimmen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Herr Kollege Lasotta hat es gesagt, und ich möchte auch noch 
einmal darauf hinweisen: Im letzten Jahr hat der Bund dazu 
ein Gesetz verabschiedet. Ich möchte ein paar Punkte für die 
AfD wiederholen, die es anscheinend nicht gelesen hat: Das 
Ehemündigkeitsalter wurde mit diesem Gesetz von 16 auf 18 
Jahre heraufgesetzt. Eine Ehe ist in Deutschland durch rich-
terliche Entscheidung aufzuheben, wenn ein Ehegatte zum 
Zeitpunkt der Eheschließung das 16., aber noch nicht das 
18. Lebensjahr vollendet hatte. Ehen sind unwirksam, wenn 
einer der Ehegatten zum Zeitpunkt der Eheschließung das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Es gibt außerdem 
ein Trauungsverbot für Minderjährige, etwa durch religiöse 
Handlungen, und, und, und. Es ist also alles geregelt worden. 

Mein Fazit ist: Dieser Antrag ist ein reiner Showantrag. Es ist 
ein populistischer Antrag. Es geht Ihnen überhaupt nicht um 
die Kinder, es geht Ihnen darum, dass Sie hier wieder Ihre Is-
lamisierungs- und Umvolkungstheorien darstellen können. 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD – Weitere 
Zurufe) 

Die Kinder sind Ihnen egal. Sie nutzen dieses Podium für Ih-
re Showanträge.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/DVP 
sowie des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU – Abg. 
Klaus Dürr AfD: Frau Wölfle, Sie unterstellen uns 

bösartige Dinge!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Für die FDP/DVP-Frak-
tion spricht Herr Kollege Weinmann.

Abg. Nico Weinmann FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das Verbot von Kinderehen ist rich-
tig; denn hinter dem Begriff Kinderehen verbergen sich nicht 
selten Missbrauch, Vergewaltigung und Ausnutzung der Mäd-
chen. Das kann und das darf einer liberalen, weltoffenen und 
fürsorgenden Gesellschaft nicht gleichgültig sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der AfD 
sowie des Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU)

Der Gesetzgeber hat im Sommer 2017 auf die steigende Zahl 
verheirateter minderjähriger Flüchtlinge, die nach Deutsch-
land gekommen sind, reagiert und die Ehemündigkeit von 16 
auf 18 Jahre erhöht. Wir tragen diese Änderung selbstver-
ständlich mit, ebenso die Aufhebbarkeit von Ehen Minderjäh-
riger zwischen 16 und 18 Jahren zur Bekämpfung von Kin-
derehen. 

Ein entschlossenes Entgegentreten gegen Minderjährigenehen 
weltweit steht indes nicht im Widerspruch zu einem differen-
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zierten Herangehen an bereits geschlossene Ehen. Vielmehr 
muss das in Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention festge-
legte Kindeswohl der Betroffenen das Leitprinzip für die Ent-
scheidungen darüber sein, wie mit einzelnen bereits entstan-
denen Ehen umzugehen ist. 

Mit Blick auf das Kindeswohl hätten wir uns daher auch ge-
wünscht, die Aufhebbarkeit von Ehen von unter 16-Jährigen 
vorzusehen; denn die pauschale Nichtigkeitserklärung von be-
reits geschlossenen Ehen von unter 16-Jährigen hat große 
Rechtsunsicherheit zur Folge. Die Aufhebung der Ehe durch 
ein Familiengericht hätte den Vorteil, dass Rechte, die sich 
aus der Ehe für die minderjährige Ehepartnerin oder den min-
derjährigen Ehepartner sowie die in der Ehe gezeugten Kin-
der ergeben, zunächst einmal automatisch bestehen blieben. 
Im Unterschied zur pauschalen Nichtigkeitserklärung kann in 
einem Gerichtsverfahren jeder Einzelfall betrachtet und das 
Kindeswohl individuell abgewogen werden. 

Nun besteht in den Fällen der Nichtigkeitserklärung die Ge-
fahr, dass die Betroffenen in religiöse und oftmals sozial mo-
tivierte Eheschließungen fliehen bzw. dazu gedrängt werden 
oder schlicht die Ehe verheimlichen. Der Zugang zu Jugend-
hilfemaßnahmen und weiteren Schutzmechanismen wird so 
wesentlich erschwert.

Umso wichtiger und bedeutsamer ist es, dass die Kinder- und 
Jugendhilfe in unserem Land mit einem schlüssigen Hilfskon-
zept bei der Feststellung der Nichtigkeit bzw. der Aufhebung 
der Ehe dem minderjährigen Partner einen Weg in ein selbst-
bestimmtes und eigenverantwortliches Leben eröffnen kann. 

Deswegen unterstützen wir den Änderungsantrag der SPD. 
Dass nunmehr kurzfristig von Grün-Rot schnell ein weiterer 
Änderungsantrag eingebracht wurde, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Grün-Schwarz!)

– Entschuldigung, Grün-Schwarz; danke, Herr Kollege La-
sotta; fortgeschrittene Stunde! –, um dem inhaltlich richtigen 
und guten Antrag der SPD nicht zustimmen zu müssen, wirkt, 
mit Verlaub, nicht souverän. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Abg. Dr. Bernhard La-
sotta CDU: Ablehnung wäre noch unsouveräner ge-

wesen!)

Insoweit wird diese Argumentation lediglich durch die Absur-
dität übertroffen, dass dann der Opposition vorgeworfen wird, 
man würde keine eigenen Vorschläge einbringen. Denken Sie 
darüber nach. Ich denke, der Antrag der SPD ist zustimmungs-
würdig; wir auf jeden Fall tragen ihn mit.

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort für die Regie-
rung hat Herr Minister Wolf. 

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Sehr ver-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
bin dankbar, dass nach dem doch etwas heftigen und, wie ich 
finde, überemotionalen Aufschlag zu dieser Debatte nun ins-

gesamt etwas mehr Sachlichkeit Einzug gehalten hat. Dieses 
Thema hat es allemal verdient. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Sehr gut!)

Wer hier versucht, mit Blick auf Kinder und die Problematik 
sowie das Phänomen der Kinderehen Stimmung zu machen, 

(Zuruf: Ein Phänomen!)

der führt in allererster Linie die betroffenen Kinder vor. Un-
ser Auftrag ist es, die richtigen politischen Antworten zu ge-
ben. 

Wenn hier ein Antrag gestellt wird, der, mit Verlaub, in die 
Jahre gekommen und politisch überholt ist, dann ist es – auch 
um diese Tageszeit – fragwürdig, ob dies wirklich sinnvoll ist, 
oder ob damit nicht nur das Ziel verfolgt wird, emotional hit-
zige Debatten zu führen, um zu polarisieren bei Punkten, die 
wir besser regeln und weniger problematisieren. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Ich kann mich noch sehr gut an die Anfänge dieser Diskussi-
on erinnern. Es war, Kollegin Dr. Baum, bereits im Jahr 2016, 
als diese Herausforderung, sich mit den Kinderehen ausein-
anderzusetzen, im Justizministerium aufgegriffen wurde. 
Auch mit dem Sozialministerium und im engen Verbund mit 
den Kolleginnen und Kollegen aus vielen anderen Bundeslän-
dern waren wir uns einig, dass wir schnell eindeutige Rege-
lungen brauchen, um die Kinder und Jugendlichen zu schüt-
zen, die von solchen Ehen betroffen sind. Die Zunahme sol-
cher Fälle infolge des Zuzugs von Menschen aus anderen 
Rechts- und Kulturkreisen machte ein deutliches Signal un-
serer Rechtsordnung erforderlich. 

Voraussetzung für die Eheschließung hat bei uns die Volljäh-
rigkeit beider Partner zu sein; daran kann es überhaupt keinen 
Zweifel geben. 

(Vereinzelt Beifall)

Nur so lässt sich verhindern, dass Mädchen – oft auf Druck 
ihrer Familien – mit der Eheschließung ihre Ausbildung be-
enden und damit vielfach auch die Chance auf ein eigenstän-
diges Leben verlieren. Diesen Teufelskreis mussten wir durch-
brechen – und deswegen haben wir ihn durchbrochen; deswe-
gen hat der Gesetzgeber rasch gehandelt. 

Schon am 22. Juli 2017 ist das Gesetz zur Bekämpfung von 
Kinderehen in Kraft getreten. Damit haben wir eine ausrei-
chende gesetzliche Grundlage, um Kinderehen in Zukunft zu 
vermeiden und Mädchen vor solchen Verbindungen zu schüt-
zen. Denn jetzt ist eindeutig geregelt, dass es in Deutschland 
keinerlei Eheschließungen mit Minderjährigen mehr geben 
darf. Selbst im Ausland geschlossene Ehen mit Minderjähri-
gen, die noch minderjährig nach Deutschland kommen, kön-
nen nur unter ganz engen Gesichtspunkten in wenigen Aus-
nahmefällen anerkannt werden, und nur dann, wenn der min-
derjährige Ehepartner bei Eheschließung mindestens 16 Jah-
re alt war. Unter 16 Jahren ist in jedem Fall die Nichtigkeit 
gegeben. Aber wenn er mindestens 16 Jahre alt war und nach 
Eintritt der Volljährigkeit die Ehe fortsetzen will oder wenn 
die Aufhebung eine besondere Härte bedeuten würde, soll es 
bei der Ehe bleiben. 
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Zudem haben wir jetzt ein sogenanntes Voraustrauungsverbot 
von Minderjährigen. Damit wird verhindert, dass Kinder 
durch traditionelle oder religiöse Handlungen zur Eingehung 
einer Bindung veranlasst werden, die für sie wie eine Ehe 
wirkt. 

Klargestellt wurde schließlich auch, dass Jugendämter min-
derjährige Flüchtlinge in Obhut nehmen müssen, auch wenn 
diese verheiratet sind. Dies hat für die Jugendämter zu einem 
deutlichen Plus an Rechtssicherheit geführt. 

Zusammen mit weiteren Neuregelungen, die verhindern, dass 
den minderjährigen Ehefrauen durch die Nichtanerkennung 
ihrer Ehen asyl- oder aufenthaltsrechtliche Nachteile entste-
hen, haben wir damit ein Gesetz, das die Minderjährigen um-
fassend schützt und zugleich deutlich klarstellt, dass Kinder-
ehen hier nicht akzeptiert werden. 

Bitte nehmen Sie diese gesetzlichen Veränderungen zur 
Kenntnis, und erwecken Sie nicht den Eindruck, der Staat sei 
hier tatenlos und ohne Konsequenz geblieben. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD)

Mit den neuen gesetzlichen Regelungen ist alles getan, um 
Kinder und Jugendliche vor einer vorzeitigen Verheiratung zu 
schützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Die AfD hat noch einmal 
das Wort gewünscht. – Frau Abg. Wolle, Sie haben noch ein 
paar Minuten. 

Abg. Carola Wolle AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Abgeordnete! Woher kommen Kinderehen? Der Pro-
phet Mohammed verlobte sich mit seiner Lieblingsfrau Aischa,

(Oh-Rufe – Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 
Jetzt kommt schon wieder der Prophet!)

als diese sechs Jahre alt war. 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Darum geht es 
doch gar nicht!)

Als diese neun Jahre alt war, vollzog er die Ehe. Quellen be-
sagen, dass Aischa noch mit Puppen spielte, als sie in den 
Haushalt des Propheten kam. So wird es in den Hadithen be-
richtet. Hadithe sind Berichte seiner Weggefährten über Aus-
sprüche und Handlungen des Propheten. Für den strenggläu-
bigen Muslim sind Hadithe zusammen mit dem Koran und 
der Sira – der Biografie des Propheten – die Handlungsanwei-
sung für alle Bereiche seines Lebens. 

(Zuruf von den Grünen: Aber nicht in Deutschland!)

Um ein vor Allah wohlgefälliges Leben zu führen, muss ein 
strenggläubiger Muslim das Tun und Reden Mohammeds, ja 
selbst den Lebensstil des Propheten so genau wie möglich 
nachahmen. 

(Lachen des Abg. Winfried Mack CDU)

Aus muslimischer Sicht handelt es sich bei Mohammed um 
den größten, vollkommensten Menschen, der je auf Erden leb-

te. Kinderehen sind demnach im Islam nichts Unanständiges, 
ganz im Gegenteil: Ein Muslim, der mit einem Mädchen, das 
noch mit Puppen spielt, die Ehe vollzieht, ahmt den Lebens-
stil des in seiner Sicht größten und vollkommensten Menschen 
nach, der je auf Erden lebte. 

(Zuruf von den Grünen: Ja, genau!)

Ende 2015 gab es in Baden-Württemberg 187 verheiratete 
Minderjährige. Im Bundesgebiet waren es Mitte 2016 knapp 
1 500. 

(Zuruf von der AfD) 

Rechnet man die Dunkelziffer hinzu, die sicherlich nicht un-
erheblich ist, so muss man der Bundeskanzlerin recht geben: 
Der Islam und seine teilweise barbarischen Bräuche gehören 
inzwischen – leider – zu Deutschland. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Hört, hört!)

Doch wollen wir das wirklich hinnehmen? Wir, die AfD, nicht. 

(Beifall bei der AfD)

Wollen Sie, dass es in Deutschland unter dem Vorwand falsch 
verstandener Toleranz zu staatlich geduldetem Kindesmiss-
brauch kommt? 

(Zurufe von der SPD, u. a. Abg. Andreas Stoch: Ha-
ben Sie mitgekriegt, was im Deutschen Bundestag 
beschlossen wurde? – Unruhe – Abg. Dr. Christina 
Baum AfD: Sorgen Sie mal für Ruhe, bitte, ich höre 

nichts mehr!)

Empfinden Sie die Vergewaltigung von Minderjährigen in der 
Ehe tatsächlich als Bereicherung? Haben Sie Respekt vor ar-
chaischen Gesellschaftsstrukturen, welche im krassen Gegen-
satz zu den zivilisatorischen Errungenschaften unseres Lan-
des stehen? 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Wir haben Ihnen 
doch gerade erklärt, was für Gesetze es in Deutsch-

land gibt! – Unruhe)

Bedeutet für Sie Vielfalt die Hinnahme oder die Förderung 
vielfältig nebeneinander existierender und sich gegenseitig 
ausschließender Rechtssysteme? 

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Man bedenke nur: Im Islam ist die Scharia das einzige, gött-
liche Recht, das akzeptiert wird. Bedeutet für Sie gesellschaft-
licher Wandel in Zeiten der Masseneinwanderung die Hinnah-
me einer multikulturellen Parallelgesellschaft – die es gibt, 
auch wenn Sie es weiterhin leugnen – mit Polygamie und 
weiblicher Genitalverstümmelung? 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Wir, die AfD, und die überwiegende Mehrheit der Bürger die-
ses Landes wollen dies mit Sicherheit nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Dr. Chris-
tina Baum AfD: Genau! – Abg. Dr. Bernhard Lasot-
ta CDU: Die überwiegende Mehrheit der Muslime 

auch nicht!)
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Wir begrüßen daher, dass der Gesetzgeber 2017 – also nach 
Veröffentlichung unserer Anfrage – unseren Anforderungen 
zum größten Teil Rechnung getragen hat. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Träumen Sie 
weiter! – Weitere Zurufe)

Doch diese Gesetzgebung geht für uns nicht weit genug. Mit 
unserem Änderungsantrag fordern wir daher, dass die Ehe-
mündigkeit generell und ausnahmslos erst mit Vollendung des 
18. Lebensjahrs eintritt, dass für eine Eheschließung im In-
land allein deutsches Recht zur Anwendung kommt, 

(Beifall bei der AfD)

dass eine im Ausland geschlossene Ehe als unwirksam gilt 
und nicht nur dann aufhebbar ist, wenn einer der Partner zum 
Zeitpunkt der Eheschließung das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte, sowie die Wiederherstellung der bis 2007 gel-
tenden Rechtslage, dass eine religiöse Trauung erst nach der 
standesamtlichen Eheschließung zulässig ist, sodass wie bis-
her das Alter des Bräutigams und der Braut vor der Eheschlie-
ßung geprüft werden kann.

(Der Gong läutet. – Beifall bei Abgeordneten der 
Grünen)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das hat nichts mit 
Fremdenfeindlichkeit oder Islamophobie zu tun. 

(Widerspruch bei der SPD – Abg. Andreas Stoch 
SPD: Nein! – Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Wolle, ich ha-
be jetzt aus Versehen den Gong für Sie angestellt, damit Sie 
sehen, dass die Sprechzeit abgelaufen ist.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Redezeit!)

Abg. Carola Wolle AfD: Muslime können in muslimisch ge-
prägten Ländern leben, wie es ihnen der Prophet vorgelebt 
hat. Die dortigen Gesellschaften können selbst entscheiden, 
was bei ihnen Vorrecht hat: UN-Menschenrechte oder ihre Re-
ligion.

Im Übrigen hatten die Grünen schon immer ein besonderes 
Verhältnis zu Kindern.

Danke.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von den Grünen)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt habe ich Herrn Abg. 
Dr. Fiechtner als Redner, und Herr Abg. Dr. Gedeon hat sich 
auch gemeldet.

(Abg. Winfried Mack CDU: Gedeon hat heute schon 
gesprochen!)

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner (fraktionslos): Sehr verehrte 
Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen, sehr geehrte Herren! 
Die Zahl der Kinderehen ist weltweit deutlich zurückgegan-
gen. Allein in den vergangenen zehn Jahren konnten rund 
25 Millionen Kinderehen verhindert werden. Eine beeindru-
ckende Leistung, sollte man meinen, aber das sind gerade ein-
mal 15 %. Noch immer ist jede fünfte Frau betroffen. Dabei 
gibt es Kinderehen nicht nur, wie manche in ihren Filterbla-
sen und mit ihren Scheuklappen meinen, im Islam, sondern in 

fast allen Religionen, ganz gleich, ob im Islam, im Christen-
tum oder im Hinduismus. 

Dass eine Ehe, die unter Zwang geschlossen wurde, verwerf-
lich ist, da sind wir uns doch alle einig.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Exakt!)

Die Würde des Menschen ist unantastbar.

Dieser Satz steht nicht ohne Grund am Anfang unseres Grund-
gesetzes. Kinderehen waren deshalb in Deutschland schon im-
mer verboten. Allerdings gab es einen Spielraum, der zum 
Glück im Sommer letzten Jahres durch die Bundesregierung 
geschlossen wurde.

Doch ein Verbot allein reicht nicht. Denn es gibt eine hohe 
Dunkelziffer von Zwangsehen. Diese lassen sich nur durch 
Aufklärung und einen sozialen Wandel bekämpfen. Denn die 
Gründe für Kinderehen sind nicht nur extreme Armut oder 
mangelnde Bildung. Besonders geschlechtsbasierte Gewalt, 
fehlende Gleichberechtigung, ökonomische Abhängigkeit und 
traditionelle soziale Normen bilden die Grundlage für solche 
Zwangsehen. Nur wenn wir diese Themen aus der Welt schaf-
fen, können wir dafür sorgen, dass das inakzeptable Thema 
Kinderehen bald der Vergangenheit angehört.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Danke schön. – Herr Abg. 
Dr. Gedeon, bitte.

(Unruhe)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Sie tun ja sehr souverän und ent-
rüsten sich, und ich glaube es Ihnen sogar, dass Sie gegen Kin-
derehen sind. Das ist nicht die Frage. Aber der Punkt ist nicht: 
„Gehört der Islam zu Deutschland?“, sondern: „Gehört die 
Kinderehe zum Islam?“ Das ist die Frage, die wir positiv be-
antworten müssen. So ist z. B. in Ägypten die Zahl der Kin-
derehen wieder sprunghaft angestiegen, als Herr Mursi von 
der Muslimbruderschaft an die Macht kam.

Wir können also guten Gewissens sagen: Kinderehen gehö-
ren zum Islam. Gleichzeitig sagen Sie: Der Islam gehört zu 
Deutschland. Wenn wir einen einfachen Dreisatz machen, 
heißt das: Wenn der Islam zu Deutschland gehört und Kinder-
ehen zum Islam gehören, dann gehören auch Kinderehen zu 
Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Das ist Ihr Fehlschluss, meine Damen und Herren. Deswegen 
ist Ihre Souveränität, etwa gegen Kinderehen zu sein, alles an-
dere als überzeugend. Denken Sie bitte schön mal über die In-
konsequenz Ihres Denkens nach! 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei 
SPD: Oje!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, jetzt liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir 
kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung dieses – –

(Minister Manfred Lucha meldet sich.)

– Doch noch? Entschuldigung, gern. – Herr Minister.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das wäre 
uns gar nicht aufgefallen!)
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Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Erst einmal herzlichen Dank natürlich für die rationelle 
und klare Darstellung. Aber man muss natürlich schon noch 
einmal die Umsetzungsgrundsätze bei den Jugendämtern und 
in der Jugendhilfe darstellen.

Durch Artikel 9 des Gesetzes zur Bekämpfung von Kinder-
ehen wurden die Regelungen von § 42 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 und § 42 a harmonisiert. Das heißt, ausschlaggebend ist 
die Einreise mit fehlender Begleitung durch Personensorge- 
oder Erziehungsberechtigte. Ein Ehepartner ist eben keine sol-
che Person. Deswegen ist die minderjährige Person – der Herr 
Justizminister hat darauf hingewiesen – zwingend vorläufig 
in Obhut zu nehmen.

Während der vorläufigen Inobhutnahme wird geprüft, ob die 
Begleitperson den Nachweis der Personensorge und des Er-
ziehungsrechts erbringen kann. Maßstab dafür ist das Kindes-
wohl und das Schutzbedürfnis des Kindes oder Jugendlichen. 
Auch wenn sich Personensorge- bzw. Erziehungsberechtigte 
in Deutschland aufhalten, ist bei der Einreise eines minder-
jährigen Ehepartners die Tatbestandsvoraussetzung einer un-
begleiteten Einreise gegeben. Denn es ist allein auf die Per-
sonensorge und das Erziehungsrecht der begleitenden Person 
abzustellen.

Das heißt, wir nehmen aufgrund der nicht gültigen Ehe die 
Kinder und jungen Frauen in Obhut, wie es auch besprochen 
und dargestellt wurde. Entscheidend dabei ist die Handlungs-
empfehlung zum Umgang mit unbegleiteten Minderjährigen, 
die das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend im Jahr 2016 herausgegeben hat – Maßnahmen der Ju-
gendhilfe und Clearingverfahren –, die unseren gesetzlichen 
Auftrag weiter klarstellt. Verheiratete ausländische Minder-
jährige gelten zunächst einmal grundsätzlich als UMAs. Sie 
werden grundsätzlich in Obhut genommen. Für sie muss je-
weils im Einzelfall geklärt werden, welcher Jugendhilfebe-
darf besteht. 

Meine Damen und Herren, das ist ja auch das Anliegen der 
Fraktionen. Wir zeigen auf, wie wir im Einzelfall die Jugend-
hilfe dabei unterstützen. Wir, die grün-schwarze Landesregie-
rung, haben die Fachberatungsstelle gegen Zwangsverheira-
tung, YASEMIN, für die Jahre 2018 und 2019 mit jeweils 
60 000 € mehr – 195 000 € statt bisher 135 000 € – ausgestat-
tet, um zu beraten.

Gleichzeitig entwickeln wir derzeit die Bedarfsanalyse zum 
Aufbau spezifischer Notaufnahmeplätze für Personen, die von 
Zwangsverheiratung bedroht oder auch betroffen sind.

Von zentraler Bedeutung bei der Bekämpfung von Kinderehen 
und deren Folgen ist die Fortbildung der Fachkräfte in der Ju-
gendhilfe. Der KVJS bietet daher bereits am 19. Juni 2018 ei-
ne spezielle Fortbildung mit dem Titel „Minderjährige Ehe-
leute (Kinderehe) und drohende Zwangsheirat – Chancen und 
Grenzen der Jugendhilfe“ an. Sie richtet sich an Fachkräfte, 
die in Kontakt mit minderjährigen Mädchen und Jungen so-
wie deren Vertrauten stehen, insbesondere an Fachkräfte aus 
den sozialen Diensten der Jugendsozialarbeit, Schulsozialar-
beit und der Beratungsstellen sowie der justiznahen Jugend-
hilfe.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, wir gehen dieser Fra-
gestellung sehr substanziell und sehr intensiv nach, indem wir 
dort, wo wir Hinweise haben, in bestehenden Situationen und 
bei Einreisesituationen, die Betroffenen von Kinderehen 
schützen, sie in ihren Rechten stärken sowie ihre Unversehrt-
heit und die Chance auf eigene Biografie gewährleisten. In-
sofern werden wir dem Antrag gern nachkommen, Ihnen die 
Ergebnisse bereits geplanten Handelns darzutun.

Ich möchte jetzt noch etwas zur Qualität der Debatte am heu-
tigen Tag sagen. Hier zu sitzen ist keine Freude. Als dieses 
Thema aufgerufen wurde, waren hier nur wenige Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier, und ein Abgeordneter, der jetzt 
fehlt, rief halblaut: „Wo sind sie, die pädophilen Grünen?“

Meine Damen und Herren, Sie sehen, welche Geisteshaltung 
hier die ganze Zeit verkörpert wird. Das war hier auch in die-
ser Debatte wieder so. Es geht nicht um die Kinder. Denn Kin-
der sind, ob in Addis Abeba, in Bempflingen, in Ravensburg, 
in Pforzheim oder sonst wo immer die gleichen schützenswer-
ten Personen. Darum haben wir die UN-Kinderrechtskonven-
tion. 

Ihnen geht es wieder darum, zu spalten, Hass zu schüren, zu 
diskreditieren. Was Sie hier betreiben, hat mit einer demokra-
tischen Debatte nichts zu tun. Das muss man immer wieder 
betonen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, jetzt kommen wir tatsächlich zur geschäftsordnungsmä-
ßigen Behandlung des Antrags Drucksache 16/1077. Dieser 
Antrag ist ein Beschlussantrag, der die Landesregierung er-
sucht, sich auf Bundesebene für vier Begehren einzusetzen. 
Das wurde gerade alles debattiert. Es wird jetzt spannend, weil 
wir verschiedene Änderungsanträge vorliegen haben.

Zuerst einmal haben wir, wie in der Tagesordnung unter den 
Buchstaben a und b aufgeführt, zwei Änderungsanträge be-
reits vorliegen. Heute Morgen wurde noch ein Änderungsan-
trag der Fraktion GRÜNE und der CDU-Fraktion verteilt, der 
gestern am späten Abend einging. Nach der Mittagspause wur-
de noch der Änderungsantrag der Fraktion der AfD, Drucksa-
che 16/4036, aufgelegt, der sich wiederum auf den Ände-
rungsantrag der Regierungsfraktionen bezieht. 

Die Fraktion der AfD hat mitgeteilt, dass sie auf die Abstim-
mung über den Ursprungsantrag Drucksache 16/1077 verzich-
tet, nachdem sie den Änderungsantrag Drucksache 16/3867 
eingebracht hat. Der Ursprungsantrag Drucksache 16/1077 
kann somit für erledigt erklärt werden.

Ich komme jetzt zur Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD, Drucksache 16/3857. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist dieser Änderungs-
antrag mehrheitlich abgelehnt.

Ich komme jetzt zur Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD, Drucksache 16/3867. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist dieser Ände-
rungsantrag mehrheitlich abgelehnt.
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Schließlich komme ich zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU, 
Drucksache 16/4030. Zu diesem Änderungsantrag liegt der 
Änderungsantrag der Fraktion der AfD, Drucksache 16/4036, 
vor.

Ich lasse zuerst über diesen Änderungsantrag zum Änderungs-
antrag der Regierungsfraktionen abstimmen. Wer dem Ände-
rungsantrag der Fraktion der AfD zum Änderungsantrag der 
Regierungsfraktionen zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die-
ser Änderungsantrag mehrheitlich abgelehnt.

Schließlich lasse ich abstimmen über den Änderungsantrag 
der Regierungsfraktionen, Drucksache 16/4030. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Gegenprobe! – Enthaltungen? – Damit ist diesem Ände-
rungsantrag mehrheitlich zugestimmt.

Tagesordnungspunkt 7 ist erledigt.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Frau Präsiden-
tin!)

– Ja, bitte, Herr Abg. Sckerl.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Frau Präsidentin, der Ab-
geordnete Sänze hat in der Debatte den Ausspruch gemacht: 
„Wo sind sie denn, die pädophilen grünen Abgeordneten?“ 
Das lässt sich meine Fraktion nicht bieten. Das ist eine un-
glaubliche Beleidigung meiner Fraktion. Meine Fraktion er-
wartet, dass es dafür einen Ordnungsruf gibt. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP – Zurufe von der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Kollege Sckerl, ich 
schlage vor, wir nehmen das zur Kenntnis. Es ist uns eben 
vom Herrn Minister gesagt worden. Wir lesen das im Proto-
koll nach. 

(Zuruf von der AfD: Herr Sänze ist schon bei Ellwan-
gen gegangen!)

Dann würde das im Präsidium entsprechend aufgerufen wer-
den. Ich glaube, das ist ein übliches Verfahren. Man kann das 
dann auch im Nachhinein noch regeln. Können wir so verfah-
ren? Das lässt sich alles im Protokoll nachlesen. Ich würde 
jetzt gern – –

(Abg. Anton Baron AfD meldet sich. – Abg. Anton 
Baron AfD: Ich muss das hier klarstellen!)

– Gehen Sie dann bitte ans Mikrofon.

(Minister Manfred Lucha: Es war Dr. Merz, Entschul-
digung!)

Herr Baron, Sie sprechen zur Geschäftsordnung.

(Abg. Anton Baron AfD geht zu einem Saalmikro-
fon. – Abg. Anton Baron AfD: Das Mikrofon geht 

nicht!)

– Vielleicht nehmen Sie das Mikrofon an Ihrem Pult.

(Abg. Anton Baron AfD: Man soll ja immer das Saal-
mikrofon nehmen!)

Setzen Sie sich an Ihren Platz. Dann geht das Mikrofon auch 
an. 

(Abg. Dr. Heiner Merz AfD meldet sich.)

– Einen kleinen Moment, bitte, Herr Abg. Dr. Merz. – Jetzt, 
bitte, Herr Abg. Baron.

Abg. Anton Baron AfD: Hört man mich jetzt? Ja. Vielen 
Dank. – Herr Emil Sänze ist vorhin aus Krankheitsgründen 
gegangen. Deswegen kann es sich nicht um Emil Sänze han-
deln.

(Zuruf von der AfD: Genau! Der ist seit Stunden 
weg!)

Wir fragen uns ernsthaft, ob Herr Minister Lucha überhaupt 
weiß, wer das geäußert hat, da er sich jetzt schon vertan hat. 
Wir können das so nicht akzeptieren.

Danke.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich habe ja gerade den 
Vorschlag gemacht, dass wir das sauber im Protokoll nachle-
sen. Es ist eben noch ein anderer Name genannt worden. Ich 
denke, damit können wir das an das Präsidium überweisen 
und zum Tagesordnungspunkt 8 übergehen. – Danke schön.

(Vereinzelt Beifall – Abg. Winfried Mack CDU: So! 
Genau! – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Richtig! 
– Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Gibt es nicht ei-
ne härtere Strafe als einen Ordnungsruf? Geldbuße? 
Aussperrung aus der Sitzung? – Weitere Zurufe – 

Abg. Winfried Mack CDU: Ende! Weiter!)

Sie sind einverstanden, dass wir das klären, wenn das Proto-
koll vorliegt. 

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 8.

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Abg. Dürr, ich habe die 
Sitzungsleitung und bitte um Ruhe.

(Abg. Klaus Dürr AfD: Gern!)

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – Neues Real-
schulkonzept fördert die Differenzierung und benachtei-
ligt schwächere Schülerinnen und Schüler – Drucksache 
16/1254

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

In der Aussprache darf ich nun das Wort für die SPD-Frakti-
on Herrn Abg. Kleinböck erteilen.
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Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Ich darf zunächst in aller Beschei-
denheit darauf hinweisen, dass es ein SPD-Kultusminister war, 
der 2014 überhaupt erstmals ein Konzept für die Weiterent-
wicklung der Realschulen auf den Weg gebracht hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Kernstück dabei war, dass Schülerinnen und Schüler indivi-
duell gefördert werden und neben der Realschulprüfung auch 
die Hauptschulabschlussprüfung abgelegt werden kann.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU)

Um die individuelle Förderung auch organisatorisch zu unter-
füttern, gab es damals auch erstmals überhaupt Poolstunden 
für die Realschulen. Schon damals war aber auch das Ziel klar 
formuliert, dass die Poolstunden auf das Niveau der Werkre-
alschulen und der Gymnasien aufwachsen sollten.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Aber nicht der Ge-
meinschaftsschulen!)

Damals war die CDU nicht für eine Unterstützung dieses Kon-
zepts zu gewinnen. Allerdings gab es damals eine breite Zu-
stimmung bei den Realschulen, den Rektoren, den Verbänden, 
der GEW, der Wirtschaft. Wer wollte, konnte damals dieses 
Konzept zur Kenntnis nehmen.

Wie sieht es denn heute aus? Mit den vorgenommenen Ände-
rungen verhindert die Landesregierung eine echte Weiterent-
wicklung der Realschulen. Statt den Umgang mit Heteroge-
nität als Herausforderung anzunehmen, wird der Weg zurück 
zum Schubladendenken vorbereitet.

Die mittelfristig 20 Poolstunden werden für die Bildung leis-
tungsdifferenzierter Klassen verpulvert. Laut Realschulleh-
rerverband werden sich die meisten Schulen für eine äußere 
Differenzierung entscheiden. Schön ist dennoch, dass Sie mitt-
lerweile wenigstens den Ressourcenbedarf erkannt haben. Al-
lerdings: Durch den Verbleib von zehn der 20 Poolstunden an 
den Schulämtern gibt es an den Standorten nicht genug Zeit 
für die individuelle Förderung. Binnendifferenziertes Arbei-
ten wird damit nicht unterstützt.

Konkret zum Antrag einige Ausführungen. In Ziffer 1 des An-
trags interessieren wir uns für die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse, die zur Schulgesetzänderung geführt haben – eine legi-
time Frage, wie ich finde, die auch eine ernste Antwort ver-
dient. Statt einer sachlichen Antwort erhalten wir einen in-
haltsleeren Verweis darauf, dass es auch keine Forschung ge-
be, die dagegenspricht. Eine solche Antwort ist einer Minis-
terin, die vorgibt, evidenzbasiert zu arbeiten, nach meinem 
Dafürhalten unwürdig.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm 
Röhm CDU) 

In der Stellungnahme zu Ziffer 2 des Antrags heißt es: 

Die Schülerinnen und Schüler sollen in den Klassen 5 und 
6 zwei Schuljahre Zeit haben, ihr Potenzial voll zu entfal-
ten.

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Ginge es nicht besser – so muss man doch hier aus pädagogi-
schen Überlegungen fragen –, wenn sie ihrem aktuellen Lern-
stand entsprechend auf G- oder M-Niveau lernen dürften, 
dann auch mit den entsprechenden Erfolgserlebnissen? Am 
Ende der Klasse 6 müssen sie scheitern und sitzen bleiben, 
um auf G-Niveau eingestuft zu werden. Frustrationserfahrun-
gen sind damit Teil dieses Konzepts.

Es gibt interessante Arbeiten des Freiburger Professors für 
Psychoneuroimmunologie Joachim Bauer. Er hat 2007 das 
Buch „Lob der Schule“ geschrieben, in dem er sich mit der 
Frage beschäftigt, wie wir Zugang zur Motivation der Schü-
lerinnen und Schüler finden. Wichtigste Voraussetzung für den 
Lernerfolg sind demnach konstruktive, das Lernen befördern-
de Beziehungen.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Entscheidend für die Motivation sind Wertschätzung und An-
erkennung durch wichtige Bezugspersonen, eben auch durch 
die Lehrkräfte.

Nun kann man sich natürlich gut vorstellen, wie wertgeschätzt 
sich schwache Schülerinnen und Schüler in einem System füh-
len, das so angelegt ist, dass sie durch das Raster fallen.

Erstes Fazit: Die Aufstockung der Poolstunden für Realschu-
len ist prinzipiell richtig. Damit folgt Grün-Schwarz dem von 
Grün-Rot eingeschlagenen Weg der Realschulförderung. Aber 
komplette 20 Poolstunden müssen an die Schulen, damit hier 
individuell gefördert werden kann.

Zweitens: Das rückwärtsgewandte Denken der Landesregie-
rung, nämlich Differenzierung nach Niveaustufen und Ab-
schlussziele in Gruppen oder gar Klassen, das riecht nach 
Trennung à la dreigliedrigem Schulsystem, nicht nach indivi-
dueller Förderung der einzelnen Schülerinnen und Schüler.

Drittens: Damit werden diejenigen Schülerinnen und Schüler 
frühzeitig aussortiert, die dem Hauptschulzugang zugeordnet 
werden. Um zu dokumentieren, dass diese Schülerinnen und 
Schüler auf G-Niveau unterrichtet werden sollen, müssen ih-
nen Fünfer und Sechser gegeben werden. Sie kennen ja diese 
Notengebung. 

(Zuruf: So etwas habe ich noch nie gehabt! – Zuruf 
des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Frustration bei Schülerinnen und Schülern sowie Lehrkräften 
ist vorprogrammiert.

Viertens: Wir fordern stattdessen auch künftig Unterricht im 
gemeinsamen Klassenverbund. Die Festlegung auf ein Bil-
dungsziel sollte erst nach Klassenstufe 8 erfolgen.

Und schließlich fünftens: Die zusätzlichen Ressourcen für Re-
alschulen sind wichtig, aber es darf nicht sein, dass diese in 
veraltete Pädagogik fließen. 

So weit zunächst einmal in dieser ersten Runde.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt erteile ich Frau Abg. 
Boser für die Fraktion GRÜNE das Wort.
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Abg. Sandra Boser GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Weiterentwicklung der 
Realschulen ist ein Projekt, das seit mehreren Jahren – zuerst 
gemeinsam mit der SPD, dann gemeinsam mit der CDU – vo-
rangebracht wurde. Der Hintergrund war immer die steigen-
de Heterogenität an den Realschulen und die Frage: Wie kom-
men wir bei dieser steigenden Heterogenität an den Realschu-
len den Schülerinnen und Schülern am besten entgegen?

Wir haben alle Entwicklungen, die wir bei den Realschulen 
auf den Weg gebracht haben, gemeinsam mit den Realschu-
len besprochen. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Genau! So ist es!)

Die Einführung des Hauptschulabschlusses war ein großer 
Wunsch der Realschulen, dem wir entgegengekommen sind. 
Wir haben die Weiterentwicklung des Projekts gemeinsam mit 
den Realschulverbänden – mit der GEW als größtem Lehrer-
verband, dem Realschullehrerverband und der Rektorenver-
einigung – auf den Weg gebracht.

Ich glaube, dass es richtig war, dass wir in dem neuen, erwei-
terten Konzept mit eingeführt haben, dass äußere Differenzie-
rung möglich ist. Ich betone ganz bewusst: Es ist möglich, es 
ist aber kein Soll. In dem Gesetz steht also nicht – wie Sie, 
Herr Kleinböck, es dargestellt haben –, die Schulen müssten 
in Gruppen organisieren, sondern sie können dies tun. 

Wenn man das vergleicht, was jetzt an den Gemeinschafts-
schulen passiert, muss man sagen: Auch an den Gemein-
schaftsschulen werden zeitweise homogene Gruppen gebil-
det, um Schülerinnen und Schüler in ihrem Leistungsumfeld 
zu fördern. 

Daher glaube ich, dass es nach wie vor wichtig ist, dass wir 
gemeinsam mit den Realschulen schauen, wie das Konzept 
weiter vorangebracht wird. Die Rückmeldungen von den Re-
alschulen sind im Moment sehr unterschiedlich. Es gibt durch-
aus Kritik daran, dass Schülerinnen und Schüler in der Orien-
tierungsstufe nur auf dem mittleren Niveau benotet werden 
können. Das muss man sich genau anschauen. Da sind wir 
auch in Gesprächen mit Realschulen vor Ort, aber auch mit 
den Verbänden, wie wir den Schülerinnen und Schülern da 
besser entgegenkommen können. Es ist uns ein wichtiges An-
liegen – das kann ich an dieser Stelle versprechen –, dass wir 
genau hinschauen werden, wie das Konzept in der Fläche 
funktioniert. 

Ich will dazu nur noch ein Beispiel anführen: Die meisten Er-
fahrungen im Bereich der Differenzierung zwischen grundle-
gendem und mittlerem Niveau bei den Realschulen haben die 
Verbundschulen in unserem Land. Da kann man sehen, wie 
das vor Ort sehr gut funktioniert, egal, ob mit äußerer Diffe-
renzierung oder mit Binnendifferenzierung. Ich glaube, es wä-
re gut, wenn man sich noch einmal anschaut, wie die Konzep-
te in der Fläche wirken. Wichtig ist für uns: Es darf kein Schü-
ler verloren gehen, sondern die Schülerinnen und Schüler 
müssen am Ende ihren Leistungserfolg haben. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Ein Punkt, der mir an dieser Stelle noch sehr wichtig ist, weil 
es dazu derzeit auch Rückmeldungen von Schulen gibt, ist: 
Wir müssen uns noch einmal anschauen – da sind wir derzeit 

ja auch dabei, Frau Ministerin –, wie wir das Thema Hetero-
genität in der Lehrerfortbildung besser verankern können. Das 
betrifft nicht nur die Realschulen, das betrifft alle Schularten. 
Wir haben vor zwei, drei Jahren dafür zusätzliche Mittel zur 
Verfügung gestellt. Man muss prüfen, ob die Mittel derzeit 
ausreichen, ob es über Umschichtungen im Fortbildungshaus-
halt möglich ist, das Thema Heterogenität nochmals aufzu-
greifen. Das wäre, glaube ich, noch ein wichtiger Ansatzpunkt, 
um die Schulen nochmals bei der Umsetzung des Konzepts 
zu unterstützen. 

Alles in allem kann ich an dieser Stelle einfach nur sagen: Wir 
sind sehr gern bereit, gemeinsam mit den Realschulen zu 
schauen, wie das pädagogische Konzept mit der Orientie-
rungsstufe, die zwischen mittlerem und grundlegendem Ni-
veau unterscheidet, und bezogen auf den Weg zum Haupt-
schulabschluss vor Ort funktioniert, und gegebenenfalls auch 
nochmals Anpassungen vorzunehmen. Aber das wird nur ge-
meinsam mit den Schulen geschehen. Daher verlassen wir uns 
auf die Rückmeldungen der Schulen und der Verbände. Da-
mit gehen wir den Weg mit den Realschulen weiter. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort erhält Herr Abg. 
Karl-Wilhelm Röhm für die CDU-Fraktion. – Bitte.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Unser Konzept zur Stärkung der Re-
alschule wird den Talenten und Begabungen der Kinder in vol-
lem Umfang gerecht. Das Konzept ist in sich schlüssig, und 
zwar hinsichtlich der Förderung der Kinder, hinsichtlich der 
Vorbereitung auf die Abschlüsse und vor allem auch hinsicht-
lich der Durchlässigkeit und der Anschlussfähigkeit für den 
Bildungsgang an der Realschule. 

Wir lassen die Zahl der Poolstunden auf 20 aufwachsen. Sie 
sind auch dafür vorgesehen, dass ab Klasse 7 leistungsdiffe-
renziert unterrichtet werden kann. – Lieber Kollege Klein-
böck, wenn die Stunden zur Leistungsdifferenzierung einge-
setzt werden, dann werden sie aus unserer Sicht nicht verpul-
vert, sondern außerordentlich sinnvoll eingesetzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Abg. 
Sandra Boser GRÜNE)

Bei diesem Konzept fällt auch niemand durch das Raster, son-
dern wir sehen uns in der Verantwortung, die Kinder, für die 
zunächst einmal ein Hauptschulabschluss sinnvoll und rich-
tig ist, zielgerichtet vorzubereiten und nicht – wie bei Ihrem 
Konzept – nach Klasse 8 oder in Klasse 8 zu entscheiden, wer 
einen Hauptschulabschluss macht und wer auf einen mittle-
ren Bildungsabschluss vorbereitet wird. 

Wenn man eine Prüfung ernst nimmt, dann muss man die Kin-
der langfristig darauf vorbereiten. Eine Hauptschulabschluss-
prüfung ist auch nicht das Ende der Fahnenstange. Wenn es 
ein ordentlicher Abschluss ist, wird ausdrücklich die Möglich-
keit geboten, dass an ein und derselben Schule in vertrauter 
Umgebung auch ein mittlerer Bildungsabschluss getätigt bzw. 
abgelegt werden kann. Dafür haben wir gesorgt. Das ist uns 
wichtig. 
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Deswegen noch mal: Es fällt niemand durchs Raster. Die Stär-
kung der Realschule sorgt dafür, dass die Realschule eine leis-
tungsfähige und zukunftsorientierte Schule bleibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Abg. Winfried Mack CDU: Bravo!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort erhält Herr Abg. 
Dr. Balzer für die AfD-Fraktion.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren Kollegen Abgeordnete! Ein 
Sachthema – wunderbar, ich freue mich, dass ich dazu etwas 
sagen darf. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Differenzierung benachteiligt schwächere Schülerinnen und 
Schüler? Meine Damen und Herren, mir kommt das wie alte 
Klassenkampfrhetorik der SPD vor. 

(Zurufe der Abg. Peter Hofelich und Sabine Wölfle 
SPD) 

Ich meine auch, diese Behauptung ist einfach nicht richtig. 
Sie ist einfach nicht richtig. Differenzierung ermöglicht es 
dem Lehrer oder der Lehrerin, die Schüler gezielt auf ihrem 
jeweiligen Leistungsstand und ihrer jeweiligen Begabung zu 
unterrichten. Natürlich muss man dazu unterschiedliche Be-
gabungen und Leistungsfähigkeiten anerkennen. Das fällt dem 
einen oder anderen offensichtlich einfach unheimlich schwer. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Dabei ist es eine Binsenweisheit: Schüler sind unterschied-
lich. Das Realschulkonzept ist deswegen durchaus ein Schritt 
in die richtige Richtung. Allerdings ist es nach meiner Kennt-
nis nicht so ganz die richtige Umsetzung dessen, was ur-
sprünglich in der CDU-Programmatik geplant war. Mir kommt 
es so vor, dass es wieder ein teurer Kompromiss zwischen 
Schwarz und Grün ist. Er bindet sehr viele Poolstunden, Stel-
len und Ressourcen. Wir sprechen von 618 Deputaten, wenn 
ich die Zahl recht im Kopf habe. 

Unserer Meinung nach sollte zunächst einmal der reguläre 
Unterricht gesichert und regelmäßig stattfinden. Gesichert be-
deutet, dass eine entsprechende Vertretungsreserve vorhanden 
sein sollte. Der jetzige Unterrichtsausfall ist schlicht und er-
greifend zu hoch. 

(Abg. Raimund Haser CDU: Sollen wir also Lehrer 
daheimlassen, statt sie unterrichten zu lassen?)

Eine Trennung in Hauptschul- und Realschulgruppen oder 
-klassen und die damit einhergehende Differenzierung nach 
Niveaustufen und Abschlusszielen dient der Förderung aller 
Schüler – der schwachen und auch der starken. Ich glaube, 
das ist undiskutabel. 

Wir lesen in der Stellungnahme:

Das neue Realschulkonzept beseitigt eine bisher für Re-
alschulen schulgesetzlich verankerte Beschränkung der 
pädagogischen Reaktionsmöglichkeiten auf eine hetero-
gene Schülerschaft. 

Diese heterogene Schülerschaft hätte im Grunde genommen 
gar nicht entstehen brauchen und dürfen. In der letzten Legis-
laturperiode hieß es ja auch so schön: „Vielfalt macht schlau-
er“. Da war ich noch weit vom Parlament entfernt

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Daran denken wir gern 
zurück!)

und habe den Spruch schon damals als dümmlich empfunden. 
So war dieser wunderbare Spruch. 

(Abg. Daniel Born SPD: Der Spruch ist klug!)

SPD und Grüne, CDU und FDP haben auch allerhand dafür 
getan, dass diese heterogene Schülerschaft entstanden ist. 

(Zuruf des Abg. Jürgen Walter GRÜNE) 

Inklusion, Integration und eben auch die Abschaffung der ver-
bindlichen Grundschulempfehlung haben für diese Nichtho-
mogenität gesorgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ein wichtiger Grund ist auch mit der EU-Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit – heute Morgen war bereits die Rede davon – zu 
nennen, die sich unter der Hand in eine Freizügigkeit unserer 
Sozialsysteme entwickelt hat. 

(Abg. Raimund Haser CDU: Und auf unseren Bau-
stellen! Oder in unseren Pflegeheimen!)

Keiner dieser Beschlüsse wurde zurückgenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Tatsache, dass die Schüler und Schülerinnen ab der sechs-
ten Klasse zieldifferenziert unterrichtet werden sollen, ist wie-
der eine Inkonsequenz. Es wird versucht, mit viel Geld die 
Differenzen zwischen den Koalitionspartnern auszugleichen. 
Zudem werden dabei die Wähler irregeführt. Entgegen dem 
Wahlversprechen wird das Ziel eines Zweisäulenschulsystems 
weiterverfolgt – und die CDU schaut zu.

Da in der Realschule sowohl ein Realschul- als auch Haupt-
schulabschluss möglich ist, können die Schüler, die das mitt-
lere Niveau am Ende der Orientierungsstufe nicht erreicht ha-
ben, an der Realschule bleiben. Damit wird die Heterogenität 
weiter gefördert und die Haupt- oder Realschule ausgeblutet.

Ich habe den Eindruck, in den kommenden Jahren werden wir 
eine Angleichung von Gemeinschaftsschulen und Realschu-
len beobachten und genau das Zweisäulenmodell, das die Grü-
nen haben wollen, erreichen. Und Sie schauen zu. Herzlichen 
Dank, Herr Röhm, Frau Kurtz. Wie erklären Sie das eigent-
lich Ihren Wählern? Das würde mich durchaus einmal inter-
essieren.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Meine Wähler ver-
stehen mich gut!)

Trotz der Poolstunden für die Realschulen – da habe ich ge-
linde Zweifel; ich werde es heute Abend in Balingen wieder 
hören – wird die Realschule eine Gemeinschaftsschule zwei-
ter Klasse sein. Denn sie bietet ja nur das mittlere und das 
grundlegende Niveau, und die Gemeinschaftsschule bekommt 
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das erweiterte Niveau. Eine wirkliche Stärkung der Realschu-
le wäre es, wenn sie nur auf mittlerem Niveau unterrichten 
würde und auch nur die entsprechende Schülerschaft diese 
Schulen besuchen würde.

(Lachen der Abg. Sandra Boser GRÜNE)

Vor diesem konsequenten Schritt hat man sich jedoch ge-
scheut, und Sie schauen zu.

(Lachen der Abg. Sandra Boser GRÜNE – Abg. San-
dra Boser GRÜNE: Oh Gott!)

An der Gemeinschaftsschule ist die Einrichtung einer gymna-
sialen Oberstufe möglich – an der Realschule nicht. Auch hier 
besteht also eine Bevorzugung der Gemeinschaftsschulen ge-
genüber den Realschulen. Wir wollen diese Benachteiligung 
der Realschulen nicht hinnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Realschule ist der leistungsfähigste Schultyp, der die 
Schüler auf das Berufsleben, auf die Lehre ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Balzer, 
kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: ... – jawohl, ich bin beim letz-
ten Satz – und auf das berufliche Gymnasium vorbereiten 
kann. Wir möchten diesen Schultyp erhalten und fördern und 
nicht durch die Gemeinschaftsschule langsam, aber sicher zer-
stören, wie es dem Programm der SPD und der Grünen ent-
spricht.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ihr letzter Satz.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Und wir wollen sie schon gar 
nicht in eine Gemeinschaftsschule zweiter Klasse umwandeln 
lassen, auch nicht mit Zuschauen der CDU.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort für die FDP/
DVP-Fraktion hat Herr Abg. Dr. Kern.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Jetzt schauen Sie einmal nach vorn 
auf die Bänke, auf denen die Regierung dieses Landes sitzt.

(Zuruf des Abg. Tobias Wald CDU) 

16 Plätze sind vorhanden, 15 Plätze sind leer.

(Zuruf des Abg. Raimund Haser CDU) 

Frau Kultusministerin, ich bin Ihnen außerordentlich dankbar, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der CDU, 
der AfD und der SPD)

dass wenigstens Sie bei diesem Tagesordnungspunkt zum The-
ma Bildung anwesend sind.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Neue Schallplat-
te bitte machen! Die alte Schallplatte hat Risse! – Zu-

ruf des Abg. Raimund Haser CDU) 

Da sieht man, welchen Stellenwert Bildung bei dieser Lan-
desregierung hat, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Dr. 
Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Fast so entspannt wie 

der Innenminister!)

Die SPD fragt in ihrem Antrag, auf der Grundlage welcher 
wissenschaftlichen Erkenntnisse „die Realschulen wieder stär-
ker leistungsdifferenzierte Klassen bilden sollen“. Die Ant-
wort der Kultusministerin lautet:

Es gibt keine wissenschaftlichen Erkenntnisse, die es 
rechtfertigen würden, die pädagogischen Reaktionsmög-
lichkeiten der Realschulen zu beschränken.

Da kann ich im Namen der FDP/DVP-Fraktion nur sagen: 
Volltreffer, Frau Dr. Eisenmann. Denn das weitgehende Ver-
bot der Bildung leistungsdifferenzierter Klassen durch die da-
malige grün-rote Regierungskoalition stellte eine erhebliche 
Einschränkung der pädagogischen und organisatorischen 
Möglichkeiten der Realschulen dar, und diese Einschränkung 
der pädagogischen Freiheit der Lehrer wäre doch wissen-
schaftlich nachweispflichtig gewesen und nicht die spätere 
Rücknahme dieser Einschränkung, wie es die SPD nun for-
dert, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
AfD)

Abgesehen davon sollte Bildungspolitik nach Auffassung von 
uns Freien Demokraten nur danach fragen, was für jeden ein-
zelnen Schüler das Beste ist, und parteipolitische Motive au-
ßen vor lassen. Das aber ist mit der selbst ernannten Komple-
mentärkoalition leider nicht zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der AfD 
– Zuruf des Abg. Jürgen Walter GRÜNE) 

Der neuseeländische Bildungswissenschaftler John Hattie ver-
öffentlichte im Jahr 2008 eine große Studie zur Frage, wel-
cher Faktor den stärksten Einfluss auf Schülerleistungen be-
sitzt. Und er kam zu dem offensichtlich für manchen überra-
schenden Ergebnis: Auf den Lehrer kommt es an.

Die Hattie-Studie war bei Regierungsantritt von Grün-Rot im 
Jahr 2011 allgemein bekannt. Ich selbst habe sie beispielswei-
se auch in einer Plenardebatte im Jahr 2012 angesprochen. 
Leider hat sich die Regierung Kretschmann I auch durch die 
Hattie-Studie nicht davon abhalten lassen, mit der Gemein-
schaftsschule den Lehrer durch den Lernbegleiter zu ersetzen.

Dieses Leitbild des Lernbegleiters lag auch der grün-roten Re-
alschulreform zugrunde, inklusive eines grundlegenden Miss-
trauens gegenüber den Lehrerinnen und Lehrern an den Real-
schulen.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Immer die glei-
che Platte!)

Denn warum sonst sollte man ihnen vorschreiben, dass sie nur 
im Ausnahmefall Klassen auf unterschiedlichen Leistungsni-
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veaus bilden können und ansonsten nach der Methode der Ge-
meinschaftsschulen binnendifferenziert zu unterrichten ha-
ben? Ganz offensichtlich befürchtete man, dass viele Real-
schullehrer dann selbst entscheiden, wie sie ihre Schüler auf 
den jeweiligen Abschluss vorbereiten wollen. Das wäre päd-
agogisch naheliegend gewesen – hätte aber die beabsichtigte 
Einführung der Gemeinschaftsschule durch die Hintertür ver-
hindert. Vergeblich hat die FDP/DVP-Fraktion damals bean-
tragt, die Entscheidung über die Bildung leistungsdifferen-
zierter Klassen denen zu überlassen, die diese am besten tref-
fen können, nämlich den Lehrerinnen und Lehrern an den Re-
alschulen.

(Beifall bei der FDP/DVP und des Abg. Dr. Rainer 
Podeswa AfD)

Dass die grün-schwarze Regierung Kretschmann II das Real-
schulgesetz der grün-roten Regierung Kretschmann I teilwei-
se wieder zurücknahm, haben wir Freien Demokraten begrüßt. 
Die Kultusministerin setzte sich sogar über den Koalitions-
vertrag hinweg, 

(Abg. Jürgen Walter GRÜNE: Warte mal, bis Kretsch-
mann III kommt, dann wird das bitter für euch! Wir 

wollten ja nie regieren!)

der leistungsdifferenzierende Kurse eigentlich nur in den 
Kernfächern vorsah. Leider mussten wir dann aber feststel-
len, dass auch das neue Realschulgesetz einen schmerzlich 
grünen Kratzer hatte: Die Realschullehrer erhielten ihre päd-
agogische Freiheit nämlich erst ab Klasse 7 zurück. Die Ori-
entierungsstufe in den Klassen 5 und 6 blieb bestehen; das 
heißt konkret, dass das Sitzenbleiben am Ende von Klasse 5 
abgeschafft bleibt und dass es in beiden Jahrgangsstufen kei-
ne Kurse auf unterschiedlichem Leistungsniveau geben darf. 
Die Rückabwicklung ist damit wieder einmal ein Komple-
mentärkompromiss, wie er gerade für die Bildungspolitik der 
grün-schwarzen Koalition leider mittlerweile typisch gewor-
den ist.

(Beifall des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP – 
Abg. Raimund Haser CDU: Na, na, na!)

Die CDU feiert sich für die Aufhebung des Verbots zur äuße-
ren Differenzierung, und zur Gesichtswahrung der Grünen 
dient die Beibehaltung der Orientierungsstufe. Was aber für 
den einzelnen Schüler das Beste wäre, spielt im Kalkül die-
ser Koalition keine Rolle. Dabei wäre es in Baden-Württem-
berg dringend erforderlich, nur nach der besten Bildung für 
jeden Einzelnen zu fragen und durch einen Schulfrieden wie-
der Ruhe und Verlässlichkeit in unsere Schulen zu bringen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
sowie des Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos])

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann übernimmt Herr 
Abg. Raimund Haser den zweiten Teil der Redezeit für die 
CDU. 

(Zurufe von den Grünen, u. a. Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl: Erst die Ministerin!) 

– Er möchte, glaube ich, vor der Ministerin sprechen.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das geht nicht! 
Das geht nicht! – Weitere Zurufe)

– Es geht. Das haben wir schon so praktiziert. 

(Zurufe: Nein!)

– Ich glaube, das ist jetzt nicht das Problem.

(Zurufe von den Grünen – Unruhe) 

Das Wort hat der Kollege Haser.

Abg. Raimund Haser CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Das, was ich zu sagen habe, 
klären wir, bevor die Ministerin kommt. 

Herr Balzer, normalerweise versuche ich, das, was Sie sagen, 
einigermaßen kühl anzunehmen, aber an dieser Stelle zeigt 
sich, dass Sie Themen in der Bildung wieder einmal so nut-
zen, dass Sie zeigen: Es geht Ihnen nicht um die Kinder, son-
dern darum, letztlich Ihre eigene Politik zu machen.

(Zurufe von der AfD: Ach nein! – Was Sie nicht sa-
gen!) 

In der Koalition, die wir haben, behält natürlich jede Frakti-
on ihre Meinung. Das heißt aber nicht, dass wir nicht auch be-
reit sind, Kompromisse zu schließen. Das, lieber Herr Balzer, 
ist der Unterschied zwischen einer Fraktion, die in der Lage 
ist, eine Regierung zu stützen und zu wählen, und einer Frak-
tion, die dieses Privileg niemals haben wird.

(Abg. Udo Stein AfD: Schauen Sie mal da rüber!)

Stichwort Heterogenität: Wenn ich Sie richtig verstanden ha-
be, sagen Sie, dass die Schulen dafür verantwortlich sind, dass 
die Gesellschaft heterogener wird. 

(Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Nein, habe ich nicht 
gesagt!)

Ich glaube, dass es andersherum war. Die Heterogenität ist da, 
und wir müssen mit ihr umgehen. Das ist der Unterschied in 
der Analyse. 

Den Hauptschulabschluss haben wir erhalten, 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sehr gut!)

und dieser bleibt auch dann erhalten, wenn es nur zwei Schu-
len in einem Ort gibt. Das ist auch der Grund, weshalb wir das 
Rad nicht zurückgedreht haben. Wenn es in einer Gegend kei-
ne Hauptschule und keine Werkrealschule mehr gibt, gibt es 
dort auch keine Möglichkeit mehr, eine solche zu besuchen. 
Deswegen müssen die Schüler selbstverständlich in der 
nächstgelegenen Schule unterrichtet werden.

Zum Thema Zuwanderung möchte ich Sie fragen – gerade am 
heutigen Tag, an dem es schon so oft um Flüchtlinge und um 
Fremde gegangen ist –: Wer baut eigentlich Ihr Haus, wer 
pflastert Ihre Straße, wer pflegt Ihre Eltern, und wer kümmert 
sich um das, worum Sie sich schon lange nicht mehr kümmern 
wollen? 

(Zurufe von der AfD – Unruhe) 
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Ich glaube, das wäre einmal eine Diskussion, die Sie gut auch 
innerhalb Ihrer Fraktion führen könnten. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Herr Abg. Sckerl hat recht: Die Redezeit hätte, 
wenn man sie teilt, direkt hintereinander von derselben Frak-
tion genutzt werden müssen. Insofern habe ich das jetzt falsch 
aufgerufen. Aber ich halte es in diesem Fall für relativ unpro-
blematisch, wenn Sie so freundlich sein wollen, das durchge-
hen zu lassen. Es war sozusagen die erste Runde, und die 
Herrschaften haben sich die Redezeit der CDU-Fraktion ge-
teilt, aber nicht direkt hintereinander gesprochen. Ich weiß das 
jetzt beim nächsten Mal, Herr Sckerl. 

(Zuruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE – Wei-
tere Zurufe – Unruhe) 

Sind Sie damit einverstanden? – Wir nehmen es zur Kenntnis. 
Ich danke, dass Sie das durchgehen lassen konnten. 

Jetzt ist, wenn ich es richtig mache, Frau Ministerin Dr. Ei-
senmann dran. – Sie haben das Wort.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vielen Dank. – Ja, wenn ich schon da bin – was von 
Herrn Kern ja lobend erwähnt wurde –, möchte ich auch ein 
paar Worte zu Ihnen sagen. Ich bin gern da, und wenn der 
Landtag ruft, bin ich selbstverständlich immer da. Ich bin je-
derzeit gern bereit, mit Ihnen über Bildungspolitik zu disku-
tieren; das lohnt sich zu jedem Zeitpunkt; es sind wichtige 
Themen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Vereinzelt Bei-
fall bei den Grünen)

– Schön, dass wir da einer Meinung sind.

Ziemlich genau vor einem Jahr, am 3. Mai 2017, haben wir in 
zweiter Lesung das neue Realschulkonzept verabschiedet. Der 
Antrag der SPD stammt vom 21. Dezember 2016. Dadurch 
hat sich vielleicht manches inzwischen überholt oder ist wei-
terentwickelt worden. 

Ganz grundsätzlich glaube ich, dass es entscheidend war, dass 
wir mit den Realschulen eine Schulart gestärkt haben – ge-
statten Sie mir die Bemerkung: das war auch überfällig –, die 
auf sehr große Beliebtheit bei Eltern, bei Schülerinnen und 
Schülern trifft. Und Beliebtheit bemisst sich nicht nur an der 
Anzahl der Schülerinnen und Schüler, die diese Schulart wäh-
len, sondern es geht auch um die Vermittlung in den Arbeits-
markt, in eine berufliche Ausbildung, oder um die nächste Stu-
fe, das allgemeinbildende oder berufliche Abitur. Da sieht 
man, dass unsere Realschulen eine glänzende Schulbildung 
machen. Das zu würdigen war überfällig. 

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen – Beifall des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP) 

Herr Kleinböck, wenn Sie von Frustration bei Schulen und 
bei Schülerinnen und Schülern im Realschulbereich sprechen, 

dann müssen Sie andere Realschulgespräche führen als ich. 
Aber dass die größte Frustration in der letzten Legislaturpe-
riode herrschte, als nämlich die Realschulen gar keine Rolle 
gespielt haben, das kann ich Ihnen aus vielerlei Gesprächen 
bestätigen. Vielleicht haben Sie es darauf bezogen und nicht 
auf die jetzige Situation. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Es gab ja unter Ihrer Ägide – so etwas ist politisch ein wich-
tiges Signal – im Kultusministerium nicht einmal mehr ein 
Realschulreferat. Das hat viele sehr gestört, und wir haben 
dies jetzt wieder eingeführt. Da muss man schon sagen: Auch 
das macht deutlich, welche Gewichtung ein Thema hat. Des-
halb spiegeln wir die Schularten getreu ihrer Bedeutung so 
wider – nämlich alle gleichermaßen. Das gilt auch für unsere 
Realschulen. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Zum Konzept wurde schon vieles gesagt. Man muss natürlich 
grundsätzlich sagen: Unsere Schularten haben generell eine 
zunehmend heterogene Schülerschaft. Dass wir Nachholbe-
darf haben, wenn es darum geht, die Schulen zu stärken – al-
le Schularten –, um auf die Heterogenität besser reagieren zu 
können, ist Teil des Qualitätskonzepts, das wir auch parallel 
in unseren Unterstützungsmaßnahmen seitens der Kultusver-
waltung realisieren. 

Die Heterogenität beginnt früher, und im Übrigen gilt auch 
hier – –

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Aber die El-
tern sind nicht heterogen!)

– Alle sind wir heterogener. – Aber auch hier gilt etwas, was 
mir sehr wichtig ist. Lassen Sie mich auf George Bernhard 
Shaw verweisen, der einmal sagte: 

Auf jede komplexe Frage gibt es eine einfache Antwort, 
und die ist regelmäßig falsch. 

(Zurufe: Ja!)

Deshalb lässt sich Heterogenität nicht einfach erklären, auch 
nicht durch den Verweis auf einen bestehenden oder aber nicht 
gegebenen Migrationshintergrund. Heterogenität heißt bei-
spielsweise in den Grundschulen in Klasse 1, dass Kinder, die 
schon lesen können, in derselben Klasse sitzen wie Kinder, 
die noch nicht einmal einen Stift halten können. Da eine Ge-
meinsamkeit zu entwickeln ist für Lehrerinnen und Lehrer ei-
ne große Herausforderung, bei der wir sie besser unterstützen 
müssen. 

Die Heterogenität in den Realschulen war schon immer sehr, 
sehr groß. Deshalb war es überfällig, dass wir darauf reagie-
ren, indem in unterschiedlichen Gruppen individuelle Förde-
rung erfolgen kann. Auch da gilt: Wir bauen im Endausbau 
auf 20 Poolstunden aus; Kollege Röhm hat es erwähnt. Das 
ist das, was Realschuleltern, der Realschulverband, die Real-
schullehrerinnen und -lehrer als richtig empfinden. Wir stär-
ken, um genau auf diese Heterogenität im Sinne von indivi-
dueller Unterstützung, im Sinne von Gruppenunterstützung 
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und im Sinne von Leistungsorientierung tatsächlich optimal 
reagieren zu können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Deshalb ist es richtig, dass wir damit erreichen, dass die Re-
alschulen weiterhin eine tragende Säule unseres Schulsystems 
bleiben. Deshalb gibt es ein klares Bekenntnis dieser Regie-
rung zu den Realschulen im Land. 

Frau Boser, Sie haben es angesprochen: Dass wir das Konzept 
kontinuierlich begleiten und bewerten, uns auch zutrauen, zu 
korrigieren, um es auf dieser Basis noch besser zu machen – 
unter Einbindung der Schulen, der Lehrerinnen und Lehrer, 
der Eltern –, das ist richtig; das ist auch notwendig, und das 
werden wir auch tun. 

So habe ich beispielsweise bei den Poolstunden – das Thema 
Poolstunden wurde angesprochen; bei denen ist ja vom Grund-
satz her vorgesehen, sie direkt in die Schulen und in die Ver-
teilung der Staatlichen Schulämter zu geben – festgelegt, dass 
wir auch im zweiten Jahr die Poolstunden komplett an die 
Schulen geben. Denn wir haben Vertrauen, dass die Schulen 
damit einen optimalen Umgang finden.

Wir werden dann gemeinsam bewerten müssen, wie wir in 
Zukunft damit umgehen. Wir sind lernfähig auf der Basis des 
Gesprächs und dessen, was man uns rät. Wir haben ein gutes 
Konzept. Aber nichts ist so gut, dass es nicht noch besser wer-
den kann. Das werden wir uns entsprechend anschauen. Des-
halb: ein klares Bekenntnis zu den Realschulen im Land und 
noch einmal vielen Dank an alle, die dieses Konzept mitge-
tragen haben. Es war überfällig, und es ist genau der richtige 
Weg. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Kleinböck, bit-
te, für die SPD-Fraktion. 

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Kollege Balzer, das Thema Homo-
genität, die Mär von der Homogenität – das muss ich Ihnen 
nicht noch einmal erzählen – haben wir hier schon oft genug 
diskutiert. Das gilt auch ein Stück weit für den Kollegen Timm 
Kern – leider –, der ja auch kein Freund der Binnendifferen-
zierung ist. Wir haben das aber in unserer Ausbildung auch 
nicht so gelernt. Ich habe allerdings mittlerweile vielfach ge-
sehen, wie gut das funktioniert. 

Kollegin Boser und Kollege Röhm, ob Sie da wirklich im Ge-
spräch mit den Realschulen sind? Leichte Zweifel habe ich an 
dieser Stelle schon. 

In einem gebe ich Ihnen, Frau Ministerin, recht: Die Stärkung 
der Realschulen und die Auseinandersetzung mit diesem The-
ma waren überfällig. Deshalb haben wir das auch in der letz-
ten Legislaturperiode aufgegriffen. Gelegentlich wird uns ja 
vorgeworfen, wir hätten zu viel gemacht. Dass wir das nicht 
gleich zu Beginn machen konnten, war einfach der großen An-
zahl von Aufgaben, die wir vorgefunden haben, geschuldet. 

(Lachen des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Wann wurde das Realschulreferat abgeschafft? Diese Frage 
sollten wir vielleicht noch einmal klären. Denn ich weiß 
schon, dass unter Schwarz-Gelb, vor 2011, die Realschulen 
eigentlich nichts hatten. Insofern muss man jetzt nicht anfan-
gen, so zu tun, als ob das prima Zustände gewesen wären. 

(Beifall bei der SPD)

Frau Ministerin, Sie haben gesagt, Sie hätten nicht den Ein-
druck, dass ich oder wir vonseiten der SPD im Gespräch mit 
den Realschulen wären, und Sie fragten sich, mit wem wir da 
gesprochen haben. Ich kann Ihnen einmal ein paar Punkte be-
nennen, die uns in den Gesprächen immer wieder vorgetragen 
werden. Einen Teil können Sie aber auch in unserem Wahl-
programm von 2016 nachlesen. 

Wir hatten uns eindeutig dafür ausgesprochen, dass jetzt, beim 
Aufbau der Poolstunden, parallel dafür gesorgt wird, dass ins-
besondere die Schulleitungen in den Realschulen gestärkt wer-
den müssen. Da ging es um die Frage: Wie wird der Beruf des 
Realschulrektors attraktiver? Wie machen wir das denn mit 
Abteilungsleitern in Realschulen? Vielleicht müssen wir auch 
da die Fragen, die vor Ort gestellt werden, stärker aufnehmen. 
Wir wissen, dass große Realschulen Anspruch auf einen Kon-
rektor haben. Aber vielleicht wird dieses System analog zu 
Vorbildern wie Bayern irgendwann ein wenig umgestellt, so-
dass auch die Arbeit an den Realschulen wieder etwas attrak-
tiver wird.

Frau Ministerin, die CDU diskutiert ganz aktuell wieder über 
die Wertevermittlung. Wie wäre es denn, wenn Sie endlich 
den Ethikunterricht auch an den Realschulen einführen und 
dies nicht nur vage für das Schuljahr 2019/2020 ankündigen 
würden? 

Was ist denn mit der Informatik in den Realschulen? Im 
nächsten Schuljahr soll das Fach ab Klasse 7 als Wahlfach ein-
geführt werden. Haben Ihnen die Fachleute vor Ort nicht er-
klären können, dass es besser wäre, das als Wahlpflichtfach 
einzuführen, um das MINT-Profil an den Realschulen zu stär-
ken – so, wie es an Gemeinschaftsschulen und Gymnasien ge-
plant ist?

Sind Ihnen die Probleme mit dem Fach Französisch als Wahl-
pflichtfach bekannt? Vielleicht müssen wir einmal darange-
hen, das zu evaluieren. Wenn man schon ab Klasse 6 das 
Wahlpflichtfach Französisch wählen muss, damit man in Klas-
se 7 das Fach Französisch überhaupt belegen kann, macht das 
wenig Sinn; es ist problematisch, diejenigen, die sprachtalen-
tiert sind, schon so frühzeitig auszusortieren und in Klasse 6 
zu verprellen. Die Liste ließe sich fortsetzen. 

Ich habe leider nur noch wenig Zeit, aber zwei Punkte sind 
mir aus Gesprächen mit den Fachleuten vor Ort noch wichtig. 
Ein Punkt betrifft die Schulverwaltung.

(Zurufe: Es gibt eine Frage! – Glocke der Präsiden-
tin) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich schaue gerade nach 
Ihrer Sprechzeit. Lassen Sie noch eine Zwischenfrage des 
Abg. Dr. Kern zu?



 3739

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 62. Sitzung – Mittwoch, 9. Mai 2018

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Ja, wenn Sie die Uhr anhal-
ten. Ich habe noch drei Sätze zu sagen. – Timm, bitte.

(Zurufe)

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Sehr geehrter Herr Kolle-
ge Kleinböck, Sie versuchen wortreich, zu erklären, warum 
die SPD die Realschulen für richtig, wichtig und stärkenswert 
hält, ...

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Richtig.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: ... und erläutern, was Sie 
da alles wollen und was die Landesregierung tun müsste. 

Erklären Sie mir doch bitte einmal, warum es, als die SPD in 
der letzten Legislaturperiode das Kultusministerium stellte, 
kein eigenes Realschulreferat mehr gab. Die SPD wollte zu-
sammen mit den Grünen ein Zweisäulensystem in der Schul-
struktur in Baden-Württemberg umsetzen: zwei Säulen, be-
stehend aus Gymnasien und Gemeinschaftsschulen. Da finde 
ich keine Säule Realschule. Können Sie diesen Widerspruch 
vielleicht aufklären?

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Lieber Kollege Kern, uns 
wird so oft vorgeworfen, dass wir in dieser Zeit viel zu viele 
Punkte angegangen wären. Die Schulverwaltung auszubauen 
Richtung Gemeinschaftsschule war eine richtig große Aufga-
be.

(Zuruf des Abg. Winfried Mack CDU) 

Die Gemeinschaftsschule als neue Schulart zu installieren war 
eine richtig große Aufgabe. Im nächsten Schritt haben wir uns 
den Realschulen zugewendet und sie mit Poolstunden ver-
sorgt, und erstmals wurde ein Realschulkonzept erstellt. Das 
muss man doch einfach zur Kenntnis nehmen.

Insofern haben wir in der letzten Legislaturperiode schon sehr 
viel getan, was auch die Stärkung der Realschulen beinhaltet 
hat. 

(Beifall bei der SPD – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP meldet sich.)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Die Redezeit ist zu beach-
ten. Die Redezeit der SPD ist schon eine ganze Weile abge-
laufen, Herr Dr. Kern. 

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Unruhe) 

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Ich stehe nachher noch zur 
Verfügung, lieber Kollege Kern.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Genau. Danke schön.

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen, lassen Sie mich noch zwei Sätze sagen.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Aber bitte nur zwei, Herr 
Kleinböck.

(Abg. Winfried Mack CDU: Ein Satz! Wegen dir 
müssen wir nachsitzen!)

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Ja, gut, okay. Ich beschrän-
ke mich auf einen Satz. – Es geht mir um die geplante Neu-
ordnung der Abschlussprüfung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Absicht, eine mündliche Prüfung nur noch dann zu-
zulassen, wenn zwischen eingereichter und erzielter Note zwei 
Noten Differenz liegen. Das ist ja ziemlich sinnfrei. Wenn wir 
einmal die Realität anschauen: Da werden wir keine mündli-
chen Prüfungen mehr brauchen.

Ich fasse zusammen:

(Vereinzelt Heiterkeit – Unruhe)

Gerade bei der Weiterentwicklung der Realschule gibt es noch 
viel zu tun. Das, was ich hier gehört habe, geht an dem, was 
ich an den Realschulen höre, ziemlich vorbei.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Redezeit!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Gut. Vielen Dank, Herr 
Abg. Kleinböck.

(Heiterkeit)

Jetzt machen wir Schluss.

Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Ich verstehe auch die Schul-
leitungen von Realschulen, die sehnsüchtig an die Zeiten ei-
nes Kultusministers Stoch zurückdenken.

(Oh-Rufe)

Vielen Dank.

(Heiterkeit – Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Boser, haben 
Sie noch eine – – Okay. Bitte. Ja, klar. Sie haben noch 41 Se-
kunden Redezeit.

(Unruhe) 

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Ich habe auch noch Redezeit. 
Die werde ich durchaus noch nutzen; denn ich muss nochmals 
auf ein paar Punkte eingehen.

Zum einen, Herr Kleinböck: Es tut mir ja ehrlich leid, aber er-
klären Sie dann den Realschulen, wenn Sie vor Ort sind, dass 
man es unter Grün-Rot so eingerichtet hat, dass wir Franzö-
sisch ab der sechsten Klasse anbieten, und zwar mit dem ein-
zigen Hintergrund, dass dies eine Stärkung der Sekundarstu-
fe war, damit man einen Übergang zwischen Realschule, Ge-
meinschaftsschule und Gymnasium herstellen kann. Also, die-
se Kritik, die Sie jetzt hier einbringen, verstehe ich, ehrlich 
gesagt, überhaupt nicht.

(Abg. Gerhard Kleinböck SPD: Damit muss man um-
gehen! Das muss man evaluieren! Das habe ich ge-

sagt!)

Das war eine der wichtigen Entscheidungen.

Zu dem Punkt Ethik möchte ich einfach nur sagen: Wenn Sie 
bei den Haushaltsberatungen aufgepasst hätten, hätten Sie 
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festgestellt: Wir haben die Mittel für Stellen für Ethik ab Klas-
se 7 in den Realschulen zur Verfügung gestellt. Die Kabinetts-
vorlage wurde von der Frau Ministerin bereits gestern in Zü-
gen vorgestellt. Also, es tut mir leid: Auch diese Kritik kann 
ich nicht annehmen.

Zu dem, was vorhin noch einmal vonseiten von Herrn Dr. 
Kern kam, die alte Landesregierung habe sich nicht um die 
Realschulen gekümmert:

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Die alte Landesregierung hat die Poolstunden bei den Real-
schulen eingeführt, sie hat das Konzept vorbereitet.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Wo im Zweisäulen-
schulsystem stand die Realschule?)

Das Konzept wurde – – Ja, das behaupten ja immer nur Sie.

(Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP – Unruhe 
– Glocke der Präsidentin)

Damals haben wir schon darüber gesprochen. Ich habe jetzt 
auch noch – –

(Zuruf des Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Kern, las-
sen Sie sie jetzt bitte zum Ende kommen.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Wir haben es in der letzten Le-
gislaturperiode schon ausführlich besprochen, dass wir die 
Realschulen genauso mitbetrachtet haben in diesem Zweisäu-
lensystem, dass wir auch den Weg für die Hauptschulab-
schlussprüfung gebahnt haben und dass wir das gemeinsam 
mit den Realschulen auf den Weg gebracht haben. 

Es war mir wichtig, hier einfach noch einmal darauf einzuge-
hen, weil hier unterschwellig immer wieder irgendwelche Din-
ge kommen, die einfach nicht korrekt sind. Das muss man am 
Ende auch klarstellen dürfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Gut. Vielen Dank. – Jetzt 
sehe ich keine weiteren Wortmeldungen. 

Dann können wir zum Abschluss kommen. Der Antrag 16/1254 
ist ein reiner Berichtsantrag. Er kann für erledigt erklärt wer-
den. – Sie stimmen dem zu.

Damit ist Tagesordnungspunkt 8 erledigt.

Punkt 9 zu den Ganztagsschulen wurde auf Wunsch der SPD 
abgesetzt. Vielen Dank.

Ich rufe die Punkte 10 bis 15 der Tagesordnung gemeinsam 
auf:

Punkt 10:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für  
Finanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
29. März 2018 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Lan-
des Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 20: Nahverkehrsge-
sellschaft Baden-Württemberg mbH – Drucksachen 16/3805, 
16/3915

Berichterstatter: Abg. Dr. Albrecht Schütte

Punkt 11:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für  
Finanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 
27. März 2018 – Bericht der Landesregierung zu einem 
Beschluss des Landtags; hier: Denkschrift 2016 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 17: Landesamt 
für Geoinformation und Landentwicklung Baden-Würt-
temberg – Drucksachen 16/3769, 16/3914 

Berichterstatter: Abg. Dr. Albrecht Schütte

Punkt 12:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Finanzen vom 29. März 2018 – Unterrichtung des 
Landtags in EU-Angelegenheiten; hier: Vorschlag für ei-
ne Verordnung und eine Richtlinie über gedeckte Schuld-
verschreibungen – Drucksachen 16/3820, 16/3925 

Berichterstatter: Abg. Joachim Kößler

Punkt 13:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Eu-
ropa und Internationales zu der Mitteilung des Ministeri-
ums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau vom 20. Ap-
ril 2018 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegen-
heiten; hier: Verordnungsvorschlag zur Errichtung einer 
Europäischen Arbeitsbehörde – Drucksachen 16/3951, 
16/3956 

Berichterstatter: Abg. Josef Frey

Punkt 14:

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 
16/3952, 16/3953, 16/3954, 16/3955 

Punkt 15:

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 16/3872

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
verschiedenen Ausschüssen fest. – Es ist so beschlossen.
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Der unter Punkt 16 aufgeführte Tagesordnungspunkt

Kleine Anfragen

hat sich erledigt, da alle für die heutige Plenarsitzung relevan-
ten Kleinen Anfragen beantwortet wurden.

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende der heu-
tigen Tagesordnung angelangt.

Die nächste Plenarsitzung findet am 6. Juni 2018 um 9:00 Uhr statt. 

Ich darf Sie noch auf die Veranstaltung „Verfassungsrechtli-
che Gestaltungsräume für eine eigenständige Europapolitik 
des Landes Baden-Württemberg“ anlässlich des Europatags 
hinweisen. Sie sehen, das Publikum ist schon da. Bitte reihen 
Sie sich ein, und nutzen Sie die Gelegenheit.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit und schließe die Sit-
zung.

Schluss: 18:49 Uhr
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Anlage

Vorschlag
der Fraktion der CDU

Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen

Ausschuss Funktion scheidet aus tritt ein

Ständiger Ausschuss stellvertretendes Mitglied Klenk 

Ausschuss für Inneres,  stellvertretendes Mitglied Klenk Kurtz 
Digitalisierung und Migration 

Ausschuss für Finanzen stellvertretendes Mitglied Klenk Gentges

Ausschuss für Kultus, stellvertretendes Mitglied Klenk 
Jugend und Sport

Ausschuss für Wissenschaft, stellvertretendes Mitglied Klenk 
Forschung und Kunst

Ausschuss für Umwelt, stellvertretendes Mitglied Klenk Kurtz 
Klima und Energiewirtschaft

Ausschuss für Wirtschaft, stellvertretendes Mitglied Klenk Kurtz 
Arbeit und Wohnungsbau

Ausschuss für Soziales Mitglied Hockenberger Martin 
und Integration stellvertretendes Mitglied Klenk

Ausschuss für Ländlichen Mitglied Klenk Hockenberger 
Raum und Verbraucherschutz stellvertretendes Mitglied Hockenberger

Ausschuss für Verkehr stellvertretendes Mitglied Klenk

Ausschuss für Europa und stellvertretendes Mitglied Klenk Kurtz 
Internationales stellvertretendes Mitglied  Martin

Petitionsausschuss stellvertretendes Mitglied Klenk

Ausschuss nach Artikel 62 Mitglied Klenk Kurtz 
der Verfassung (Notparlament)

07.05.2018

Dr. Reinhart und Fraktion
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